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Editorial 


Politik in Deutschland 


Die bundesdeutsche Politik der letz- 
ten fünf Jahre bietet eine seltsame 
Ironie. Wurde in den 80er Jahren 
das Projekt eines sozialen und öko- 
logischen Umbaus der Industriege- 
sellschaft allein schon aus finanziel- 
len Gründen von den Regierenden 
als illusionär abgetan, so mobilisiert 
dieselbe Regierung für die Übertra- 
gung der kapitalistischen Marktord- 
nung auf Ostdeutschland heutzutage 
Beträge, von denen die linken und 
grünen Reformpolitiker damals 
nicht einmal zu träumen wagten. 
Nach fünf Jahren desaströser Verei- 
nigungspolitik mag man sich dar- 
über streiten, wessen Vorstellungen 
illusionärer waren. 

Die Bonner Visionäre richteten ih- 
ren Blick zunächst auf eine verklärte 
westdeutsche Nachkriegsgeschichte. 
Nach dem Modell von Währungsre- 
form und Wirtschaftswunder wollte 
man auch im Osten die Marktkräfte 
»entfesseln«. Die politischen Ent- 
scheidungsträger hofften, sich nach 
Durchsetzung der richtigen Grund- 
entscheidungen auf einen »ord- 
nungspolitischen Rahmen« zurück- 
ziehen zu können. Die Sanierung 
der Volkswirtschaft und die Anglei- 
chung der Lebensverhältnisse sollte 
sich durch Veräußerung des ehemals 
»volkseigenen« Vermögens selbst 
finanzieren. Der zunächst überwie- 


gend kreditfinanzierte »Fonds Deut- 
sche Einheit« und die einheitsbe- 
dingt steigende Staatsverschuldung 
sollten sich durch erwartete Steuer- 
mehreinnahmen innerhalb weniger 
Jahre konsolidieren. Das Ausmaß 
der Verschuldung und die zukünftig 
anfallenden Kosten wurden freilich 
vorsichtshalber hinter einer Vielzahl 
kaum noch durchschaubarer Sonder- 
haushalte versteckt - was bei einer 
Aktiengesellschaft den Verdacht des 
Bilanzbetrugs nahegelegt hätte. 

Nachdem die dem Markt zugespro- 
chenen »selbstorganisierenden« Po- 
tenzen ausblieben, nachdem der 
Umbau der ostdeutschen Industrie 
sich nicht »selbst finanzierte«, ging 
die Bonner Politik dazu über, ın ei- 
nem bislang nicht gekannten Um- 
fang Ressourcen zu mobilisieren 
und umzuverteilen - blieb allerdings 
in einem ideologischen Bezugsrah- 
men gefangen, der eine langfristig 
angelegte Industrie- und Infrastruk- 
turpolitik nicht zuläßt. Das Resultat 
war ein gedankenloses, prozyklisch 
wirkendes Flickwerk, zusammenge- 
stückt mit Blick auf die nächsten 
Wahlen. Auf der Höhe des Vereini- 
gungsbooms wurde die Nachfrage 
durch Steuernachlässe und kon- 
sumptive Transfers stimuliert; die 
beginnende Rezession wurde durch 
Zinssteigerungen und eine erhöhte 
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Abgabenlast zur ersten gesamtdeut- 
schen Krise verschärft. Die Kumula- 
tion wirtschaftspolitischer Fehlent- 
scheidungen läßt mehr als fraglich 
erscheinen, ob es einen Ausweg aus 
dem vicious circle gibt, den Kurt 
Hübner in diesem Heft für die fünf 
neuen Länder diagnostiziert: ein 
»zweites deutsches Wirtschaftswun- 
der« ist östlich wie westlich der 
Elbe außer Sicht. 

Dieser Abwärtszirkel war demnach 
nicht allein den vielbeschworenen 
»40 Jahren Sozialismus« geschul- 
det. Die konservative Vereinigungs- 
politik hat maßgeblich an ihm mit- 
gestrickt. Wenn der Bonner Aktio- 
nismus ein Muster aufwies, so be- 
stand es darin, die Folgelasten der 
einsamen Entscheidungen des Kanz- 
leramts auf Institutionen abzuwäl- 
zen, die für den Umbau einer Ge- 
sellschaftsordnung denkbar unge- 
eignet sind. De facto wurde Wirt- 
schaftspolitik in Ostdeutschland 
zum guten Teil von der Treuhandan- 
stalt improvisiert, einer Institution, 
deren vorrangiges Ziel eine Privati- 
sierung nach betriebwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten war. Der Umgang 
mit den inflationären Folgen der 
Währungsumstellung, die auf eine 
Entwertung der Betriebsschulden 
verzichtete, wurden der Geldmen- 
gensteuerung der Bundesbank über- 
lassen. Die aufgrund des politischen 
Umtauschsatzes sprunghaft gestie- 
genen ostdeutschen Lohnkosten 
sollten durch die Zurückhaltung der 
Gewerkschaften kompensiert wer- 
den. Die enormen sozialpolitischen 


Anpassungskosten wurden der Ar- 
beitslosen- und Rentenversicherung 
sowie den Gemeindekassen aufge- 
bürdet. Die Diskussion um eine 
gesamtdeutsche Verfassung fand 
nicht in einer breiten Öffentlichkeit, 
sondern als Expertenanhörung vor 
einer fragwürdig legitimierten Kom- 
mission statt (vgl. dazu in diesem 
Heft den Beitrag von Uwe Berlit). 

Die Bonner Externalisierung von 
Politik auf Bundesbank, Tariford- 
nung, Sozialsysteme und Kommu- 
nen, d.h. auf das westdeutsche Insti- 
tutionengefüge, das dem Osten im 
Prozeß einer konservativen Moder- 
nisierung übergestülpt wurde, pro- 
vozierte einen fatalen Effekt: eine 
rückwirkende Dynamik, welche die 
für den relativen Erfolg des west- 
deutschen Modells verantwortlichen 
Kompromißstrukturen durch Über- 
beanspruchung zunehmend erodiert. 
Unter Hinweis auf den ostdeutschen 
Ausnahmezustand wird versucht, 
die sozialen Netze immer dünner zu 
knüpfen. Die Sozialversicherungs- 
fonds werden zur Finanzierung des 
nationalen Projekts herangezogen, 
was zu Beitragserhöhungen und Lei- 
stungsminderung führt und die so- 
zıale Verankerung der Sicherungs- 
systeme schädigt. Von einer ähnli- 
chen Delegitimierung ist auch ein 
zentrales Prinzip der industriellen 
Beziehungen bedroht: die Tarifauto- 
nomie. Das ostdeutsche Niveau der 
Lohnstückkosten, der Hauptseite 
nach Folge der Währungsunion, 
wurde zu hohen Tarifabschlüssen 
angelastet. Die daraufhin ven der 
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Regierung unterstützten Rufe nach 
einer Öffnung von Tarifklauseln 
laufen auf einen Eingriff in die Ta- 
rifautonomie hinaus. Die Gewerk- 
schaften sind darüber in eine 
schwierige Position geraten: sie 
müssen das politische Versprechen 
einer sozialen Angleichung als Ta- 
rıfforderung deklarieren. Bis jetzt 
jedenfalls ist es der Regierung in er- 
staunlichem Ausmaß gelungen, die 
Verantwortung für die wirtschaftli- 
che Misere den Gewerkschaften zu- 
zuschieben - obwohl sie nichts an- 
deres praktisch einzulösen versu- 
chen, als die im letzten Wahlkampf 
versprochene Angleichung der 
Löhne. 

Die deutsche Regierung ist zur Ge- 
fangenen ihres eigenen Dogmas ge- 
worden. Mangels eines expliziten, 
auf breiter Teilnahme beruhenden 
politischen Rahmens kann sie den 
Umbau der ostdeutschen Wirtschaft 
nur noch als »nationale Aufgabe« 
formulieren und mit der für eine 
moderne Gesellschaft eigentümli- 
chen Gesinnungszumutung an ihr 
Publikum unterstreichen, doch end- 
lich die »innere Einheit« zu wollen. 
Die politische Kontroverse über 
sinnvolle verkehrs-, bildungs-, ener- 
gie- und arbeitsmarktpolitische Ziel- 
setzungen wurde in die nationalisti- 
sche Semantik von »Schicksal«, 
»historischen Augenblicken« und 
(erfahrungsgemäß höchst ungleich 
verteilten) »notwendigen Opfern« 
aufgelöst. 

Außenpolitisch kommt der neudeut- 
sche Nationalismus freilich nicht in 


den alten Kleidern daher, sondern 
gibt sich als diplomatischer Sach- 
verstand. Deutschland solle endlich 
zu seiner »Verantwortung« für die 
Welt stehen. Dieser Sachverstand 
aber läßt bereits für Europa nichts 
Gutes ahnen. Schon mit der deutsch- 
deutschen Währungsunion wurde 
ein Sonderweg eingeschlagen, der 
mit einer europäischen Zentralbank 
kaum mehr gangbar gewesen wäre. 
So aber wurde das EWS als monetä- 
rer Rahmen einer gemeinsamen eu- 
ropäischen Wirtschaftspolitik ge- 
sprengt. Um die Inflationsgefahren 
der Einheitspolitik zu begrenzen, 
wurden die deutschen Zinsen auf ein 
Niveau getrieben, das den Nachbar- 
ländern nur die Wahl ließ, entweder 
durch ein vergleichbar hohes Zins- 
niveau die Rezessionstendenzen zu 
verstärken oder dem Kurssturz der 
eigenen Währung zuzusehen. Die 
erste außenpolitische Großtat des 
neuen Deutschland, die forcierte 
Anerkennung Sloweniens und Kroa- 
tiens, heizte einen ohnehin schon 
gefährlichen Konflikt weiter an und 
unterlief von vornherein eine ge- 
meinsame EG-Außenpolitik. 

Daß die »internationale Verantwor- 
tung« nicht zuletzt militärisch ge- 
meint ist, zeigt der Somalia-Einsatz 
der Bundeswehr. Die zuweilen 
operettenhaft anmutenden Begleit- 
umstände (die deutschen Einheiten 
sollten die Versorgung nie einge- 
troffener indischer Verbände sicher- 
stellen und ihrerseits von italieni- 
schen Einheiten gesichert werden 
etc.) sollten nicht darüber hinweg- 
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täuschen, daß mit diesem ersten 
»out of area« Einsatz der Bundes- 
wehr ein Tabu der deutschen Nach- 
kriegspolitik durchbrochen ist. Die 
Außenpolitik ist zum Experimen- 
tierfeld dafür geworden, was verfas- 
sungsmäßig so alles drin ist - oder 
wo es nachträglicher Änderungen 
bedarf. Beim nächsten Golfkrieg 
dürfen vielleicht auch deutsche 
Landser mitschießen. Allerdings 
kann man vom inzwischen zweit- 
größten Waffenexporteur wohl auch 
verlangen, daß er die Qualität seines 
Geräts durch eigenen Einsatz unter 
Beweis stellt. 

Nach innen artikuliert sich die Bon- 
ner Politik auf spezifisch deutsche 
Weise - mit dem wirtschaftsnatio- 
nalistischen Appell, den »Standort« 
zu wahren. Der korporative Rahmen 
der sozialen Marktwirtschaft soll 
das zustande bringen, was die Dere- 
gulierungen des vergangenen Jahr- 
zehnts nicht vermochten: die allge- 
meinen Lohn- und Lohnnebenko- 
sten sollen jetzt mit Zustimmung der 
Gewerkschaften gesenkt werden. 

In den Hintergrund wird gedrängt, 
daß die Vereinigungspolitik selbst 
zum größten »Standortrisiko« ge- 
worden ist. Mit der Finanzierung 
der Vereinigungslasten über die So- 
zialkassen hat niemand anders als 
der Staat die Lohnnebenkosten um 
mehrere Prozentpunkte hochgetrie- 
ben. Die Inflation geht weit über- 
wiegend auf die Anhebung admini- 
strierter Preise, d.h. auf Gebühren- 
und Steuererhöhungen, sowie auf in 
die frühen 80er Jahren zurückrei- 


chende wohnungsbaupolitische Ver- 
säumnisse zurück, die die gegen- 
wärtigen Mietsteigerungen erst er- 
möglichen. Für die im internationa- 
len Vergleich gestiegenen Stückko- 
sten ist in erster Linie der aufgrund 
des Zinsniveaus gestiegene Außen- 
wert der Währung verantwortlich. 
Wie so oft, wird auch in der gegen- 
wärtigen Krise der nationale Appell 
als Ersatz für gescheiterte Politik 
eingesetzt, sei er an die Opferbereit- 
schaft der Bürger, sei er an das 
Pflichtbewußtsein der Gewerkschaf- 
ten adressiert. Die Politik läßt sich 
auf die riskante Unterscheidung 
zwischen dem »gesunden Nationa- 
lismus« der Bürger, die den Fern- 
sehabend mit Hymne und wehender 
Flagge beschließen, und der gewalt- 
samen »Identitäts«-Behauptung je- 
ner ein, die gegen die »Überfrem- 
dung« der »deutschen Kultur« hand- 
greiflich vorgehen. In der verkehr- 
ten Welt der bundesdeutschen Poli- 
tik gilt auch dieser Rassismus noch 
als Anlaß, die »Ängste« der rechts- 
radikalen Klientel vor ausländischer 
Konkurrenz um Wohnung und Ar- 
beitsplatz »ernst zu nehmen«. Diese 
Ängste beruhen, wie Andrea Fi- 
scher in ihrem Beitrag zeigt, auf 
Fiktionen. Gleichwohl scheinen sie 
geeignet, die fällige Kritik an sozial- 
und wohnungsbaupolitischen Ver- 
säumnissen und das eigene Versa- 
gen vor den gestiegenen Anforde- 
rungen des Arbeitsmarkt auf anders- 
sprachige Mitkonkurrenten umzulei- 
ten - und die Regierung von einer 
Integrationspolitik zu entlasten. 
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Daß dieses Interpretationsangebot in 
der ethnisch definierten Staatszuge- 
hörigkeit des Grundgesetzes ange- 
legt ist, sollte den »Verfassungspa- 
triotismus« kritischer Intellektueller 
in Grenzen halten. Wie gerade die 
Asylrechtspraxis zeigt, operiert das 
Recht nicht »seibstbezüglich ge- 
schlossen«, sondern führt gegebe- 
nenfalls massive Ausgrenzungen 
herbei. Wie wenig die gewaltsame 
und ausgrenzende Seite des Rechts 
in der avancierten rechtssoziologi- 
schen Diskussion thematisiert wird - 
auch das gehört zum notorischen 
Idealismus des deutschen Bewußt- 
seins - stellt Wolf-Dieter Narr in 
seinem Review-Essay zu den jüng- 
sten Publikationen von Jürgen 
Habermas und Niklas Luhmann dar. 
Zu den weniger rechtlich als sozial 
ausgegrenzten Verlierern der Ein- 
heit gehören die Frauen. Wie es 
möglich ist, dieser Tatsache ins 
Auge zu sehen, ohne zugleich den 
»ewigen« weiblichen Opferstatus zu 
beklagen, zeigt der Beitrag von 
Brigitte Young. 

Der praktische Verlauf der deut- 
schen Vereinigung hat zwei Axiome 
der gängigen Transformationökono- 
mie in Frage gestellt: Märkte entfal- 
ten sich alles andere als »selbstorga- 
nisiert«; die Privatisierung des ehe- 
maligen staatssozialistischen Eigen- 
tums ist keineswegs der natürliche 
Weg zu einem wirtschaftlichen Auf- 
schwung. Mit den Aufsätzen von 
Frank Hahn und David Stark wird 
die in PROKLA 89 begonnene Aus- 
einandersetzung um die theoreti- 


schen Grundlagen der Transforma- 
tionsökonomie fortgesetzt. Die von 
Hahn gestellte Frage nach der Rele- 
vanz der »Allgemeinen Gleichge- 
wichtstheorie« für den Übergang 
von Plan- zu Marktwirtschaften ist 
insofern von Belang, als die neo- 
klassischen Politikempfehlungen 
von Jeffrey Sachs bis zum Interna- 
tionalen Währungsfonds ihre wis- 
senschaftliche Legitimation aus 
diesem Paradigma beziehen. Hahn, 
selbst einer der prominentesten 
Vertreter dieses Ansatzes, zeigt, daß 
sogar unter den Prämissen der All- 
gemeinen Gleichgewichtstheorie ein 
marktgläubiger Verzicht auf die 
sichtbare Hand der Politik die Über- 
gangskosten nur erhöht. David 
Starks Beitrag zeigt darüber hinaus 
wie illusorisch die klar geschnittene 
Alternative zwischen privatem und 
öffentlichem Sektor ist: im Prozeß 
der »Vermarktwirtschaftlichung« 
überkreuzen sich alte und neue Ei- 
gentumstitel zu einer neuen Eigen- 
tumsform, die Stark »rekombinier- 
tes Eigentum« nennt. Daß es um die 
theoretischen Fundamente der nach 
wie vor nicht nur akademisch, son- 
dern auch politisch einflußreichen 
neoklassischen Theorie nicht allzu 
gut bestellt ist, zeigt der Artikel von 
Klaus Schabacker. Er rekonstruiert 
Sraffas Fundamenialkritik an der 
Neoklassik und skizziert mögliche 
Verbindungen zwischen Sraffas An- 
satz und Positionen von Marx und 
Keynes. 


Kurt Hübner 


Zur Politischen Ökonomie des doppelten Deutschland 


1. Deutsch-deutsche Simulationen 


Politische Ereignisse und Handlungen stimmen nur ausnahmsweise mit ei- 
ner ökonomischen Logik von Entwicklung überein. Dies kann auch nicht 
anders sein: Die gesellschaftlichen Subsysteme Politik und Ökonomie sind 
durch jeweils eigene Prinzipien, Regeln, Normen, Codes und Logiken ge- 
kennzeichnet, die sich komplementär verhalten können, aber keineswegs 
müssen. In der Regel bestehen zwischen beiden Subsystemen Konflikte, 
Spannungen und Widersprüche, die von Zeit zu Zeit offen zum Ausbruch 
kommen können. Diese analytische Grundeinsicht wurde durch die spekta- 
kulären gesellschaftlichen Umbrüche der Internationalen Politischen Öko- 
nomie der späten achtziger Jahre wieder einmal bestätigt. Ausgerechnet in 
einer weltökonomischen wie weltpolitischen Konstellation, in der sich die 
Krise der »Pax Americana« in eine offene Hegemoniekrise der USA über- 
setzt hatte und sich oligopolistische Strukturen einer regionalisierten 
»westlichen« Weltwirtschaft herauszukristallieren begannen, kumulierten 
sich die Instabilitäten der Länder des realsozialistischen Blocks zu einem - 
von nur wenigen Beobachtern ernsthaft erwarteten - systemischen Zusam- 
menbruch. Dem Kalten Krieg und den darauf bezogenen westlichen Ent- 
wicklungsmodellen waren wesentliche Triebkräfte, der Nachkriegsordnung 
der Internationalen Politischen Ökonomie sicher geglaubte Fundamente 
entzogen. Mit dem Zusammenbruch dieser Gesellschaften und ihren Über- 
gangsversuchen zu Kapitalistischen Markt- und Geldwirtschaften werden 
die Konkurrenzverhältnisse der Weltwirtschaft im Zuge einer Neustruktu- 
rierung der internationalen Arbeitsteilung neu gestaltet. 

Der systemische breakdown der ost- und mitteleuropäischen Gesellschaf- 
ten erwies sich für die OECD-Gesellschaften ais tiefer politischer und 
ideologischer Orientierungsverlust, der - verschärfend - von einer zykli- 
schen wie strukturellen ökonomischen Krise überlagert wurde. In einer un- 
günstigeren Konstellation, so ließe sich aus einer rein ökonomischen Per- 
spektive formulieren, hätten der Zusammenbruch der bipolaren Nach- 
kriegsordnung im allgemeinen und die Selbstauflösung der Deutschen De- 
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mokratischen Republik als einem Pfeiler dieser Ordnung im besonderen 
sich nicht ereignen können, fehlen doch den westlichen Markt- und Geld- 
gesellschaften aufgrund drastischer interner Strukturprobleme jetzt nicht 
nur die finanziellen Ressourcen zur Abstützung der eingeleiteten Trans- 
formationsprozesse in Ost- und Mitteleuropa, sondern darüberhinaus auch 
die politische Strategie, um mit der gewandelten globalen Konstellation 
produktiv umgehen zu können. Angesichts der tiefgreifenden weltwirt- 
schaftlichen Umbrüche unter Bedingungen verschärfter globaler Konkur- 
renz drängt sich der Eindruck auf, daß den entwickelten kapitalistischen 
Ländern der Rock näher als die Hose sitzt. Exkludente Strategien zur Si- 
cherung bzw. zum Ausbau ihrer globalen Konkurrenzpositionen dominie- 
ren gegenüber inkludenten Strategien einer Neustrukturierung der globalen 
Ökonomie, in der sowohl die ost- und mitteleuropäischen Transformations- 
ökonomien als auch die sog. Drittweltökonomien ihren Platz finden könn- 
ten (vgl. dazu Cardoso 1993). 

Die politischen und ökonomischen Akteure der OECD-Gesellschaften 
konnten sich nur kurzzeitig über den »systemischen Sieg« des westlichen 
Kapitalismus freuen. Seit einiger Zeit werden die bislang nur zaghaft erho- 
benen Stimmen lauter, daß die Ereignisse in Ost- und Mitteleuropa bereits 
heute negative Konsequenzen für die OECD-Gesellschaften und das glo- 
bale System der kapitalistischen Markt- und Geldwirtschaft zeitigen, und 
vor allem noch zeitigen werden. Dies gilt ebenso für die Vertiefungspolitik 
der Europäischen Union im Zuge der Maastricht-Verträge, die sich starken 
Erweiterungstendenzen vor allem der geographisch benachbarten Reform- 
staaten wie Polen, Ungarn und Tschechiens gegenübergestellt sieht, wie für 
die Standortstrategien der OECD-Staaten, die sich mit den Billiglohnöko- 
nomien der Transformationsgesellschaften neuen Herausforderungen ge- 
genübersehen, oder etwa auch für die Umstrukturierung der Arbeitsmärkte 
im Zuge ost- westlicher Migrationsprozesse. Der deutsch-deutsche Ein- 
heitsprozeß simuliert gleichsam - bei allen wichtigen Differenzen im Klei- 
nen wie im Großen - die ost-westliche Interdependenz simultaner Um- 
bruchprozesse, und vermag somit ein Schlaglicht auf die Probleme werfen, 
die sich aus der weltpolitischen Nachkriegszäsur ergeben. 


2. Zur politischen Ökonomie des doppelten Deutschland 


Ende der achtziger Jahre sahen sich die entwickelten Geld- und Marktwirt- 
schaften einer Kombination aus zyklischer und struktureller Krisenlagen 
konfrontiert. Dem - im Herbst 1982 bzw. Frühjahr 1983 begonnenen - 
langanhaltenden, wenn auch auf vergleichsweise niedrigem Niveau an- 
hebendem Aufschwung der kapitalistischen Weltwirtschaft waren die An- 


Zur politischen Ökonomie des doppelten Deutschland 9 


triebskräfte verloren gegangen. Angeschoben durch eine Renaissance neo- 
liberaler Umverteilungspolitiken in den USA sowie in Japan und Großbri- 
tannien und die kreditexpansiven Wirkungen entregulierter nationaler wie 
vor allem internationaler Geld- und Kreditmärkte wurde die achtziger Jahre 
hindurch ein fragiler internationaler Wachstumsprozeß initiiert, dessen 
Kehrseiten - insbesondere die hohen Schuldendienstverpflichtungen aus 
stark ausgeweiteten Kreditengagements sowie spekulativer Überhitzungen 
und Volatilitäten der Wechelkurse - sich in der globalen Ökonomie immer 
stärker bemerkbar machten. Rückläufige Kapazitätsauslastungen, sinkende 
Zuwachsraten der Produktion, steigende Arbeitslosenzahlen, polarisierte 
Handels- und Leistungsbilanzen bei rückläufigen Zuwachsraten des Welt- 
handels und instabile Wechselkurse bestimmten zunehmend das Bild (vgl. 
dazu genauer Hübner 1988). 

Eine Ausnahme stellte allein die Bundesrepublik dar: dank des wirtschafts- 
und deutschlandpolitisch erzeugten Einheitsbooms, dessen Nachfragesog- 
wirkungen sich hauptsächlich in den alten Bundesländern nıederschlugen, 
konnte sich die westdeutsche Wirtschaft von den in allen OECD-Ökono- 
mien spätestens ab 1990 rückläufigen Zuwachsraten des Bruttosozialpro- 
dukts abkoppeln. Nachdem das reale BSP im Jahresdurchschnitt 1982/1989 
gerade einmal um 2,1% anstieg, wurden nach der Herstellung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion 1990 bzw. 1991 Zuwachsraten von 4,9 bzw. 
3,6% verzeichnet. Berechnungen zufolge verstärkten die wirtschaftspoliti- 
schen Konsequenzen des Herrn Kohl (Hagemann) allein im Jahre Eins 
nach der Wirtschafts- und Währungsunion das westdeutsche Wachstum um 
2,3% (Hagemann 1993, 26). Demgegenüber blieben seit 1990 die Zu- 
wachsraten der bundesdeutschen Exporte als Reflex der rückläufigen aus- 
ländischen Nachfrage nach bundesdeutschen (Investitions-) Gütern und der 
geld- und kreditpolitisch verursachten Aufwertung der D-Mark sowie des 
Auftretens neuer Kompetitiver Anbieter auf den Weltmärkten hinter den 
Zuwächsen der gesamtwirtschaftlichen Produktion zurück (vgl. SVR 1992, 
7Tff.). Zwar Konnte das vereinigte Deutschland - um den Preis einer Um- 
kehrung der bundesdeutschen Leistungsbilanz in ein Defizit von 33 Milli- 
arden D-Mark im Jahr 1991 - kurze Zeit als internationale Konjunkturloko- 
motive fungieren, doch reichten diese Impulse nicht aus, um in der Welt- 
wirtschaft einen sich selbst tragenden Aufschwung zu generieren. Mit 
nachlassenden Wirkungen des Einheitsbooms verlor die alte Bundesrepu- 
blik zunehmend ihre konjunkturpolitische Sonderrolle und ordnete sich seit 
Anfang 1993 in die Reihe stagnierender OECD-Ökonomien ein: 


»Die weiterhin hohe, aber nun deutlich langsamer zunehmende Nachfrage aus den neuen Bun- 
desländern reichte nicht mehr aus, die rückläufigen Lieferungen ins Ausland sowie die durch 
den Realkaufkraftentzug (höhere indirekte Steuern, Preissteigerungen) geschwächte Konsum- 
nachfrage im Inland überzukompensieren. Da sich die in der Boomphase aufgebauten Produk- 
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tionskapazitäten nun als zu hoch erweisen und nicht mehr ausgelastet werden können, ist eine 
weitere Ausdehnung der Investitionen über das ohnehin hohe Niveau hinaus überflüssig« 
(Prognos 1993, 135). 

In den Fünf Neuen Ländern (FNL) erzeugte die mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion vom Juli 1990 erfolgte Überstülpung bundesdeutscher 
Wirtschafts-- und Währungsverhältnisse einen tiefgreifenden Einheits- 
schock, der sich in eine akzelerierende Anpassungskrise mit drastisch 
schrumpfenden Kapazitäten, De-Industrialisierungstendenzen und steigen- 
den Arbeitslosenzahlen wandelte. Die Industrieproduktion der FNL fiel be- 
reits einen Monat nach der Wirtschafts- und Währungsunion auf 60% des 
Durchschnittniveaus des ersten Halbjahres 1990; bis Ende 1991 betrug sie 
nur noch ein Drittel des Ausgangsniveaus. Als Folge stieg die effektive Ar- 
beitslosenquote (incl. von Arbeitskräften in ABM- und Umschulungspro- 
grammen sowie in äquivalente Volizeitarbeitslose umgerechnete Kurzar- 
beiter) bis Ende 1991 auf mehr als 30% an (vgl. Sinn/Sinn 1992, 34) - und 
dies trotz weiter anhaltender Westmigration von Arbeitskräften und hohen 
Bestandssubventionen für Treuhandunternehmen. 

Mit Blick auf zentrale ökonomische Faktoren ist der Abstand zwischen den 
alten und den neuen Bundesländern bis heute kaum geringer geworden: 
Mit einem 20%-Anteil an der gesamtdeutschen Bevölkerung erwirtschafte- 
ten die FNL im Jahr 1992 gerade einmal 7,83% des gesamtdeutschen BSP 
(Ganßmann 1993, 194). Überbrückt wurde diese Kluft mit öffentlichen 
Transfers, die sich in Nettorechnung (von den Bruttotransfers des Jahres 
1992 bspw. werden Steuer- und Beitragseinnahmen der FNL subitrahiert) 
1992 auf 125 und 1992 auf 150 Milliarden D-Mark addierten (vgl. SVR 
1992, 144). Die gesamtwirtschaftliche Absorption der FNL konnte auf- 
grund dieses Mechanismus bspw. im Jahr 1992 mit 432 Milliarden D-Mark 
fast doppelt so hoch ausfallen wie das BIP der FNL, wobei 94% dieser 
Güterlücke durch Lieferungen aus Westdeutschland gefüllt wurden (vgl. 
Prognos 1993, 135). Anders ausgedrückt: Die Bevölkerung der FNL lebt 
weit über ihre Verhältnisse. Niederschlag findet diese Entkoppelung von 
ökonomischer Leistungsfähigkeit und Verfügung über Ressourcen im An- 
stieg der Kreditaufnahme von Bund und Gebietskörperschaften. Das jähr- 
liche Defizit inklusive alter Nebenhaushalte sowie der Sozialversicherung 
stieg von 151 Milliarden im Jahr 1991 (5,3% des BIP) auf 215 Milliarden 
D-Mark im Jahr 1992 an (7% des BIP) (vgl. SYR 1992, 141). Der hohe Fi- 
nanzbedarf der FNL-Transformation und das rasche Tempo der staatlichen 
Kreditaufnahme wurde von den Kapital- und Finanzmärkten in Gestalt 
steigender Realzinssätze antizipiert, die von der Deutschen Bundesbank 
aus stabilitäts- wıe allokationspolitischen Gründen noch gefördert wurden. 
Die Konsequenz war eine rapide Verteuerung kreditfinanzierter Investitio- 
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nen - und eine forcierte Umverteilung der Einkommen zugunsten der natio- 
nalen wie internationalen Vermögensbesitzer. Verlangsamte Modernisie- 
rung der Produktionsanlagen in den alten wie den neuen Bundesländern 
und Verschärfung der Einkommensungleichverteilung sind die Folgen. 

In diesem Rahmen Lohnpolitik zu betreiben, erwies sich als schwieriges 
Geschäft. Die unter der marktorthodoxen Maxime »one market - one 
price« von durch westdeutsche Repräsentanten dominierten Unternehmens- 
verbänden wie Gewerkschaften (mit staatlicher Unterstützung) eingeschla- 
gene Lohnangleichungspolitik bewirkte zusammen mit der nur mäßig stei- 
genden industriellen Arbeitsproduktivität eine kräftige Steigerung der ost- 
deutschen Lohnstückkosten - und damit eine Profitquotendeflation der 
FNL-Betriebe, die ihrerseits die Investitionstätigkeit bremste und neue 
Transfers für die steigende Zahl von Arbeitslosen nach sich zog. Nach Be- 
rechnungen des DIW bewegte sich 1992 die Kostenbelastung der ostdeut- 
schen Industrie aufgrund der gegenüber der Arbeitsproduktivität schneller 
steigenden Nominallöhne auf einem doppelt so hohen Niveau wie in der 
westdeutschen Industrie (DIW 1993, 133). Der steile Anstieg der Arbeits- 
kosten verdankt sich dabei keineswegs vorrangig einer überzogenen ge- 
werkschaftlichen Lohnpolitik, sondern ist selbst die Konsequenz des mit 
der deutschen Einheit verknüpften Entwicklungsgefälles zwischen Ost und 
West. Häufig werden die überproportionalen Nominallohnsteigerungen mit 
dem law of one price begründet, das sich in einer vereinheitlichten Wirt- 
schaft sozusagen automatisch Geltung verschaffe. Von einem Automatis- 
mus kann dabei jedoch nicht gesprochen werden. Auf einem fiktiven na- 
tionalen Arbeitsmarkt kommt es - modelltheoretisch gesprochen - dann zu 
einem einheitlichen Preis der Ware Arbeitskraft, wenn vollständige sekto- 
rale wie regionale Mobilität der Arbeitskraft existiert, und diese von den 
Lohnabhängigen auch praktiziert wird. In diesem Falle kommt es zu Arbi- 
trageprozessen, wodurch in ehedem Niedriglohnregionen die Arbeitskraft 
verknappt und in ehedem Hochlohnregionen das Arbeitskraftvolumen aus- 
geweitet wird. Steigende bzw. rückläufige Zuwachsraten der Nominallöhne 
wären dann die Folge. Obwohl nun in den FNL eine ausgeprägte Mobilität 
der Arbeitskräfte 1.S. einer Westmigration festzustellen ist, kann doch auf- 
grund der rasanten Freisetzungsdynamik im Zuge der De-Industrialisie- 
rungsprozesse von einer Verknappung der Ware Arbeitskraft nicht gespro- 
chen werden (vgl. zu den einschlägigen Daten Nolte/Ziegler 1994). Die 
Durchsetzung des law of one price wurde faktisch den Tarifparteien mit 
dem Instrument des Flächentarifvertrages zugewiesen. Mit Blick auf die 
große Zahl der konkursgefährdeten Treuhandbetriebe sprechen Akerlof et. 
al. von einem end game-Charakter der Lohnverhandlungen: 
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»In an end-game situation, where an industry is clearly dying, investment will be low what- 
ever the level of wages since firms have more capital than needed. As a result, the elasticity of 
demand for labor is low and labor has an incentive to raise wages and appropriate the quasi 
rents of the firm« (Akerlof et.al. 1991, 61). 

Auch ist in Rechnung zu stellen, daß die für den Fall von Entlassungen 
bereitgestellten Lohnersatzleistungen an die Höhe der Nominallöhne ge- 
koppelt sind, so daß es auch unter diesem Aspekt für die Noch-Beschäftig- 
ten respektive ihre gewerkschaftliche Interessenvertretungen rationale 
Gründe für möglichst hohe Lohnabschlüße gegeben hat. Und schließlich ist 
daran zu erinnern, daß allenthalben von einer hohen Kapitalzufuhr und 
schnell steigenden Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität im Rahmen der 
avisierten High-Tech-Ökonomie in den FNL ausgegangen wurde. Diese 
Vorstellung mag auch verantwortlich dafür zeichnen, daß die Unterneh- 
merverbände die Lohnangleichungspolitik über einen langen Zeitraum mit- 
getragen haben. Die faktischen Wirkungen der forcierten Lohnanglei- 
chungspolitk sahen freilich anders als erwartet aus. Während nämlich die 
Kaufkraft- und Nachfrageeffekte rasch steigender Nominallöhne vor allem 
in den alten Bundesländern oder in anderen Regionen der Weltwirtschaft 
anfielen und dort kurzfristig das Wachstums- und Beschäftigungsniveau 
sowie die Nominallöhne erhöhten, verharrten die Kosteneffekte allein in 
den FNL. Weil infolge des gebremsten Investitionsverhaltens des privaten 
Unternehmenssektors und mangelnder bzw. fehlender sozialer wie 
technischer Infrastrukturen die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität nicht 
nur mit dem Wachstum der Löhne nicht Schritt halten konnten, sondern - 
gerechnet als Stundenproduktivität - sogar abgesunken sind (vgl. dazu Ha- 
gemann 1993a, 100), wurde die internationale Wettbewerbsposition der in 
den FNL ansässigen Betriebe geschwächt. 

Das politische Versprechen, einheitliche Lebensbedingungen im gesamten 
Deutschland in kürzester Frist per Lohn- und Sozialpolitik herzustellen, 
war ökonomisch nicht einzulösen. Ohne akkommodierende staatliche Maß- 
nahmen war die Lohnpolitik mit dieser Aufgabe überfordert. Auf welch 
sandigen Grund diese politische Botschaft gebaut war, zeigt schon eine 
einfache Kalkulation. Geht man optimistischerweise davon aus, die durch- 
schnittlichen Bruttolöhne der FNL hätten im Jahr 1991 50% der in den 
alten Bundesländern betragen und die westlichen Bruttolöhne würden bis 
zum - willkürlich gewählten - Stchjahr 1995 um durchschnittlich 4% an- 
steigen, dann wären in den FNL jahresdurchschnittliche Steigerungsraten 
der Bruttolöhne um fast 24 % notwendig, um bis zum Stichjahr eine An- 
gleichung der Bruttolöhne erreicht zu haben (Kalmbach 1993, 125). Wett- 
bewerbspolitisch würde ein solcher Anstieg eine mindestens genau so hohe 
Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität erfordern - eine recht waghalsige 
Voraussetzung, die angesichts des gemessen an den Wachstumserforder- 
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nissen relativ gemäßigten Investitionstempos als nicht erfüllt bezeichnet 
werden darf. Erfüllt haben sich aber auch nicht die Hoffnungen der Ge- 
werkschaften, sich in den FNL schnell als machtvolle Arbeitnehmerorgani- 
sationen zu etablieren und ein allseits befürchtetes Lohn- und Sozialdum- 
ping gegenüber den alten Bundesländern zu unterbinden. Die De-Industria- 
lisierungsprozesse und der damit verbundene enorme Arbeitsplatzabbau 
haben den Gewerkschaften ihre originäre Klientel entzogen und sie in bloß 
defensive Abwehr- und Erhaltungsaktionen getrieben, die in zunehmenden 
Maße mit Interessen ihrer Westklientel konfligieren. Staatliche Wirt- 
schaftspolitik und Unternehmen nutzen heute die selbst mitverursachte De- 
Industrialisierungskrise in den FNL, um ein flächendeckendes roll back der 
Arbeitsbeziehungen in Gesamtdeutschland in Angriff zu nehmen. 

Die Nettotransfers zugunsten der FNL zeitigen nicht allein haushalts- und 
gestaltungspolitische Konsequenzen in Gesamtdeutschland. Sie haben auch 
unmittelbare Auswirkungen auf die allokative Struktur und insbesondere 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie. Orientiert 
man sich an der prinzipiellen Unterscheidung zwischen international han- 
delbaren und nichthandelbaren Gütern, wobei letztere allgemein solche 
Güter sind, deren Nachfrage in einem Land durch eigene Produktion be- 
dient werden muß, dann läßt sich zeigen, daß die einkommenswirksamen 
West-Ost-Transfers nach einer ersten Phase nachholenden Konsums über- 
proportional den Bereich der nichthandelbaren Güter begünstigt und so die 
sektorale Struktur zuungunsten der handelbaren Güter - hauptsächlich: In- 
dustriewaren - beeinflußt haben: »Die westdeutschen Unternehmen haben 
sich auf den ostdeutschen Markt konzentriert und dabei die Auslandsmärk- 
te vernachlässigt. Was bisher international handelbar war, wurde durch die 
deutsche Vereinigung .... quasi zu einem nichthandelbaren Gut« (Siebert 
1993, 250). Für eine exportorientierte Wirtschaft wie die der Bundesrepu- 
blik verkörpert eine sektorale Reallokation zu Lasten handelbarer Güter, 
die in starker internationaler Konkurrenz stehen, dann ein Problem, wenn 
die quantitative Reduktion mit einer relativen qualitativen Verschlechte- 
rung der Angebotsbedingungen dieses Sektors einhergeht. Indirekter Indi- 
kator für eine derartige Verschlechterung ist die Entwicklung der Arbeits- 
produktivität, deren Zuwachsraten sich die gesamten achtziger Jahre hin- 
durch auf einem relativ niedrigen Niveau bewegten (vgl. SVR 1992, 311). 
Entscheidend zu diesem Prozeß sektoraler Reailokation beigetragen haben 
weniger die staatlichen Transfers als solche, ais vielmehr ihre überwiegend 
konsumtive Verwendung, die wiederum die Folge gescheiterter Transfor- 
mationsstrategien von Politik und Wirtschaft darstellt, die mit - konsumti- 
ven - sozialstaatlichen Maßnahmen kompensiert werden (müssen). Aus 
höheren konsumtiven Transfers in den Osten Deutschlands folgt unter den 
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aktuellen Bedingungen finanzpolitischer Restriktionen, daß das Volumen 
staatlich-investiver Ausgaben in den alten Bundesländer zurückgeht. Da 
mit Kaldor gilt, daß die Steigerung der Arbeitsproduktivität in hohem Ma- 
ße bedingt ist durch das Tempo der Kapitalakkumulation i1.S. produktiver 
Investitionen, und wenn weiter gilt, daß tiefgreifende technische und orga- 
nisatorische sowie wettbewerbspolitische Umbrüche von staatlichen Unter- 
stützungen (»developmental state«) flankiert werden müssen, dann läßt 
sich daraus folgern: Je disproportionaler das Verhältnis zwischen investi- 
ven und konsumtiven Transfers und je geringer bzw. ineffizienter unter- 
nehmerische und staatliche Leistungen zugunsten des Innovationsprozesses 
ausfallen, desto geringer entwickelt sich das Tempo der Kapitalakkumula- 
tion und desto kleiner werden die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität. 
In Rechnung zu stellen ist in diesem Zusammenhang allerdings, daß die 
Produktivitätsschwäche der westdeutschen Industrie keineswegs eine di- 
rekte und unmittelbare Folge des Einheitsprozesses ist. Tatsächlich reicht 
der Produktivitätsrückstand industrieller Schlüsselbranchen wie des Auto- 
mobilbaus und zunehmend auch des Maschinenbaus auf die frühen achtzi- 
ger Jahre zurück. Wie vergleichende Produktivitätsstudien zeigen Können, 
verdankt sich die Produktivitätskrise nicht in erster Linie höheren Kosten- 
strukturen, relativ geringer Automatisierungsniveaus oder etwa ausgewei- 
teter konsumtiver Transfers des Staates. Verantwortlich zeichnet vielmehr 
eine tradierte Form von politics in production des Unternehmenssektors. 
Für den Automobilbau wird beispielsweise 


»der Kostenvorteil japanischer Fahrzeuge zu 38% durch höhere Effizienz in der Fertigung und 
in der Montage der Fahrzeuge, zu 20% durch Lohndifferenzen, zu 24% durch Währungsrela- 
tionen und zu 18% durch Steuern und Gebühren begründet« (Naschold 1991, 114). 
Unzureichende unternehmerische Anpassungsstrategien an gewandelte 
technologische wie arbeitsorganisatorische Anforderungen und eine 
Verschlechterung der Innovationsfähigkeit haben dazu beigetragen, daß der 
westdeutsche Weltmarktanteil für Hochtechnologieprodukte zwischen 
1970 und 1990 von 16 auf 13% abgefallen ist (vgl. Jens 1993). Der durch 
die konkrete Form des Einheitsprozesses beförderte nachholende Konsum 
der FNL-Bürger hat mit seinen kapazitätsauslastenden Effekten dazu 
beigetragen, daß breite Bereiche des westdeutschen Unternehmenssektors 
an ihren im internationalen Vergleich überholten Management-und 
Investitionspraktiken festgehalten haben: 


»Bereits durch die deutsche Vereinigung ist das Spezialisierungsniveau der deutschen Indu- 
strie bei technologieintensiven Gütern insgesamt zurückgegangen, was ausschließlich auf die 
rückläufige Spezialisierung im Bereich der höherwertigen Technik zurückzuführen ist« 
(Welsch 1994, 17). 
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In einer im Auftrag des BMFT durchgeführten jüngeren Analyse zur tech- 
nologischen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie wurde ermittelt, 
daß sich verglichen mit dem alten Gebietsstand seit Anfang der neunziger 
Jahre der technologische Rückstand zu Japan auf vielen Gebieten deutlich 
vergrößert und sich der altbundesdeutsche Vorsprung zu anderen Anbietern 
ebenso deutlich verringert habe (nach Welsch 1994). 

Setzt sich die Innovations- und die damit verknüpfte Produktivitätsschwä- 
che fort, dann darf mit einer weiteren Verschlechterung der bundesdeut- 
schen Wettbewerbsposition auf den Weltmärkten gerechnet werden. Das 
entwicklungsoptimistischen Positionen zufolge aus der Deutschen Einheit 
erwachsen sollende »Deutsche Wirtschaftswunder« (Seppain 1993, 83) 
dürfte unter solchen Umständen nicht eintreten. Vielmehr könnte eine ge- 
genläufige Entwicklung eintreten: Gerade weil die FNL sich in einem vi- 
cious circle verfangen haben, besteht die Möglichkeit negativer Rückkopp- 
lungsschleifen für die alten Bundesländer. Geht man nämlich davon aus, 
daß der wirtschaftliche Erfolg des Modell Deutschland nicht zuletzt in ei- 
ner strategischen Unterbewertung der D-Mark als Ergebnis einer spezifi- 
schen gesellschaftlichen Stabilitätskonstellation gründet, dann unterminie- 
ren die zumindest mittelfristig hohen West-Ost-Transfers und damit ein- 
hergehende staatlichen Defizite sowie nominale wie reale Aufwertungsten- 
denzen im Zuge hoher Kapitalimporte diese Erfolgssäule (s. Spahn 1993). 
Sprengkraft entwickelt hat die spezifische ökonomische Form der Herstel- 
lung der deutschen Einheit für das Europäische Währungssystem (EWS), 
und letztlich auch für die weitere Dynamik des Maastricht-Prozesses: Ins 
Sperrfeuer Öffentlicher Kritik geraten ist die Haushaltspolitik der Bundes- 
regierung sowie die Geldpolitik der Deutschen Bundesbank. Der extreme 
Anstieg der Kreditaufnahme der öffentlichen Haushalte und die offensicht- 
lichen Transformationsprobleme in den FNL wurden von den Geld- und 
Kreditmärkten schnell in antizipative Zinssteigerungen - insbesondere für 
kurzfristiges Geldkapital - übersetzt, die von der Bundesbank mit geld- und 
kreditpolitischen Maßnahmen verstärkt wurden. Zwar lag der langfristige 
Realzinssatz mit 4% zu Beginn des Jahres 1992 fast auf dem gleichen Ni- 
veau wie im Jahr 1988, doch unterschieden sich die makroökonomischen 
Konstellationen beider Jahre deutlich: Zeichneten sich 1988 erste Rezessi- 
onstendenzen ab, so war die Krise - insbesondere in der Internationalen 
Politischen Ökonomie - im Jahr 1992 bereits in vollem Gange. Zu erwarten 
gewesen wäre mithin eine Senkung der Realzinsen - und zwar der lang- 
wie kurzfristigen Sätze. Der hohe Kapitalbedarf der öffentlichen Haushalte 
(inklusive der ausufernden Nebenhaushalte) sowie sich verstärkende Infla- 
tionstendenzen ließen in den Augen der Bundesbank - sowie des internatio- 
nalen spekulativen Geldkapitals - in der Bundesrepublik freilich eine sol- 
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che Zinsentwicklung nicht zu. Von Anfang bis 1992 bis August 1992 war 
vielmehr eine stetige Zunahme der Leitzinsen als Reaktion auf die un- 
gebremste Kreditaufnahme des öffentlichen Sektors und einer defizitären 
bundesdeutschen Leistungsbilanz zu beobachten. 

Dank der dominanten Stellung der D-Mark innerhalb des EWS gerieten die 
Mitgliedsländer in den deutschen Zinssog: Wollten sie einen starken Ka- 
pitalabfluß in die Bundesrepublik infolge der dortigen hohen Realzinsen 
sowie leistungsbilanzbedingter Abwertungserwartungen verhindern, blieb 
ihnen keine andere Wahl, als eine gleichgerichtete Zinspolitik selbst um 
den Preis einer Verstärkung der internen Krisentendenzen zu verfolgen. 
Versuche etwa Frankreichs, Geldmarktzinsen unterhalb des deutschen Ni- 
veaus durchzusetzen, blieben erfolglos, und mussten mit gewaltigen Devi- 
senmarktinterventionen der betroffenen Zentralbanken - in diesem Fall sah 
sich die Banque de France gezwungen, ihre gesamten Devisenreserven ein- 
zusetzen, die Bundesbank intervenierte mit 60 Milliarden D-Mark - bezahlt 
werden (SVR 1993, 138). 

Diese geldpolitische Konstellation wiederum bot dem spekulativen Geld- 
kapital der internationalen Märkte die Möglichkeit, das EWS einem höchst 
ertragreichen »Belastungstest« zu unterziehen, der schließlich beginnend 
im August 1992 zu einer faktischen Auflösung des europäischen Fixkurs- 
systems führte. Die drastische Ausweitung der Wechselkursschwankungs- 
bandbreiten von -+/- 2,25 % bzw. im Falle Portugals und Spaniens 6% auf 
+/- 15% und das temporäre Ausscheiden Italiens und Großbritanniens aus 
dem Verbund dürften zwar nicht das Ende der Maastricht-Vereinbarungen 
darstellen, doch wird der ursprünglich vorgesehene Zeitplan angesichts der 
faktischen monetären Divergenzen und der Aufweichung des EWS-Fix- 
kurssystems in ein Quasi-Flexsystem realistisch betrachtet nicht eingehal- 
ten werden können (so jüngst auch Heine/ Herr 1994). Noch entscheiden- 
der dürfte sein, daß diese geldpolitische Episode der Deutschen Einheit die 
Maastricht-Skeptiker in vielen Ländern der Europäischen Union gestärkt 
hat, wurde doch mit dem konkreten wirtschaftspolitischen Vollzug der 
deutschen Einheit deutlich, daß die Bundesrepublik im Zweifelsfalle natio- 
nale Interessenlagen höher veranschlagt als gemeinsame internationale 
ökonomische Interessen. 

Anzumerken ist freilich auch, daß die Deutsche Bundesbank durch die 
ökonomischen Folgen der Deutschen Einheit in eine strategische Sackgasse 
geraten ist: »Zinssenkungen lassen eine nominale DM-Abwertungstendenz 
mit der Gefahr verstärkter Preissteigerungen erwarten, Zinserhöhungen 
eine weitere nominale Aufwertung mit einem auslastungsbedingten Rück- 
gang der Inflationsrate«x (Spahn 1993, 44). Die Strategie einer Unterbe- 
wertung der D-Mark jedenfalls dürfte angesichts der manıfesten internen 
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Strukturprobleme der neuen Bundesrepublik für längere Zeit nicht mehr 
gefahren werden können. Damit dürften dann aber auch die seigniorage- 
Gewinne entfallen, die in der Vergangenheit aus der hegemonialen Stel- 
lung der bundesdeutschen Währung entsprungen sind. 

Mauer und Stacheldraht zwischen den ehedem zwei deutschen Staaten sind 
verschwunden - neu entstanden sind ökonomische Schlagbäume, die - zu- 
gespitzt formuliert - nur hochgehen, wenn Waren und Transfers von West 
nach Ost transportiert bzw. überwiesen werden und mobile, junge Arbeits- 
kräfte sich von Ost nach West bewegen. Das in neuer Form geteilte 
Deutschland stellt die Politik vor schwierige Probleme: Die Unternehmen 
der alten Bundesländer stehen in harter Konkurrenz mit hochproduktiven 
und hochinnovativen Wettbewerbern der Weltwirtschaft. Die in den FNL 
ansässigen Betriebe rangieren im internationalen Produktivitätswettbewerb 
im unteren Mittel und müssen mit ihren vergleichsweise hohen Lohn- 
stückkosten vor allem mit den neuen Niedriglohnökonomien ost- und mit- 
teleuropäischer Anbieter konkurrieren. 

Fasst man der Einfachheit halber die neuen und die alten Bundesländer 
einmal als »Regionen« auf, dann läßt sich formulieren, daß beide Regionen 
sich innerhalb völlig unterschiedlicher Segmente der globalen Ökonomie 
bewegen. Da beide Regionen aber Teile eines nationalstaatlichen Ganzen 
sind und vor allem mit einer einheitlichen Währung in die globale Ökono- 
mie eintreten, stellt sich für die staatliche Politik - für die Geldpolitik der 
Zentralbank wie für die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung - das Pro- 
blem, höchst unterschiedliche Anforderungen und Zielkomplexe beider 
Regionen vereinheitlichen oder zumindest kompatibel machen zu müssen. 
Die Erfahrungen zeigen, daß eine solche Vereinheitlichung nur ausnahms- 
weise möglich ist. Stellt man darüberhinaus die (noch existente) Leitwäh- 
rungsrolle der D-Mark im EWS in Rechnung, werden die Anforderungen 
an die bundesdeutsche Geld- und Fiskalpolitik noch komplexer: Internatio- 
nale Handlungserwartungen und widersprüchliche interne Zielkomplexe 
wären kompatibel zu gestalten. 


3. Ökonomische Paradoxien der Einheitspolitik 


Regionale Ungleichheiten des bislang geschilderten Typs können - wie 
auch empirische Beispiele zeigen - langfristig aufrechterhalten bleiben. 
Wie schon Myrdal (1957) mit seinem Prinzip der zirkulären und kumulati- 
ven Verursachung gezeigt hat, ist es sehr wohl möglich, daß sich eine Re- 
gion in einem virtious circle und die andere Region zur gleichen Zeit in ei- 
nem vicious circle bewegen. Fallen in der einen Region firmenexterne und 
regioneninterne steigende Skalenerträge an und bestehen zwischen beiden 
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Regionen ausgeprägte Differenzen im Niveau der Arbeitsproduktivität zu- 
gunsten der Region mit steigenden Skalenerträgen, dann weist letztere - bei 
annähernd gleichen Lohnkosten - einen Vorteil in den Lohnstückkosten 
auf, der sich in einen Absatz-, Umsatz- und Profitvorteil übersetzt. Die Re- 
gion mit steigenden Skalenerträgen entwickelt sich zunehmend auf Kosten 
der benachteiligten Region und kann ihren Wettbewerbsvorteil ausbauen. 
Eine gegenläufige Vorstellung ökonomischer Entwicklungsverläufe formu- 
liert die Gerschenkron-Hypothese, derzufolge sich die relative Rückstän- 
digkeit eines ökonomischen Raumes dann als Vorteil erweisen kann, wenn 
dadurch in dem rückständigen Land - möglichst lokal angepasste - institu- 
tionelle Innovationen induziert werden, staatliche Interventionen zur sekto- 
ralen Kanalisierung von Kapital in die aufzubauenden jungen Industrien er- 
folgen und die Kapitalgüterindustrie forciert wird (vgl. Fishlow 1987, 519). 
Eine aktive staatliche Industriepolitik zur Mobilisierung der Chancen rela- 
tiver Rückständigkeit wurde freilich erst gar nicht in Erwägung gezogen. 
Kurz (1993, 78) zufolge treffen die Bedingungen des Myrdalschen Prinzip 
der kumulativen und zirkulären Verursachung recht exakt den deutsch- 
deutschen Fall: 


»Aus offensichtlichen historischen Gründen ist Ostdeutschland in einen inferioren Pfad wirt- 
schaftlicher Entwicklung 'eingesperrt'. Unter der Annahme, daß die Bereitschaft der westdeut- 
schen Steuerzahler begrenzt ist, die strukturellen Defizite der ostdeutschen Wirtschaft wettzu- 
machen, scheint für eine Variante des Circulus vitiosus-Szenarios als Vorschau auf die zu- 
künftige ökonomische Entwicklung der neuen Länder die größte Wahrscheinlichkeit zu 
sprechen«. 

Einer dieser offensichtlichen historischen Gründe ist die in der vormaligen 
DDR vorgenommene Deprivation der Region als verdichteter ökonomi- 
scher Raum. Die insbesondere seit den späten sechziger Jahren eingeleitete 
Politik einer möglichst weitgehenden Internalisierung ökonomischer Trans- 
aktionen in die Kombinate hatte zur Folge, daß die bis dahin existenten 
intraregionalen forward and backward linkages, basierend auf der Existenz 
traditioneller kleiner handwerklich orientierter Industrieproduktionen, kur- 
zerhand abgeschnitten wurden (vgl. Grabher 1993, 5). Für westliche Unter- 
nehmen sind ökonomische Räume dieses Typs nicht in erster Linie Märkte 
sondern im weitesten Sinne exportorientierte Produktionsstandorte, die sich 
durch eine Kombination relativ billiger unqualifizierter Arbeit und moder- 
ner Massenproduktion insulär erschließen lassen, indem die zentralen Vor- 
leistungen in weit überwiegendem Maße aus den westlichen Ländern an- 
transportiert und vor Ort nur noch zusammengebaut werden. Nicht zuletzt 
vor dem Hintergrund auch im internationalen Vergleich hoher Kapitalsub- 
ventionen drängt sich die Vermutung auf, daß die konstituierten Zweigbe- 
triebe den Charakter von »snatcher« haben (vgl. Berry/Conkling/ Ray 
1993, 273ff.), d.h. auf die rasche Nutzung der historisch besonderen Pro- 


Zur politischen Ökonomie des doppelten Deutschland 19 


duktionsbedingungen von Profit zielen und dann schnell wieder geschlos- 
sen werden, wenn sich die komparativ günstigen Produktionsbedingungen 
beispielsweise infolge rasch steigender Lohnstückkosten und/oder sinken- 
der staatlicher Subventionen verschlechtern. 

Derartige Investitionsstrategien können in all den Branchen eine Rolle 
spielen, die relativ geringe Ausstiegskosten (»exit costs«) aufweisen. Sol- 
che Ausstiegsvorteile wiederum können von Unternehmen in einem Milieu 
verschärfter internationaler Standortkonkurrenz vor allem dann genutzt 
werden, wenn es bei diesen Investitionen nicht vorrangig um die Erschlie- 
Bung von Marktzugängen oder der Sicherung von Markt- und Absatzposi- 
tionen geht. In all diesen Fällen läßt sich festhalten, daß sich für die Regio- 
nen daraus keinerlei dynamische Effekte ergeben. Tatsächlich ist es genau 
die Kombination »ererbter«, international nicht-kompetitiver Produktions- 
bedingungen und fehlgeleiteter wirtschafts- und tarifpolitischer Entschei- 
dungen der Nachwendezeit, die das Argument des vicious circle für die 
FNL - abseits der durchaus realistischen Möglichkeit einer kleinen Zahl 
von »Produktivitätsinseln« - so überzeugend machen. 

Dieses Argument läßt sich noch mit den zu erwartenden Wirkungen eines 
stetigen Exports von Arbeitskräften von der peripheren zur zentralen Re- 
gion bekräftigen. In einer Modellökonomie, in der Arbeit der einzige Pro- 
duktionsfaktor ist und entweder in der Produktion von Exportgütern oder 
»Inlandsgütern« (einer Region) eingesetzt wird und alle Einkommen voll- 
ständig ausgegeben werden, hängt das produzierte Volumen von Inlands- 
gütern bei gegebenem Lohnsatz von der Größe des Binnenmarktes ab. 
Wenn gilt, daß die Größe des Binnenmarktes vom Umfang des Arbeitsan- 
gebotes abhängt und weiter gilt, daß die Größe des Binnenmarktes letztlich 
die Höhe des Lohnsatzes bestimmt, dann bedeutet eine signifikante 
Arbeitskräftemigration, daß der Binnenmarkt schrumpft und der Lohnsatz 
sinkt. Geht man im einfachsten Fall weiter davon aus, daß rückläufige 
Lohnsätze den Anreiz zur Migration erhöhen, dann läßt sich argumentie- 
ren, daß Migrationsprozesse selbstverstärkende Wirkungen zeitigen und 
einen vicious circle entweder generieren oder einen bereits eingeleiteten 
kumulativen Abwärtsprozeß perpetuieren können (s. dazu Layard/Blan- 
chard/Dornbusch/Krugman 1992, 77ff.). 

Angesichts der Abwanderungen aus den FNL, die selbst im Jahr 1992 sich 
noch in der monatlichen Größenordnung von 10- 15 000 Personen beweg- 
ten (vgl. SVR 1992, 114), erweist sich eine solche Modellargumentation 
durchaus als realitätsnah. Die FNL erleben seit Öffnung der Mauer einen 
anhaltenden brain drain, der - wie sich aus Jänossys Analyse (1968) der 
kapitalistischen »Wirtschaftswunderökonomien« nach dem Zweiten 
Weltkrieg ableiten läßt - zu einem qualifikatorischen Engpaß der Kapital- 
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akkumulation und damit des Wachstums der Arbeitsproduktivität werden 
kann. Neuere Studien kommen - selbst unter äußerst optimistischen Annah- 
men hoher Wachstumsraten der FNL - zu der Prognose einer bis etwa 1995 
anhaltenden Nettowanderung von Ost nach West in Höhe von etwa 
100.000 Personen; bis zum Jahr 2000 soll sich der Nettosaldo auf etwa 
50.000 Personen reduzieren, wobei die Mobilitätsbereitschaft bei jüngeren 
Personen sehr viel höher ausgeprägt ist (Prognos 1993, 35). Periphere 
ökonomische Räume wie etwa Mecklenburg-Vorpommern werden davon 
in besonderer Weise berührt sein, da für sie ein Rückgang der 
Wohnbevölkerung, aufgrund hoher Wanderungszahlen der Bevölkerung 
bis zum 40. Lebensjahr um fast 400.000, auf nur noch rund 1,5 Millionen 
Personen im Jahr 2010 geschätzt wird (Prognos 1993, 200). 

Es zählt zu den Paradoxien des deutsch-deutschen Einheitsprozesses, daß 
diese - wenig wünschenswerte - Entwicklungsvariante durch wirtschaftspo- 
litische Maßnahmen befördert wurde, die eigentlich auf die Herausbildung 
eines völligen anderen Entwicklungstyps zielten. Absicht der Konservativ- 
liberalen Bundesregierung war es, aus den FNL eine Hoch-Lohn-High- 
Tech-Region zu machen, die in kürzester Zeit den ökonomisch-technischen 
Modernisierungsgrad der alten Bundesrepublik überholt und gleichsam im 
Rückkopplungsprozeß dort Erneuerungen der verkrusteten Strukturen be- 
wirken sollte. Das Mittel dazu sollten die Verträge zur Wirtschafts- und 
Währungsunion und zur Deutschen Einheit sein. Der Kern der Strategie be- 
stand in der sofortigen Einführung einer Struktur der relativen Preise ent- 
sprechend dem gewünschten »Endzustand«, wobei die Vorstellung vor- 
herrschte, durch eine solche Schocktherapie die Ausbildung der angeziel- 
ten Produktionsstruktur und deren Anpassung an die bereits etablierte 
Preisstruktur zu beschleunigen (vgl. Sinn/Sinn 1993, 193ff.). Massive 
staatliche Investitionsförderung zur Induzierung eines Kapitalimports in 
die FNL und eine forcierte Privatisierungspolitik im Rahmen der Treu- 
handanstalt, die jegliche Sanierungsmaßnahmen zur Anpassung der Ost- 
Betriebe an die gewandelte Umwelt explizit ablehnte, verkörperten die 
Kerninstrumente der theoretisch insbesondere vom Sachverständigenrat 
empfohlenen und von der konservativ-liberalen Regierung durchgesetzten 
Strategie. 

Der primär nach macht-und wahlpolitischen Überlegungen gewählte Um- 
tauschkurs von der Mark der DDR gegenüber der D-Mark, die nach dem 
Motto »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!« (so die Wahlkampfparole von 
CDU/CSU) forcierte Tarifpolitik sowie die umfassende Liberalisierung der 
Preise bewirkten in der Tat eine schnelle Veränderung der relativen Preis- 
struktur zuungunsten vor allem all der Sektoren und Betriebe, die nicht in 
der Lage waren, mit ihrem zu Weltmarktpreisen bewertetem Absatz wenig- 
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stens die variablen Kosten zu decken. Faktisch bewirkt wurde damit ein 
Strukturwandel, der darauf hinauslief, daß - wie durchaus gewünscht - 
viele Altindustrien entweder ganz aus dem Produktionsspektrum der FNL 
verschwunden sind oder auf kleine Bereiche reduziert wurden. Es handelt 
sich dabei jedoch um einen passiven Strukturwandel: Den durch die gelten- 
den relativen Preise induzierten Entwertungen des Kapitalstocks stehen nur 
höchst unzureichende Neuzugänge zum Kapitalstock gegenüber. Im Jahr 
1992 konnten zwar die privaten Investitionen des Unternehmenssektors auf 
60 Millarden D-Mark gesteigert werden. Im Pro-Kopf-Vergleich mit der 
alten Bundesrepublik liegt die Investitionsrate jedoch erst bei 65% (SVR 
1992, 93). Um angesichts des hohen Entwertungstempos des Kapitalstocks 
die zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und Wettbewerbsfähigkeit not- 
wendigen Zuwachsraten des Nettokapitalstocks zu erreichen, müssten die 
jährlichen Neuinvestitionen freilich sehr viel höher ausfallen als in den 
alten Bundesländern. Eine wesentliche Bedingung jeder Hoch-Lohn-High- 
Tech-Strategie, nämlich eine hohe und stetige Rate der Kapitalakkumula- 
tion, ist damit nicht erfüllt. 

Der Verzicht auf eine Politik des aktiven Strukturwandels, die klare und 
eindeutige Kriterien zu entwickeln hätte, welche Sektoren wachsen und 
welche schrumpfen oder ganz verschwinden sollen, hatte eine ganze Reihe 
paradoxer Folgewirkungen. Die Einführung weltmarktorientierter Kosten- 
und Preisstrukturen bei gleichzeitigen sozial- wie tarifpolitisch vorange- 
triebenen Angleichungstendenzen zwischen alten und neuen Bundeslän- 
dern produzierten zwar - wie gewünscht - Produktionsstillegungen, sie er- 
zeugten aber zugleich hohe Freisetzungen von Arbeitskräften, denen keine 
Kompensationseffekte gegenüberstanden. Um den mit den hohen Arbeits- 
losenzahlen gefährdeten sozialen Frieden zu gewährleisten, wurden die Be- 
triebe - vor allem aus Mitteln der Treuhandanstalt - mit einem wahren Re- 
gen von Subventionen überhäuft. Die auf strukturbeschleunigenden Wan- 
del zielenden Maßnahmen der Hoch-Lohn-High-Tech-Strategie produzier- 
ten mithin simultan die Notwendigkeit der Einführung strukturerhaltender 
Maßnahmen. Diese Selbstblockade staatlichen Handelns wurde durch den 
Investitionsattentismus des westlichen Unternehmenssektors noch ver- 
stärkt. Damit die FNL bis zum Jahr 2000 80% der Durchschnittsprodukti- 
vität der alten Bundesländer erreichen, wurden von einschlägigen Modell- 
rechnungen für einen Zehnjahreszeitraum private Nettoinvestitionsausga- 
ben zwischen 1,5 Billionen und 800 Milliarden D-Mark veranschlagt 
(Barth 1993, 185ff.). 

Von entsprechenden jährlichen Investitionen zwischen 150 und 80 Milliar- 
den D-Mark sind die tatsächlichen privaten Investitionsausgaben, wie be- 
reits gezeigt, weit entfernt. Dafür verantwortlich zeichnen nicht allein 


22 Kurt Hübner 


Mängel des deutschen Einheitsvertrages mit seinen investitionshemmenden 
und bürokratischen Regelungen. Entscheidend sind vielmehr die privaten 
Verwertungskalküle, die die FNL als Produktionsstandort mit anderen Pro- 
duktionsstandorten in einen Vergleich setzen. Dabei spielen die immer 
wieder angeführten (zu) hohen Tariflöhne (so insbesondere Sinn/Sinn, 
1993) in den FNL nur eine Rolle neben anderen. Aus effizienz- wie 
humankapitaltheoretischer Sicht läßt sich sogar argumentieren, daß die ho- 
hen Lohnabschlüsse dringlich erforderlich waren, um Humankapitalın- 
vestitionen zu schützen und die Motivation zu fördern (so etwa Schwedler 
1993, 109). Ein solches Argument gewinnt jedenfalls dann an Gewicht, 
wenn die wirtschaftspolitische Strategie nicht darauf zielt, mit den Niedrig- 
lohnökonomien der Großregion, den ost- und mitteleuropäischen Transfor- 
mationsökonomien, in den Wettbewerb treten zu wollen. Eine solche Ziel- 
setzung wäre höchst fatal, wie schon ein schneller Blick auf die Realität 
komparativer Lohnniveaus zu zeigen vermag. Betrug in den neuen Bundes- 
ländern im Jahr 1990 der durchschnittliche gesamtwirtschaftliche Stunden- 
lohn etwa 6 US-Dollar, so beliefen sich die entsprechenden Stundenlöhne 
in Polen auf 0.7, in Ungarn auf 0.8, in Bulgarien auf 0.2, in Rumänien auf 
0.6 und im europäischen Teil der GUS auf 0.9 US-Dollar (Layard/Blan- 
chard/Dornbusch/Krugman 1992, 2). Zwar dürfte in den FNL das durch- 
schnittliche Niveau der Arbeitsproduktivität höher als in diesen Niedrig- 
lohnökonomien ausfallen, doch deuten die in den letzten Monaten in Gang 
gekommenen Produktionsverlagerungen deutscher wie internationaler Un- 
ternehmen in ost- und mitteleuropäische Transformationsökonomien darauf 
hin, daß in die Niedriglohnökonomien technische »Produktivitätsinseln« 
exportiert werden, die in Kombination mit niedrigen- Löhnen Lohnstück- 
kosten erzeugen, die die vergleichbarer Produktionen in den FNL weit un- 
terschreiten. Auch wenn der auf die ost- und mitteleuropäischen Trans- 
formationsökonomien entfallende Anteil deutscher Direktinvestitionen mit 
mittlerweile 5,5% noch äußerst gering ist, verweist die seit 1990 zu regi- 
strierende Zunahme von 251 Mio. auf 1,5 Mrd. DM (vgl. SVR 1993, 53) 
doch, daß die deutsche Industrie die Produktionsverlagerungschancen 
allmählich zu nutzen weiß. Angesichts solcher Entwicklungen würde jeder 
Niedriglohnwettbewerb die FNL in eine industrie- wie entwicklungspoliti- 
sche Sackgasse führen. Verstärkt und verfestigt würde so genau der sekto- 
rale und regionale Dualismus zwischen alten und neuen Bundesländern, 
den zu überwinden alle politischen Akteure angetreten sind. 

Die markttheoretisch begründete und legitimations- wie gesellschaftspoli- 
tisch gewünschte Lohnangleichungsstrategie hätte nur dann keine negati- 
ven Investitions-trade offs gezeitigt, wenn über entsprechende investive 
und arbeitsorganisatorische Maßnahmen das durchschnittliche Tempo der 
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Arbeitsproduktivität noch rascher als die tariflichen Löhne gestiegen wäre. 
Dies wiederum hätte einen beschleunigten Ausbau und eine gezielte Mo- 
dernisierung der technischen und sozialen Infrastruktur in den FNL zur 
Voraussetzung gehabt, also gerade eine gezielte Produktion solcher öffent- 
licher Güter, auf die Marktgesellschaften in hohem Maße angewiesen sind. 
Auch wäre es notwendig gewesen, die vordem breit ausgebauten For- 
schungs- und Entwicklungsaktivitäten für den Umbau zu nutzen. Faktisch 
wurde eine genau gegenläufige Politik verfolgt: Seit der Herstellung der 
deutschen Einheit wurde der FuE-Unterbau auf weniger als 20% des ehe- 
maligen Bestandes geschrumpft (Prognos 1993, 151). Im globalen Stand- 
ortwettbewerb erweist sich dieser marktkonservative Politikansatz, der die 
staatliche Rolle als Entwicklungsagentur verneint, immer mehr als Wettbe- 
werbshindernis. Wie empirische Untersuchungen zeigen, verlieren im Zuge 
der Globalisierung ökonomischer Handlungen nationalstaatliche Wirt- 
schaftspolitiken keineswegs an Bedeutung. Im Gegenteil: Der komparative 
Vorteil nationalstaatlich organisierter ökonomischer Räume ist in hohem 
Maße das Ergebnis differenzierter staatlicher Politiken und gesellschaftli- 
cher Regulationsformen (s. dazu etwa Porter 1990). 


4. Kognitive Dissonanzen 


Kognitiver Bezugspunkt der von der konservativ-liberalen Regierung in 
Gang gesetzten DDR-Transformation war das »Wirtschaftswunder« der 
alten Bundesrepublik. Völlig verdrängt wurde seitens der politischen Ak- 
teure, daß die Bedingungen des westdeutschen Restaurationsweges nach 
dem Zweiten Weltkrieg sich völlig von den Bedingungen unterscheiden, 
die heute in den Fünf Neuen Ländern anzutreffen sind. Dies betrifft nicht 
nur die im ersten Falle trotz Kriegszerstörungen im Vergleich sehr viel hö- 
here Qualität des Kapitalstocks hinsichtlich der technischen Standards und 
des Alteraufbaus (vgl. dazu Schmieding 1990), die in kürzester Frist hohe 
marginale Kapitalproduktivitäten erlaubte. Entscheidende Unterschiede 
liegen vor allem in den Strukturkonsteilationen der Weltwirtschaft sowie 
im »Rich uncle«-Faktor (Economist), dem die FNL sich ausgesetzt sehen. 

Während die kapitalistische Restauration der Bundesrepublik parallel be- 
gleitet wurde von der Rekonstruktion der kapitalistischen Weltwirtschaft 
als eines Systems des embedded liberalism, wobeı insbesondere die bun- 
desdeutsche Investitionsgüterindustrie von der Öffnung des Welthandels 
profitieren Konnte, erfolgt die Transformation der ehemaligen DDR unter 
Bedingungen einer bereits voil entfalteten Weltwirtschaft, in der zentrale 
Marktsegmente hochkompetitiv besetzt sind. Die strategische Absicht, in 
den Fünf Neuen Ländern sozusagen das Industrialisierungsmodell der alten 
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Bundesrepublik in verkleinerter Form zu imitieren und die dort ansässigen 
bzw. anzusiedelnden Unternehmen über Marktincentives für die gleichen 
internationalen Marktsegmente zu motivieren und fördern, musste auf öko- 
nomische wie politische Widerstände stoßen. Insbesondere in der Konstel- 
lation einer tiefgreifenden weltwirtschaftlichen Krise bemühen sich markt- 
etablierte Unternehmen, ihre Marktpositionen gegenüber aktuellen wie 
neuen Wettbewerbern abzusichern. Sichtbare wie unsichtbare Marktzu- 
trittsbarrieren werden aufzubauen versucht, durch flexible Reaktion auf 
neue Marktgegebenheiten werden Produktionsnischen geschlossen und 
schließlich werden alle Produktivitätsreserven bemüht, um kostenseitig die 
Nachfrage- und Umsatzrückgänge zu kompensieren. Für Newcomer wie 
die FNL sind dies höchst ungünstige Marktzutrittsbedingungen, insbeson- 
dere dann, wenn die politischen Akteure zur Bewältigung dieser Aufgabe 
in erster Linie auf den Markt setzen und auf eine aktive staatliche Ent- 
wicklungsstrategie weitgehend verzichten. 

Diese Konstellationen der Weltwirtschaft gelten für alle ost- und mitteleu- 
ropäischen Transformationsökonomien in gleichem Maße. Die Besonder- 
heit der ehemaligen DDR besteht in dem »Rich uncle«-Faktor: Die direkt 
anfallenden finanziellen Transformationskosten werden hauptsächlich von 
den westlichen Bundesländern übernommen, wobei die Kostenübernahme 
eingetauscht wird gegen die politische Bestimmung der Transformations- 
gestaltung. Der dabei gewählte Weg eines Institutionentransfers von der 
alten Bundesrepublik in die FNL erweist sich heute allerdings teilweise als 
Entwicklungsbarriere, wird damit doch eine Regulationsweise in eine Re- 
gionalökonomie implantiert, die dem dort existenten Akkumulationsregime 
nicht angepasst ist. Diese besondere Form der Enteignung von Souveränität 
kennen die anderen Transformationsökonomien nicht. Ökonomisch hat 
sich dieser ungleiche politische Tausch bislang in einem vicious circle der 
neuen Bundesländer niedergeschlagen. Politisch ist er die Basis für die ko- 
gnitiven Dissonanzen, die sich mittlerweile in breiten Bevölkerungsschich- 
ten bemerkbar machen. Die Sehnsüchte nach Freiheit, wie sie sich in den 
Ereignissen des Jahres 1989 ausgedrückt haben, erfahren Enttäuschungen. 
Auch dies könnte ein Grund sein, die Umbaustrategie für die Fünf Neuen 
Länder noch einmal zu überdenken. 
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Andrea Fischer 


Zum Spannungsverhältnis von 
Zuwanderung und Sozialstaat 


Ein fragiler, zunehmend überforderter Wohlfahrtsstaat und eine unab- 
schätzbar große Zahl von Menschen, die am zerbröselnden Reichtum teil- 
haben wollen - so wird Zuwanderung als »Herausforderung für den Sozial- 
staat« wahrgenommen. Die Diskussion unter dem Stichwort Migration und 
Sozialstaat wurde genau zu der Zeit begonnen, in der die Zuwanderungs- 
zahlen deutlich anstiegen. Nun mögen zwar manche an der Debatte Betei- 
ligten den von ihnen selbst gemalten Schreckensvisionen erlegen sein und 
die unaufhaltsamen Menschenströme aus dem Osten schon vor der eigenen 
Haustür imaginiert haben - als Erklärung für die weitverbreitete Reflexion 
über die Belastungen des Sozialstaats durch Zuwanderung ist der Hinweis 
auf die Quantität unzureichend. Weitere Faktoren müssen dazu beigetragen 
haben, daß aus einer diffusen Besorgnis ein politisch und wissenschaftlich 
folgenreicher Diskurs werden könnte. 

Die weitere Entwicklung der mittel- und osteuropäischen Transformation 
wird - gerade auch vor dem Hintergrund der anfänglichen Euphorie über 
die neuen Möglichkeiten - im Westen immer skeptischer betrachtet. Die 
Armut, die unter Bedingungen kommunistischer Herrschaft den wohlha- 
benden Brüdern und Schwestern im Westen noch Anlaß zu Mitleid war, 
wird jetzt als Bedrohung wahrgenommen. Denn daß der trostlosen Zukunft 
in den zerfallenden postkommunistischen Staaten durch eine Auswande- 
rung in den Westen zu entkommen sei, wird ja gerade im Westen immer 
wieder als reale Möglichkeit dargestellt. Je öfter sie beschworen wird, de- 
sto mehr erscheint diese Entwicklungsvariante als hochwahrscheinlich und 
unvermeidlich. 

Die Verunsicherung angesichts des »unerschöpflichen Migrationspotentials 
aus dem Östen« erfaßt nicht nur das neue Deutschland. Alle BU-Mitglied- 
staaten beteiligen sich an den Versuchen, die westeuropäische Wohlstands- 
insel gegen Einwanderung zu »sichern«, gemeinsame Erklärungen des Rats 
der EU nennen Zuwanderung in einem Atemzug mit international organi- 
siertem Verbrechen und Drogenhandel. Auch in den anderen EU-Staaten 
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istein Anwachsen von Fremdenfeindlichkeit zu beobachten, was sich nicht 
zuletzt im rasanten politischen Aufstieg von offen wohlstandschauvinisti- 
schen Regionalparteien mit separatistischen Ambitionen ausdrückt. 

Diese Phänomene legen für sich allein noch keine Verknüpfung der Zu- 
wanderungsfragen mit der Sozialstaatsentwicklung nahe. Erst das Zusam- 
mentreffen der Verunsicherung über die Folgen der mühseligen Transfor- 
mation in Mittel- und Osteuropa mit der Verunsicherung über die Zukunft 
des Sozialstaats im eigenen Land mündet in eine Verknüpfung beider The- 
men. In allen EU-Mitgliedstaaten steht die Zukunft des »Standorts Westeu- 
ropa« auf der Tagesordnung. Die Konvergenzkriterien der EWWU werden 
insbesondere in den südlichen Ländern durch Austeritätspolitik zu errei- 
chen versucht. In den gut ausgebauten Sozialstaaten wie zum Beispiel den 
Niederlanden stehen sämtliche Sozialsysteme auf dem Prüfstand, in 
Deutschland werden die Stimmen lauter, daß man sich das bisherige Aus- 
maß an sozialer Sicherheit künftig nicht mehr leisten können werde. 
Angesichts unabsehbar vieler »Neuankömmlinge«, die zudem »Habenicht- 
se« sind, wird der bedrohte Sozialstaat zum Symbol des bedrohten Reich- 
tums. Explosiv wird diese Symbolik dadurch, daß immer mehr vormals in 
relativer Sicherheit Lebende nun alltägliche Existenzangst spüren, sei es 
weil ihre Mieten ins Unermeßliche steigen, sei es, weil sie ihren Arbeits- 
platz verlieren könnten. Damit verläßt die Diskussion über Migration und 
Sozialstaat die komfortable akademische Nische und wird zum Kristallisa- 
tionspunkt für die gesellschaftliche Aushandlung zwischen multikulturel- 
lem Zusammenleben und nationalem Selbstverständnis. 

Die meisten Beiträge zur neuen Diskussion um Migration und Sozialstaat 
unterstellen implizit. oder explizit eine Zuwanderung in unüberschaubarer 
Zahl. Eine solche Unterstellung macht weder empirisch noch politisch 
Sinn. Empirisch zeigen sogar die Jahre nach der Öffnung Mittel- und Ost- 
europas zwar ein Ansteigen der Zuwanderungszahlen, aber auch heute 
noch liegt die Größenordnung bei wenigen hunderttausend Menschen im 
Jahr. Die Unterstellung einer Zuwanderung von Millionen von Menschen 
ist aus den bisherigen Erfahrungswerten nicht ableitbar, sie bewegt sich im 
Bereich der Spekulation.! Politisch macht diese Unterstellung für eine Dis- 
kussion der Folgewirkungen für den Sozialstaat auch keinen Sinn. Kämen - 
z.B. aufgrund einer ökologischen Katastrophe oder eines Krieges - tatsäch- 


I Eine auf diese Art dramatisierende Darstellung der Zukunft der Wanderungsbewegungen 
ignoriert nicht nur grundlegende Erkenntnisse der Migrationsforschung über die Diskre- 
panz zwischen Migrationswunsch und dessen Realisierung, sie nimmt auch die tatsächli- 
che Entwicklung der letzten Jahre nicht zur Kenntnis. Ein beträchtlicher Teil der Zuwan- 
derung nach Deutschland bestand in Pendelmigration, das heißt es handelt sich um mittel- 
fristig angelegte Migrationsstrategien, deren Zielperspektive keinesfalls die dauerhafte 
Niederlassung ist (vgl. dazu z.B. Cyrus/Helias 1993, 59; Morokvasic 1992) 
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lich Millionen von Menschen auf einmal, dann wäre in Westeuropa Krisen- 
management angesagt, eine strategische Reaktion sozialstaatlicher Politik 
ist in solchen Situationen nicht vorstellbar. Eine sinnvolle Erörterung der 
Zusammenhänge zwischen Zuwanderung und Sozialpolitik kann daher nur 
von der Annahme ausgehen, die Zuwanderung nach Deutschland werde 
sich auch in den kommenden Jahren auf dem Niveau der letzten Jahrzehnte 
bewegen, also einige hunderttausend Menschen pro Jahr umfassen.? 

Aber auch unter der Prämisse, daß es nicht sinnvoll ist, über »Hunderte von 
Millionen aus Süd und Ost auf dem Weg nach hier« (Nitsch 1992, 304) zu 
sprechen, ist die Frage nach den Konsequenzen von Zuwanderung für die 
soziale Sicherung noch nicht obsolet. Herausgefordert ist sowohl die Lei- 
stungsfähigkeit des Systems als auch seine legitimatorische Grundlage. Es 
geht darum, ob der Wohlfahrtsstaat seiner Aufgabe, Inklusion zu gewähr- 
leisten, noch nachkommen kann, wenn immer mehr Menschen an ihm teil- 
haben wollen. Und es geht um die Frage, ob die politische Grundlage für 
wohlfahrtsstaatliches Handeln erodiert, wenn eine wachsende Zahl von 
Beteiligten aufgrund ihrer persönlichen Merkmale und der Umstände ihrer 
Teilnahme als nicht teilnahmeberechtigt angesehen wird. 

In der politischen Debatte werden die Konkurrenz um knappe sozialstaatli- 
che Ressourcen und die Gefahr der Aushöhlung von Regulierungsstandards 
durch Zuwanderer zunehmend verbunden mit einer Selbstvergewisserung 
nationaler Identität, die den Schutz vor Konkurrenz von außen zulasse. Be- 
günstigt wird diese Verknüpfung durch die historische Entwicklung von 
Wohlfahrtsstaaten im nationalstaatlichen Rahmen. Die Grenze, die der So- 
zialstaat zwangsläufig braucht, wird durch den Nationalstaat umrissen, die 
Teilnahmeberechtigung über Staatsbürgerschaft definiert. Diese Verknüp- 
fung von (durch Zuwanderung bedrohten) Interessen und Identität als rele- 
vantem Kriterium der Grenzziehung ist die Grundlage für die Auseinander- 
setzung um Einwanderungskontrolle. Im folgenden soll systematisch zu- 
nächst die Empirie über die reale Grundlage für die Konkurrenzängste be- 
fragt werden. Vor diesem Hintergrund wird dann die normative Frage der 
Grenzziehung diskutiert. Abschließend sollen einige Schlußfolgerungen für 


2 Wer sich auf diese einläßt, trägt - ob gewollt oder ungewollt - zur Re-Ethnisierung des 
Politischen bei. Denn auch wenn die Chancen und Probleme erörtert werden, die die künf- 
tige Zuwanderung für den Sozialstaat mit sich bringt - von Migration zu sprechen, bezieht 
die hier (teils schon sehr lange) lebenden Ausländerinnen mit ein. Daß viele von ihnen 
überhaupt noch aufgrund ihres staatsbürgerlichen Status als AusländerInnen wahrgenom- 
men werden, ist vorrangig im restriktiven deutschen Recht begründet. Im Diskurs über 
Migration und Sozialpolitik werden sie aber wieder als empirisch identifizierbare Größe 
eingeführt, selbst dort, wo es in der Sache nicht gerechtfertigt ist (wie am Beispiel der 
Rentenversicherung gezeigt werden wird). Hinzu kommt, daß die Zuwanderung in die 
BRD in den vergangenen und auch in den kommenden Jahren unter Statusgesichtspunk- 
ten nicht von Ausländern geprägt war und sein wird, sondern von Aussiediern. 
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eine Migrationspolitik unter Bedingungen eines entwickelten Sozialstaats 
erörtert werden. 


1. Zur Empirie der sozialen Folgen von Zuwanderung 


Systematisch lassen sich der Wohnungsmarkt, der Arbeitsmarkt, die Sozi- 
alversicherungen und die öffentlichen Finanzen als neuralgische Punkte 
sozialstaatlicher Inklusion anführen, an denen es zu Konkurrenz zwischen 
den Eingesessenen und den neu Hinzukommenden kommen kann. 


1. Der Wohnungsmarkt 


Es liegt auf der Hand, daß eine durch Zuwanderung wachsende Bevölke- 
rung auch eine erhöhte Nachfrage nach Wohnraum entwickelt. Zur Zeit ist 
jedoch keine seriöse Untersuchung bekannt, die den Wohnraumbedarf und 
die zusätzliche Nachfrage durch Zuwanderung präzise bestimmen Könnte. 
Angesichts der veränderten Wohngewohnheiten der einheimischen Bevöl- 
kerung (Anstieg der Single-Haushalte, gestiegene Ansprüche an die Wohn- 
qualität auch im Hinblick auf die Fläche) ist kaum zu quantifizieren, wel- 
chen Anteil Zuwandernde am allgemeinen Mangel an bezahlbarem Wohn- 
raum haben. Wenn Afheldt (1993, 46) daher von 1,5 Millionen Wohnun- 
gen spricht, die Ausländer »vom Markt wegnehmen«, was der Hälfte des 
gesamten Fehlbestandes an Wohnungen entspräche, so ist dies eine will- 
kürlich gesetzte Zahl, mit der Ausländer zu einer der zentralen Ursachen 
für die Wohnungsnot erklärt werden, die Funktionsweise des Wohnungs- 
markts jedoch ausgeblendet wird. Die dramatische Entwicklung auf dem 
Wohnungsmarkt wird so als Problem der quantitativen Nachfrage definiert; 
dabei besteht nicht einfach ein Mangel an Wohnraum, sondern an mit 
durchschnittlichen und niedrigen Einkommen bezahlbarem Wohnraum, zu- 
dem ist dieser Mangel regional höchst unterschiedlich verteilt. Die Gruppe 
der Zuwanderer als »quantit& dangereuse« für den Wohnungsmarkt zu de- 
finieren, ignoriert die Macht- und Besitzverhältnisse und die daraus resul- 
tierende Funktionsweise dieses spezifischen Marktes. 


2. Der Arbeitsmarkt 


Seit es ökonomisch motivierte Wanderungsbewegungen gibt, stand der Ar- 
beitsmarkt ım Zentrum der Erörterungen über Konkurrenz durch neu Hin- 
zukommende. Auch die Migrationsgeschichte der alten Bundesrepublik 
erlebte in Phasen immer wieder die Diskussion um die »Ausländer, die uns 
die Arbeitsplätze wegnehmen«. Anfang der 70er Jahre mündete diese Dis- 
kussion in den Anwerbestopp. Zu Beginn der 90er Jahre wurde der Anwer- 
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bestopp durch die neuen Beschäftigungsformen für mittel- und osteuropäi- 
sche Arbeitskräfte (Werkvertragssysiem, Saison- und Grenzgängerbe- 
schäftigung) de facto aufgehoben. Diesmal beginnt die Diskussion über die 
Verdrängung Einheimischer durch ausländische Arbeitskräfte früher: Ge- 
werkschaften, Arbeitgeber und nicht zuletzt der Bundesarbeitsminister, auf 
dessen Initiative das neue Anwerbesystem erst eingeführt wurde, sinnieren 
inzwischen laut über die Notwendigkeit, die Aufnahme von ausländischen 
Arbeitskräften einzuschränken. 

Die empirischen Befunde über die Konkurrenzsituation auf den Arbeits- 
märkten sind widersprüchlich. Zwei Untersuchungen für den Zeitraum En- 
de der 80er/Anfang der 90er Jahre kommen zu einem eindeutig positiven 
Ergebnis: »Vieles spricht dafür, daß der Zuwanderungsstrom die expansive 
Beschäftigungsentwicklung sowohl nachfrage- als auch angebotsseitig ge- 
stützt hat« (Barabas et.al. 1992, 139, vgl. auch Klös 1992, 265) Für den 
untersuchten Zeitraum kann dieses Ergebnis mit der damals noch recht gut 
gelungenen beruflichen Integration von AussiedlerInnen erklärt werden. 
Deren Qualifikationsstruktur traf auf eine entsprechende Nachfrage, zudem 
wurde mit umfassenden Integrationsprogrammen aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik für diese Gruppe gemacht. AusländerInnen konnten in dieser Phase le- 
gale Beschäftigung finden: Die zwischen 1989 und 1991 stark gestiegene 
Anzahl der neu erteilten Arbeitserlaubnisse für ausländische Arbeitskräfte 
kann - nach Maßgabe der Bestimmungen des Arbeitsförderungsgesetzes, 
wonach diese Erlaubnisse nur erteilt werden, wenn kein Deutscher oder 
EG-Bürger für die Beschäftigung gefunden werden kann - als Indikator für 
die Nicht-Verdrängung Einheimischer gelten (Klös 1992, 266). Die makro- 
ökonomisch positiven Befunde können sich für spezifische Segmente des 
Arbeitsmarktes ganz anders darstellen, zudem weisen beide Studien auf die 
große Bedeutung der konjunkturellen Situation im untersuchten Zeitraum 
hin. Im Verlauf der Krise Könnte sich die Frage nach der Verdrängung 
Einheimischer durch Zuwandernde anders stellen. 

Erste Anzeichen für diesen Umschwung sind bereits erkennbar. Allerdings 
ist noch offen, wer wen verdrängt. Eine IJAB-Untersuchung über die beruf- 
liche Eingliederung von AussiedlerInnen weist darauf hin, daß ein wach- 


3 So das »Strategiepapier« des BMA zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, das fordert, daß 
»ganz gezielt die Vermehrung des Erwerbspersonenpotentials durch Zuwanderung von 
Personen außerhalb des europäischen Binnenmarktes unterbunden werden muß« (1993, 
5). Das Papier kündigt eine Senkung der Werkvertrags-Kontingente sowie eine verschärf- 
te Arbeitsmarktprüfung für Grenzgänger und Saisonbeschäftigte an und schlägt vor, deut- 
sche Arbeitslose auf diese Stellen - ggf. mit Zwang - zu vermitteln. Durch eine Verschär- 
fung der »Zumutbarkeitskriterien« für die von Arbeitslosen anzunehmende Arbeit hat die 
Bundesanstalt für Arbeit vor wenigen Wochen die rechtlichen Voraussetzungen für die 
zwangsweise Vermittlung in die Beschäftigung als Erntehelfer geschaffen. 
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sender Anteil vor allem weiblicher Aussiedler arbeitslos ist. Insgesamt ist 
als Folge der Kürzungen für Fortbildungsmaßnahmen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz damit zu rechnen, daß es für AussiedlerInnen in Zukunft 
eher noch schwieriger wird, sich in das Erwerbsleben der Bundesrepublik 
zu integrieren (Koller 1993, 18ff.). 

Im Öffentlich besonders umstrittenen Bereich der Beschäftigung von mit- 
tel- und osteuropäischen Werkvertragsarbeitnehmern im bundesdeutschen 
Baugewerbe ist der Befund widersprüchlicher als nach den Zeitungsbe- 
richten zu vermuten wäre. Das Institut der deutschen Wirtschaft kommt in 
seiner Untersuchung zu dem Ergebnis, daß durch den Bauboom der letzten 
Jahre weiterhin starke Engpässe insbesondere in bestimmten Facharbeiter- 
berufen zu verzeichnen sind, »die mit dem heimischen Arbeitskräfteange- 
bot offenbar nicht zu überwinden sind« (IW 1993, 21). Aus Berichten der 
Tarifparteien ist jedoch zu schließen, daß es zu einer starken regionalen 
Konzentration der Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmern kommt 
(Cyrus/Helias 1993b, 20), so daß auf regionalen Arbeitsmärkten sehr wohl 
Verdrängungseffekte eintreten können. Angesichts der nachweislich drasti- 
schen Unterbezahlung der ausländischen Beschäftigten und ihrer deutlich 
schlechteren Arbeitsbedingungen (vgl. Cyrus/Helias 1993a) ist davon aus- 
zugehen, daß - nicht zuletzt vor dem Hintergrund von Deregulierungsten- 
denzen in der Baubranche und deren starken konjunkturellen Schwankun- 
gen - die Werkvertragsarbeitnehmer gegen die Einheimischen ausgespielt 
werden. 

Die Annahme der Verdrängung einheimischer ArbeitnehmerInnen durch 
Zugewanderte geht davon aus, daß das Arbeitsangebot der Zugewanderten 
für die Unternehmen kostengünstiger und damit attraktiver ist. Die deutlich 
höheren Arbeitslosenquoten für Ausländer legen demgegenüber die Ver- 
mutung nahe, daß unter Bedingungen tarifvertraglich regulierter Arbeits- 
märkte dieser Kostenvorteil offenbar nicht in einem Ausmaß zu realisieren 
ist, das Verdrängungseffekte hervorriefe. Im Gegenteil, in der Rezession ist 
das Arbeitsmarktrisiko ausländischer Beschäftigter größer als das der Ein- 
heimischen (vgl. Werner 1993, 354). Dieses erhöhte Risiko ist nur teilwei- 
se mit den Segmentationsindikatoren Qualifikationsprofil, Geschlecht, Al- 
ter, Beruf zu erklären. Diskriminierung aufgrund von Herkunft stellt einen 
zusätzlichen Faktor für die schlechtere Arbeitsmarktposition von Migrant- 
Innen dar (vgl. ebd. 355). Diese Befunde können dahingehend interpretiert 
werden, daß die Regulierungsinstanzen des deutschen Arbeitsmarkts die 
Interessen der einheimischen Beschäftigten (noch?) wirkungsvoll schützen 
können und daß es eher die Zugewanderten sind, die in der Beschäfti- 
gungskrise verdrängt werden. 
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3. Die Sozialversicherungssysteme 


Die Frage nach einer Belastung der Sozialversicherung zielt darauf, ob Zu- 
gewanderte die Leistungen der verschiedenen Systeme überproportional 
häufig in Anspruch nehmen. Damit wird eine Unterscheidung eingeführt, 
die für umlagefinanzierte Sozialversicherungssysteme ohne Bedeutung ist. 
Denn diese Systeme integrieren alle Erwerbstätigen - weder die Nationali- 
tät noch der aufenthaltsrechtliche Status spielt für den Erwerb von Lei- 
stungsansprüchen eine Rolle, sondern ausschließlich die Integration in das 
inländische Erwerbssystem im Bereich der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung. Statistische Untersuchungen der Auswirkungen von Zu- 
wanderung sind zudem mit dem Umstand konfrontiert, daß Aussiedler, die 
eine besonders große Gruppe der Zuwanderer seit Beginn der 80er Jahre 
stellen, als Teilgruppe nur in der Arbeitslosenstatistik identifizierbar sind. 
In der Rentenversicherung spielt die Zeitdimension eine entscheidende 
Rolle für eine Betrachtung der Auswirkungen von Zuwanderung: Eine 
neue Wanderungsbewegung wird - sofern die MigrantInnen Beschäftigung 
finden - unmittelbar einnahmewirksam, aber erst lange später ausgaben- 
wirksam. Eine Sonderauswertung des Rentenbestandes 1989 durch den 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) ergab für die Versi- 
cherten mit ausländischer Staatsangehörigkeit einen positiven Saldo zwi- 
schen Beitragseinnahmen und Rentenausgaben. Dieses Verhältnis wird 
sich auf mittlere Frist verändern, wenn ein zunehmender Anteil der auslän- 
dischen Arbeitnehmer die erworbenen Rentenanwartschaften in Anspruch 
nehmen wird (Rehfeld 1991, 492). 

In der Arbeitslosen- und in der Krankenversicherung liegen Einnahmen 
und Ausgaben zeitlich näher beieinander. Für die Krankenversicherungen 
sind keine Untersuchungen bekannt, aus dem empirisch nachweisbaren hö- 
heren Gesundheitsrisiko ausländischer Arbeitnehmerinnen (vgl. Elkeles/ 
Seifert 1993) aber läßt sich schließen, daß Migrantinnen die Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung überdurchschnittlich oft in Anspruch 
nehmen müssen. Dabei muß berücksichtigt werden, daß dieses hohe 
Krankheitsrisiko von Migrantinnen auf ihre Position in Arbeitsmarktseg- 
menten mit schlechten Arbeitsbedingungen zurückzuführen ist. Wie oben 
bereits erwähnt, haben AusländerInnen und AussiedlerInnen ebenfalis ein 
höheres Arbeitsmarktrisiko zu gewärtigen. Sie nehmen daher deutlich öfter 
die Leistungen der Arbeitslosenversicherung in Anspruch. 
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4. Die öffentlichen Finanzen 


Durch staatliche Politik wird den Zuwandernden ein Status zugewiesen. 
Diese Zuweisung reguliert Zahlungsfähigkeit und -bedürftigkeit der Zu- 
wandernden (was besonders deutlich am Beispiel der Asylbewerber wird, 
die bis vor zwei Jahren keine Arbeitserlaubnis bekamen und daher von gar 
nichts anderem als Sozialhilfe leben konnten). Eine Untersuchung des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung hat diese Ein- 
nahmen bzw. Ausgaben der öffentlichen Kassen für die Zuwandernden sal- 
diert: 

»Zusammengenommen dürfte die seit 1988 in die Bundesrepublik zugewanderte Bevölkerung 
auf dem Wege über ihre Beteiligung an der inländischen Einkommensentstehung und -ver- 
wendung im Jahr 1991 knapp 30 Mrd. DM an Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen auf- 
gebracht haben (gut 2,5 % der Gesamteinnahmen). Gegenzurechnen sind die Aufwendungen 
des Staates etwa in Gestalt von Sozialhilfe, von Starthilfen, von Eingliederungs- und Arbeits- 
losengeld, von Kindergeld und Wohngeld sowie von Altersrenten. Hierfür wurden 1991 
schätzungsweise 16 Mrd. DM aufgewendet, so daß für dieses Jahr ein 'Gewinn' für die öffent- 
lichen Finanzen in Höhe von insgesamt 14 Mrd. DM verbleibt« (Barabas et.al. 1992, 145) 
Diese Angaben sind nur grobe Schätzungen. Noch schwieriger wäre es, die 
staatlichen Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben aufgrund der expansi- 
ven gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der Zuwanderungen zu beziffern. 
Ebenso liegen keine Angaben über die Aufwendungen im Infrastrukturbe- 
reich vor, es kann nicht unterschieden werden zwischen zuwanderungsbe- 
dingten und ohnehin geplanten Investitionen. Darüberhinaus sind die 
volkswirtschaftlichen Aggregatgrößen in ganz unterschiedlichem Maß den 
einzelnen Zuwanderergruppen zuzuweisen. Zudem verteilen sich Aufkom- 
men und Einnahmen sehr unterschiedlich auf die verschiedenen Träger. 
Wertvolle Hinweise auf die methodischen Probleme, die mit der empiri- 
schen Analyse der Belastung öffentlicher Haushalte durch einzelne Bevöl- 
kerungsgruppen verbunden ist, gibt Dita Vogel in ihrer Untersuchung der 
Kindergeldzahlungen an deutsche und ausländische Berechtigte. Sie bestä- 
tigt, daß Ausländer den Kindergeldetat relativ stärker in Anspruch nehmen 
als Deutsche. Das erklärt sich sowohl aus einem höheren Anteil von Be- 


4 Zum besonders neuralgischen Punkt der Kosten für Asylbewerber sei hier auch auf die 
RWI-Studie verwiesen: »Bezüglich der staatlichen Ausgaben für die Gruppe der Asylbe- 
werber ist zu berücksichtigen, daß für die seit 1988 eingereisten 670 000 Personen 1991 
aus den öffentlichen Kassen schätzungsweise 6 Mrd. DM aufgewendet werden mußten. 
Diesen Aufwendungen standen wegen des bis Mitte 1991 geltenden Arbeitsverbots für 
Asylbewerber fast nur Einnahmen aus den allgemeinen und speziellen Verbrauchsteuern 
gegenüber (ca. 750 Mill. DM). Schon wenn etwa 200 000 Personen eine durchschnittlich 
entlohnte soziallversicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen hätten, wäre das 
Verhältnis zwischen den genannten Aufwendungen für diese Bevölkerungsgruppe und 
den entsprechenden Einnahmen der öffentlichen Hand ausgeglichen gewesen. Vernach- 
lässigt sind dabei freilich Kosten der öffentlichen Hand für besondere infrastrukturelle 
Leistungen, z.B. im Bildungssystem.« (Barabas et.al. 1992, 146) 
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rechtigten an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe als auch durch die höhe- 
ren Zahlungen an die Empfänger wegen der durchschnittlich höheren Kin- 
derzahl. Aber sie weist darauf hin, daß das Ausmaß der Belastungen we- 
sentlich geringer ist, als von früheren Untersuchungen behauptet, da diese 
die Zahlungen an Angehörige des öffentlichen Dienstes (in dem Ausländer 
deutlich unterrepräsentiert sind) unberücksichtigt ließen. Außerdem kann 
sie zeigen, daß eine andere Ausgestaltung der Bemessung von Kindergeld - 
zum Beispiel in Form eines erhöhten einkommensunabhängigen Erstkin- 
dergeldes - die Relation der Ausgaben für ausländische Kinder zugunsten 
der für deutsche verschieben würde. (Vogel 1992) 


5. Eine intervenierende Variable: demographische Wirkungen von 
Zuwanderung 


Nicht in jeder Hinsicht wird Migration als Konfliktpotential für die Sozial- 
staatlichkeit wahrgenommen. Angesichts einer zunehmend alternden Ge- 
sellschaft erfährt sie auch eine neue Bedeutungszuweisung. Nicht mehr 
Arbeitsmarktengpässe sollen überwunden werden, wie bei der Anwerbung 
seit den 50er Jahren, sondern jetzt erscheint Zuwanderung als eine Rettung 
vor der Vergreisung der Gesellschaft. Die Zahl von jährlich 300 000 zu- 
wandernden Menschen wird immer wieder bemüht: diese Anzahl von Mi- 
grantInnen sei erforderlich, um die Überalterung der Gesellschaft zu ver- 
hindern. 

Politisch wird das Argument der demographisch unerläßlichen Einwande- 
rung verwendet, um an das Eigeninteresse der Aufnahmegesellschaft zu 
appellieren (vgl. Bade 1994, 14). Es läßt sich in der Tat nachweisen, daß 
Einwanderung den Alterungsprozeß der Gesellschaft verlangsamen kann. 
Aufhalten kann sıe ihn jedoch nicht, selbst bei unrealistisch hohen Zuwan- 
derungszahlen (Steinmann 1993, 9). Das Ausmaß des Effekts von Migra- 
tion wird zudem stark bestimmt von der Alters- und Geschlechtsstruktur 
der Einwandernden: um deutliche Auswirkungen auf den Altersquotienten 
zu erreichen, müßten ausschließlich sehr junge Menschen kommen (Dinkel 
/Lebok 1993). Der demographische Übergang in den entwickelten Indu- 
striegesellschaften ist so stark, daß auch Zuwanderung ihn nicht umkehren 
und zu einer Altersstruktur wie vor einigen Jahrzehnten zurückführen 
könnte. Zudem hängt das Ausmaß der Wirkung von Zuwanderung von der 
Möglichkeit der Steuerung der Zuwanderung nach den Kriterien des Auf- 
nahmelandes ab. Migration allein wird keine hinreichende Antwort auf das 
Phänomen der Alterung der Gesellschaft sein. Unter den gegenwärtigen 
Bedingungen der Bevölkerungsentwicklung wird sie jedoch die einzige de- 
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mographische Variable sein, von der überhaupt ein Einfluß auf die zukünf- 
tige Bevölkerungsentwicklung erwartet werden kann. 


2. Das Aushandeln von Zugehörigkeit 


Die kursorische Betrachtung der möglichen Auswirkungen von Zuwande- 
rung auf das System der Sozialstaatlichkeit macht deutlich: Die empiri- 
schen Befunde können nur äußerst vorsichtig interpretiert werden. Für die 
Untersuchung solcher Fragestellungen sind zumeist nur Einzelphänomene 
operationalisierbar, z.B. Teilarbeitsmärkte, regionale Wohungsmärkte, ein- 
zelne Zuwanderergruppen usw. Hinzu kommt, daß die Identifizierung wei- 
terer Einflußfaktoren neben den durch Zuwanderung bewirkten Verände- 
rungen nicht immer möglich ist (Beispiel Wohnungsmarkt). Nicht zuletzt 
sind die Wirkungen im Zeitabiauf sehr verschieden, wie die Beispiele des 
Arbeitsmarkts und der Sozialversicherungen zeigen. Angesichts der einge- 
schränkten Reichweite der Ergebnisse kann daraus keinesfalls eine eindeu- 
tige Aussage abgeleitet werden, wonach Migration mit dem Sozialstaat un- 
verträglich sei. Deshalb ist Forschung zu Einzelphänomenen der Migration 
aber natürlich nicht überflüssig: Das Verständnis von durch Migration aus- 
gelösten oder verstärkten Konflikten im Aufnahmeland ist eine Vorausset- 
zung für eine migrationsverträgliche Sozialpolitik. Entsprechende Untersu- 
chungen können aber nicht den Anspruch erheben, eine generelle empiri- 
sche Antwort auf die Frage zu geben, ob der Sozialstaat durch Migration in 
seinem Bestand gefährdet ist. 

Denn die oben skizzierten Ergebnisse für die je verschiedenen Untersu- 
chungsgegenstände und Zeitpunkte sind dahingehend zu interpretieren, daß 
sich keine »objektive Belastungsgrenze« für den Sozialstaat bestimmen 
läßt. Die Aufnahmekapazität eines komplexen und großen Gemeinwesens 
ist nicht von der Zahl der an ihm teilhabenden Personen abhängig. Was als 
Nachweis der Grenze der Aufnahmefähigkeit des Sozialstaats gedacht war, 
nämlich der Verweis auf Konkurrenz durch neue Teilnehmer (siehe bei- 
spielhaft die Argumentation bei Horst Afheldt und Manfred Nitsch), wird 
zum Beweis der Bedeutung der politischen Verhandlung über die Zukunft 
des Sozialstaats (vgl. auch das Editorial der Prokla 83, 1991, 186). Das 
Bild vom vollen Boot, mit dem die Frage nach den Belastungsgrenzen des 
Sozialstaats in der öffentlichen Arena gerne »volkstümlich« beantwortet 
wird, ist für eine komplexe Gesellschaft unangemessen. Denn, darauf wei- 
sen Daniel Cohn-Bendit und Thomas Schmid hin, anders als Schiffe verfü- 
gen Gesellschaften über die 
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»Kunst der Selbstwahrnehmung: Was für eine Gesellschaft gut oder schlecht ist, läßt sich ob- 
jektiv nicht messen, sondern hängt davon ab, ob es von denen, die eine Gesellschaft ausma- 
chen, als gut oder schlecht empfunden wird.« (Cohn-Bendit/Schmid 1993, 32) 

Gerade die Unsicherheit über die Bedrohung eigener Interessen durch Zu- 
wanderer, gerade die mangelnde Findeutigkeit der Nachweise einer Kon- 
kurrenzsituation legt einen Wechsel auf eine andere Diskussionsebene 
nahe. Die »Empfindung«, ob man mit Zuwanderung leben will oder nicht, 
wird von Gefühlen über Zugehörigkeit und Ausschluß bestimmt: Wer ist 
Mitglied, wer darf es werden? 

Die gesellschaftliche Verhandlung über die Zutritts- und Teilnahmebe- 
rechtigung am Leben im Sozialstaat ist in Deutschland immer nach Krite- 
rien der ethnischen Zugehörigkeit geführt worden. Deutlichster Ausdruck 
dieses Differenzierungsprinzips ist das automatische Staatsbürgerschafis- 
recht für Aussiedler. Die Aufnahme von Aussiedlern ist in dieser Logik die 
Ausnahme von der Regel, daß Deutschland kein Einwanderungsland ist. 
Auch wenn die Kritik an dieser Regel in den letzten Jahren immer schärfer 
wurde, bleibt dies die herrschende Politik.5 

Zumindest in der intellektuellen Debatte wird seit geraumer Zeit mit 
großem Interesse und Wohlwollen die kommunitaristische Argumentation 
zur Einwanderung aufgegriffen. Aus kommunitaristischer Sicht ist Ein- 
wanderung nicht nur einzuschränken wegen der Notwendigkeit, die Funk- 
tionsbedingungen des ökonomischen und gesellschaftlichen Systems zu si- 
chern, sondern auch, um die ethnisch-kulturelle Substanz der jeweiligen 
Lebensform zu bewahren. Michael Walzer entwickelt seine Argumentation 
zur Aufnahmepolitik eines Landes gegenüber Einwanderern anhand einer 
Analogie zu Nachbarschaften und Familien (Walzer 1992, 71). Hier wird 
die Berechtigung des Zugangs zum Territorium nicht über nationale Her- 
kunft und Identität zugesprochen, sondern über je spezifische, sich histo- 
risch und kulturell ausprägende Identitäten, auf deren Grundlage die Mit- 
glieder einer Gemeinschaft entscheiden, ob sie neue Mitglieder aufnehmen 
wollen (ebd., 66 ff.). 

Aus deutscher Sicht, vor dem Hintergrund der bis heute dominierenden 
nationalistischen Argumentation, liegt der Charme dieses Arguments in der 
Abkehr von einer metaphysisch abgeleiteten nationalen Identität. Darin 
mag auf den ersten Blick ein Fortschritt liegen und ein Ausweg aus der 
verfahrenen Diskussion über deutsche Identität (vgl. zur Auseinanderset- 
zung mit dieser Diskussion kritisch Hoffmann 1993). Gleichwohl ist das 


5 Das wird u.a. am sog. »Asylkompromiß« deutlich, der vor allem die Schließung der deut- 
schen Außengrenzen und die Verhinderung des legalen Zutritis nach Deutschland zum 
Ziel hatte. Zugleich aber wurde darin eine Einwanderungsquote für jährlich 200 000 Aus- 
siedler festgelegt. 
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ein problematisches Kriterium. Denn seine Gültigkeit setzt - wenn auch in 
kleineren und anders abgegrenzten Einheiten als dem Nationalstaat - Ho- 
mogenität voraus. Dies kann sowohl ethnische als auch kulturelle Homo- 
genität sein. Eine solche Vorstellung von identifizierbarer und nach außen 
unterscheidbarer Homogenität gesellschaftlicher Einheiten ist nicht nur 
faktisch ein Anachronismus, sie schafft der Verteidigung dieser »Homoge- 
nität« nach außen eine Legitimationsbasis. Nach dieser Argumentation sind 
es ausschließlich die Aufnehmenden, die über die Erfüllung des Zugangs- 
kriteriums »Einfügen in die ethnisch-kulturelle Identität« entscheiden. Ob 
sie zu dieser Identität paßt, liegt nicht in der Macht der Migrierenden. Die- 
se Identität ist nicht verhandelbar. 

Im Gegensatz dazu steht das von Jürgen Habermas verwendete Kriterium, 
daß von MigrantInnen verlangt werden kann und muß, daß sie die »in der 
politischen Kultur verankerten Rechtsprinzipien« respektieren und nicht 
antasten (Habermas 1992, 659). Damit werden die Migrierenden zum han- 
delnden Subjekt: Sie können entscheiden, ob sie die politische Kultur re- 
spektieren und in ihr leben wollen und können. Es stehen Ihnen aktive 
Möglichkeiten offen, sich in die Gesellschaft einzufügen, die über das Hin- 
nehmen der gegebenen Verhältnisse hinausgehen. Denn die politische Kul- 
tur ist zwar durch vielfältige konkrete Normen und »ungeschriebene Geset- 
ze« bestimmt, aber sie ist Veränderungen unterworfen, die sich aus gesell- 
schaftlichen Diskussionen und Entscheidungen ergeben. Für die Aufnahme 
in die Gesellschaft wird von Einwandernden eine politische Zustimmung 
verlangt, nicht aber die Anpassung an die dominierende Kultur. 

Mit dem Bezug auf kulturell-ethnische Identität einerseits und auf politi- 
sche Übereinkunft andererseits sind nicht nur normative Orientierungen 
eingeführt, sondern auch die Interessen der Aufnahmegesellschaft als legi- 
tim anerkannt. Walzer und Habermas definieren sie jeweils verschieden, 
beide unterscheiden sich jedoch nicht in der Anerkennung der Berechti- 
gung, diese Interessen durch Grenzziehung nach außen zu vertreten. 

Rainer Bauböck kommt in seiner Diskussion dieser Argumentation zu dem 
Ergebnis, daß aus der universalistischen Sicht (mit der er sich anhand einer 
der Habermasschen sehr ähnlichen Argumentation bei Bruce Ackerman 
1980 auseinandersetzt) keine hinreichend differenzierte Politik entwickelt 
werden kann, wohingegen die Prinzipien Walzers zu wenig Raum für gut 
legitimierte Einwanderungsrechte bieten (Bauböck 1992, 202). Bauböck 
sieht eine legitime Begründung für Einwanderungsbeschränkung darin, daß 
bei zu großer und unbeschränkter Arbeitsmigration die Voraussetzungen 
der Durchsetzung von internen sozialen Mindeststandards am Arbeitsmarkt 
und in anderen Bereichen beeinträchtigt werden könnten: »Freie Immigra- 
tion gefährdet soziale Rechte nicht deshalb, weil sie die Ressourcen der 
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Redistributionsfonds verringert, sondern weil sie die staatliche Regulierung 
von Märkten unterminieren kann« (ebd., 218). Eben die durch staatliche 
Regulierung gewährleistete soziale Bürgerschaft aber sei Voraussetzung 
für politische Bürgerschaft: »Ohne substantielle soziale Rechte gibt es kei- 
ne stabile und auch nur halbwegs repräsentative Demokratie« (ebd., 220). 
Damit hat Bauböck der universalistischen Argumentation von Habermas 
ein - zumindest im Prinzip operationalisierbares - Kriterium beiseitege- 
stellt, das sich »auf immanente Funktionsbedingungen gegenwärtiger west- 
licher Demokratien stützt« (ebd., 222). Nicht die materiellen Interessen der 
Aufnahmegesellschaft sind das soziale Gut, das auf der Grundlage von - 
wie auch immer hergestellten - Zusammengehörigkeitsgefühlen gegen Un- 
befugte zu verteidigen ist. Sondern es ist zu untersuchen, ob ein bestimm- 
tes Ausmaß an Zuwanderung noch eine politische Regulierung der Ökono- 
mie zuläßt, ohne die die demokratische Verfaßtheit der aufnehmenden Ge- 
sellschaft nicht mehr zu gewährleisten wäre. 


3. Zur Zukunft des multikulturellen Sozialstaats 


Dieses normative Argument für Einwanderung und ihre notwendige Be- 
grenzung verlangt nach Kriterien dafür, inwiefern die funktionalen Voraus- 
setzungen von Sozialstaatlichkeit durch Einwanderung berührt und gege- 
benenfalls beeinträchtigt werden. Die empirische Betrachtung weiter oben 
macht deutlich, daß diese Kriterien nicht quantitativ festgemacht werden 
können. Vielmehr wäre zu untersuchen, welche Mechanismen die sozial- 
staatliche Inklusion herstellen und welche Wirkung Zuwanderung auf die 
Durchsetzung dieser Regulierung hat. Begreift man den Wohlfahrtsstaat 
mit Gösta Esping-Andersen als einen »powerful societal mechanism«, der 
seinerseits die Beschäftigungsstruktur und soziale Konfliktlinien bestimmt 
und beeinflußt, so ist zu fragen, welche Rolle der Wohlfahrtsstaat seiner- 
seits in den Konflikten spielt, die durch Migration hervorgerufen werden. 
In der aktuellen Debatte wird die aktive Rolle des Wohlfahrtsstaates dahin- 
gehend beschrieben, daß gerade die in Deutschland mögliche Absicherung 
auf hohem Niveau - höher als im Heimatland - die Wandernden anziehe. 
So wird der Sozialstaat zum Opfer der Teilhabegelüste der Armen defi- 
niert: »Sie kommen, weil wir reich sind.« Demgegenüber weist Gary P. 
Freeman darauf hin, daß erst die sozialstaatliche Sicherung der Einheimi- 
schen Wanderungsbewegungen auslöst: 


»Doch der Wohlfahrisstaat zieht Migranten nicht einfach an. Daß seine Leistungen für Ein- 
heimische verfügbar sind, trägt dazu bei, die Folge von Vorgängen auszulösen, die anfangs die 
Nachfrage nach Migrantenarbeit schaffen. (...) Das Vorhandensein von wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen wie Arbeitslosengeld, Wohngeld und freier medizinischer Versorgung erleichtert 
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den einheimischen Arbeitern die Ablehnung bestimmter Arbeiten und die Verweigerung neuer 
Charakteristika für die Jobs, die sie akzeptieren.« (Freeman 1985, 55f.) 

Auf die entscheidende Bedeutung des Niveaus der sozialen Absicherung 
für die Entwicklung von Nachfrage nach Migrantenarbeit weist auch Mi- 
chael Piore (1983) in seinen segmentationstheoretischen Erklärungen der 
Arbeitsmigration hin. 

In dieser Betrachtung ist das Einkommensdifferential zwischen Herkunfts- 
und Zielland der auslösende Faktor, also die notwendige Bedingung für 
Wanderungswünsche. Aber erst die Existenz spezifischer Arbeitsmarktseg- 
mente für Migrantenarbeit ist die hinreichende Bedingung für ihre Reali- 
sierung. Enrico Pugliese (1992) identifiziert drei eng verwobene Prozesse, 
die Veränderungen in der Arbeitsnachfrage bewirken und damit auch die 
Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften bestimmen werden: die tech- 
nologische Entwicklung, die Tertiarisierung der Beschäftigtenstruktur und 
die Entwicklung des informellen Sektors (Pugliese 1992, 176). Eine ähnli- 
che Argumentation vertritt auch Saskia Sassen (1991), die auf die große 
Bedeutung der durch den Strukturwandel im Dienstleistungssektor entste- 
henden Niedriglohnjobs hinweist, die erst die Bedingungen für die Aufnah- 
me von Immigranten schaffen. Durch diese Entwicklung ist die Regulie- 
rung von Arbeitsmärkten im Sinne einer Verhinderung ungezügelter zer- 
störerischer Konkurrenz vor eine neue Aufgabe gestellt. Sie muß künftig in 
Sektoren organisiert werden, die sich der Kontrolle - zumindest mit den 
gegenwärtig etablierten Instrumenten - stärker entziehen als die Beschäfti- 
gung im industriellen Scktor. 

Zugespitzt wird dieses Problem der Durchsetzung von Regulierung durch 
die Arbeitsmarktentwicklung, die eine umfangreiche Arbeitslosigkeit auch 
in der nahen Zukunft erwarten läßt. Esping-Andersen sieht die Konfliktli- 
nien der post-industriellen Entwicklung des deutschen »konservativen« 
Wohlfahrtsstaatsregimes gekennzeichnet durch eine spezifische Ausprä- 
gung des insider-outsider-Phänomens. Eine immer kleiner werdende, aber 
hoch produktive Erwerbsbevölkerung unterstützt eine wachsende, aber un- 
produktive outsider-Bevölkerung. Der Zugang zu Arbeitsplätzen wird den 
outsidern immer mehr erschwert, Jobs werden so zu einem wertvollen Gut. 
Die Notwendigkeit, eine wachsende Anzahl von Ausgegrenzten durch 
Transfers zu unterstützen, untergräbt die Akzeptanz von Umverteilungsme- 
chanismen. Dies macht Ausländer leicht identifizierbar als »unwillkom- 
mene Wohlfahrtsschmarotzer« oder gar als »Jobdiebe«.(1990, 227F.) 
Esping-Andersen wollte damit ein »Konflikt-Szenario« aufzeigen, das 
nicht zwangsläufig zu einem dauerhaften Strukturmuster werden müsse. 
Die Entwicklung der letzten Jahre aber legt die Vermutung nahe, daß es zu 
eben dieser Verfestigung der Konfliktlinien gekommen ist. Ein Ende der 
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Massenarbeitslosigkeit ist nicht absehbar, eine wirksame Politik der Um- 
verteilung von Erwerbsarbeit wird bislang noch sehr zögerlich betrieben. 
Vor diesem Hintergrund wird die Aufrechnung der Zahl ausländischer Be- 
schäftigter und erwerbsloser Deutscher attraktiv, die Forderung nach Aus- 
tausch der beiden Gruppen liegt auf der Hand. Daß eine solche Spaltungs- 
linie im Wohlfahrtsstaat angelegt ist, bedeutet jedoch nicht, daß dies auch 
eine angemessene »Lösung« ist. Angesichts von segmentierten Arbeits- 
märkten und hoch differenzierten Anforderungsprofilen kann eine solche 
Vorstellung vom Austausch von Arbeitskräften - freundlich gesagt - nur als 
Illusion bezeichnet werden. 

Der Hinweis auf eine Neuorganisation und Umverteilung von Beschäfti- 
gung deutete schon an, in welcher Richtung Lösungen gesucht werden 
müssen. Damit würde auch die Spaltung in Erwerbstätige und Transferbe- 
zieher tendenziell aufgehoben, mithin der konservative Wohlfahrtsstaat 
grundlegend verändert. Eine solche Strategie ist - unabhängig von Zuwan- 
derung - bereits für die ansässige Bevölkerung erforderlich, sie wird um so 
dringender, wenn das Arbeitsangebot durch weitere Zuwanderung steigt.® 
Aber selbst wenn es rasch zu einer Umkehr in der Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik käme, würden damit die Bedingungen für die Aufrechter- 
haltung und Durchsetzung von sozialen Mindeststandards noch nicht au- 
tomatisch gesichert sein. Im Gegenteil, die Tertiarisierung und Informali- 
sierung von Beschäftigung trägt dazu bei, daß solche Standards immer 
schwerer zu halten sind. Hier liegt ein zentrales Konfliktpotential für die 
Migrationspolitik der Zukunft: Es sind gerade die Beschäftigungsmöglich- 
keiten im informellen, im Dienstleistungssektor, die Arbeitsmigration zu 
einem lohnenden ökonomischen Projekt machen. Zugleich wird damit ein 
unterstes Segment von Beschäftigung ausgeweitet, das längerfristig auch 
Auswirkung auf die anderen Segmente im Sinne einer Absenkung von 
Standards haben könnte. Für Deutschland ist diese Entwicklung ein relativ 
neues Phänomen, so daß es an empirischer und theoretischer Forschung 
hierzu mangelt. Politisch ist es aber bereits zu einem zentralen Punkt in der 
Auseinandersetzung um Migrationspolitik geworden, der in Zukunft an Be- 
deutung gewinnen wird. Denn gerade die Politik der Grenzschließung, die 
mit dem Schengener Abkommen und insbesondere seit dem Asylkompro- 
miß versucht wird, wird diese Phänomene verstärken. Je strenger ein 
Grenzregime, umso mehr Menschen werden zu illegalen erklärt. Ihre 
schwache sozial- und bürgerrechtliche Position verweist sie ausschließlich 
auf den informellen, den grauen und den illegalen Sektor von Beschäfti- 


6 Wie eingangs erwähnt, wird hier weitere Zuwanderung als gegeben angenommen. Voll- 
kommen verhindern ließe sie sich nur mit dem »Modell DDR«. 
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gung. Damit bewirkt die Politik der Grenzschließung genau das, was sie zu 
verhindern vorgibt. 


4, Die Macht der Gefühle 


Die Feindseligkeit der Aufnehmenden gegen die Neuen speist sich nicht 
zuletzt aus der Wahrnehmung solcher Konkurrenzen. Wohlfahrtsstaatliche 
Politik, die sich an der Realität einer Einwanderungsgesellschaft orientiert, 
wird daher die Entschärfung und den Abbau von Konfliktlinien betreiben 
müssen - nicht nur, um die sozialen Mindeststandards der Einheimischen 
und der Zuwandernden zu gewährleisten, sondern auch um der Verunsiche- 
rung, die Zuwanderung hervorruft, wenigstens die »empirische« Grundlage 
zu nehmen. Migrationspolitik darf aber in dieser Hinsicht keinem »Mach- 
barkeitswahn« erliegen. Schon immer ist versucht worden, unter Verweis 
auf entsprechende Forschungsergebnisse den ökonomischen Nutzen von 
Migration gegen die Fremdenfeindlichkeit ins Feld zu führen. Die oben zi- 
tierten makroökonomischen Studien mit ihren migrationsfreundlichen Er- 
gebnissen wurden zur Zeit von Rostock, Solingen und Mölln veröffent- 
licht.... 

Eine migrationsverträgliche Sozialpolitik allein wird die Gefühle von 
Fremdenfeindlichkeit, von Verunsicherung und Abwehr nicht besänftigen 
können. Ohne eine politische Auseinandersetzung um das Selbstbild der 
Gesellschaft und ihre normativen Grundlagen für Solidarität bliebe sie be- 
stenfalls wohlmeinendes technokratisches Management. Diese Solidarität 
wird in einer komplexen Gesellschaft, die sich immer mehr in supranatio- 
nale Zusammenhänge einordnet, schwerer begründbar und nachvollzieh- 
bar. 

In den vergangenen Jahren wurde von verschiedenen Seiten der Versuch 
unternommen, die Solidarität in der Einwanderungsgesellschaft mit dem 
normativen Konzept der multikulturellen Gesellschaft zu begründen. 
Frank-Olaf Radtke beschreibt den Diskurs des Multikulturalismus als 


»eine Aufforderung an die Gesellschaft, mit Hilfe einer Neuinterpretation der entstandenen 
Situation das Verhältnis zu den Fremden moralischer, das heißt in Übereinstimmung mit den 
Prinzipien der 'Menschenwürde' (...) zu bewältigen.« (Radtke 1992, 90) 

Der Multikulturalismus verlangt, ethnische Differenzen ausdrücklich zur 
Kenntnis zu nehmen, sie sogar als Anregung zu verstehen. 

Damit führt der Multikulturalismus die ethnische Unterschiedlichkeit als 
normatives Konzept wieder in funktional differenzierte Gesellschaften ein, 
die um der eigenen Entlastung willen neutrale Beziehungen zu Dritten eta- 
bliert haben. Eine der Funktionsbedingungen der öffentlichen Sphäre be- 
steht nach Radtke aber gerade im »Unbeteiligt-Sein«, in der Gleichgültig- 
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keit gegenüber den Eigenheiten des Anderen. Wichtig sei allein, daß alle 
Beteiligten in Begegungen ihre Funktionsrollen ausfüllen, ob als Kellner 
oder als Arzt. Wenn der Multikulturalismus demgegenüber wieder die eth- 
nische Differenz als relevantes Kriterium der Unterscheidung einführt, so 
suggeriert er damit 


»die Möglichkeit, in der ursprünglichen Gemeinschaft die Orientierung wiederzufinden, die 
mit der funktionalen Ausdifferenzierung der Gesellschaft verlorengegangen zu sein scheint« 
(ebd., 93). 

Darin sieht Radtke die Gefahr, daß die nicht beabsichtigten Folgen des 
multikulturalistischen Konzepts seine positiven Ansprüche überlagern: 


»An die Stelle von Solidarität, die ein Prinzip der Auseinandersetzung mit Diskriminierung 
und Unterdrückung wäre, tritt der Rückzug in die Authentizität der kulturellen Identität. Es 
entsteht ein Pluralismus der Herkünfte, der sich von dem 'Pluralismus der Interessen‘ dadurch 
unterscheidet, daß eine Kompromißbildung zwischen den aufeinander treffenden Normen 
immer schwieriger wird« (ebd., 94). 

Radtkes Vorschlag zielt auf eine »gelebte Gleich-Gültigkeit«. Für die Be- 
gegnung in der öffentlichen Sphäre soll die wahrgenommene kulturelle 
Differenz nicht mehr entscheidend sein, einzig die Erfüllung der Funk- 
tionsrolle soll von Bedeutung sein. Dies scheint ihm praktikabler als die 
Forderung nach Gelassenheit (Richard Sennett), die vielleicht von kosmo- 
politischen Intellektuellen praktiziert werden könne, nicht aber von allen 
verlangt werden kann. Auf die Bedeutung von Status, Bildung und Alter 
für die Akzeptanz von Fremden weisen zahlreiche Untersuchungen hin 
(vgl. Münch 1993, 217ff.). Mit einem Konzept der Gleich-Gültigkeit 
könnte der Versuch unternommen werden, ein für viele praktikables Mu- 
ster in den gesellschaftlichen Umgang zwischen Einheimischen und Zuge- 
wanderten einzuführen. Voraussetzung für die Gleich-Gültigkeit gegenüber 
kulturellen Differenzen ist die rechtliche Gleichheit der Beteiligten - nur 
wenn die Zugewanderten über eigene Rechte verfügen, ist eine Begegnung 
unter Gleichen möglich. 

Aber auch wenn es gelänge, auf diesem und anderen Wegen zu einer neuen 
Selbstverständlichkeit des multikulturellen Zusammenlebens zu gelangen, 
werden dadurch die Konflikte nicht aufgehoben. Eine zentrale Vorausset- 
zung für die nicht rassistische oder diskriminierende Lösung von Interes- 
senkonflikten zwischen Wohnbevölkerung und Migrantinnen besteht darin, 
über diese Konflikte offen zu reden. Zuwanderung löst Konkurrenzängste 
und Verunsicherungsgefühle aus. Deren Thematisierung pauschal dem 
Rassismusverdacht auszusetzen, ist gerade die falsche Strategie für eine 
Migrationspolitik. Die Angst und den Unwillen zu tabuisieren, nimmt die 
Interessen der Einheimischen nicht ernst. Wie sollen sie in einen Interes- 
senausgleich mit den Zuwandernden einwilligen, wenn ihre eigenen Inter- 
essen nicht gelten? 
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5. Die Grenzen des Sozialstaats 


Das Spannungsverhältnis zwischen Migration und Sozialstaat wird ın der 
herrschenden Debatte nicht zutreffend beschrieben. Es ist nicht nach- 
weisbar, daß die MigrantInnen rasch alle Umverteilungskassen leeren. Und 
es ist auch nicht nachweisbar, daß die Arbeitslosigkeit durch die neu ange- 
kommenen Arbeitskräfte verursacht ist. Allenfalls ist aus der Empirie zu 
lernen, daß die Wirkungen von Zuwanderungen widersprüchlich sind: Be- 
trächtlichem Nutzen auf volkswirtschaftlicher Ebene stehen Konkurrenz- 
situationen auf individueller, regionaler oder einzelmarktlicher Ebene ge- 
genüber. Es sind die individuellen Wahrnehmungen solcher Konflikte, die 
der Warnung vor der drohenden »Überforderung« des Sozialstaats durch 
Zuwanderung so viel Überzeugungskraft verleihen. Die Warnung wirkt um 
so stärker, je tiefer die Verunsicherung über die eigene aktuelle und künf- 
tige Position in Sozialstaat und Gesellschaft ist. Die widersprüchlichen 
materiellen Folgen von Zuwanderung verbieten es, diese Warnung einfach 
als ausländerfeindliche Demagogie abzutun. 

Vielmehr liegt in der Bereitschaft, Migration für die Krise des Sozialstaats 
veranwortlich zu machen, eine Herausforderung an Sozial- und an Migrati- 
onspolitik. Ausgehend von der Unvermeidlichkeit von Wanderungsbewe- 
gungen, muß nach Strategien für einen Umbau des Sozialstaats gesucht 
werden, der die Interessen von Ansässigen und Zuwandernden als gleich- 
berechtigt anerkennt. Die bestehende sozialstaatliche Regulierung produ- 
ziert ihrerseits Spaltungslinien, die sich für eine ausländerfeindliche Inter- 
pretation anbieten (Beispiele dafür sind das erst kürzlich aufgehobene Ar- 
beitsverbot für AsylbewerberInnen und die vorrangige Arbeitsvermittlung 
an Einheimische nach $ 19 Arbeitsförderungsgesetz). Aber sie enthält auch 
Integrationsmechanismen, die einer Spaltung nach Herkunft entgegenwir- 
ken, wie z.B. Sozialversicherungssysteme, weil sie Mitgliedschaft anhand 
von Kriterien wie der Erwerbsbeteiligung definieren. Die unerläßliche Vor- 
aussetzung für derartige Bemühungen um eine migrationsverträgliche So- 
zialpolitik ist die Rückgewinnung der Integrationskraft des Sozialstaats. 
Seine Legitimation - und damit auch die Grundlage für die politische Zu- 
stimmung zu einer MigrantInnen integrierenden Politik - ist darauf ange- 
wiesen, daß die Teilnehmenden sich durch ihn auch tatsächlich geschützt 
fühlen. Gefordert ist also gerade nicht eine blinde Deregulierung, gefordert 
sind Mindeststandards, Mindestsicherungen und - dies vor allem - die (Re)- 
Integration in Erwerbsarbeit. 

Die politische Zustimmung zu einem solchen Sozialstaatsprojekt ist zur 
Zeit nicht sicher. Um die Zustimmung zu einer sozialstaatlichen Integra- 
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tion von Zuwandernden wäre erst recht zu kämpfen. Ein Versuch, das Ein- 
verständnis mit einer auch »Neue« umfassenden Solidarität allein durch 
moralische Appelle zu erreichen, muß an den konkreten Nöten und Äng- 
sten scheitern. Migration ist immer konflikthaft. Voraussetzung für einen 
Interessenausgleich in einer Einwanderungsgesellschaft ist daher die Fä- 
higkeit, Konflikte ertragen zu können. Damit gibt Migration das Problem 
ein weiteres Mal an die Aufnahmegesellschaft zurück: Wie steht es um un- 
sere Fähigkeit, Konflikte friedlich und konstruktiv austragen zu können? 
Die ökonomischen Beziehungen zwischen Herkunfts- und Aufnahmelän- 
dern sind längst zu eng geworden, als daß der Konflikt mit dem Verweis 
auf die Außengrenzen einfach zu lösen wäre. Das angeblich bedrohte Sy- 
stem, der Sozialstaat der entwickelten kapitalistischen Länder, hat selbst 
diese Grenze überschritten und selber die Bedingungen geschaffen für die 
transnationale Migration. Dieses transnationale System, »das die ökonomi- 
schen und politischen Prozesse, welche Herkunftsländer und Aufnahme- 
länder verknüpfen, reproduziert und reguliert« (Sassen 199], 248), kann 
sich nicht mehr auf eine schlichte Konzeption von Grenze zurückziehen: 
der Sozialstaat in den Grenzen des Nationalstaats. 

Längst hat der Nationalstaat soziale Bürgerrechte über seine Grenzen hin- 
weg ausgedehnt - und damit unter Beweis gestellt, daß dies möglich ist. 
Beginnend mit den Vereinbarungen der Internationalen Arbeitsorganisation 
hat sich bis heute ein vielfältiges Netz von transnationaler sozialer Siche- 
rung entwickelt. Bleiben viele der internationalen Konventionen zum 
Schutz von Wanderarbeitnehmern bis heute auch Papier, so zeigen sie doch 
den Weg für künftige Politik. Ein besonders augenfälliges Beispiel für die 
Möglichkeiten grenzüberschreitender sozialer Sicherung bietet die Euro- 
päische Union. Im Geiste des Marktliberalismus war die Freizügigkeit der 
Arbeitskräfte erwünscht - und siehe da, ein koordinierendes Sozialrecht 
und eine zunehmende Gleichstellung wurden durchgesetzt. Entsprechende 
Regelungen für Arbeitsmigranten aus »Drittstaaten« sind möglich, sie sind 
aber zur Zeit von den dominierenden politischen Akteuren der EU nicht 
gewollt. 

Zur Rechtfertigung einer Migrationspolitik, die sich auf die Verteidigung 
von Außengrenzen beschränkt, wird die historische Entwicklung des Sozi- 
alstaats in den Grenzen des Nationalstaats gern bemüht. Diese historische 
Erfahrung aber ist kein Nachweis für eine »natürliche« Verbindung von 
Sozial- und Nationalstaat. Es ist eine politische Entscheidung, wo die 
Grenze gezogen und wie sie gegebenenfalls überschritten wird. Die Frage 
nach den Auswirkungen von Migration auf die Funktionsbedingungen so- 
zialstaatlich organisierter und demokratisch verfaßter Gesellschaften wird 
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zur Zeit leichtfertig einfach beantwortet - mit Polizei und Militär an den 
Grenzen. 

Damit weicht die Politik der Frage nach der eigenen Verantwortung für die 
internationalen Wanderungsbewegungen aus. Mehr noch, sie verschärft die 
durch Wanderungen hervorgerufenen Konflikte durch Ilegalisierung der 
Migrantinnen. Voraussetzung für eine Innenpolitik in der Einwanderungs- 
gesellschaft es wäre demgegenüber, die Realität der internationalen Migra- 
tion anzuerkennen und um die Zustimmung zu einem Zusammenleben zu 
kämpfen. Nur eine von diesen Prämissen ausgehende Migrationspolitik 
wird Strategien für die Bewältigung der zwangsläufigen Konflikte finden. 
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Brigitte Young 


Asynchronitäten der deutsch-deutschen 
Frauenbewegung! 


1. »Frauen sind die Verliererinnen der Deutschen Einheit« 


Dieser Slogan ist nicht nur in feministischen Kreisen zu hören, er hat auch 
Eingang in die Untersuchungen von männlichen Wissenschaftlern gefun- 
den.?2 Es verbergen sich hinter dieser Formel jedoch unterschiedliche 
Wahrnehmungen. Während Feministinnen nicht nur Alarm im vereinten 
Deutschland schlagen, sondern einen vergleichbaren Abschließungsprozeß 
gegenüber Frauen in der Politik und der Ökonomie auch in Osteuropa 
wahrnehmen,? benutzen männliche Wissenschaftler diese Formel, um ei- 
nerseits eine neue wissenschaftliche Sensibilität gegenüber Frauen zu zei- 
gen, andererseits um sich nicht mit der in Wirklichkeit skandalösen For- 
mierung einer neuen patriarchalen Geschlechterordnung im Transformati- 
onsprozeß der ehemals realsozialistischen Staaten auseinandersetzen zu 
müssen. Dieser Slogan nämlich, so Irene Dölling, verbannt eine dynami- 
sierte, verunsichernde und angstmachende Realität in eine einfache Denk- 
schablone, in »ein kulturelles Wahrnehmungs- und Deutungsmuster, nach 
dem Macht und Ohnmacht, Täter und Opfer jeweils an einem - männlichen 
bzw. weiblichen - Pol fixiert sind« (Dölling 1993, 2). 

Den Slogan »Frauen sind die Verliererinnen der deutschen Einheit« zu 
hinterfragen, soll nicht heißen, daß die materiellen und psychologischen 
Einbußen der Ost-Frauen (und zunehmend auch der West-Frauen) seit der 


1 Dieser Beitrag wurde durch eine Reihe von Gesprächen mit Margit Mayer, Christine 
Kulke, Sabine Lang und Birgit Sauer angeregt, denen ich an dieser Stelle herzlich danke. 

2 Es ist bemerkenswert, daß trotz einer Vielzahl von Büchern deutscher sowie anglo-ameri- 
kanischer Wissenschaftler sich kein einziges Buch mit dem sich neu-konstituierenden Ge- 
schlechterverhältnis im vereinten Deutschland auseinandersetzt. In fast allen Publikatio- 
nen wird aber pro forma die Diskussion über den $ 218 und die geschlechtsspezifische 
Arbeitslosigkeit erwähnt, ohne diese Thematik theoretisch als immanenten Teil der Ein- 
heit und nicht nur als Randerscheinung wahrzunehmen. 

3 Barbara Einhorn greift diesen Abschließungsprozeß mit der rhetorischen Frage »Where 
Have allthe Women Gone?« (Einhorn 1991) auf. 
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Vereinigung nicht erheblich sind.* Allein der Frauenanteil an den Arbeits- 
kräften der ehemaligen DDR ist auf 32% gegenüber 49% vor der Wende 
und 41% in der alten Bundesrepublik gesunken (Der Spiegel 39/1993,51). 
Im Oktober 1991 betrug der Anteil der arbeitslos gemeldeten Frauen 
61,2% aller ostdeutschen Arbeitslosen (DIW 1991, 7). In der Zwischenzeit 
stellen Frauen gut 65% aller Arbeitslosen, alleinerziehende Mütter 20% der 
Sozialhilfeempfänger, und in Brandenburg hat bereits jede zweite Alleiner- 
ziehende keine Arbeit mehr (Der Spiegel 38/1993). 

Frauen haben auf diese ökonomischen Einschnitte, die auch ihre soziale 
und psychologische Welt tangieren, auf eine in der deutschen Geschichte 
einzigartige Weise reagiert. Zum einen ließen sich junge Frauen massen- 
haft sterilisieren und fügten die Bescheinigung des Eingriffs der Stellen- 
bewerbung bei (Frankfurter Rundschau 1992). Die Jobs, für die diese 
Frauen sich sterilisieren ließen, waren keineswegs Prestigepositionen; be- 
troffen waren vor allem Putzfrauen und generell Arbeiterfrauen, die erfah- 
ren mußten, daß die unter sozialistischen wie auch kapitalistischen Bedin- 
gungen als »Frauenberufe« geltenden Stellen nun von arbeitssuchenden 
Männern reklamiert wurden (Beer 1993). Andererseits haben Frauen auf 
die von Monat zu Monat sich verschlechternden Zukunftsaussichten mit 
einer drastischen Senkung der Geburtenrate um 65% seit 1989 reagiert, 
eine Senkung die nicht einmal in den schwärzesten Zeiten des ersten und 
zweiten Weltkriegs registriert wurde. Gleichzeitig hat sich auch die Hei- 
rats- und Scheidungsrate um 65 bzw. 80% reduziert (Die Zeit, 10.9. 1993). 
Ob dies eine Reaktion auf den Schock ist oder einem »Frauenboykott« 
gleichkommt, steht im Moment offen. 

Der Vereinigungsprozeß hat sich zwar ausschlaggebend negativ auf Frauen 
im Osten ausgewirkt, die Folgen sind aber auch im Westen erkennbar: 
Nicht nur haben die Milliarden von Transferzahlungen an den Osten, son- 
dern auch der kürzlich verhandelte Solidarpakt zwischen Bund und Län- 
dern zu einem Abbau von über 23 Milliarden DM beim Erziehungsgeld, 
beim Wohngeld, bei der Hilfe für Arbeitslose, bei Asylbewerbern und bei 
der Sozialhilfe im Westen geführt (Schneider 1993).5 Die am 1. Januar 
1994 in Kraft getretenen Gesetzesregelungen, die die Erhöhung der Sozial- 
hilfe für die nächsten zwei Jahre auf zwei Prozent begrenzen - bei der der- 
zeitigen Inflationsrate real eine Kürzung von 3,6% - und Einschnitte bis zu 


4 Die Literatur, die sich mit den ökonomischen, politischen, psychologischen und sozio- 
kulturellen Folgen der Vereinigung für Frauen in beiden Teilen Deutschlands auseinan- 
dersetzt, ist inzwischen enorm angewachsen. Zu weiteren Literaturhinweisen siehe die 
Bibliographie am Ende dieses Textes. 

5 Ulrich Schneider, Sprecher der Nationalen Armutskonferenz, notierte daß noch nie in der 
Geschichte der Bundesrepublik ein härteres Ausgrenzungsprogramm verhandelt wurde 
(Schneider 1993). 
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6,3% bei Arbeitslosen vorsehen, greifen überproportional in die Taschen 
der Frauen (Der Spiegel 52/1983; The New York Times, 26.12.1993). 

Die ökonomischen Umverteilungskämpfe haben aber auch Spannungen un- 
ter hochqualifizierten Westfrauen ausgelöst. Viele arbeitslose Akademike- 
rinnen mußten nämlich tatenlos zusehen, wie ihre Westkollegen auf abgesi- 
cherte Eckprofessuren (C-4) an ostdeutsche Universitäten berufen wurden, 
ohne an diesem »window of opportunity« teilnehmen zu können. Beispiels- 
weise wurden von der Berliner Humboldt-Universität 54 Eckprofessuren 
ausgeschrieben, um die neuen Institute für Philosophie, Geschichte, Jura, 
Ökonomie, Erziehungswissenschaft und Soziologie/Polititsche Wissen- 
schaft auszustatten. Unter den Neuberufungen waren nur vier Frauen (zwei 
in Erziehungswissenschaft, eine in Jura und eine in Geschichte), vorher 
hatten 15 Frauen in diesen nun »abgewickelten« Instituten Lebenszeit- 
professuren inne (Young 1993).6 

Trotz einer Fülle von Datenmaterial, welches »Frauen zu Verliererinnen 
der deutschen Vereinigung« deklariert, führt gerade diese Behauptung zu 
einer Mythologisierung und zu einer fixierten historischen Konstruktion 
von Geschlechterverhältnissen: der Mann gilt als das historische Subjekt 
und die Frau als das Opfer struktureller und direkter Männergewalt. Da- 
durch steht Irene Dölling zufolge das Ergebnis fest: 


»Frauen sind die Verliererinnen - und diese Formulierung bestätigt und reproduziert, was 
Frauen laut Geschlechterarrangement in unserer Kultur sein sollen: Wesen in der zweiten 
Reihe, über die und für die andere entscheiden« (Dölling 1993, 1). 

Dieser diskursiven Konstruktion liegt ferner die Annahme zugrunde, daß 
die Berufs- und Lebenswelt von Frauen vor 1989 eine »goldene Vergan- 
genheit« war, und daß mit der Vereinigung ein Bruch entstanden ist, nach 
dem Frauen nur noch als Opfer erscheinen. Dieser Mythos bringt m.E. be- 
denkliche theoretische wie praktische Konsequenzen mit sich. Frauen im 
historischen Moment der Vereinigung nur als Objekt männlicher Herr- 
schaftsstrukturen zu konzipieren, leistet, wie Silvia Kontos nachweist, ei- 
ner der wirksamsten Herrschaftstrategien Vorschub, nämlich die Präsenz 
der Frauen und Fraueninteressen unsichtbar zu machen (Kontos 1993, 11). 
Frauen sind aber »Akteurinnen mit historisch nicht ausgeschöpften Ein- 
flußmöglichkeiten. Gesellschaft und Staat mögen das negieren, das Faktum 
bleibt dennoch« (Becker-Schmidt, 1992, 76). 

Das weibliche Geschlecht nur als Opfer männlicher Macht zu sehen, be- 
deutet auch, daß weder Ost- noch Westfrauen ihre Handlungstrategien, 
Alltagspraktiken, Lebenshaltungen und Identitäten in Frage stellen müssen. 


6 Die niedrige Einstellungsquote von Akademikerinnen ist kein Sonderfall der Humboldt- 
Universität, sondern findet sich an allen ostdeutschen Universitäten. 
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Dabei wird der Blick dafür verstellt, inwiefern die unterschiedlichen Hand- 
lungsstrategien von ost- und westdeutschen Frauen einerseits kohärent und 
andererseits komplementär gegenüber den im Umbruch befindlichen politi- 
schen und ökonomischen Strukturen der Bundesrepublik waren. 

Und schließlich führt die Formel von »den Frauen als den Verliererinnen 
der deutschen Einheit« zur Resignation und zum politischen »disempower- 
ment«. Wenn Öst-Frauen trotz ihrer Mobilisierung am Runden Tisch, der 
Gründung des Unabhängigen Frauenverbandes im Dezember 1989 und ih- 
rer Vertretung im Kabinett von Hans Modrow sowie zahlreicher Frauen- 
projekte auf lokaler und regionaler Ebene? keinen nennenswerten politi- 
schen Einfluß geltend machen konnten, so sollte diese politische Nieder- 
lage nicht zu einem Rückzug in die Privatsphäre führen, sondern es ist ge- 
rade in diesem historischen Moment angebracht, darüber nachzudenken 
was »schief« gelaufen ist. 

Mit dem vorliegenden Aufsatz möchte ich eine Diskussion über die Ursa- 
chen der negativen Auswirkungen der deutschen Vereinigung auf Frauen 
beginnen - eine Diskussion deshalb, weil es wenige theoretische Ansatz- 
punkte für eine feministische Gesellschaftsanalyse gibt.® Es ist m.E. be- 
sonders fatal, bei der Aufklärung des »Vereinigungsdesasters« mittels der 
Simplizifierung komplexer historischer Konstituierungsprozesse von Ge- 
schlechterverhältnissen die »Schuld« jeweils auf die »Schwestern« hüben 
oder drüben zu schieben. Ulrike Helwerth beschreibt diese Vorurteile fol- 
gendermaßen: »Westfrauen sind arrogant, wissen alles besser, sind kinder- 
und männerfeindlich, dogmatisch und intolerant. Ostfrauen sind angepaßt, 
biedere Muttis, männerfixiert und kein bißchen radikal« (Helwerth 1992). 
Es ist aber auch nicht ausreichend, die Begründung des »disempowerment« 
der Frauen im Vereinigungsprozeß auf die »administrative patriarchalische 
Gleichberechtigungspolitik der SED-Regierung« (Nickel 1992) zurückzu- 
führen, sie in einer gesamtdeutschen patriarchalen Gesellschaftsordnung zu 
suchen (Gerhard 1991/1992), oder sie in den psychischen und mentalen 
Persönlichkeitsstrukturen von Frauen zu verorten (Dölling 1990). Weder 
sind die Ursachen im westdeutschen Rechtswesen, das der Vereinigung 
zugrunde lag (Berghahn 1993) noch ın der »gendered Mutti-Politik« des 
DDR-Staates allein zu suchen (Marx Ferree 1993). 

Während viele dieser Analysen wichtige Faktoren benennen, die die Hand- 
lungsstrategien der Frauen im Vereinigungsprozeß auf unterschiedliche 
Weise beeinflußten, bleibt der gesellschaftliche und historische Kontext, in 
dem sich die Vereinigung abspielte, unberücksichtigt. Die Bundesrepublik 


7 Vgl. z.B. Schwarz und Zenner 1990; Kahlau 1990 und Argument-Verlag Extra 1990. 
8  Siche z.B. die Kritik von Jenson 1986 und Ruddick 1992 zur »Geschlechterblindheit« der 
linken Geselischaftswissenschafiler. 
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war gleichzeitung zwei Transformationsprozessen ausgesetzt: der Vereini- 
gung auf nationaler Ebene und den globalen ökonomischen Tendenzen im 
internationalen Bereich.? 

Ich vermute nämlich, daß die negativen Auswirkungen der deutschen Ver- 
einigung auf Frauen auf zwei verfehlte Synchronisierungsprozesse zurück- 
zuführen sind. Alison Lewis (1993) wies in ihrer Studie nach, daß die ge- 
trennten Entwicklungen der ost- und westdeutschen Frauenbewegungen 
über 40 Jahre hindurch unterschiedliche feministische Identitäten erzeugt 
haben, die in der Vereinigung kollidierten und den Aufbau einer »gemein- 
samen Front« gegen das hegemoniale Vereinigungsprojekt verhinderten. 
Ich möchte diese verfehlte Synchronisierung der deutsch-deutschen Frau- 
enbewegung noch durch eine zusätzliche Nicht-Synchronisierung der im 
Umbruch befindlichen politischen und ökonomischen Institutionen mit den 
praktizierten Handlungsstrategien von Frauen ergänzen. Es ist nämlich 
nicht auszuschließen, daß die Handlungsstrategien der westdeutschen auto- 
nomen Frauenbewegung und die mehr staatsbezogenen Strategien der ost- 
deutschen Frauenbewegung dem Umbruch von fordistischen zu post-fordi- 
stischen Institutionen zuwider liefen. - Im Weiteren werde ich diese zwei 
verfehlten Synchronisierungsprozesse im einzelnen ausführen. 


2. Divergenzen zwischen den ost- und westdeutschen 
Frauenbewegungen 


Von der Aufbruchseuphorie von frauenbewegten Frauen und ihrer »fröhli- 
chen Revolution mit politischer Konsequenz« (UVF-Programm 1990) im 
Herbst 1989 blieben nach der Vereinigung nur die deutsch-deutsche 
Fremdheit und Kommunikationsschwierigkeiten. Trotz der gemeinsamen 
Sprache, behauptet Hildegard Maria Nickel, verständen sich die »Schwe- 
stern« nicht. 


»Das Benutzen gleicher Worte verschleiert die Andersartigkeit der Zusammenhänge, unter- 
schiedliche (Be)-Deutungen, die Verschiedenheit der Erfahrungs- und Wissenshintergründe. 
Ost-Frauen und West-Frauen haben keine gemeinsame jüngere Geschichte, sie kennen sich 
nicht« (Nickel 1992, 40f.). 

Das Unverständnis der Schwestern trotz Benutzung der gleichen Sprache 
zeigt, daß Wörter an sich keine Bedeutung haben. Sprache kann nur als Re- 
präsentationssystem verstanden werden, durch das Bedeutung konstruiert 
wird und kulturelle Erfahrungen organisiert werden. Sprache, so Joan 
Scott, ist nichts anderes als der Ausgangspunkt eines sozialen Prozesses, 


9 Siehe z.B. Jessop/Nielsen/Kastendiek/Pedersen 1991; sowie auch Demirovic/Krebs/Sab- 
lowski 1992. 
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der uns lehrt, wie Bedeutungen entstehen und wie sie sich verändern (Scott 
1990).10 

Es ist deshalb auch nicht verwunderlich, wenn die ersten gemeinsamen 
Treffen zwischen Ost- und Westfrauen in aller Schärfe »das Anderssein der 
jeweils Anderen« (Schenk/Schindler 1993) zum Vorschein brachten. Wäh- 
rend die gemeinsame Sprache zunächst eine Vertrautheit und Überein- 
stimmung suggerierte, folgte bald darauf Enttäuschung und ein Gefühl ge- 
genseitigen Fremdseins. Ost- und Westfrauen waren kein Volk von Schwe- 
stern (Nickel 1992), sondern es kollidierten unterschiedliche Ost- und 
Westidentitäten, die die Handlungsperspektiven und -strategien von Frauen 
im Vereinigungsprozeß bedingten und Ausdruck in zwei verschiedenen 
Frauenbewegungen fanden. 

Worauf beruht die gegenseitige Fremdheit? Die durch 40 Jahre getrennte 
Frauengeschichte, geprägt durch unterschiedliche Lebensentwürfe und Le- 
bensgeschichten, bedeutet, daß Ost- und Westfrauen verschiedene und 
auch gegensätzliche Identitäten mit in die Vereinigung brachten. Frigga 
Haug (1990) spricht von der »Ungleichzeitigkeit« in den beiden Bewegun- 
gen. Um diese »Ungleichzeitigkeit« in Bezug auf Ostfrauen zu erfassen, 
schlägt Irene Dölling vor, Identitätsformung und Handlungsstrategien von 
DDR-Frauen im »Spannungsverhältnis zwischen eigener Geschichte (Iden- 
tität), aktuellen ostdeutschen Realitäten und Dynamiken des Transforma- 
tionsprozesses« zu verstehen (Dölling 1993). So sieht sie eine eigentümli- 
che Ambivalenz - und zwar bei Frauen quer durch alle sozialen Schichten - 
in den Lebenshaltungen, Alltagspraktiken und Identitäten von DDR-Frau- 
en, die in ihrem Selbstverständnis von traditionalen und modernen Aspek- 
ten der Gesellschaft geprägt waren. Einerseits drückte sich die Ambivalenz 


»in einem Selbstbewußtsein, das sich auf Erfahrungen in der Berufsarbeit und das Manage- 
ment von ganztägiger Erwerbsarbeit und Kindererziehung/Hausarbeit gründete, und anderer- 
seits einer auffallend unreflektierten Akzeptanz traditionaler aesehlechjekon nung. bzw. einer 
Unempfindlichkeit für die 'Geschlechter- oder Frauenfrage'« aus (Dölling 1993, a. 

Die massenhafte Einbeziehung von Ostfrauen in das Berufsleben (91,1% 
aller Frauen waren berufstätig, 37% haben eine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung), der hohe Vergesellschaftungsgrad in der Kinderbetreuung (der 
Versorgungsgrad an Kinderkrippen lag bei 81%, der an Kindergärten bei 
100%), die umfangreichen »frauenfreundlichen« sozialpolitischen Maß- 
nahmen, das Recht auf einen Schwangerschaftsabbruch innerhalb des er- 
sten Trimesters und die rechtliche Gleichstellung der Östfrauen resultierten 


10 Eine interessante Arbeit, die noch geschrieben werden muß, wäre eine feministische post- 
strukturalistische Dekonstruktion der ost- und westdeutschen Sprachsysteme. 

11 Diese Position ist kontrovers und wird nicht von allen frauenbewegten Ostfrauen geteilt, 
siehe z.B. Schenk/Schindler (1993). 
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in einem im Vergleich zu ihren westlichen Schwestern hohen Maß an öko- 
nomischer Selbständigkeit, einem ausgeprägten Selbstbewußtsein, in Sach- 
kompetenz und Souveränität (Schäfer 1990, 275). Die formale Gleichbe- 
rechtigung und das sozialpolitische Modell ermöglichten die Vereinbarkeit 
von Mutterschaft und Beruf und vermittelten das Bild, die Frauenfrage sei 
in der DDR gelöst. 

Diese administrative Gleichberechtigungspolitik, »die staatlich verordnet 
und für - nicht durch - Frauen gemacht wurde« (Böhm 1992, 30), ver- 
schleierte die existierenden Macht- und Herrschaftsstrukturen. Die Haupt- 
verantwortung für Familie, Beziehungsarbeit und für Reproduktion lag 
nach wie vor bei den Frauen. Das Resultat, so Tatjana Böhm, war nicht 
nur, daß Frauen vorrangig als Objekte staatlicher Verregelung betrachtet 
wurden, sondern daß sie sich ihrer realen Benachteiligung oft nicht bewußt 
waren. Somit konnte sich in der DDR nur sehr schwer ein kritisches Be- 
wußtsein in Bezug auf die Geschlechterfrage entwickeln: 

»Gleichberechtigung in der DDR war eine Gleichberechtigung ohne Emanzipation, denn 
Emanzipation stellt immer Herrschaftstrukturen in Frage« (Böhm 1992, 31). 

Diese ambivalenten Aspekte der Identitäten von Ostfrauen spiegelten sich 
im Manifest zur Gründung des »Unabhängigen Frauenverbandes« wider 
und brachten zugleich die »Ungleichzeitigkeit« der Ost- und Westbewe- 
gungen zum Ausdruck. Während das Manifest auf der einen Seite Forde- 
rungen zur Lösung der Frauenfrage in einem demokratischen DDR-Staat 
konzipierte, reduzierten die Autorinnen die Frauenfrage auf der anderen 
Seite weitgehend auf die Mütterfrage.!? So forderten sie eine Überprüfung 
der »männlichen« Leistungskriterien, die sich nur mit der Angleichung der 
Löhne befaßten, und verlangten statt dessen die materielle Aufwertung der 
Erziehungsarbeit: Herabsetzung des Rentenalters, Heraufsetzung des Ur- 
laubs für Eltern und Umwandlung des Kindergeldes in ein Erziehungsgeld 
(Merkel 1990, 260). Problematisch an dieser Forderung ist nicht nur, daß 
sie nahe an das Wahlprogramm der CDU heranreicht, sondern vor allem, 
daß die befreienden Möglichkeiten kürzerer Arbeitszeit für Frauen die 
»gesellschaftlichen Strukturen, in deren Fundament Frauenunterdrückung 
eingegossen ist«, in keiner Weise in Frage stellen (Haug 1990, 263). Die 
Frauenfrage wird somit nicht als eine Systemfrage begriffen, sondern wird 
auf die Behandlung von Müttern und Kindern reduziert. In diesen Formu- 
lierungen verbergen sich die Ambivalenzen und Brüche der Biografien 
ostdeutscher Frauen. Ostfrauen sind nach Irene Dölling 


»zugleich in einer Abhängigkeit von "Vater Staat’ befangen, die ihnen in der Regel - wie ande- 
re Abhängigkeiten auch - nicht bewußt ist und der sie sogar zustimmen« (Dölling 1990, 411). 


12 Siehe UFV-Manifest und die Kritik von Frigga Haug in Das Argument 1990, 180. 
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Diese identitätsprägende Erfahrung mit einer Politik von »oben« und der 
institutionalisierten Politik als entscheidender Kraft der Gestaltung der Ge- 
sellschaft (Schenk/Schindler 1990) prallte nach der »Wende« mit der Er- 
fahrung von autonomen West-Frauen zusammen. Die neue Frauenbewe- 
gung der 70er Jahre, die sich gegen die männlich dominierte Studentenbe- 
wegung und die ihr nachfolgende »Neue Linke« formiert hatte, vertraute 
lieber der Kraft »von unten« und wahrte kritische Distanz gegenüber offi- 
zieller Partei- und Parlamentspolitik (Frevert 1986, 280). 

Das Bestreben nach Autonomie markierte das Neue an der Frauenbewe- 
gung, und sie verkörperte ein Doppeltes: »Zunächst meint Autonomie der 
Frauenbewegung ihre Selbstorganisation, Separierung von der männerdo- 
minierten Linken und Männern überhaupt. Darüberhinaus bezieht sie sich 
auf das Verhältnis der Bewegung zum Staat und seinen Institutionen, die 
als patriarchalische und systemstabilisierende erkannt und abgelehnt wer- 
den« (Gerhard 1992, 43). In dieser radikalen Forderung nach Selbstbe- 
stimmung kam ein neues Organisations- und Politikverständnis an den 
Tag: Frauen wollten nicht nur Gleichberechtigung, sie forderten Selbstbe- 
stimmung (Kulawik 1991/1992, 72). 

Die »Ungleichzeitigkeit« der beiden Frauenbewegungen, die sich in der 
unterschiedlichen Wahrnehmung der Frauenfrage ausdrückte, führte zu 
Mißverständnissen und Mißtrauen und verhinderte den Aufbau einer »ge- 
meinsamen Front« gegen das von Männern dominierte Vereinigungspro- 
jekt. Ost- und Westfrauen konnten sich über das Verhältnis gegenüber den 
staatlichen Strukturen und den Männern, sowie über die Begriffe des Femi- 
nismus und der Gleichheit nicht einvernehmlich verständigen. 

Östfrauen, geprägt von einer kommunistischen Arbeiterbewegung, fanden 
spontan zu der einheitlichen, überregionalen Organisationsform des Unab- 
hängigen Frauenverbandes. Sie vereinten die differenzierten Strömungen 
des Westens in einer Organisation. Nicht nur vertrat der UFV die Projekt- 
und Selbsterfahrungsbewegung, er fungierte auch als politisch-parlamenta- 
rische Kraft (Schäfer 1990, 28). Vertreterinnen des UFV setzten ihre Teil- 
nahme in allen Arbeitssauschüssen des zentralen Runden Tisches durch 
und brachten ihre Vorstellungen für neue Wirtschaftskonzepte und die Bil- 
dungsreform in das neue Wahlgesetz und in das Gesetz zur Parteien- und 
Vereinsbildung ein (Schäfer 1990, 279). 

Dieser Hinweis auf den »Organisationsfetischismus« (Eifler 1992, 36) von 
Ostfrauen soll nicht als Kritik verstanden werden. Im Gegenteil, der Man- 
gel an westdeutschen feministischen Institutionen mit politischem An- 
spruch war, wie Christina Schenk und Christiane Schindler (1993) bemän- 
geln, ein Faktor, der eine Kooperation zwischen Ost- und Westfrauen in 
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der Umbruchsphase verhinderte.13 Aber gerade diese Unterschiede zeigen, 
daß das gegenseitige Mißtrauen auf tiefen strukturellen Ungleichheiten ba- 
siert, die durch systembedingte Lebenserfahrungen enstanden sind. 
Besonders deutlich lassen sich diese Ungleichheiten der Frauenbewegun- 
gen an der Gleichstellungspolitik nachweisen. Im Unterschied zur autono- 
men politischen Kultur der Westfrauen, die sich erst Mitte der achtziger 
Jahre den traditionellen Politikfeldern der Parteien, Gewerkschaften und 
Verbänden öffnete und erst seit dieser Zeit die Gleichstellung von Frauen 
durch Frauenbeauftragte auf staatlicher Ebene befürwortete (Kontos 1992), 
forderten Ostfrauen bereits in einer ihrer ersten Sitzungen am zentralen 
Runden Tisch die Etablierung von Gleichstellungsbeauftragten in jeder 
Stadt mit mehr als 10,000 Einwohnern. Ost- und Westfrauen vertraten aber 
unterschiedliche Auffassungen zur Bedeutung und den Zielen von Gleich- 
stellungspolitik. Allein die unterschiedlichen Bezeichnungen, »Gleichstel- 
lungsbeauftragte« im Osten und »Frauenbeauftragte« im Westen, verwei- 
sen auf die gravierenden Divergenzen der deutsch-deutschen Frauenpolitik. 
Westdeutsche Frauenbeauftragte sehen sich als Repräsentantinnen von 
Fraueninteressen. Ostfrauen betonen dagegen die Aufhebung der ge- 
schlechtlichen Arbeitsteilung im Berufs- und Familienleben, die aber eine 
Veränderung der Männer miteinschließt (Ferree 1991/1992). Sie verstehen 
die Frauenfrage als ein gesamtgesellschaftliches Problem und fordern 
gleichzeitig die »Autonomie von Männern, verbunden mit einer kooperati- 
ven Zusammenarbeit mit diesen« (Schäfer 1990, 279). 

Im Vergleich zur westlichen Konzeption des Feminismus, die auf Selbstbe- 
stimmung und Separierung von Männern beruht, setzt das Feminismusver- 
ständnis bei den östlichen Schwestern zwar explizit bei den Frauen an, es 
richtet sich aber »im menschheitskulturellen Sinne übergreifend auf die 
ganze Gesellschaft« (ebd., 29). Denn, wie das Programm des Un- 
abhängigen Frauenverbandes erklärt, »....wenn Männer im Zuge des Eman- 
zipationsbestrebens Privilegien aufgeben müssen, so werden sie als Men- 
schen!# profitieren« (UFV, 15). 

Alison Lewis sieht die Wurzeln dieser Solidarisierungskampagne von ost- 
deutschen Frauen mit Männern in der Erfahrung mit der staatlich verord- 
neten, sozialistischen Arbeiterklassensolidarität (Lewis 1993). Klassensoli- 
darität ist per Definition geschlechtsneutral und jegliches Bündnis von 
Frauen mit Frauen gegen Männer wurde in der DDR als klassenfeindlich 
deklariert. In Anbetracht dieser Systemerfahrung ist es wiederum ver- 


13 Während Ostfrauen sich zunehmend kritisch mit den Brüchen in ihrer Identität befassen, 
fehlt auf westdeutscher Ebene eine ähnlich kritische Auseinandersetzung mit der eigenen 
Geschichte. 

14 Hervorhebung im Original. 
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ständlich, warum Ostfrauen eine gesellschaftliche Veränderung nur mit 
Männern denken können. Daß diese Vorstellung auf westdeutsches Unver- 
ständnis stößt, geht auf die Erfahrung der westdeutschen Feministinnen mit 
der linken Studentenbewegung von 1968 zurück. Frauen definierten ihren 
Standpunkt quer zu männlichen politischen und klassenspezifischen Front- 
linien und sahen den Klassengegensatz nicht nur zwischen der Arbeiter- 
und der Kapitalistenklasse. Der Berliner Aktionsrat beispielsweise forderte 
1968, daß der Klassenkampf »auch in die Ehe« getragen werden müsse 
(Frevert 1986, 277). Somit verabschiedeten sich westdeutsche Frauen vom 
Klassenkampf und eroberten neues Terrain im Geschlechterkampf. Ost- 
frauen dagegen sahen den Geschlechterkampf durch das Prisma des Klas- 
senkampfes. Daß die unterschiedlichen Voraussetzungen zu keiner ge- 
meinsamen feministischen Ost-West-Politik in der Vereinigung führten, ist 
nicht die »Schuld« einzelner Frauen sondern das Resultat historischer Kon- 
stellationen. 


3. Feministische Handlungsstrategien im Postfordismus 


Während die unterschiedlichen Identitäten der Ost- und Westfrauen die 
Handlungsperspektiven und -strategien der Akteurinnen im Vereinigungs- 
prozeß bedingten und eine gemeinsame feministische »Front« dadurch 
blockierten, möchte ich noch eine weitere Erklärung für das »disempower- 
ment« der Frauen anführen. Ich vermute nämlich, daß weder die autono- 
men Handlungsstrategien der Westfrauen noch die mehr staatsbezogenen 
Strategien der Ostfrauen den im Umbruch befindlichen bundesrepublikani- 
schen politischen und ökonomischen Strukturen entsprachen. Für Femini- 
stinnen stellt sich die Frage, ob ihre gesellschaftstheoretischen Positionen 
ihren politischen Maßnahmen entsprechen und ob ihre Handlungsstrategien 
als Instrumente zur politischen »Einmischung« taugen. Ich werde die Di- 
vergenzen zwischen gesellschaftlichen Strukturen und feministischen 
Handlungsstrategien am Beispiel der Aushöhlung des Keynesianischen 
Wohlfahrtsstaates aufzeigen. 

Wie bereits erwähnt, hat sich die westdeutsche autonome Frauenbewegung 
durchaus veränderungswillig und -fähig gezeigt. Starteten feministische 
Akteurinnen in ihrer ersten Phase zu Beginn der siebziger Jahre mit unbe- 
zahlten Projektarbeiten, folgte in den achtziger Jahren ein Professionalisie- 
rungsprozeß, ger eine Absage an die unbezahlte Projektarbeit und damit 
die Anerkennung der Notwendigkeit, sich das politische und verwaltungs- 
technische Handwerkszeug zur Öffentlichen Finanzierung von Projekten 
anzueignen, beinhaltete. Dieser Professionalisierungsprozeß erfuhr Mitte 
der achtziger Jahre durch die knapper werdenden staatlichen Ressourcen 
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und die zunehmenden Verteilungskämpfe im Bereich der Sozialpolitik eine 
qualitative Verschiebung hin zur Forderung nach staatlicher Gleichstel- 
lungspolitik (Kontos 1992). 

Die allmähliche Verkopplung des Anspruch auf Autonomie mit der Fähig- 
keit, sich in die praktische Politik einzumischen, hat im Gefolge der Ver- 
änderungen der in der globalen Ökonomie einsetzenden neokonservativen 
Wende der achtziger Jahre die Widersprüche dieser Frauenpolitik offenge- 
legt. Die mannigfaltigen Veränderungen der globalen Ökonomie, die ich 
hier nur stichwortartig benennen kann, haben eine tendenzielle Neuorien- 
tierung der wichtigsten ökonomischen Funktionen des Staates hervorgeru- 
fen.!5 

Ausschlaggebend für unsere Diskussion ist hier die Neuorientierung im 
Übergang von einem fordistischen, keynesianischen Wohlfahrtsstaat zu ei- 
nem postfordistischen, schumpeterianischen Leistungsstaat (Jessop 1992). 
Während der Fordismus mit Nachfragesteuerung in nationalen Ökonomien 
und mit der Vergesellschaftung von Normen des Massenkonsums in Ver- 
bindung gebracht wird, weist Jessop darauf hin, daß »die Kombination des 
spätfordistischen Trends zur Internationalisierung und der post-fordistische 
Nachdruck auf flexible Produktion viele Staaten darin bestärkt, sich auf 
angebotsseitige Probleme der internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu 
konzentrieren und zu versuchen, Sozialpolitik den Anforderungen der Fle- 
xibilität unterzuordnen« (Jessop 1992, 249). Mit anderen Worten, die an- 
gebotsorientierte staatliche Intervention zur Unterstützung von Innovatio- 
nen beschränkt sich nicht auf wohlfahrtsstaatliche Kürzungen oder Um- 
strukturierungen von Sozialleistungen. Es geht auch nicht nur darum, kör- 
perlich fähıge Empfänger von Sozialleistungen zur Arbeit zu verpflichten. 
Vor allem geht es um eine Neuorientierung staatlicher Sozialpolitik, die 
den Erfordernissen flexibler Arbeitsmärkte und struktureller Konkurrenz- 
fähigkeit entspricht und sich an den Kriterien der Marktkräfte orientiert. 
Diese Reorientierung des Sozialstaats hat paradoxe Folgen für Frauen. 
Während der keynesianische Wohlfahrtstaat die makroökonomischen Be- 
dingungen schuf, um die traditionell weiblichen Betreuungsarbeiten staat- 
lich zu regeln und Frauen im expandierenden Sozialstaat als Kindergärtne- 
rinnen, Sozialarbeiterinnen, Krankenschwestern usw. anzuheuern (Hagen/ 
Jenson 1988), bedeutet die Neuorientierung hin zu einem schumpeteriani- 
schen Leistungsstaat, daß viele staatliche Dienstleistungen in Zukunft über 
den Markt erworben werden müssen. Dies wird zu einer Reihe von Mas- 
senentlassungen von Frauen führen, die »Feminisierung der Armut« durch 


15 Siehe Demirovic/Krebs/Sabloswki 1992. 
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den Abbau der Sozialleistungen vorantreiben und die zunehmende Entwer- 
tung der Familien- und Versorgungsarbeit bestärken. 

Andererseits repräsentierten die keynesianischen Dienstleistungspositionen 
kein »goldenes Zeitalter« für Frauen. Frauen wurden auf untersten Rängen, 
d.h. mit niedrigem Qualifizierungsniveau und -potential angeworben, sie 
erhielten niedrige Löhne und hatten beruflich Kaum Chancen, in höhere 
Positionen aufzusteigen. Somit reproduzierte der keynesianische Wohl- 
fahrtsstaat die häusliche Arbeitsteilung der Geschlechter am Arbeitsmarkt 
(Hagen/Jenson 1988). 

Das neue technisch-ökonomische Paradigma, das auf flexibler Produktion, 
steigender Produktivität und Prozeßinnovationen beruht, beinhaltet para- 
doxerweise auch die Chance für Frauen, an der wachsenden Nachfrage 
nach differenzierten Gütern und Dienstleistungen teilzunehmen, die durch 
die steigenden Einkommen polyvalent qualifizierter Arbeiter und den 
Dienstleistungssektor begünstigt werden. Gerade durch die »Aushöhlung« 
des Nationalstaates und die zunehmende Stärkung des lokalen Staates ent- 
wickeln sich lokale Ressourcen (regionale Arbeitsmarktpolitiken, Schul- 
und Berufsbildung, Technologietransfer, lokales Spekulationskapital, In- 
novationzentren, Wissenschaftsparks und ähnliches, vgl. Jessop 1992, 
256), die Frauen die Möglichkeit geben, an der gesellschaftlichen und ge- 
schlechtlichen Umstrukturierung von Staat und Ökonomie als Akteurinnen 
mitzuwirken. 

Damit stellt sich die Frage, mit welchen Handlungsperspektiven und -stra- 
tegien die Frauenbewegung auf die zunehmenden Veränderungen der glo- 
balen Ökonomie und der Steuer- und Finanzkrise des Sozialstaats reagiert. 
Das Hauptziel der westdeutschen Frauenbewegung in den achtziger Jahren 
war die Institutionalisierung der bisher unabhängigen Projektarbeit. Die In- 
stitutionalisierung der Projekte hatte nicht nur das Ziel, die Finanzierung 
z.B. der Frauenhäuser und Frauenzentren zu garantieren, sondern diese als 
einen festen Bestandteil des Sozialstaats zu verankern (Kontos 1992). 

Aber gerade diese neuen, staatsbezogenen Strategien der Frauen zeigten 
die Grenzen der neuen Frauenpolitk. Durch die Strategie der »Institutiona- 
lisierung der autonomen feministischen Politik« (Lang 1993, 5) hat sich die 
Frauenbewegung in die Abhängigkeit der staatlichen Institutionen begeben, 
die sie hatte beeinflussen wollen. Zum Beispiel bezuschußt das Land Ber- 
lin gegenwärtig über 250 Frauenprojekte, wovon in den letzten drei Jahren 
circa 80 Projekte mit 1300 Mitarbeiterinnen allein in Ostberlin gegründet 
worden sind. Der Staat bezahlt Gehälter, Mieten, Projektkosten und mit 
Bundessubventionen auch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Um- 
schulungsprogramme. Sabine Lang, Referentin der Berliner Senatorin für 
Arbeit und Frauen, Christine Bergmann, weist darauf hin, daß Berlin kein 
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Einzelfall ist. Die Abhängigkeit der Frauenprojekte vom Staat findet sich 
in allen neuen Bundesländern. Ein Großteil der Finanzierung notwendiger 
Fraueninfrastruktur kam vom Bonner Ministerium für Frauen und Jugend 
und wurde an konservative Organisationen wie den Bundesfrauenrat verge- 
ben (Lang 1993, 5). Dadurch werden zwar erhebliche Mittel zur Unterstüt- 
zung von Projekten freigegeben, aber um den Preis einer Schwächung der 
Fraueninitiative gegen die existierenden Macht- und Herrschaftsstrukturen 
(Kontos 1992, 18). 

Diese Kritik der Abhängigkeit der Projekte soll nicht heißen, daß Frauen- 
projekte nicht staatlich abgesichert werden sollen. Die Frauenbewegung 
muß sich aber auch über die Grenzen dieser Politik im Klaren sein. Ich will 
hier vier Punkte nennen: Erstens verlieren die durch den Staat finanzierten 
Projekte ihre Unabhängigkeit. Die staatlichen Auswahlkriterien der Förde- 
rung beeinflussen, welche Projekte finanziert werden und begrenzen somit 
die Autonomie der Frauenbewegung. Zweitens scheinen Frauen diese Ab- 
hängigkeit kaum zu reflektieren, präsentieren sie sich doch weiterhin als 
autonome Frauenbewegung, obgleich der Status der Autonomie schon seit 
Mitte der achtziger Jahre kaum noch behauptet werden kann (Lang 1993). 
Drittens hat die Institutionalisierung der Frauenpolitik besonders seit der 
Vereinigung, seit knappe Ressourcen und zunehmende Verteilungskämpfe 
den Sozialbereich kennzeichnen, zur Depolitisierung der Frauenbewegung 
geführt. Sabine Lang beobachtet eine zunehmende Konkurrenz zwischen 
Projektgruppen, die sich im Wettbewerb um die reduzierten staatlichen 
Mittel auf Kosten anderer Projekte profilieren müssen. Diese Individuali- 
sierungstendenzen der einzelnen Projekte haben der Frauenbewegung die 
kollektive Öffentlichkeit geraubt und die interne Segmentierung der Bewe- 
gung vertieft. 

Letztlich ist die Strategie der »Institutionalisierung der autonomen femini- 
stischen Politik« nicht vereinbar mit der Reorientierung des keynesiani- 
schen Wohlfahrtstaats. Der Abbau von Sozialleistungen und die Unterord- 
nung der Sozialpolitik unter marktwirtschaftliche Kriterien bedeutet, daß 
die in Zukunft über den Staat beantragten Frauenprojekte und Soziallei- 
stungen der Logik des Markts unterworfen und dadurch den staatlich ver- 
ordneten Sparmaßnahmen zum Opfer fallen werden. Es ist ein Paradox der 
deutschen autonomen Frauenbewegung, daß sich in dem Moment, ın dem 
sie sich dem Staat zuwandte, der Staat sich in seiner Form und Funktion 
grundsätzlich neu orientierte. Auch in dem historischen Moment, in dem 
die mehr staatsbezogenen Strategien der Ostbewegung einen neuen Impe- 
tus für die Westbewegung hätten darstellen können, entsprechen diese Stra- 
tegien nicht mehr den Strukturen eines auf Marktkräfte umorientierten 
schumpeterianischen Leistungsstaats. Die Entwicklung neuer Strategien 
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der politischen »Einmischung« ist nun eine Herausforderung für die ge- 
samtdeutsche feministische Forschung und der frauenbewegten und -be- 
wußten Frauen in Ost und West. 


4. Schlußbemerkungen 


Es ist m.E. theoretisch von Vorteil, die negativen Auswirkungen der deut- 
schen Vereinigung auf Frauen im Kontext der oben angeführten Asynchro- 
nitäten der deutsch-deutschen Frauenbewegungen zu erfassen. Erstens wird 
durch eine solche Untersuchung die statische Annahme der Frau als Opfer 
relativiert. Auch wenn Frauen vorwiegend die Verliererinnen der Verein- 
gigung sind, sollte dies nicht dazu führen, sie nur als Objekte wahrzunch- 
men. Frauen haben die Vereinigung in Strukturen, die sie nicht bestimmt 
haben, aktiv mitgestaltet. Zweitens sollte die Diskriminierung von Frauen 
in Relation zu gesellschaftlichen Strukturen und feministischen Hand- 
lungsstrategien begriffen werden. Feministinnen ist es bisher nicht gelun- 
gen, eine Gesellschaftsanalyse anzubieten, die den Vereinigungsprozeß 
und seine Folgen für Frauen in einem angemessenen gesellschaftlichen und 
historischen Kontext erklären könnte. Weder ein simpler Rekurs auf hand- 
lungsstrategische noch auf strukturtheoretische Ansätze verspricht, den 
komplexen Prozeß des »disempowerment« von Frauen während der Verei- 
nigung theoretisch zu erfassen. 


Literatur: 


Argument-Verlag Extra (1990): UFV: Ohne Frauen ist kein Staat zu machen. 

Bebel, August (1990); Die Frau und der Sozialismus, Berlin: Dietz Verlag. 

Beer, Ursula/Chalupsky, Jutta (1993): Vom Realsozialismus zum Privatkapitalismus. Formie- 
rungstendenzen im Geschlechterverhältnis, in Aulenbacher, B./Goldmann, M. (Hgs.), 
Transformationen im Geschlechterverhältnis, Frankfurt: Campus. 

Becker-Schmidt, Regina (1992): Gesellschaft, Geschlechterverhältnisse und Staat, in Biester, 
Elke u.a., Staat aus feministischer Sicht, Arbeitskreis Politik u. Geschlecht der DVPW. 

Berghahn, Sabine (1993): Frauen, Recht und langer Atem. Bilanz nach über 40 Jahren Gleich- 
stellungsgebot in Deutschland, in Helwig, Gisela/ Nickel, Hildegard Maria (Hg.), Frauen in 
Deutschland 1945-1992 Bd. 318, Bundeszentrale für Politische Bildung, Bonn. 

Böhm, Tatjana (1992): Wo stehen wir Frauen nach 40 Jahre getrennter Geschichte in 
Deutschland West und Ost? Feministische Studien, November 1992. 

Demirovic, Alex/ Krebs, Hans-Peter/ Sablowski, Thomas (Hg.) 1992, Hegemonie und Staat, 
Münster: Westfälisches Dampfboot. 

Dölling, Irene (1990): Über den Patriarchalismus staatssozialistischer Gesellschaften und die 
Geschlechtsfrage im gesellschaftlichen Umbruch, in Deutsche Gesellschaft für Soziologie, 
Die Modernisierung moderner Gesellschaften, Frankfurt: Campus. 

Dölling, Irene (1993): Identitäten von Ost-Frauen im Transformationsprozeß - Probleme ost- 
deutscher Frauenforschung, Ms. für die Konferenz im Goethe Haus, New York, Women 
and German Unification, April 1993. 


Asynchronitäten der deutsch-deutschen Frauenbewegung 63 


Einhorn, Barbara (1991): Where Have Alle the Women Gone? Women and the Women's Mo- 
vement in East Central Europe, Feminist Review, Special Issue No. 39. 

Ferree, Myra Marx (1993): The Rise and Fall of Mommy Politics’: Feminism and Unification 
in (East) Germany, Feminist Studies 19. 

Ferree, Myra Marx/Young, Brigitte (1993): Three Steps Back for Women: German Unifica- 
tion, Gender and University 'Reform', PS: Political Science and Politics, Juni 1993. 

Frevert, Ute (1986): Frauen-Geschichte, Frankfurt: Suhrkamp. 

Gerhard, Ute (1991/1992): German Women and the Social Costs of Unification, German Po- 
litics and Society, Issue 24/25. 

Hagen, Elisabeth/Jenson, Jane (1988): Paradoxes and Promises, Work and Politics in the 
Postwar Years, in Feminization of the Labor Force, Jenson, Jane/Hagen, Elisabeth/Reddy, 
Ceallaigh, New York: Oxford University Press. 

Haug, Frigga (1990): Über die Frauenfrage als Systemfrage, Das Argument, 180. 

Helwerth, Ulrike (1992): Abschied vom feministischen Paradis, WeibBlick, No. 2. 

Holst, Elke/Schupp, Jürgen (1991): Frauenerwerbstätigkeit in den neuen und alten Bundeslän- 
dern - Befunde des sozio-ökonomischen Panels, Diskussionspaper Nr. 37, Berlin: DIW. 

Jenson, Jane (1986): Gender and Reproduction: Or, Babies and the State, Studies in Political 
Economy, Summer 1986. 

Jessop, Bob (1992): Regulation und Politik, Integrale Ökonomie und integraler Staat, in Alex 
Demirovic u.a. (Hg.) 1992. 

Jessop, Bob u.a. (1991): The Politics of Flexibility, England: Edward Elgar. 

Kahlau, Cordula (Hg.) (1990): Aufbruch! Frauenbewegung in der DDR, München. 

Kontos, Silvia (1993): Jenseits patriarchaler Alternativen. Grenzen der Gleichstellungspolitik, 
in Biester, Elke u.a. (Hg.), Gleichstellungspolitik - Tortem und Tabus, Frankfurt. 

Kulawik, Teresa (1991/1992): Autonomous Mothers? West German Feminism Reconsidered, 
German Politics and Society, Issue 24 and 25. 

Lang, Sabine (1993): Feminism in (East) Germany, Vortrag an der 9. Berkshire Conference on 
the History of Women, Juni 1993. 

Lewis, Alison (1993): The 'Frauenfrage' as the 'Gretchenfrage' of a Unified Germany: Non- 
Synchronicity and other Problems between East and West German Women's Movements, in 
Hüppauf, Bernd/Bubser, Reinhold/Wildner, Siegrun, United Germany and Europe - To- 
wards 1990 and Beyond, European Studies Journal, Special Issue, Volume X, No. 1-2. 

Merkel, Ina (1990): Ohne Frauen ist kein Staat zu machen, Das Argument, 180. 

Nickel, Hildegard Maria (1992): Modernisierungsbrüche im Einigungsprozeß - (k)ein einig 
Volk von Schwestern, in Kulke, Christine/Kopp-Degethoff, Heidi/Ramming, Ulrike (Hg.) 
Wider das Schlichte Vergessen, Berlin: Orlanda Frauenverlag. 

Ruddick, Susan (1992): Das Gesellschaftliche konstruieren - Armut, Geschlechterverhältnisse 
und Familie im Goldenen Zeitalter, in Demirovic, Alex/Krebs, Hans-Peter/Sablowski, 
Thomas (Hg.), Hegemonie und Staat, Münster: Westfälisches Dampfboot. 

Schäfer, Eva (1990): Wer sich nicht wehrt, kommt an den Herd! Das Argument, 180. 

Schäfer, Eva (1990): Die fröhliche Revolution der Frauen, in Schwarz, Gislinde/Zenner, Chri- 
stine (Hg.), Wir brauchen mehr als ein 'Vaterland’, Hamburg: Rowohlt. 

Schenk, Christina/Schindler, Christiane (1993): Frauenbewegung in Ostdeutschland - eine 
kleine Einführung, Beiträge zur feministischen Theorie und Praxis, 35. 

Schneider, Ulrich (1993): Solidarpakt gegen die Schwachen. Der Rückzug des Staates aus der 
Sozialpolitik. München: Droemer. 

Schwarz Gislinde/Zenner, Christine (Hg.) (1990): Wir brauchen mehr als ein 'Vaterland', 
Hamburg: Rowohlt. 

Scott, Joan W. (1990): Deconstructing Equality-Versus-Difference: Or, the Uses of Post- 
structuralist Theory for Feminism, in Hirsch, Marianne/Fox Keller, Evelyn, Confliets in 
Feminism, New York: Routledge. 

Young, Brigitte (1993): Deutsche Vereinigung. Der Abwicklungsskandal an ostdeutschen 
Universitäten und seine Folgen für Frauen, Feministische Studien, Heft 1. 


Uwe Berlit 


(K)eine neue Verfassung für das 
geeinte Deutschland? 


Eine Zwischenbilanz nach Abschluß der Beratungen der 
Gemeinsamen Verfassungskommission 


1. Stand der Arbeiten an der Verfassungsreform 


Die Gemeinsame Verfassungskommission (GVK) von Bundestag und Bun- 
desrat hat nach fast zweijährigen Beratungen am 28. Oktober 1993 ihren 
Abschlußbericht (GVK 1993a)! einstimmig beschlossen und damit ihre 
Arbeit beendet. Die GVK hat in 26 Sitzungen und neun öffentlichen Anhö- 
rungen nahezu die Hälfte der Artikel des Grundgesetzes darauf überprüft, 
ob Änderungen und Ergänzungen notwendig sind. Einer quantitativ so in- 
tensiven Durchleuchtung ist das Grundgesetz seit der Enqu&te-Kommission 
Verfassungsreform (1972; 1976; dazu Wahl 1978; Grawert 1979) Mitte der 
70er Jahre nicht mehr unterzogen worden. Die von der Kommission mit 
der vereinbarten Zwei-Drittel-Mehrheit angenommenen Empfehlungen 
schlagen zu 23 Artikeln Änderungen oder Ergänzungen des Grundgesetzes 
vor. Die Empfehlungen zu Fragen, die die europäische Einigung an das 
Grundgesetz stellt und die die verfassungsrechtlichen Konsequenzen aus 
dem Vertrag von Maastricht ziehen, betreffen acht Artikel und sind bereits 
Gesetz (Fischer 1993; zur GVK-Empfehlung Scholz 1992). In seiner Sit- 
zung vom 17. Dezember 1993 hat der Bundesrat einstimmig einen Gesetz- 
entwurf zur Umsetzung der weiteren von der Gemeinsamen Verfassungs- 
kommission von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Empfehlungen 
verabschiedet. Ein gleichlautender interfraktioneller Antrag, getragen von 
der SPD und den Koalititionsfraktionen, ist im Januar dem Bundestag vor- 
gelegt worden. Bereits im Dezember 1993 hat die SPD-Bundestagsfraktion 


I Dazu auch die Beiträge im Schwerpunktheft Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. B 52- 
52/93 (24.12.1993) sowie die Themenausgabe von Das Parlament Nr. 2/1994 vom 14. 
Januar 1994. Über Verlauf und Ergebnisse der Beratungen s.a. die Berichte von Rubel 
1992, 1993a; 1993b. Eine Bilanz aus politikwissenschaftlicher Sicht zieht Benz (1993). 
An die Beratungen in der GVK knüpfen an ein interfraktioneller Gesetzentwurf von 
CDU/ CSU, SPD und FDP (BT-Drs. 12/6633 = BR-Drs. 886/93, Beschluß), der die Em- 
pfehlungen der GVK umsetzt, sowie weitergehende Änderungsvorschläge von SPD (BT- 
Drs. 12/6323) Bündnis 90/Grüne (12/6686 und 6716) und PDS/LL (BT-Drs. 12/6570), 
ferner ein von über 350 Mitgliedern des Bundestages aus allen Fraktionen und Gruppen 
unterzeichneter Antrag zu »Mitmenschlichkeit und Gemeinsinn« (BT-Drs. 12/6708). 
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ihre Vorstellungen für eine Modernisierung des Grundgesetzes als Gesetz- 
entwurf eingebracht, die in der GVK nicht die erforderliche Mehrheit ge- 
funden hatten. Mitte Januar haben Bündnis 90/Die Grünen und PDS/LL 
nachgezogen. Diese Gesetzentwürfe sind am 4. Februar 1994 nach der 1. 
Lesung in die Fachausschüsse verwiesen worden. Eine Beschlußfassung 
noch vor der parlamentarischen Sommerpause wird angestrebt. 

Mit der Aufnahme der parlamentarischen Beratungen im förmlichen Ge- 
setzgebungsverfahren beginnt eine neue Phase der Verfassungsreformde- 
batte. Eine Zwischenbilanz aus diesem Anlaß muß den Blick auch zurück 
auf die Anstöße dieser Diskussion wenden. Auftrag und Ausgangspunkt für 
die Beratungen der GVK war formell Artikel 5 des Einigungsvertrages mit 
der Empfehlung der Regierungen der beiden Vertragsparteien - der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR - an die gesetzgebenden Körper- 
schaften des vereinten Deutschlands, sich innerhalb einer bestimmten Frist 
mit den in Zusammenhang mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fra- 
gen zur Änderung oder Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen. Hervor- 
gehobene Themen sind das Verhältnis zwischen Bund und Ländern, die 
Möglichkeiten einer Neugliederung für den Raum Berlin/ Brandenburg, 
Überlegungen zur Aufnahme von Staatszielbestimmungen in das Grundge- 
setz sowie die Frage einer »Anwendung« des Artikels 146 GG und in deren 
Rahmen eine Volksabstimmung. 


2. Gründe für eine Verfassungsdebatte 


Sachlich reichen die Anstöße über den unmittelbar durch die deutsche Ei- 
nigung bedingten Verfassungsänderungsbedarf weit hinaus (s.a. Schneider 
1991; Kuratorium 1990; FES 1991; Heuer/Riege 1992; Kammradt 1992; 
Häberle 1992a; Preuß 1991). Schon deswegen geht der Vorwurf des ver- 
hinderten Bundespräsidentschaftskandidaten Heitmann - unter dem Titel 
Die mißbrauchte Einheit zusammengefaßt (1994) - ins Leere, die deutsche 
Einheit sei nur Mittel zum Zwecke für eine aus anderen Motiven gespeiste 
Verfassungsdiskussion gewesen. Mit der politischen Entscheidung, die 
staatliche Einigung Deutschlands nicht über den Weg einer Neukonstituie- 
rung nach Art. 146 GG, sondern durch den Beitritt nach Art. 23 GG a.F. zu 
vollziehen (Isensee 1990; Wiederin 1992; Guggenberger/Stein 1991), ist 
das Grundgesetz zur in ganz Deutschland geltenden Verfassung geworden. 
Einigungsinduzierter Änderungsbedarf ergibt sich gleichwohl aus der Fra- 
ge, ob das auf die Probleme der westlichen Bundesländer zugeschnittene 
und fortgeschriebene Grundgesetz den veränderten Anforderungen an eine 
gesamtdeutsche Verfassung - sowohl was ihre zukunftsgestaltende Kraft 
als auch was ihre Integrationswirkung betrifft - noch genügt. Durch die 
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staatliche Einigung Deutschlands sind weiterhin die bisherigen Souveränt- 
tätsbeschränkungen der Bundesrepublik Deutschland weggefallen: Die Er- 
langung der vollen Souveränität erfordert eine neue Verortung der Rolle 
Deutschlands in der Welt. 

Die staatliche Einigung Deutschlands hat weiterhin Menschen mit unter- 
schiedlichen politischen Erfahrungen, aber auch Vorstellungen über eine 
gerechte Verfassungsordnung zusammengeführt. Ihre spezifischen Erfah- 
rungen fordern einigungsinduzierte Änderungen (Kloepfer 1994) auch 
dann, wenn Themen und Lösungsangebote an im Westen entwickelte Mo- 
delle anknüpfen. Durch ihre Wahlentscheidung am 18. März 1990 hat die 
Bevölkerung der DDR diese Erfahrungen und Vorstellungen nicht über 
Bord geworfen und für eine bedingungsiose Übernahme eines unveränder- 
ten Grundgesetzes votiert: Diese Sicht (Isensee 1993; Kirchhof 1994) un- 
terstellt zu Unrecht, daß dieselben Bürgerinnen und Bürger, die gerade eine 
alte politische Ordnung friedlich zum Einsturz gebracht haben, auf die akti- 
ve Gestaltung der zukünftigen Ordnung des geeinten Deutschlands hätten 
verzichten wollen. Die staatliche Einigung ist auch bei de jure unbestreit- 
barer Fortgeltung des Grundgesetzes materiell keine bloße Erweiterung des 
Verfassungsgebietes. All dies gebot eine umfassende, thematisch nicht be- 
schränkte Verfassungsdiskussion. Zu fragen war nicht - negativ -, welche 
Prinzipien des Grundgesetzes sich nicht bewährt haben und einigungsbe- 
dingt zu ändern wären, sondern - positiv - danach, inwieweit sich Prinzi- 
pien des Grundgesetzes verdienen, in die Verfassung eines geeinten 
Deutschlands aufgenommen zu werden (Seifert 1993). 

Neben die deutsche Einigung trat der aus dem Prozeß der europäischen Ei- 
nigung resultierende Änderungsbedarf. Das Zusammenwachsen Europas, 
die Entwicklung hin zum europäischen Bundesstaat, hat durch den Vertrag 
von Maastricht eine neue Qualität erhalten, die Verfassungsbedarf nicht 
nur wegen des vereinbarten Kommunalwahlrechts für EG-Bürgerinnen und 
Bürger und der Entscheidung für das europäische Wirtschaftssystem ausge- 
löst hat: Zu klären war, inwieweit die Europäische Gemeinschaft bzw. die 
Europäische Union noch vom Modell der »zwischenstaatlichen Einrich- 
tung« des Art. 24 GG a.F. gedeckt waren, welche Anforderungen an die 
demokratische, rechtsstaatliche, soziale und förderative Struktur des ver- 
einten Europas zu stellen waren, in das sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land als gleichberechtigtes Glied einfügen kann, und welche Auswirkungen 
der Integrationsprozeß auf die bundesstaatliche Ordnung und die Rolle der 
Länder im politischen Prozeß hat (Hofmann 1993). Diesen Problemen hat 
sich die Gemeinsame Verfassungskommission wegen des Zeitplanes für 
Maastricht vorab und - hierin stimmen alle Beteiligten überein - in ihrer 
innovativsten Phase angenommen (GVK 1992). Die Überlagerung partei- 
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politischer Fronten durch die spezifischen Interessen der Länder sowie der 
Einigungsdruck, der wegen der für den Vertrag von Maastricht erforder- 
lichen Zwei-Drittel-Mehrheit erzeugt wurde, haben hier mit der Festlegung 
eines Staatszieles zur europäischen Integration, einer Struktursicherungs- 
klausel sowie stärkeren Mitwirkungsrechten des Bundesrates zu bereits in 
das Grundgesetz eingefügten Regelungen geführt, die einen Bestand der 
Bundesländer in einem förderal aufgebauten Europa sichern helfen sollen.? 
Die sozialen und demokratischen Defizite Europas, insbesondere auch das 
demokratische Defizit in den Entscheidungsstrukturen der EG, konnten 
durch eine Grundgesetzänderung nicht bewältigt werden, zumal sich eine 
gesamteuropäische politische Kultur (Demokratievorstellungen, Parteien, 
gesamteuopäische Öffentliche Meinung etc.) als Unterbau des demokrati- 
schen Prozesses noch nicht herausgebildet hat (Seifert 1992a). 

Ein von den Prozessen der deutschen und europäischen Einigung unabhän- 
giger Modernisierungsbedarf ergab sich weiterhin auch aus den veränder- 
ten gesellschaftlichen Bedingungen, auf die das Grundgesetz bezogen ist. 
Im institutionellen Gefüge war das Bund-Länder-Verhältnis zu rejustieren, 
in dem sich die Gewichte schleichend immer mehr zugunsten des Bundes 
verschoben hatten (Landtag NRW 1990; Eicher 1988). Dies hätte Reföde- 
ralisierungsmaßnahmen auch unabhängig davon erfordert, daß die Kompe- 
tenzverlagerung auf die EG einerseits, die höhere Zahl der Länder und das 
Hinzutreten fünf finanzschwacher, im Aufbau befindlicher und von Bun- 
deshilfen abhängiger Länder das Problem zusätzlich verschärft haben. 
Wachsende Parteien- und Politikverdrossenheit legten aber auch Maßnah- 
men, wie sie bereits von der Enqu&te-Kommission 1976 empfohlen worden 
sind, ım Bereich des Parlamentsrechts nahe,3 die zu mehr Offenheit und 
Transparenz sowie Einwirkungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 
führen. Im Interesse einer Stärkung demokratischer Vielfalt stand die 1976 
von der Enqu&te-Kommission noch abgelehnte Ergänzung der bislang auf 
Bundesebene strikt repräsentativen parlamentarischen Demokratie um Ele- 
mente direkter Demokratie im Raum. Die von einer breiten Volksbewe- 
gung getragene friedliche Revolution in der DDR bestätigt lediglich, daß 


2 Dies war ein wesentliches Anliegen auch der zur Vorbereitung der Verfassungsdebatte 
vom Bundesrat eingesetzten »Kommission Verfassungsreform"; zu deren Ergebnissen s. 
den Bericht »Stärkung des Föderalismus in Deutschland und Europa sowie weitere Vor- 
schläge zur Änderung des Grundgesetzes«. BR-Drucks. 360/92 vom 14.5.1992; zu deren 
Ergebnissen s. Asmussen/Eggeling 1993. 

3 Einen Innovationsschub, der Vorbild auch für zahlreiche Regelungen in den ostdeutschen 
Landesverfassungen war, hat hier die auf dem Schiußbericht der vom Landtag Schleswig- 
Holstein eingesetzten Enquete-Kommission Verfassungs- und Parlamentsreform (Baden- 
Baden 1989) gründende neue Verfassung des Landes Schleswig-Holstein bewirkt. 
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das in den Strukturen des Grundgesetzes institutionalierte Mißtrauen in die 
politische Reife des eigenen Volkes nicht gerechtfertigt ist. 
Modernisierungsbedarf wegen gesellschaftlicher Veränderungen ergab sich 
allerdings auch in den Bereichen der Staatsziele und Grundrechte. Dem 
Staat sind - als planendem und lenkenden Sozialstaat - mehr und mehr Auf- 
gaben zugewachsen (Grimm 1990a). Die gesellschaftliche Ordnung ist 
wieder selbst zum Gegenstand staatlicher Veränderung und aktiver Gestal- 
tung geworden (Grimm 1990b). Damit verbunden ist eine Überwindung 
des klassisch liberalen Verfassungsverständnisses, das von einer klaren 
Trennung von Staat und Gesellschaft ausgeht und die Grundrechte als reine 
Abwehrrechte gegen den Staat begreift. Konzeptionell ist darauf zu 
reagieren, daß die rechtliche Verbürgung grundrechtlicher Freiheit allein 
die tatsächlichen Voraussetzungen des Freiheitsgebrauches nicht sichert 
und die Menschen in ihrer Existenz auf staatliche Vorsorge und Leistungen 
angewiesen sind (Böckenförde 1991). Zugleich prägt die Erfahrung ent- 
sprechende Verfassungserwartungen, daß die Befriedigung der ele- 
mentaren Lebensbedürfnisse - Eigensicherung des Lebensunterhaltes durch 
Erwerbsarbeit, angemessene Versorgung mit menschenwürdigem Wohn- 
raum, soziale Sicherheit bei Krankheit, Unfall, Alter und anderen Wechsel- 
fällen des Lebens sowie der Zugang zur Bildung und zum kulturellen Le- 
ben - nicht automatisch eintretende Ergebnisse der Wirtschaftsordnung 
sind, sondern voraussetzungsvolles Ergebnis staatlicher Politik. Gerade in 
Zeiten sozialer Gefährdung wird es dann aber umso wichtiger, in der Ver- 
fassung nicht nur im Detail zu regeln, wie der Staat organisiert ist, sondern 
durch Ausformung der sozialen Staatsziele deutlich zu machen, daß das 
Bestreben um soziale Sicherheit und Gerechtigkeit genuine Aufgabe des 
Staates selbst dann ist, wenn er sie wegen der strukturellen Grenzen staat- 
licher Tätigkeit letztlich nicht zu garantieren vermag. 

Das geschärfte Bewußtsein für die negativen Folgen ökologisch unverträg- 
lichen Wachstums und die Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen 
verlangt ferner, sich auch in der Verfassung der Erhaltung der Natur anzu- 
nehmen, um den einfachgesetzlichen Spielraum für allein von der Verfas- 
sung nicht zu garantierende Umweltpolitik zu öffnen. Hier wird seit über 
zehn Jahren um eine Verfassungsergänzung gerungen (Müller-Bromley 
1990; Bock 1990; Robert 1993). Der technische Fortschritt und die Ent- 
wicklung hin zu einer Informationsgesellschaft haben neue Freiheitsgefähr- 
dungen bewirkt, denen durch grundrechtlichen Datenschutz zu begegnen 
ist.* Die Pluralisierung der Formen des gesellschaftlichen Zusammenlebens 


4 Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten hatte in einer Entschließung vom 28.4.1992 
u.a. die Aufnahme eines Datenschutzgrundrechts, die Verankerung einer unabhängigen 
Datenschutzkontrolle und von Informationszugangsrechten empfohlen (Abdruck u.a. im 


70 Uwe Berlit 


erfordern, den privilegierenden und ausgrenzenden Verfassungsschutz von 
Ehe und Familie auf andere Formen des Zusammenlebens zu erstrecken; 
aufzugreifen sind die Schwierigkeiten, Familie und Beruf miteinander zu 
vereinbaren (Berghahn 1993; Herdegen 1993). Ausdifferenzierung der Ge- 
sellschaft und Piuralisierung lassen Minderheitenschutzprobleme und Dis- 
kriminierungen deutlicher hervortreten. Dies gilt etwa für die Benachteili- 
gung der wachsenden Zahl behinderter Menschen (Herdegen 1992; A. Jür- 
gens 1993), aber auch für die Diskriminierung wegen der sexuellen Identi- 
tät (Bruns 1993). Grenzüberschreitende Mobilität und Integrationsprozesse 
haben Fragen der Achtung der ethnischen, kulturellen oder sprachlichen 
Identität auf Dauer im Lande lebender Ausländerinnen und Ausländer 
wichtiger werden lassen (Franke/Hofmann 1993; Hofmann 1992, Frowein 
u.a. 1993); die moderne Massen- und Mediengesellschaft macht aber auch 
die Minderheiten und Volksgruppen deutscher Staatsangehörigkeit zuneh- 
mend von staatlichem Schutz und staatlicher Förderung abhängig, wollen 
sie ihre kulturelle Identität wahren. Zusätzliche Anforderungen an die Ver- 
fassung ergeben sich - last not least - aus der Erfahrung der Frauen, daß die 
rechtliche Gleichberechtigung von Männern und Frauen faktische, soziale 
Benachteiligungen nicht hindert und einer faktischen Gleichstellung der 
Frauen aktiver Fördermaßnahmen bedarf (Limbach/Eckertz-Höfer 1993; 
Gerhard 1991; Bumke 1993; Deter 1993). 

Die Reihe der Beispiele für einen Modernisierungsbedarf des Grundgeset- 
zes ließe sich fortsetzen. Dabei geht es - entgegen Mutmaßungen aus kon- 
servativer Sicht (Heitmann 1993) - weder um den Versuch, parteipolitische 
Forderungen zum Verfassungsgesetz zu erheben, noch - so eine Kritik von 
links (Günther 1991) - darum, politische Ohnmacht oder mangelnden Ge- 
staltungswillen durch verfassungsrechtliche Vorgaben zu kompensieren. 
Berührt sind jeweils Themen von grundlegender Bedeutung für das gesell- 
schaftliche Zusammenleben und die Strukturierung und Orientierung staat- 
licher Macht. Sıe bilden zugleich den inhaltlichen Maßstab, an dem der 
Output der Verfassungskommission zu messen ist. 


3. Grundgesetzänderungen jenseits der GVK: Die Musik der Macht 
spielt außerhalb 


Eine Zwischenbilanz zur Verfassungsreformdiskussion kann sich nicht auf 
Arbeit und Ergebnisse der Gemeinsamen Verfassungskommission be- 
schränken. Das Grundgesetz ist bereits aus Anlaß der deutschen Einigung 


21. Tätigkeitsbericht des Hessischen Datenschutzbeauftragen, vorgelegt zum 31.12.1992, 
146f.). 
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selbst geändert worden (Herdegen 1991): Neugefaßt wurde die Präambel, 
der Beitrittsartikel 23 GG a. F. wurde gestrichen, die Stimmenverhältnisse 
im Bundesrat wurden - wie einige sagen, zu Lasten der ostdeutschen, aber 
auch der kleineren westdeutschen Länder - geändert, übergangsbedingte 
Abweichungen vom Grundgesetz zugelassen und durch Änderung des Art. 
146 unter Beibehaltung der Ablösungsmöglichkeit selbst klargestellt, daß 
die Bundesrepublik Deutschland als Staat territorial saturiert ist und keı- 
nerlei Gebietsansprüche gegen Nachbarn stellt. 

Artikel 5 des Einigungsvertrages verbietet den im verfassungsrechtlichen 
Schrifttum (Kirchhof 1994, 24) gezogenen Schluß, »(j)ede Einzelbestim- 
mung des Grundgesetzes« sei »demnach vor der Einigung geprüft und im 
wesentlichen für geeignet befunden worden, als Verfassungsgrundlage des 
vereinten Deutschland - als Einheitsverfassung - zu dienen«. Es stellt die 
historischen Prozesse auf den Kopf, in Art. 5 EV lediglich das Werk der 
West-SPD oder ihres seinerzeitigen Kanzlerkandidaten (so Bartlsperger 
1990; Blumenwitz 1991; Roellecke 1991) bzw. der westdeutschen Bun- 
desländer zu sehen (so Heitmann 1994). 
Nach Aufnahme der Arbeit der GVK ist das Grundgesetz immerhin noch 
viermal geändert worden. Die Entscheidung über die weitgehende Be- 
schränkung des verfassungshistorisch einmaligen individuellen Grund- 
rechts auf Asyl (ZDFW 1993; Kokott 1993; Hailbronner 1993) ist dabei in 
der GVK behandelt (GVK 1993b), politisch aber außerhalb der GVK ent- 
schieden und nicht in ein Gesamtkonzept der Restrukturierung der Verfas- 
sungsordnung eingebettet worden. Die SPD hat sich hier - wie beim 
Lauschangriff - von der Union in die Defensive treiben lassen: Während 
die Union in der GVK unter Hinweis auf die bewährten Strukturen des 
Grundgesetzes jede Modernisierung abgelehnt hat, hat sie durch geschickt 
inszenierte Kampagnen recht erfolgreich verfassungsgesetzliche Hindernis- 
se konservativer, obrigkeitsstaatlicher Politik abzubauen versucht (Seifert 
1993, 92). Von konservativer Seite (Isensee 1993, 2586) wird dagegen die 
Asylrechtsänderung als »Verfassungsimpuls von unten« bewertet, in dem 
der »Unterschied deutlich wird zwischen einer vom Volk her kommenden 
verfassungspolitischen Bewegung, in der die vitale Macht des pouvoir con- 
stituant unterschwellig wirksam ist, und einer von der politischen Klasse 
inszenierten, einer künstlich herbeigeredeten Verfassungsdebatte«. An der 
GVK weitgehend vorbeigelaufen sind weiterhin die zur Umsetzung der 
»Reformen« bei Bahn und Post erforderlichen Verfassungsänderungen; die 
Privatisierungsentscheidungen haben Signalwirkung unabhängig davon, ob 
damit langfristig der Staat an Steuerungsfähigkeit in der Infrastruktur- und 
Dienstleistungspolitik weiter verliert. Die Debatte um den Einsatz von 
Bundeswehrsoldaten außerhalb des Bündnisfalles wurde in der GVK auf- 
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gegriffen (1993c), aber nicht zum Abschluß gebracht. Außerhalb der GVK 
schließlich fand die in ihre Schlußphase tretende Debatte über den Frei- 
heitsabbau durch Zulassung des »Großen Lauschangriffes« statt.° Die Auf- 
spaltung der Themen und Foren wirkt hier umso nachhaltiger, als die poli- 
tisch von einem Parteitagsbeschluß inzwischen getragene Zustimmung der 
SPD zu einer - verfahrensrechtlich gehegten - Zulassung des »Großen 
Lauschangriffes« entkoppelt wurde von den Bemühungen der Partei, durch 
Einfügung eines Datenschutzgrundrechtes und die Absicherung der Stel- 
lung der Datenschutzbeauftragten insgesamt die Freiheitlichkeit des 
Grundgesetzes zu stärken. 

Die Konservative Strategie, eine Gesamtreform zu verweigern, um punktu- 
ell und außerhalb des Gesamtrahmens die Freiheitlichkeit des Grundgeset- 
zes abzubauen, setzt sich fort mit den Überlegungen zu Eingriffen in die 
Tarifautonomie im Rahmen der Diskussion über die Finanzierung der Pfle- 
geversicherung (Säcker 1994) und den jüngsten Vorschlag des Fraktions- 
vorsitzenden der Union, mit der Zulassung von Polizeieinsätzen der Bun- 
deswehr im Inneren einen Kernpunkt des bei der Notstandsgesetzgebung 
gefundenen Verfassungskonsenses aufzugeben. Ein Blick in den heute 
geltenden Verfassungstext zeigt: Das Grundgesetz hat im Zuge der Verfas- 
sungsreform gegenüber der zum Beitrittszeitpunkt geltenden Fassung an 
Freiheitlichkeit - so die ernüchternde Zwischenbilanz - nicht gewonnen, 
sondern verloren. 


5 Daß die GVK hier keine Empfehlungen ausgesprochen hat, wird - entgegen der sonst von 
der Union vertretenen Linie - politisch nicht als Bestätigung des geltenden Verfassungs- 
konsenses verstanden, zumal formell die hierauf bezogenen Gesetzentwürfe und Anträge 
(BT-Drucks. 12/4107, 4135, 2895, 4534, 3055, 3014) nicht erledigt sind und die Union - 
mit Unterstützung aus der wissenschaftlichen Publizistik - versucht, ihren zu Recht kriti- 
sierten (s. nur Preuß 1993b) Standpunkt durchzusetzen, es bedürfe lediglich der verfas- 
sungsgesetzlichen Klarstellung. 

6 Vgl. dazu den Beschluß des SPD-Parteitages in Wiesbaden »Öffentliche Sicherheit und 
Schutz vor Kriminalität in der Bundesrepublik Deutschland« sowie den am 27.01.1994 
der Öffentlichkeit vorgestellten Entwurf eines »Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung des 
illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Krimina- 
lität« (BT-Drs. 12/ 6784), in den neben einer Änderung des Art. 13 GG zur erleichterten 
Einziehung von Vermögen, bei dem der Verdacht der Herkunft aus schweren Straftaten 
nicht ausgeräumt werden kann, die Ergänzung der Eigentumsgarantie des Art. 14 GG 
gefordert wird. Zur Diskussion siehe auch die Beiträge im Vorgänge-Themenheft »Innere 
Sicherheit« (Nr. 124, Dezember 1993) und Seifert 1992b. Dieser in der Ausformung si- 
cher verbesserungswürdige und -bedürftige konzeptionelle Vorstoß der SPD auf die wirt- 
schaftliche Machtseite - das Geld - hat in ersten Reaktionen zu einer bislang unbekannten 
großen Koalition von Bürgerrechtlern und Bankenwelt geführt - mit je ernstzunehmenden 
rechtsstaatlichen Bedenken. 
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4. Verfahren und Formen der Verfassungsdebatte 


Unabhängig von den in der GVK erzielten Ergebnissen ist ein Ziel der Ver- 
fassungsdiskussion schon durch das Verfahren verfehlt worden. Als 
Selbstverständigung der Bürgerinnen und Bürger des geeinten Deutsch- 
lands sollte bereits die gemeinsame Arbeit an den Strukturen der neuen 
Verfassung integrative Wirkung entfalten (Kuratorium 1991, 11f., 18f.). 
Der Prozeß sollte offen, transparent und auf Beteiligung angelegt sein und 
zugleich deutlich machen, daß es sich bei den anstehenden Verfassungsde- 
batten nicht um Regelverfassungsänderungen, wie sie das Grundgesetz 
nunmehr schon 40 Mal erfahren hat, handelte. Artikel 5 Einigungsvertrag - 
selbst schon ein Formelkompromiß - legte Form und Verfahren der Verfas- 
sungsdiskussion nicht fest und begünstigte so strukturell die Position der 
Union, welche keinen Neukonstituierungs-, sondern allenfalls geringfügi- 
gen Änderungsbedarf sah (vgl. Rüttgers/Oswald 1992; Scholz 1993c). In 
der Sache wirkt hier die falsche Alternative über den richtigen Weg zur 
deutschen Einheit - Beitritt nach Art. 23 Satz 2 GG a.F. wider Verfassungs- 
schöpfung nach Art. 146 GG - fort (Grimm 1992, 1059). Der Beitritt nach 
Art. 23 GG als schnelle und einfache Möglichkeit des staatlichen Zusam- 
menschlusses hindert nicht die Neukonstituierung in Anwendung des Art. 
146 GG; und niemand, der auf der Grundlage des Art. 146 GG die Ausar- 
beitung einer neuen Verfassung anstrebte, wollte in der Sache bewährte 
Grundsätze aufgeben. Dies Konzedieren selbst Konservative wie der ehe- 
malige Bundesverteidigungsminister Scholz, der von der CDU gestellte 
Vorsitzende der GVK (1993a, 70 f). Der Verfassungsentwurf des Runden 
Tisches (Fischer 1990; Preuß 1990; Emmerich 1990; Häberle 1990; Thay- 
ssen 1990, 143ff.) etwa lehnt sich in seinen Grundstrukturen eng an das 
Grundgesetz an und enthält nichts, was unter der Geltung des Grundgeset- 
zes nicht auch durch den verfassungsändernden Gesetzgeber beschlossen 
werden könnte. Gleiches gilt für den vom Kuratorium für einen demokrati- 
schen Bund deutscher Länder vorgelegten Verfassungsentwurf (dazu Gug- 
genberger/Preuß/Ullmann 1991; Günther 1991; Seifert 1991; Narr 1991). 
Die Abwehr der Vorschläge, einen Verfassungsrat einzusetzen, dem nach 
Vorstellung der SPD nicht nur Inhaber politischer Funktionen, sondern 
Persönlichkeiten aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens und vor al- 
lem Persönlichkeiten der Bürgerbewegung in der ehemaligen DDR ange- 
hören sollten, spiegelt so schon im Verfahren die Furcht der Konservativen 
vor einer breiten Verfassungsdebatte und die Notwendigkeit, die Verfas- 
sungsbestimmungen einer Legitimitätsprüfung unterziehen zu müssen, aus 
der die meisten gestärkt hervorgegangen wären. Sie hat zugleich Symbol- 
gehalt: Mit der Festlegung auf das - im Kern unveränderte - Grundgesetz 
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wird deutlich gemacht, daß Veränderungswille, Anpassungsleistungen und 
Umdenken vor allem von der früheren DDR und ihren Bürgerinnen und 
Bürgern verlangt werden (Grimm 1992, 1060). 


5. Zusammensetzung und Arbeitsweise der GVK 


Die Überweisung der Verfassungsdebatte an die Gemeinsame Verfas- 
sungskommission führt die Debatte näher an das Regelverfahren der blo- 
ßen Verfassungsänderung ohne besondere Bedeutung heran. Die GVK be- 
stand aus je 32 Vertreterinnen und Vertretern von Bundestag und Bundes- 
rat (GVK 1993a, 120 ff). Sie war also ausschließlich mit Politikerinnen 
und Politikern besetzt, die auch sonst mit Gesetzgebungs- und Änderungs- 
aufgaben betraut sind. Den besonderen Änderungsanstößen wurde durch 
die Besetzung nicht Rechnung getragen: Lediglich fünf der 32 Bundestags- 
abgeordneten stammten aus den ostdeutschen Ländern, vier der zehn ost- 
deutschen Ländervertreter waren »Westimporte« (Lieberam/ Heuer 1993). 
Die Besetzung mit parteigebundenen Politikerinnen und Politikern prägte 
nicht nur den Verlauf der Sachdiskussion vor, wenngleich sich bei Themen 
mit spezifischem Länderbezug Überlagerungen der Parteifronten durch die 
Bund-Länder-Problematik ergaben.’ Die »Professionalisierung« der Ver- 
fassungsdebatte und ihre Einbindung in den Alltagsbetrieb Bonner Politik- 
produktion begünstigte eine Überlagerung durch tagespolitische Interessen 
und Wahrnehmungen und erschwerte, die politischen Parteien selbst, die 
Konstitutionalisierung und Hegung ihrer politischen Macht und ihren Bei- 
trag zur Politikverdrossenheit, zum Gegenstand der Reformüberlegungen 
zu machen (Grimm 1992, 1060f.; Benz 1993, 884). Eine Begrenzung der 
politischen Parteien und ihres Einflusses auf Staat und Gesellschaft, eine 
Beschneidung des »expandierenden Parteienstaats« (Grimm 1994) kann 
von den Vertreterinnen und Vertretern gerade jener Parteien, deren Ver- 
mittlungsfunktion zwischen Volk und Staat merklich nachläßt, nur bedingt 
erwartet werden. 

Ein Argument für eine »Politikerkommission« war, daß bei einem politisch 
nicht eingebundenen und durch Wahlakt formell legitimierten Gremium 
die Gefahr bestanden hätte, daß nach intensiveren, intellektuell möglicher- 
weise noch qualifizierteren und jedenfalls von der Tagespolitik entkoppel- 


7 Bei den Ländern mit Koalitionsregierungen (z.B. Berlin, Rheinland-Pfalz und Baden- 
Württemberg) ist es - anders als es Art. 5l Abs. 3 Satz 2 GG für die Stimmabgabe im 
Bundesrat vorschreibt - zu gespaltenem Abstimmungsverhalten gekommen. Die Proto- 
kolle der GVK weisen aber nur das Abstimmungsergebnis, nicht das jeweilige Stimmver- 
halten aus, so daß für Nichtbeteiligte dessen Zustandekommen - gerade auch bei knappen 
Mehrheiten - nicht zu rekonstruieren ist. Zu namentlichen Abstimmungen ist es nicht ge- 
kommen. 
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ten Beratungen gefundene Ergebnisse das Schicksal vieler Sachverständi- 
genkommissionen geteilt hätten: wissenschaftliche Anerkennung, aber po- 
litische Folgenlosigkeit. Dies traf schon im Ansatz nicht zu. Ein vom poli- 
tischen Alltagsgeschäft entkoppelter Verfassungsrat hätte nicht im politi- 
schen Elfenbeinturm tagen können. Auch er hätte - schon um der Konsens- 
funktion der Verfassung willen - Durchsetzungsmöglichkeiten in den Blick 
nehmen und den Kompromiß suchen müssen. Relative politische Unab- 
hängigkeit oder größere politische Freiheit ist nicht gleichzusetzen mit po- 
litischer Blindheit. Von der Qualität der Empfehlungen und ihrer Begrün- 
dung wäre es abhängig gewesen, ob die entscheidenden politischen Instan- 
zen sie hätten übergehen können. 

Daß die Besetzung mit aktiven Politikerinnen und Politikern trotz Einbin- 
dung in Partei und Fraktion nicht die im wesentlichen unveränderte Über- 
nahme der Empfehlung sicherstellt, zeigen die Schwierigkeiten, die in der 
Unionsfraktion zu überwinden waren, um selbst die mit der vereinbarten 
Zwei-Drittel-Mehrheit verabschiedete Empfehlung der GVK in das förm- 
liche Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Verfassungsrechtlich ist unbe- 
stritten, daß die im Grundgesetz so nicht vorgesehene Gemeinsame Verfas- 
sungskommission nur Empfehlungen geben, keine bindenden Gesetzesbe- 
schlüsse fassen kann. Die Bereitschaft und die Fähigkeit der Kommission, 
sich ein Stück weit aus dem Routinebetrieb zu lösen und doch in einigen 
grundlegenden Fragen des Gemeinwesens auf Empfehlungen einigen zu 
können, ist als positives Zeichen für die politische Kultur im Lande zu 
werten. Dies bewirkt aber eine erhebliche politische Bindungswirkung. Die 
Überlegungen in der Union, bei der Umsetzung selbst der im einstimmig 
verabschiedeten Bericht der Kommission enthaltenen Empfehlungen die 
Diskussions- und Konsensbildungsprozesse in Frage zu stellen und zu wie- 
derholen, setzte dagegen ein Negativsymbol und würde die Arbeit der 
Kommission nachhaltiger entwerten, als es die Nichtübernahme der Ergeb- 
nisse politisch nicht eingebundener Sachverständigenkommissionen bedeu- 
tete. In Zeiten von Äusländerfeindlichkeit und Fremdenhaß ist insbesonde- 
re kaum verständlich, daß die Union in der Ersten Beratung der Gesetzent- 
würfe im Bundestag Anfang Februar 1994 klar erklärt hat, daß sie das von 
der Kommisison mit 2/3-Mehrheit - also auch Stimmen aus der Union - 
empfohlene und im interfraktionellen Gesetzentwurf enthaltene Staatsziel, 
das die staatliche Gewalt auf die »Achtung« der Identität ethnischer, kultu- 
reller und sprachlicher Minderheiten unabhängig von der Staatsangehörig- 
keit verpflichten soll, nicht mehr mitträgt. Die Union will nun allenfalls ei- 
nem Minderheitenschutz zustimmen, der sich auf die traditionell in ge- 
schlossenen Siedlungsgebieten ansässigen nationalen Minderheiten deut- 
scher Staatsangehörigkeit beschränkt - also für Dänen, Friesen und Sorben. 
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Dies schließt die Sinti und Roma deutscher Staatsangehörigkeit ebenso aus 
wie verhindert wird, daß deutsche Staatsangehörige etwa türkischer Her- 
kunft sich zur Minderheit in Deutschland zusammenfinden können. 


6. GVK und Öffentlichkeit 


Die GVK und mit ihr das Verfassungsreformthema standen nicht im Zen- 
trum öffentlicher Aufmerksamkeit. Gleichwohl war sie weit mehr als ein 
im Geheimen tagender »Ausschuß der politischen Elite« (Benz 1993, 883). 
Die Sitzungen und Anhörungen der GVK waren seit der 4. Sitzung öffent- 
lich. Als Gewinn für die Verfassungskultur ist das lebhafte Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger an der Arbeit der Kommission hervorzuheben. 
Aus der Mitte der Bevölkerung erreichten die Kommission etwa 800.000 
Eingaben, die zumeist konkrete Reformvorschläge unterstützten. Für eine 
unmittelbare Bürgerbeteiligung sprachen sich über 250.000 Eingaben aus, 
knapp 150.000 Eingaben für den Tierschutz. In diesem Umfange und in 
dieser Intensität war die Tätigkeit keines vergleichbaren Gremiums Gegen- 
stand von Bürgereingaben und Verbandszuschriften. Gemessen an der Zahl 
der Eingaben war das Interesse an der Arbeit der GVK sogar weit größer 
als die Aufmerksamkeit, die die Bevölkerung in den ostdeutschen Ländern 
ihrer Landesverfassunggebung widmete. Allerdings hat kein »umfassender 
Dialog mit der Bevölkerung« (Heitmann 1993, 12) stattgefunden; die GVK 
war auch nicht getragen von einer breiten politischen »Massen«-bewegung. 
Wer dies verlangt und zum Maßstab macht, überspannt das Interesse, das 
in der Bevölkerung für Verfassungsfragen zu erwarten und von ihr zu ver- 
langen ist. Dies gilt allzumal für eine Verfassungsdebatte in einem Gre- 
mium, das nur geringe Resonanz in den Medien gefunden hat (Benz 1993, 
884f.) und in dem es um eine Rejustierung der Verfassungsordnung geht, 
nicht um eine auch in der Sache grundlegende inhaltliche Neugestaltung, 
bei der existentielle Fragen mit tagespolitisch spürbarer Wirkung, »Messer- 
und Gabel-Fragen« im Sinne Seiferts (1993, 91), zu entscheiden gewesen 
wären. Die Zuschriften sind indes nicht ohne jeden Einfluß geblieben: Sie 
waren einer der Faktoren, die für die Staatsziele Umweltschutz und Frau- 
enförderung die zunächst nicht bestehende Zwei-Drittel-Mehrheit für eine 
Empfehlung gesichert haben. Die Transparenz der Arbeit der GVK hatte 
allerdings ihre Grenze bei den Prozessen der Entscheidungs- und Kompro- 
mißbildung selbst: Sie waren überwiegend in das Arkanum der Obleute- 
und vor allem Berichterstattergespräche sowie sonstiger informeller Vorbe- 
reitungs- und Koordinationsgremien verlagert (GVK 1993a, 10f.). 
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7.Quorum als Selbstbeschränkung oder Selbstaufgabe der 
Verfassungsdebatte? 


Die Ergebnisse der GVK sind wesentlich von der frühzeitigen Festlegung 
darauf geprägt, daß für Empfehlungen eine Zwei-Drittel-Mehrheit erfor- 
derlich sei. Dies entspricht dem Quorum, das Art. 79 GG für den Gesetzes- 
beschluß über Verfassungsänderungen erfordert, und ist so immanent stim- 
mige Konsequenz des Heranrückens der Verfassungsdiskussion an das Re- 
gelgesetzgebungsverfahren. Dieses Quorum verstärkt aber die durch die 
Besetzung vorgegebene Orientierung der Diskussions- und Entscheidungs- 
abläufe am Kriterium der Durchsetzbarkeit im parlamentarischen Verfah- 
ren und minderte die Chancen einer innovativen, offenen Debatte (Benz 
1993, 885; Berlit 1993a, 89). 

Für die Entscheidungsfindungsprozesse bekamen so die unterschiedlichen 
Interessen an einer Verfassungsreform tragendes Gewicht. Nach ihrer Idee 
und den Befürwortern einer Verfassungsreform sollte die GVK ein Gre- 
mium sein, dessen Verhandlungen dem Diskursmodell folgen und in dem 
allein die besseren Argumente unter Rückgriff auf die allgemein anerkann- 
ten Prinzipien der Gestaltung der grundgesetzlichen Ordnung zählen soll- 
ten; hier herrschte das Modell einer »prinzipiengeleiteten Argumentation 
über Grundstrukturen der Verfassungsordnung« (Benz 1993, 887) vor. Die 
institutionelle Anbindung und Ausgestaltung der GVK dagegen begünstig- 
te den Rückgriff auf die auch das politische Alltagsgeschäft bestimmenden 
Tausch- und »bargaining"-Strukturen. Einem unbegrenzten »Feilschen um 
Verfassungsnormen« widerstritt verfassungspolitisch allerdings bereits die 
Dignität der Verfassung. Auch geht es bei der Verfassung um die Fest- 
legung von Grundsätzen und Prinzipien, die sich weniger für Tauschhan- 
deln eignen und thematisch nicht hinreichend zusammenhängen: Politisch 
wäre etwa nicht vermittelbar gewesen, die Zustimmung zu einer Verfas- 
sungsänderung im Interesse der Privatisierung der Luftverkehrsverwaltung 
von der Zustimmung der Einführung sozialer Staatszielbestimmungen ab- 
hängig zu machen. Vor allem aber gab es kein gemeinsames Interesse an 
einer breit angelegten Verfassungsreform in allen Parteien. Die kon- 
servative Mehrheit im Deutschen Bundestag sah im Kern keinen Ände- 
rungsbedarf. Aus ihrer Sicht bedeutete der Beitritt der DDR den Eintritt in 
eine nicht reformbedürftige, bewährte und stabile Verfassungsordnung, um 
eine bloße Erweiterung des Verfassungsgebietes. Bereits die Verfassungs- 
debatte selbst wurde als Gefährdung des Verfassungskonsenses bearg- 
wöhnt, der noch ın den Feiern zum 40jährigen Bestehen des Grundgesetzes 
hervorgehoben war, die zur Kompensation wiedervereinigungsbedingter 
Frustration durch Verfassungsaktionismus künstlich herbeigeredet und nur 
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noch psychologisch erklärbar sei (so prononciert Isensee 1992a; 1992b; 
1993; mit dem Begriff »Verfassungsschwärmerei« sanfter Merten 1992). 
Das Grundgesetz als die »beste Verfassung, die Deutschland je hatte«, soll- 
te in Struktur und im Detail unangetastet bleiben, um seine Stabilität zu 
wahren. Hinter all dem stand die - unberechtigte - Sorge, die Befürworter 
einer Verfassungsreform wollten eine auch inhaltlich umstürzende Verfas- 
sungsreform, verfolgten einen »postsozialistischen Traum, über eine neue 
gesamtdeutsche Verfassung eine andere Republik heraufzuführen« (Isensee 
1993, 2584; Hennis 1993, 35). 


8. Ergebnisse der GVK als Bestätigung des GG? 


Unter diesen Bedingungen ist es politisch verständlich, aber zumindest 
verkürzend, als ein wesentliches und positiv zu wertendes Ergebnis der 
GVK hervorzuheben, daß das Grundgesetz im wesentlichen unverändert 
geblieben und hieraus eine Bestätigung des Verfassungskonsenses insge- 
samt herzuleiten ist (so etwa Scholz 1993b, 4; Isensee 1993; Heitmann 
1993; 1994). Konnte für ein Veränderungsbegehren die erforderliche Zwei- 
Drittel-Mehrheit nicht erzielt werden, bedeutete dies lediglich, daß ein 
neuer Verfassungskonsens für die geänderte Verfassung nicht hat gefunden 
werden können. Eine positive politische Bestätigung der rechtlich unver- 
ändert fortgeltenden Verfassungslage bedeutet dies namentlich dann nicht, 
wenn sich für eine Änderung einfache oder gar deutliche absolute Mehr- 
heiten, aber eben nicht die Zwei-Drittel-Mehrheit haben finden lassen. Die 
Logik dieser defensiven Beharrungsargumentation erschließt sich nur, 
wenn der durch die deutsche Einigung bewirkte qualitative Sprung ausge- 
blendet, Legitimationsschwächen des Grundgesetzes verneint, oder doch 
zumindest durch eine »Legitimation durch Erfolg« (Storost 1991) als zwi- 
schenzeitlich überwunden gewertet werden (Isensee 1992; Würtenberger 
1993, 747) und eine Partizipation der ostdeutschen Bürgerinnen und Bür- 
ger an der Gestaltung der Verfassungsordnung nicht für erforderlich gehal- 
ten werden. 

Die Abwehr von Veränderungen als Sieg für die Stabilität und Kontinuität 
der Verfassung auszugeben, bedeutet nicht nur, eine »self-fulfilling pro- 
phecy« als Legitimationsstütze zu mißbrauchen. Das Argument hat auch 
eine machtpolitische Dimension. Die Betonung der abwehrrechtlichen Ge- 
halte der Grundrechtsordnung und seiner Offenheit im übrigen stabilisiert 
in der Sache die bestehenden sozio-Ökonomischen Verhältnisse, schirmt sie 
gegen Kritik ab und blendet die Anforderungen aus, die sozialer Schutz 
und Ausgleich für die sozial Schwachen an die Verfassung stellen. Frei- 
heitsrechte sichern nicht die Voraussetzungen des Freiheitsgebrauches. Der 
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moderne Sozialstaat des Grundgesetzes hat die Sicherung der existentiellen 
Grundbedürfnisse der Menschen umfassend in den Blick zu nehmen und 
durch staatliche Vorsorge und Leistungen sicherzustellen. Diese Aufgabe 
findet im allgemeinen Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes keinen hinrei- 
chenden Niederschlag. Wenn die auf Veränderungsabwehr gerichtete Posi- 
tion die formale Struktur des Grundgesetzes als »justiziabler Rechtsverfas- 
sung«, als nüchternes Verfassungsgesetz mit kargen aber klaren Rahmen- 
vorgaben für einen offenen und wegen seiner Offenheit erfolgreichen poli- 
tischen Prozeß betont, ist dies mehr als eine scheinbar neutrale, verfas- 
sungsdogmatische Position: Es bedeutet ein »weiter-so-Denken« unter 
Leugnung inhaltlichen Veränderungsbedarfs, der dahinterstehenden Pro- 
bleme und ein Festhalten an den bestehenden Machtverhältnissen. 


9, Eine demokratische Erneuerung des Grundgesetzes findet nicht statt 


Die Verfassungsdebatte zerfiel in viele Einzelthemen unterschiedlicher 
Politikfelder, in denen sich zusätzlich zu den divergierenden Verfassungs- 
konzeptionen die feldbezogenen Politikunterschiede auswirkten. Von den 
vielen Einzelthemen und Ergebnissen soll hier das Unvermögen der GVK 
herausgegriffen werden, sich trotz Politikverdrossenheit und Parteienfrust 
auf eine Stärkung des demokratischen Gehalts des Grundgesetzes zu eini- 
gen. Selbst vorsichtige Ansätze eines Mehrs an bürgerschaftlicher Mitwir- 
kung sind an der Blockadehaltung der Union gescheitert. Gegen die Auf- 
nahme direktdemokratischer Elemente in das Grundgesetz wurden die alt- 
bekannten, durch ständige Wiederholung nicht überzeugenderen Gründe 
ins Feld geführt: Direkte Demokratie schwäche das erfolgreiche repräsen- 
tative System, lasse sachgerechte Lösungen der immer komplexer werden- 
den Probleme nicht erwarten, überfordere die Bevölkerung, öffne populisti- 
schen, gefühlsgeleiteten Kampagnen Tür und Tor, sei minderheitenfeind- 
lich und verschiebe das föderative Zusammenspiel von zentralstaatlicher 
und gliedstaatlicher Demokratie in allzu zentralistische Richtung, weil das 
Bundesvolk in seiner Gesamtheit entscheide (zur Diskussion Mayer 1993; 
Berlit 1993b; Preuß 1993a; Luthardt 1993). Die erfolglos vorgeschlagenen 
Grundgesetzänderungen tragen durch eine sorgsame Ausgestaltung all die- 
sen Bedenken, die von einem diffusen Mißtrauen in die politische Reife 
des eigenen Volkes und von einer obrigkeitsstaatlich geprägten Überschät- 
zung repräsentativer Politikeliten getragen sind, Rechnung. Der Blick in 
die Länder (G. Jürgens 1993; Jung 1993; Hoof/Kempf 1993) und auf das 
Ausland (Butler/Ranney 1980; Bugiel 1987; Strübel 1991; Möckli 1991) 
macht deutlich, daß Elemente direkter Demokratie als Ergänzung des re- 
präsentativen Systems dieses stabilisieren, in seinen Wirkungs- und Lei- 
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stungsvoraussetzungen fördern, Wahrnehmungs- und Verarbeitungssperren 
des Politikbetriebes überwinden helfen können und sie vor allem als Form 
einer »Selbstorganisation von Gesellschaft« Möglichkeit bieten, Mitver- 
antwortung und Engagement für das Gemeinwesen zu beweisen. Direktde- 
mokratische Elemente hätten vor allem auch eine gewisse Begrenzung der 
Politikformulierungs- und Gestaltungsmacht der politischen Parteien be- 
deutet (Grimm 1992, 1065), die allein schon durch die bloße Möglichkeit 
direktdemokratischer Einwirkung und Kontrolle weiter hätten sensibilisiert 
und dazu angehalten werden können, gesellschaftlichen Problemen von 
hoher Relevanz nicht auszuweichen. 

Auf der Verlustliste der Bemühungen um mehr demokratische Teilhabe in 
allen Fragen von Staat und Gesellschaft stehen weiterhin die Vorschläge zu 
einer Erweiterung des Wahlrechts auf Ausländerinnen und Ausländer auch 
über den EG-Bereich hinaus, eine Änderung des Bürgerinnen- und Bürger- 
begriffs des Grundgesetzes, der Ausländerinnen und Ausländern nach einer 
gewissen Aufenthaltsdauer den Bürgerstatus auch ohne Wechsel der 
Staatsangehörigkeit öffnet, Überlegungen zur Demokratisierung von Insti- 
tutionen, die von den Gewerkschaften verlangte verfassungsförmige Absi- 
cherung betrieblicher und überbetrieblicher Mitbestimmung (DGB 1992) 
sowie jene Vorschläge zum Parlamentsrecht, die die Informations- und 
Kontrollrechte einzelner Abgeordneter und der Oppositionsfraktionen im 
Interesse von mehr Transparenz und Öffentlichkeit verstärken wollten. Als 
mit Recht nicht durchsetzungsfähig hat sich dagegen der Vorstoß von 
Bündnis 90/Grüne erwiesen, Bundespräsidentin oder Bundespräsident di- 
rekt vom Volk wählen zu lassen: Das politische Gewicht der direkten de- 
mokratischen Legitimation hätte in einem unauflöslichen Widerspruch zu 
den Aufgaben und Befugnissen des Amts gestanden. Es machte Sinn nur in 
einem von keiner Partei gewollten Übergang zu einem Präsidialsystem 
amerikanischen oder französischen Vorbilds. 


10. Keine bessere Verfassung 


Das breite Feld der von der GVK erörterten Reformanliegen und die Ge- 
samtzahl der empfohlenen Änderungen weisen einige Aktivposten auf. 
Trotz des deutlichen Kompromißcharakters sind hier als Beispiele zu nen- 
nen die Staatsziele Gleichberechtigung der Frauen, Umweltschutz und 
Minderheitenschutz, die viele Wünsche offen lassen, aber einen Schritt in 
die richtige Richtung bedeuten, ohne die Entwicklung zu begrenzen. Bei 
einer Bilanz überwiegt indes eindeutig der Negativsaldo. Weit davon ent- 
fernt, eine neue Verfassung oder ein wesentlich geändertes Grundgesetz zu 
sein, ist in der Reformdebatte die Chance verpaßt worden, das Grundgesetz 
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problemgerecht fortzuentwickeln und die in Verfahren und Inhalten einer 
Verfassungsreform angelegten Integrations- und Legitimationschancen zu 
nutzen. Die Enttäuschung spiegeln Kommentarüberschriften wider wie z.B. 
»Außer Spesen nichts gewesen?« (Incesu 1993a), »Verspielte Chancen« 
(Incesu 1993b), »Die gescheiterte Erneuerung des Grundgesetzes« (Seifert 
1993) oder »Das Grundgesetz - auf Grund gesetzt« (Schneider 1994). 
Gleichwohl hat die SPD auf ihrem Wiesbadener Parteitageinstimmig be- 
schlossen, zentrale Reformvorstellungen weiterzuverfolgen. Ihre Durchset- 
zungschancen sind angesichts wachsender Widerstände in der Union, die 
teils von einer gemeinsamen Stellungnahme verschiedener Arbeitgeberver- 
bände (BDA, BDI, DIHT, ZDH) und der verfassungsrechtlichen Publizistik 
(Kriele 1993) unterstützt werden, gegen eine Übernahme selbst der in der 
GVK gefundenen Kompromisse gering. Wenig spricht auch dafür, daß sich 
mit Beginn der förmlichen parlamentarischen Beratungen das Medieninter- 
esse an Fragen der Verfassungsreform nachhaltig erhöhen wird. Unter den 
Bedingungen einer »Mediendemokratie« fällt es schwer, Fragen der Ver- 
fassungsreform in ihrer Gesamtheit zum Gegenstand breiten politischen 
Interesses werden zu lassen - ungeachtet ihrer langfristigen Bedeutung. 
Dies gilt um so mehr als der Verfassungsbezug der drängendsten Probleme 
wie Massenarbeitslosigkeit und Wirtschaftsentwicklung nur vermittelt ist. 
Im Bereich der Besetzung von Verfassungsthemen hat sich zudem - nicht 
zuletzt auch mit Unterstützung ihr zugeneigter Medien - die Union bislang 
als erfolgreicher erwiesen, wie als jüngstes Beispiel der Vorstoß des Frak- 
tionsvorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Schäuble kurz vor 
Weihnachten 1993 zugunsten eines Polizeieinsatzes der Bundeswehr im 
Inneren zeigt. Die Union hat es indes auch bei den Debatten um eine Ände- 
rung des Grundgesetzes im Bereich des Asylrechts, des Auslandseinsatzes 
von Bundeswehrsoldaten und des »Großen Lauschangriffs« geschickter als 
die SPD verstanden, ihre problemverkürzende und -verzerrende Sicht in 
den Medien zu verankern. Ihr kommt dabei zugute, daß die Vermittlung 
komplexer Zusammenhänge - etwa von Bundeswehreinsatz im Ausland, 
Friedensstaatlichkeit des Grundgesetzes und des Selbstverständnisses von 
der Rolle Deutschlands in der Welt - immer schwieriger ist als die Verkün- 
digung scheinbar einfacher Wahrheiten. Die konservative Strategie einer 
schrittweisen Befreiung ihrer Machtpolitik aus den Fesseln und Bindungen 
der Verfassung baut dabei auf jenen Mechanismen einer politischen »Stim- 
mungsdemokratie« auf, welche die Konservativen als vermeintliche Gefahr 
von Elementen direkter Demokratie behaupten. 

Ob die SPD demgegenüber Alternativen hatte, sie sich ohne politische Not 
hat in die Defensive drängen lassen oder gar ohne innere Überzeugung von 
der Richtigkeit freiheitsabbauenden Grundgesetzänderungen zugestimmt 
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hat, um eine Konzentration der politischen Debatte auf die für sie zentralen 
Fragen von Arbeitslosigkeit und Sozialabbau zu ermöglichen, kann hier 
nicht erörtert oder entschieden werden. Die Schwierigkeiten der Vermitt- 
lung eines von tagespolitischen Aktualitäten befreiten Verfassungsdiskur- 
ses unter Bedingungen, in denen Politik und Öffentlichkeit nur eine be- 
grenzte Anzahl von Themen wahrnehmen und verarbeiten können, mag das 
Beispiel der Behandlung der Empfehlungen der GVK in der Bundesratssit- 
zung vom 17. Dezember 1993 zeigen: Der von allen Ländern unterstützte 
Beschluß des Bundesrates, die Empfehlungen der GVK als Gesetzentwurf 
einzubringen, wurde in den Medien kaum wahrgenommen, weil am selben 
Tage der Bundesrat über die Pflegeversicherung, die Bahnreform und das 
Haushaltsgesetz mit allen Begleitgesetzen Beschluß gefaßt hat. Für eine 
der grundlegenden Bedeutung des Themas angemessene Berichterstattung 
über die Verfassungsreformfragen war neben diesen Themen kein Raum 
mehr. 

Unter dem Aspekt der Vermittelbarkeit der Verfassungsreformdebatte be- 
gegnet es gewissen Zweifeln, ob die Themenbreite und -vielfalt der Ver- 
fassungsthemen, die nach dem Beschluß des SPD-Parteitages in Wiesba- 
den weiterzuverfolgen sind, sinnvoll gewählt war. Unbestritten ist, daß all 
die genannten Themen zentrale und wichtige Reformanliegen sind. Die in 
der GVK von der Union gezeigte strikte Verweigerungshaltung spricht 
letztlich aber dafür, daß die Vielfalt der aufgegriffenen Themen die Durch- 
setzungschancen notwendiger Änderungen des Grundgesetzes nicht noch 
zusätzlich gemindert hat. Nützlich wäre die Konzentration wohl nur dann, 
wenn die Union sich offener und beweglicher gezeigt hätte. 

Der Verzicht selbst auf die notwendige Erneuerung der Verfassung läßt 
langfristig die Schwächung seiner Fähigkeiten befürchten, einen stabilen 
Ordnungsrahmen für Staat und Gesellschaft und zur Regulierung von Poli- 
tik zu bieten. Daß sich nun das Scheitern sachlich begründeter Grundge- 
setzänderungen, die die Bezeichnung »Verfassungsreform« oder Moderni- 
sierung des Grundgesetzes verdiente, an den politischen Machtverhältnis- 
sen abzeichnet, ändert nichts an dem objektiven Problemdruck und den 
sachlichen Änderungsnotwendigkeiten. Auch wenn sie von (zu) großen 
Hoffnungen getragen gewesen sein mag, es Fehler gab und die politischen 
Kräfteverhältnisse nicht klar genug analysiert worden sein mögen: Dem 
Grunde nach gab es zur Verfassungsdiskussion aus Anlaß der staatlichen 
Einheit keine Alternative. Ein Verfassungsdiskurs kann Politik nicht erset- 
zen und muß selbst von einer politischen Bewegung getragen sein: Zur Re- 
gulierung und Bändigung von Politik durch Verfassung gibt es indes keine 
Alternative. Der Kampf um Verfassungspositionen und das Streben nach 
einer Verfassung, die Freiheit und Menschenrechte unter den gewandelten 
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Bedingungen zeitgemäßer zu wahren und zu entfalten hilft, bleibt so auch 
künftig Aufgabe. 
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Recht - Demokratie - Weltgesellschaft 


Überlegungen anläßlich der rechtstheoretischen Werke von Jürgen 
Habermas und Niklas Luhmann (Teil 1) 


1. Rechtliche Anker- und Versicherungssuche als Symptom 


Verrechtlichung greift national, international, ja global um sich. Entspre- 
chend ist sie rechtssoziologisch von Belang, um das zu bestimmen, was 
heute Vergesellschaftung meint; um herauszufinden, was Politik bedeutet, 
die - in sog. Rechtsstaaten - fast durchgehend in rechtlichen Schnürstiefeln 
auftritt. Was hat es mit »dem Recht« als eigentümlicher sozialer Form auf 
sich? In welcher Weise und mit welchen Effekten ändern sich gegebenen- 
falls die Form(en) des Rechts, wenn der Rechtsraum sich global dehnt, 
wenn die Regeldichte zunimmt und nahezu alle Bereiche zwischen »Na- 
tur« und »Gesellschaft« in rechtliche Formen gesteckt werden? Die »Um- 
welt« kann als schon wieder ältlich gewordener Paradefall gelten. Neuer 
sind die Versuche, noch unabsehbare technologische Entwicklungen und 
ihre gleicherweise unabsehbaren sozialen und die Umwelt betreffenden Ef- 
fekte vorab zu verrechtlichen. 

Flexibilitäten, Mobilitäten, Beschleunigungen aller Art vermehren die 
»unerträgliche Leichtigkeit des Seins« (Milan Kundera). Darum gibt es 
gute Gründe nach sozialen Balancemechanismen, nach Beschwerungen, 
nach Fixpunkten langsamerer und kontrollierterer Verfallsdauer Ausschau 
zu halten. Die eher formkonservative, mit einem gesellschaftlichen Allge- 
meinheitsanspruch versehene Institution des Rechts scheint sich hierfür zu 
eignen wie ein bewußt statischer Faktor in der Erscheinungen Flucht. Po- 
litik, so sie nicht rechtlich vertäut ist, zerfließt in der Wahlbewegung und 
einem positionssichernden Akzeptanzmanagement. Sie wird zu dem, was 
Josef Haslinger treffend »Politik der Gefühle« genannt hat (Haslinger, 
1987). Die angeblich allen Wohlstand sichernde Konkurrenz frißt, interes- 
senborniert, wie sie angelegt ist, ihre eigenen gesellschaftlichen Vorausset- 
zungen. Wie soll eine dissoziativ sich allwärts selbst zerhackende Gesell- 
schaft noch den sozialen Frieden und die Leistungs- und Hinnahmebereit- 
schaft der notorisch zu kurz Kommenden garantieren können? Es ist kein 
Zufall, daß angesichts geradezu systematisch - oder mit Habermas geredet 
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»systemisch« - hergestellter Verwahrlosung überall eine reichlich funda- 
mentlose Moraldebatte hin- und herwogt. Nicht zufällig ist es gleicher- 
weise, daß Sozialwissenschaftler und Politiker sich projektiv auf »zivilge- 
sellschaftliche« oder »kommunitäre« Formen und Erfordernisse beziehen, 
obwohl alle zureichenden empirischen Gründe dafür mangeln und die zu- 
gleich bedienten »dynamischen Faktoren« weltweiter Entwicklung die 
eben apostrophierte dissoziative Logik unerbittlich sachzwangshaft voran- 
treiben. Selbst die Theoretiker der »rationalen Wahl« (»rational choice«), 
die den interessenharten, perfekt individualisierten homo oeconomicus zum 
Ausgang nehmen, spekulieren heute darüber, wie dieser monomane Inter- 
essent dazu gebracht werden könne, an andere und an die Zukunft jenseits 
des eigenen Horizonts zu denken. 

Vor diesem mit wenigen groben Pinselstrichen gemalten Hintergrund wird 
es verständlich, warum seit bald einem Vierteljahrhundert, spätestens seit 
Rawls’ Theory of Justice, Gerechtigkeitstheorien analog zur Moral- bzw. 
Ethikdiskussion Mode geworden sind. Im Zusammenhang damit ist es ge- 
boten, das Recht ernst zu nehmen (Dworkin 1978). Wo könnten in einer 
»individualisierten« und global entgrenzten »Gesellschaft«, einem Wider- 
spruch in sich selbst, noch vergleichsweise verläßliche Orientierungsmar- 
gen gefunden werden, wenn nicht im gesatzten oder positiven Recht. 
Wachsendes Risiko und risikoschwangeres Wachstum verwandeln alle tief 
befestigten Pfosten in Pflöcke, die im Treibsand stecken. Gewiß: Gesatztes 
und also modernes Recht unterscheidet sich von allem traditionalen 
»Recht« dadurch, daß es fortlaufend verändert werden kann. Dennoch eig- 
net der Form des Rechts, der in ihr steckenden Funktion und der Prozedur 
seiner Satzung bzw. seiner Änderung eine vergleichsweise »Kunst der 
Langsamkeit«. Eine gesellschaftlich selbst geschaffene Statik und eine be- 
wußt hergestellte Verläßlichkeit kommen dadurch zustande. Könnte also 
nicht »das« Recht das gesellschaftliche »Maßverhältnis« darstellen, das po- 
litisch nur normativ ohne Fundament in aktueller Politik verlangt werden 
kann (Negt/Kluge 1992)? 

Unter diesem Blickwinkel überrascht es m. E. nicht, daß die beiden deut- 
schen Großtheoretiker, Jürgen Habermas und Niklas Luhmann, in einem 
nicht beabsichtigten Doppelpaßspiel mit voluminösen 'Medizinbällen' dar- 
auf ausgehen, eine gesellschaftliche Ortsbestimmung »des Rechts« und 
damit eine rechtliche Ortsbestimmung der Gesellschaft vorzunehmen. Sie 
behandeln nicht »fast alles, was Recht ist« (Wesel 1992). Viel prätentiöser 
suchen sie das spezifische gesellschaftliche Gewicht des Rechts insgesamt 
auszuwiegen. Dementsprechend sollen die beiden danach befragt werden, 
was sie zu Recht und Gesellschaft heute zu bieten haben. Mehr noch: Da 
beide Theoriebildner in ihrer Rechtstheorie ihre Gesellschaftstheorien ins- 
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gesamt wiedergeben oder, anders gewandt, ihre Gesellschaftstheorie in den 
Schlauch des Rechts gefüllt haben, soll die Karätigkeit ihrer Gesellschafts- 
theorien am Rechtsexempel ausgewogen werden. Nicht der jeweiligen 
Rechtstheorie "als solcher‘, sondern dem gesellschaftlichen Begriff haber- 
mas-luhmannscher Theorie via Recht gilt mein Hauptinteresse. 

Um diese groben, resümierend zuzuspitzenden Fragen beantworten zu kön- 
nen, werde ich folgendermaßen verfahren. Zunächst werden die beiden 
Rechtstheorien bis zur Kenntlichkeit verschlankt vorgestellt. Danach wird 
jeweils kritisch nachgehakt (2. und 3.). Der vierte Abschnitt (4.) - des fol- 
genden, II.Teils des Aufsatzes - wird einigen Gemeinsamkeiten und Diffe- 
renzen beider Theorien gelten. Schließlich (5.) werden einige Konsequen- 
zen skizziert, die aus den knapp apostrophierten Stärken und Schwächen 
beider Theorien zu ziehen sind. Diese Konsequenzen ergeben sich freilich 
nur, wenn man der herrschaftskritischen, und das heißt bestandskritischen, 
radikaldemokratischen und zugleich Weber'schen Perspektive einer nüch- 
ternen Wirklichkeitswissenschaft folgt, der ich mich verpflichtet weiß. 

Ein letztes Vorwort. Die Werke beider Autoren versperren sich kritischem 
Zugang in starkem Maße. Zum einen handelt es sich bei den beiden hier 
genauer ins Auge gefaßten Büchern nur um den letzten Band eines jeweils 
bäumedicken Werks im weiteren Fortschritt. Wiewohl sich der Umfang der 
hier primär benutzen Werke auch daraus erklärt, daß beide Autoren die 
Kunst der Wiederholung fleißig üben, müßte korrekterweise das Gesamt- 
werk mitbeachtet werden. Denn beide Verfasser zeichnen sich durch einen 
erstaunlich kontinuierlichen Eigensinn aus. Sie bauen ihr vor einem Vier- 
teljahrhundert und länger gefundenes Denk- und Argumentationsmuster 
nur noch aus bzw. wenden dasselbe, wie aufs »Recht« Zug um Zug auf 
neue Sachverhalte an - mit der einen oder anderen bedeutsamen Modifika- 
tion, wie sich versteht. Ich werde andere Werke der Verfasser nur sparsam 
benutzen und selbst die fast genau ein Vierteljahrhundert zurückliegende 
»Habermas-Luhmann-Kontroverse« (1971) allenfalls in dem Sinne heran- 
ziehen, daß die Werktiefe meiner auf die aktuellen Bände zielenden Argu- 
mente gesichert ist. 

Der kritische Zugang wird jedoch vor allem dadurch blockiert, daß die bei- 
den schreib- und kontroversengewieften Theoretiker je eigenartig ihre Po- 
sitionen verschleiern bzw. allem diskursiv-falsifikatorischen Anspruch zum 
Trotz erheblich immunisieren. Habermas läßt zwar über seine eigene 
(»normative«) Position keinen Moment lang Unklarheit aufkommen. Er 
präsentiert jedoch seine Argumente in einer derart verschlungenen Weise, 
er wechselt dauernd die Ebenen des Diskurses, daß sich alle Kritik hasen- 
gleich zu Tode zu rennen droht. Denn irgendwo hat Habermas irgendwie 
mögliche Gegenargumente schon selbst vorgetragen. Damit macht er sich 
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im übrigen selbst inmitten seiner immensen Belesenheit nahezu lernunfä- 
hig. Niklas Luhmann geht in seinem jüngsten Buch als nahezu perfekter 
Systematiker i. S. seiner Systemtheorie nicht nur soweit, selbst noch die 
Ebenen der von ihm als möglicherweise angemessen akzeptierten Kritik 
vorzuschreiben (Luhmann 1993, 54 Anm. 24). Luhmanns Kunst des 
scharfsinnigen Vortrags dessen, was er als System des Rechts begreift, ist 
so weit gediehen, daß man ihm fast unvermeidlicherweise erliegt - eine der 
großen Attraktivitäten seines Werks, die seinen Schülerschweif erklären - , 
wenn man nicht an seinen nicht mehr diskutierten, ja nicht einmal ausge- 
packten Prämissen ansetzt. Weil sich Luhmann rumpelstilzchenhaft als 
Beobachter 2. oder gar 3. Ordnung des Rechtssystems im vorliegenden 
Falle verbirgt, muß man allemal erst die »operationell geschlossene« Sy- 
stemnuß knacken oder Luhmann bei seltenen rhetorischen Gesten überra- 
schen, um ihm kritisch gerecht zu werden, ohne nach dem Motto zu verfah- 
ren: mir paßt der ganze Ansatz nicht. Durch seine kunstvolle Ab- 
straktionweise verbirgt Luhmann, daß sich »normative Implikate« nicht 
»strikt vermeiden« lassen, wie er eingangs verheißt (Luhmann 1993, 31). 
Er widerspricht sich insoweit selber, als er gerade den Tatsachenbezug 
bzw. die Tatsachenwiderlegung unmöglich macht, die er als eine seiner 
Systembeobachtung angemessene behauptet. Denn die Systemdefinition, 
bei weitem mehr denn bloße Beobachtung, herrscht wie ein Schloßherr, 
den freilich keiner je gesehen hat und greifen kann. 


2. Jürgen Habermas’ Zaubermittel - Das Recht als Transformator 
von »System und Lebenswelt« 


]. Habermas’ großes Versprechen: die radikaldemokratische Gründung 
des Rechts 


a. Der »Rechtsstaat«, ein deutscher Begriff und ein Produkt politisch-de- 
mokratischer Resignation des deutschen Bürgertums (vgl. Funk 1985), soll 
endlich »radikaldemokratisch« gefaßt werden. Bis in den säumnisreichen 
Vorgang der deutschen Vereinigung und viele seiner Mißverständnisse und 
Fehlhandlungen hinein reichen Aura und Praxis eines »Rechtsstaats«, des- 
sen Vertretern es nur darauf ankommt, daß altbundesdeutsch rechtlich kor- 
rekt verfahren werde, ohne daß es auf den Rechtsinhalt und vor allem, ohne 
daß auf die demokratische Legitimation sonderlich geachtet werden müsse. 
Die Hochzeit dieses Rechtsstaatsverständnisses, das »2. deutsche Kaiser- 
reich« (1871-1918), war durch die »Trägödie« des liberalen Bürgertums 
ermöglicht worden. Um des Nationalstaats willen hatte es sein Erstgeburts- 
recht demokratischer Mitbestimmung preisgegeben und sich ersatzweise 
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das rechtsstaatliche Linsengericht einbrocken lassen. Nur auf der Grund- 
lage formgerecht zustande gekommener Gesetze sollte in bürgerliche Frei- 
heitsrechte eingegriffen werden können; vor allem in das Recht, den öko- 
nomischen Interessen nachzujagen. Formgerecht aber meinte nichts an- 
deres, als daß die Gesetze gemäß der autoritären und mitnichten liberalde- 
mokratischen Verfassung von 1871 ohne alle Grund- und Menschenrechte 
und mit einem überaus schwachen, im vorherrschenden Preußen durch das 
Dreiklassenwahlrecht gewählten Parlament zustandegekommen sein muß- 
ten. 

Gegen diese bis heute starke Tradition einer Staats-Rechts-Räson tritt Ha- 
bermas in den Ring (freilich ohne sich mit dieser Tradition eigens ausein- 
anderzusetzen). Recht und Rechtsstaat, so formuliert er eingangs empha- 
tisch, sind in Deutschland und anderwärts im Westen »ohne radikale De- 
mokratie nicht zu haben und nicht zu erhalten« (13).! Die demokratische 
Fundierung ist fürs Recht und seine Geltung konstitutiv. Habermas beruft 
sich auf Rousseau und Kant, wenn er darauf beharrtt, 


»daß der Legitimitätsanspruch einer aus subjektiven Rechten konstruierten Rechtsordnung nur 
durch die sozialintegrative Kraft des 'übereinstimmenden und vereinigenden Willens aller‘ 
freien und gleichen Staatsbürger eingelöst werden« könne (50). 


In einem Interview mit Wolfram Schütte und Thomas Assheuer in der 
Frankfurter Rundschau (12. 6. 1993) faßt Habermas seine einschlägigen 
Gedanken knapp zusammen: 


»Gegen diese autoritäre Konzeption, die ja in Zeiten der konstitutionellen Monarchie entstan- 
den ist und in Deutschland Tradition hat, habe ich in Faktizität und Geltung die These vertre- 
ten: Kein Rechtsstaat ohne radikale Demokratie. Damit meine ich eine Ergänzung, die nicht 
nur normativ wünschenswert, sondern konzeptionell notwendig ist, weil sonst die Autonomie 
der Bürger halbiert wird. Wenn man die Idee einer Gemeinschaft von freien und gleichen 
Rechtspersonen ernst nimmt, wird man nicht bei einer paternalistischen Rechtsordnung halt- 
machen können, die allen gleiche private Handlungsfreiheiten einräumt. Denn einer effektiven 
Gleichverteilung subjektiver Rechte können sich die Bürger erst dann sicher sein, wenn sie 
sich selbst - als Mitgesetzgeber - auf jene Hinsichten und Kriterien geeinigt haben, nach denen 
Gleiches gleich und Ungleiches ungleich behandelt werden soll. Dabei besitzt allein das de- 
mokratische Verfahren, das eine vernünftige Einigung verspricht, legitimierende Kraft. Des- 
halb ist die öffentliche Autonomie von Staatsbürgern, die sich in demokratischen Prozessen 
der Meinungs- und Willensbildung ihre eigenen Gesetze geben, gleichursprünglich mit der 
privaten Autonomie der Rechtspersonen, die diesen Gesetzen unterworfen sind. Die 
'prozedural' begriffene Demokratie darf mit einer bloß 'formalen’ nicht verwechselt werden. 
Ich verstehe jedenfalls das Verfahren deliberativer Politik so, daß die Verwendung admini- 
strativer Macht an den öffentlichen Gebrauch kommunikativer Freiheiten rückkoppelt und 
damit die öffentliche Verwaltung an einer Selbstprogrammierung hindert.« 


Kurzum: demokratischer Rechtsstaat heißt mehr, als rechtssicher den eige- 
nen Interessen nachgehen zu können. Verlangt wird, daß die Bürger das 


1 Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Seitenangaben in diesem Abschnitt auf 
Habermas 1992. 
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Recht dadurch zu ihrem eigenen machen, daß sie das Recht mitbestimmen. 
Damit es ihr eigenes werde. Diese bürgerliche Selbstbestimmung kann nur 
in Form einer eigenen Öffentlichen, sprich kollektiven Willens- und Ent- 
scheidungsbildung erfolgen. Nur so wird gewährleistet, daß die politische 
Exekutive bürgerlich programmiert bleibt. Funktionierende Demokratie, in 
der der Öffentliche Raum fast in der Tradition von Aristoteles bis Hannah 
Arendt ein notwendiges Eigengewicht erhält, sorgt dafür, daß Recht bür- 
gerliches Verhalten durch Bürger selbst regelt und nicht ein von staats- 
außen vorgegebenes Laufställchen bürgerlicher Privatinteressen darstellt. 


b. Wie läßt sich, um Habermas’ Formulierungen leicht abzuwandeln, der 
weitweit nach 1989 vollends siegreiche Kapitalismus sozialstaatlich und 
ökologisch zähmen? Offenkundig reicht es nicht aus, auf die »Medien« 
»Geld« und »Macht« zu setzen und die ihnen eigenen Attraktionen zu bal- 
len und Interessen konkurrierend anzutreiben. Die »eigentlich gefährdete 
Ressource«, so meint Habermas, werde unzureichend beachtet: »eine in 
rechtlichen Strukturen aufbewahrte und regenerationsbedürftige gesell- 
schaftliche Solidarität« (12). Um die sozialintegrative Funktion des Rechts 
in einer ansonsten 'haltlosen' Gesellschaft indes kommt es Habermas an er- 
ster Stelle an. 

Die Rechtsordnung ist zu einer solchen zusammenhaltenden Leistung dann 
in der Lage, wenn Recht einen Doppelcharakter besitzt. Zum einen muß es 
seine allgemeine Gültigkeit erzwingen können. Zum anderen aber muß die- 
ser Zwang seinerseits aufgehoben werden durch die bürgerliche Mitbe- 
stimmung an dem, was Rechtens ist. 


»Denn ohne religiöse oder metaphysische Rückendeckung kann das auf legales Verhalten zu- 
geschnittene Zwangsrecht seine sozialintegrative Kraft nur noch dadurch bewahren, daß sich 
die einzelnen Adressaten der Rechtsnorm zugleich in ihrer Gesamtheit als vernünftige Urhe- 
ber dieser Norm verstehen dürfen. Insofern zehrt das moderne Recht von einer Solidarität, die 
sich in der Staatsbürgerrolle konzentriert und letztlich aus kommunikativern Handeln hervor- 
geht« (51 £.). 

Faktizität und Geltung des Rechts, die beim Rechtszwang prinzipiell »ver- 
schmelzen«, treten auseinander, weil die Geltung partizipatorisch sozusa- 
gen überdeterminiert wird. »Die Rechtsgenossen müssen unterstellen dür- 
fen, daß sie in freier politischer Meinungs- und Willensbildung die Regeln, 
denen sie als Adressaten unterworfen sind, auch selbst autorisieren wür- 
den« (57). Das aber heißt: Rechtsstaat und Demokratie werden miteinander 
so versöhnt, daß der demokratische Part der normativ primäre bleibt und 
legitimatorisch die Zwangsintegration zum Selbstzwang promoviert. 


c. Daß gesatztes und zwangsgesichertes Recht überhaupt »radikaldemokra- 
tisch« »anschlußfähig« sein kann und entsprechend sozial integrativ zu 
wirken vermag, liegt daran, daß es im kommunikativen Handeln eingebet- 
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tet ist, das seinerseits dem lebensweltlichen Kontext entspringt. Habermas’ 
Begriff kommunikativen Handelns und die von ihm in »einer intersubjektiv 
geteilten Sprache« georteten »Bindekräfte« (43, Anm. 43 und generell Ha- 
bermas 1981) werden hierbei vorausgesetzt. Recht steigt gleichsam aus 
dem nahen Umfeld einfachen kommunikativen Handelns und »intuitiv« al- 
len erfaßbarer Moral auf und wird zur Klammer zwischen kommunalen 
und komplex-ausdifferenzierten sozialen Beziehungen. 


»Das legitime Recht arbeitet wie ein Transmissionsriemen, der aus den konkreten Verhältnis- 
sen bekannten Strukturen gegenseitiger Anerkennung auf abstrakte Beziehungen zwischen 
Fremden überträgt« (FR 12. 6. 93). 

»Unter diesen Prämissen«, sprich daß aller Ausdifferenzierungsprozeß in 
der »Lebenswelt« anhebt und mit ihr »verschränkt« bleibt, »behält das 
Recht eine Scharnierfunktion zwischen System und Lebenswelt, die? mit 
der Vorstellung einer autopoietischen Ab- und Einkapselung des Rechtssy- 
stems unvereinbar ist.« »Das Recht«, so fährt Habermas wenig später fort, 
»funktioniert gleichsam als Transformator, der erst sicherstellt, daß das 
Netz der sozialintegrativen gesamtgesellschaftlichen Kommunikation nicht 
reißt« (77f.). Resümierend heißt es dann: 


»Aus der Sicht der Theorie kommunikativen Handelns gehört das Handlungssystem 'Recht' , 
so können wir festhalten, als eine reflexiv gewordene legitime Ordnung zur Gesellschafts- 
komponente der Lebenswelt. ...Aber der Rechtskode hält nicht nur Anschluß ans Medium der 
Umgangssprache, über das die sozialintegrativen Verständigungsleistungen der Lebenswelt 
laufen; er bringt auch Botschaften dieser Herkunft in eine Form, in der sie für die Spezialko- 
des der machtgesteuerten Administration und der geldgesteuerten Ökonomie verständlich 
bleiben. Insofern kann die Sprache des Rechts, anders als die auf die Sphäre der Lebenswelt 
beschränkte moralische Kommunikation, als Transformator im gesellschaftlichen Kommuni- 
kationslauf zwischen System und Lebenswelt fungieren« (108). 

In diesem Sinne sichert Recht die vorrangig demokratische Qualität des 
Rechtsstaats und zugleich den Vorrang lebensweltlicher Spontaneität ge- 


genüber den zweckrationalen Systemen »Staat« und »Ökonomie«. 


d. Über diese grundlegenden, weit ausholenden Begründungen des Rechts 
und seiner Funktion hinaus, die auf eine Theorie prozeduralistisch begrün- 
deter, rechtlich integrierter Demokratie hinauslaufen, finden sich in Haber- 
mas’ Werk eine Fülle trefflicher Einsichten. Beispielsweise ein differen- 
zierte Kritik des liberalen Rechtsstaats (104 f.), des Pluralismus (402), der 
Systemtheorie (67ff., 406ff.), der »Dialektik von rechtlicher und faktischer 
Gleichheit« am Beispiel »feministischer Gleichstellungspolitiken« (493ff.) 
u.v.a. Im Zusammenhang des letztgenannten Beispiels formuliert Haber- 
mas einschlägig, indem er konsequent an seinem Öffentlichkeitszentrierten 
Politik- und seinem partizipationszentrierten Demokratiebegriff festhält: 


2 Wie Habermas gegen die Luhmannsche Systemtheorie des Rechts einwendet. 
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»Keine noch so kontextsensible Regelung wird das gleiche Recht auf privatautonome Lebens- 
gestaltung angemessen konkretisieren, wenn sie nicht zugleich die Stellung der Frauen in der 
politischen Öffentlichkeit stärkt und damit die Teilnahme an den politischen Kommunikatio- 
nen fördert, worin die relevanten Hinsichten für eine Gleichstellung allein geklärt werden 
können.« 

Danach folgt der demokratietheoretisch entscheidende Satz, der durchge- 
hende Refrain der großen Studie: 


»Nach diesem prozeduralistischen Verständnis ist die Verwirklichung von Grundrechten ein 
Prozeß, der die private Autonomie gleichberechtigter Bürger nur im Gleichschritt mit der Ak- 
tivierung ihrer staatsbürgerlichen Autonomie sichert« (514f.). 

Massive Brocken, mit denen sich jede Demokratie heute konfrontiert sieht, 
scheinen durch Habermas’ Anstrengung des Rechtsbegriffs, wenn nicht 
gelöst, so doch bewegt werden zu können: 

- das Problem sozialer Integration in einer Massengesellschaft, ohne Zu- 
flucht zu einem dauernd erneuerungshungrigen, vorurteilshaften Populis- 
mus nehmen zu müssen, der mit gesteigerter Repression verbunden wäre; 
die Doppelnatur des Rechts, aus der seine zweiseitige Verbindlichkeit re- 
sultiert, macht's möglich; 

- das Problem, den Allgemeinheitsanspruch des Rechts zu begründen, da 
die religiösen und naturrechtlichen Quellen versiegt sind; die diskursive 
Demokratie und ihr Prozeduralismus leisten die Legitimationsarbeit; 

- das Problem einer in individualisierte Privatsphäre, zweckrational ab- 
strakte Systeme und soziale Nahbereiche (Lebenswelten) auseinanderklaf- 
fenden »Welt«. Die Klammer des Rechts stiftet den Zusammenhang und 
sorgt zugleich dafür, daß der lebensweltliche Klammersinn prius und pri- 
mär bleibt. 


2. Wirklichkeitswissenschaftliches und normatives Scheitern des 
Habermas'schen Flugs zur Höhe der Niederung 


a. Die Begründung trägt nicht. Sie rotiert leer. Das »Diskursprinzip« 
schwebt im Raum und wird aus der Konstruktion einer ahistorischen, kon- 
textfreien Sprache hergeleitet. Letztere bleibt, entgegen der Behauptung, in 
ihr sei sozusagen herrschaftsfreie Sozialität angelegt, a-sozial (vgl. 140 und 
passim). Die tautologische Behauptung verrät nicht nur eine fundamentale 
Aporie, sie zeugt erneut von der geradezu systematischen Ausblendung al- 
ler historischen Kontexte: »Die kommunikativen Strukturen einer Lebens- 
welt verändern sich nur übers Medium der Kommunikation selbst« (FR 12. 
6.93). 

Habermas’ Sprachtheorie als sein dem Anscheine nach unzerstörbares Fun- 
dament, das sich in prozedurale Regeln verflüssigt, ist an dieser Stelle nicht 
eigens zu erörtern. Ihren Evidenzen lassen sich ebenso viele Gegeneviden- 
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zen konfrontieren. Diese Gegenevidenzen kommunikativer Blockaden und 
kommunikativer Gewalt weisen darauf hin, daß eine gewiß eminente hu- 
mane Eigenschaft nicht überhistorisch und konkretistisch zugleich verwen- 
det werden darf. Denn Habermas’ entscheidender »Trick« besteht eben da- 
rın, einen idealisierten Diskurs je und je dazu zu verwenden, um sein »Mo- 
dell« »diskursiver Demokratie« und »diskursiven Rechts« als prinzipiell 
existenzfähig unbeschadet aller Abstriche, ja z. B. inmitten der Bundes- 
republik Deutschland, existent zu behaupten. Der dauernde Wechsel der 
Wirklichkeits- und der Bezugsebenen vermischt unablässig idealische An- 
nahmen über »den Diskurs«, normative Aussagen (die mir, dem Kritiker 
weithin sympathisch sind - darum geht es an dieser Stelle jedoch nicht) und 
Aussagen zur »real existierenden« Gegenwart. Aus diesem Grunde ist es 
Habermas auch möglich, wenn er, wie beispielsweise im IX. Kapitel, z.T. 
trefflich Probleme des ausufernden und deformierten Privatrechts der Ge- 
genwart behandelt, alle Schwierigkeiten letztendlich im Geschwätz des 
Diskurses zu beruhigen. Gleiches gilt, wenn er zwei demokratietheoreti- 
sche Varianten, die »liberale« und die »republikanische«, vorstellt, um die- 
selben in der eigenen, der »diskursiven« aufhebend zu versöhnen. Dieser 
auch sonst gepflogene Habermas'sche Dreischritt ärgert intellektuell des- 
halb, weil er über den Diskurstopos nicht hinauskommt und auf ideali- 
schem Wege höchst praktisch scheinende Lösungen erschleicht. Mit der 
Konsequenz, daß der allemal angezielte, gegebene oder doch vergleichs- 
weise leicht erreichbare Zustand von Demokratie mit einer idealisierenden 
Aura versehen wird. 

Wie kommt es nur, so möchte man ausrufen, daß Habermas die Botschaft 
des »tollen Menschen« Nietzsches nicht endlich in ihrer ganzen Radikalität 
zur Kenntnis zu nehmen vermag? Daß er, Geschichtsphilosophie und Me- 
taphysik expressis verbis abhold, zu einer prozedural verdünnten Sprach- 
metaphysik Zuflucht nimmt? Es ist es doch mitnichten erforderlich, daraus, 
daß ein fundamentum inconcussum nicht gegeben ist, einen »postmoderni- 
stischen« Schluß zu ziehen i. S. eines Lobs des Arbiträren. Der eigene nor- 
mative Ansatz, dessen historisch-empirische Voraussetzungen und Konse- 
quenzen »heilignüchtern« auszuloten wären, würde erst dann aufklärerisch 
frei, wenn er auf die »Rückendeckung« einer ahistorischen Sprach- und 
Kommunikationstheorie verzichten würde. 


b. Die analytisch blockierende Dichotomie, die Habermas in seiner Theorie 
kommunikativen Handelns (1981) ausführlich vorgestellt, jedoch nicht ei- 
gentlich entwickelt und begründet hat, orientiert mehr hinter- als vorder- 
gründig Habermas’ Rechtslehre. »Staat« und »Ökonomie«, die beiden mit 
Hilfe der Medien »Macht« und »Geld« gesteuerten »Systeme« werden ab 
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und an als Problemquellen berührt. Sie bleiben jedoch insgesamt draußen 
vor der Rechts- und Demokratietür. Wozu sollten sie ins Spiel kommen? 
Habermas hat sie ja schon 1981 als geschlossene Zweckrationalitäten ab- 
gehakt und sich nur gegen ihre »kolonialisierenden« Übergriffe gewehrt, 
die seine »Lebenswelt« bedrohten. 

Dieser systemische Begriffsrealismus, der analytische Setzungen zu Wirk- 
lichkeitsaussagen gerinnen läßt, hat fatale Folgen - gerade auch für die 
ebenfalls begriffsrealistisch gekürte »Lebenswelt«. Letztere erscheint 
amorph wie eine Qualle, zu der alles geschlagen wird, was sich »syste- 
misch« nicht deklinieren läßt. Als ergäben sich, wenn man schon diese Be- 
grifflichkeit gebrauchen will, nicht alle Probleme aus lebensweltlichen 
Vorgängen in den Systemen und aus zunehmenden systemischen Definitio- 
nen und Produktionen lebensweltlicher Erscheinungsformen, tut Habermas 
so, als Könne eine sich je und je erneuernde, nach außen, in die Systeme 
treibende spontane Unschuld lebensweltlicher Vorgänge angenommen 
werden. Auf diese »naive« Weise, die das »Schwarz in Schwarz der älteren 
kritischen Theorie« (FR 12. 6. 93) wegwachsen möchte, werden die aller 
Lebenswelt drohenden Gefahren verharmlost. Als handele es sich um eine 
unversiegliche und kaum zu trübende Quelle. Vor allem: ihre nötigen For- 
men und Kontexte werden nicht thematisiert. 

In Sachen Recht treibt Habermas’ lebensweltliche, geradezu ursprungsphi- 
losophische Naivität ihre besonderen Blüten. Habermas behauptet, just das 
heutige Recht siedele nah an der Umgangssprache und trage lebensweltli- 
che Pollen in die Systeme. Nicht nur an dieser Stelle fällt trotz Habermas’ 
Belesenheit auf, daß er entweder von der »Welt des Rechts«, wie Bernhard 
Schlink vermutet (1994), nur konturenhafte Ahnungen hat.3 Oder aber Ha- 
bermas ist so scharf darauf, das lebensweltlich motivierte und als Klammer 
zum System fungierende Recht i.S. einer petitio principii zu retten, daß er 
alles rechtssoziologische Räsonnement unterdrückt. Unbeschadet mancher 
Problematisierung bleiben alle gegenwärtigen Rechts- und Verfassungspro- 
bleme, vor allem die schon von Franz L. Neumann u. a. thematisierten 
Formprobleme des Rechts, ausgespart (vgl. in Sachen Verfassungsrecht 
Grimm 1992). 


c. Substantielle Aussagen scheut Habermas selbstverständlich, wiewohl er 
die Systemtheoretiker des normativen Mangels zeiht. Übrig bleibt ein selt- 
samer »Prozeduralismus«, der nicht mit einem »Formalismus« zu ver- 


3 _»Wo aber über die Weit des Rechts geschrieben, aber auf sie nicht geschaut wird, bleiben 
Verzeichnungen und Verzerrungen nicht aus. Da wird das subjektive Recht verkannt und 
von einer allgemeinen Kategorie rechtlicher Zuordnung in ein Synonym für Grundrechte 
verwandelt«; zur Sprache des Rechts s. einführend Wesel 1992. 
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wechseln sei. Was ist er aber dann? Ein höherer Formalismus, einer in dem 
doch substantielle Spurenelemente enthalten sind? Oder einer dem qua 
Sprache eine Art Ewigkeitsgeltung zuerkannt werden muß? 

Die prozeduralistische Mode ist heute in den Rechts- und Sozialwissen- 
schaften im Schwange (vgl. Dubiel u.a. 1990; s. auch Preuß 1991; s. zu 
beiden Narr 1991). Kritisierenswert ist hierbei selbstverständlich nicht, daß 
großer Nachdruck auf Formen des Rechts, auf Formen gesellschaftlicher 
Organisation, auf Formen der Demokratie u.ä.m. gelegt wird. Denn daß 
»eidos« (Form) oft definitionsmächtiger ist als »hyle« (Inhalt) - das wußte 
schon Aristoteles (vgl. Narr 1978). Max Weber hat eine der wissenschaftli- 
chen Hauptleistungen nicht umsonst im dauernden Ziel-Mittel-Abgleich 
gesehen. Eine solche Rechtsformenanalyse im Kontext von Rechtsentste- 
hung, materiellem Recht, Prozeßrecht, Gerichtsverfassungsrecht u.ä.m. 
sucht man jedoch bei Habermas vergebens. Eine solche empirisch infor- 
mierte Formenanalyse ließe die diskursdemokratisch konstruierte Selbst- 
täuschung des Rechtsstaats nicht mehr zu. 

Kritisierenswert am Prozeduralismus Marke Habermas ist stattdessen das 
normative Versteckspiel. Als gäbe es in dieser menschlichen Welt Proze- 
duren ohne parteiische Definitionswirkung. Als käme nicht alles darauf an, 
bei Prozeduren, die möglichst allen Konfliktpartnern gleiche Chancen zu- 
schreiben, die entsprechenden Voraussetzung solcher Chancengleichheit 
nicht nur im Zugang, sondern im Verfahren zu schaffen. Je abstrakter pro- 
zedurale Regeln formuliert werden, desto diskriminierender können sie in 
concreto ausfallen. Der prozeduralistische Universalismus schließt deswe- 
gen, wenn nicht die Prozedur beim Umgang mit der Prozedur im Zusam- 
menspiel von Universalanspruch und Anspruch des Besonderen erörtert 
wird, eine Welt möglicher Ungleichbehandlung ein. Marx’ Einwände in 
seiner ansonsten unzureichenden Schrift »Zur Judenfrage«, die er gegen- 
über den schönen Formeln der Trikolore der Französischen Revolution 
1843 geäußert hat (»Freiheit, Gleichheit, Sicherheit«), gelten auch in die- 
sem Zusammenhang mutatis mutandis (vgl. auch Roth/Narr 1993). 
Hinzukommt, daß so getan wird, als ließen sich prozedual substantielle 
Konflikte vernünfüg und alle überzeugend wegputzen. Nicht nur lassen 
sich Habermas idealisierende »Laborbedingungen«, auf die Luhmann zu- 
treffend aufmerksam macht (Luhmann, 558), im sozialen »Freiland« nicht 
wiederholen. Vielmehr läßt sich die Tiefe von Konflikten nicht durch die 
meist nur behauptete Breite des Konsenses ausloten und in einer Entschei- 
dungsrichtung lösen. Stephen L. Carter hat diesen Umstand, daß substanti- 
elle Konflikte nicht prozeduralistisch verflüchtigt bzw. in eine allein als 
vernünftig behauptete Lösung transformiert werden können, am Beispiel 
der Abtreibungsdebatte und Ronald Dworkins Versuch der Lösung treff- 
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lich exemplifiziert (Carter 1993). Die (substantiell) als vernünftig be- 
hauptete Lösung verbirgt sich unter den prozeduralistischen Gamaschen 
und nötigt die anders Denkenden alles andere als herrschaftsfrei. Nur wenn 
man die Härte subtantieller (Wert-)Konflikte wahrzunehmen und auszu- 
halten vermag, kennt man im übrigen die ungeheuer schwere Aufgabe, eine 
multikulturelle Konfliktgesellschaft friedlich zu installieren. 


d. Namen sind Schall und Rauch. Gewiß. Namen verstehen sich nicht von 
selbst, auf sie muß man sich verständigen. Gerade darum aber ist es um 
sprachlicher Verständigung willen wichtig - das dürfte man Habermas am 
wenigsten sagen müssen -, Ausdrücke nicht mit leichthändig austausch- 
barem Sinn zu gebrauchen. 

Das gälte insbesondere für den Begriff einer »Radikalen Demokratie«. Ha- 
bermas lockt (oder verschreckt möglicherweise) mit diesem Begriff, indem 
er ein neues Tandem »Rechtsstaat und radikale Demokratie« einzig fahr- 
tüchtig vorstellt. Was heißt aber hier »radikale Demokratie«? Bernhard 
Schlink hat zutreffend auf ihre seltsam unanalytische und nachsommerliche 
Eigenart hingewiesen. Als stelle sie ein Abzugsbild der von manchem 
schon als fast gelungene »civil society« gefeierten 80er Jahre der Altbun- 
desrepublik dar - vor »der Zeiten ungeheurem Bruch«. Auch Ottfried 
Höffe, der Habermas nicht genug dafür loben kann, daß er im Unterschied 
zur »alten« Kritischen Theorie endlich 'das Positive’ des Rechtsstaats ent- 
deckt habe, bemerkt: 


»Habermas spricht häufig von 'radikaldemokratisch', von 'Fundamentaldemokratie' und von 
der "Assoziation freier und gleicher Rechtsgenossen'. Derartige Ausdrücke klingen proflierter 
und pointierter, als sie es bei näherer Betrachtung sind« (Höffe 1994). 

Höffes eigene Übersetzung von »radikaldemokratisch« enthüllt dann des 
»radikal« kläffenden Pudels harmlosen Kern: 


»Radikaldemokratisch im wörtlichen Sinn, also demokratisch von den Wurzeln her, ist 
(Hervh. WDN) nämlich der moderne Staat durch ein Element das legitimatorisch längst aner- 
kannt ist, durch den Grundsatz (!, WDN), daß die Staatsgewalt vom Volke ausgeht. ...s.f.« 

Kurzum: Leben wir in der Bundesrepublik oder anderen »westlichen« oder 
»westlich« verwandten liberaldemokratisch verfassten Staaten, leben wir ın 
»radikalen Demokratien«. Art. 20 Abs. 2 GG beispielsweise macht's mög- 
lich. Und Habermas bestätigt diese »radikaldemokratische« Qualifizierung 
gegenwäfrtiger liberaldemokratischer Verfassungen, wenngleich etwas um- 
ständlicher und verquollener. Das »Prinzip der Volkssouveränität« wird 
1.5. einer bei Habermas üblichen Argumentationsfigur »umgedeutet«: 
»diese (die »Volkssouveränität«, WDN) soll sich nur unter den diskursiven 
Bedingungen eines in sich differenzierten Meinungs- und Willensbil- 
dungsprozesses äußern können« (612). Hauptsache »die Mehrheitsregel«, 
wie sie in strikt repräsentativer Demokratie gepflegt wird, »behält« »eine 
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interne Beziehung zur Wahrheitssuche«. Selbige wird dadurch gewährlei- 
stet, daß »der öffentliche Diskurs« »zwischen Vernunft und Willen, der 
Meinungsbildung aller und der majoritären Willensbildung der Volksver- 
treter vermitteln« »muß« (613; s. auch Habermas in: Münkler 1992). Kein 
Wort darüber, wie solches »müssen« institutionell und prozedural (!) ge- 
währleistet werden solle. Kein Wort über die Voraussetzungen eines all- 
gemeinen Öffentlichen Diskurses. Indem Habermas auf eine »konkretisti- 
sche Lesart des Prinzips der Volkssouveränität verzichtet« (614), sprich in 
die edieren Regionen der Abstraktion entfleucht, die alle Kanten und Ec- 
ken verschleift und alle Probleme nivelliert, vermag er alle Spannungen der 
»Sachen«, die »sich hart im Raume stoßen«, mit dem Diskurspril zu lösen 
und eine demokratische Gesellschaft in pastellfarbener kleinhügeliger 
Landschaft sich lagern zu lassen. Macht und Recht, Eigeninteresse und 
Moral, »kommunikativ erzeugte« und »administrativ verwendete Macht«, 
demokratische Öffentlichkeit und Administration - eine Art Haber- 
mas'sches Dauerweihnachten findet statt. Ruppige Opposita liegen verträg- 
lich, vertraulich nebeneinander. Was will man mehr: »Heute«, so wird das 
‘Projekt demokratischer Rechtsstaat' vorgestellt, »heute hat sich vielmehr 
der Prozeß einer umstrittenen Verwirklichung universalistischer Verfas- 
sungsprinzipien bereits in den Akten der einfachen Gesetzgebung verste- 
tigt.« Atem anhalten bitte, es kommt noch besser: 


»Der demokratische Rechtsstaat wird zum Projekt, zugleich Ergebnis und beschleunigender 
Katalysator einer weit über das Politische hinausgreifenden Rationalisierung der Lebenswelt. 
Einziger Inhalt des Projekts ist die schrittweise verbesserte Institutionalisierung von Verfahren 
vernünftiger Willensbildung, weiche die konkreten Ziele der Beteiligten nicht präjudizieren 
können.« (629). 

Ob dieser »Selbstzufriedenheit der Demokratie« (Türcke 1990) reibt man 
sich verwundert die Augen. Welche eine Kunst des Aussparens, in der 
Marx, die sozialistische und die anarchistische Tradition knapp erwähnt, 
als »unterkomplex« abgetan werden und ansonsten die definitionsmächtige 
Ökonomie nicht in die gute Stube normativ gereinigter Politik eintreten 
darf. Offenkundig lebt man in verschiedenen Welten. Die diskurstheoreti- 
sche Brille besitzt eine staunenswerte Sehkraft. Sie kann er-sehen und um- 
sehen. Über die unvermeidliche Perspektive hinaus hat diese Brille an- 
scheinend eine transsubstantative Kraft. Sie kann Probleme umschaffen, 
genauer: sie macht Probleme erschlaffen. »Radikale Demokratie« indes be- 
deutet nichts anderes als die diskursdemokratisch »umgewertete«, liberal- 
demokratisch ernüchterte Demokratie, die Habermas früher einmal als ei- 
nen bloßen »set von Spielregeln« ohne angemessene Voraussetzungen kri- 
tisiert hat (Habermas 1967). Die Zirkulation politisch-parlamentarischer 
Eliten wird durch Wahlen als »Legitimation durch Verfahren« (Luhmann 
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1969) institutionalisiert. Die wachsenden Non-Decisions, das heißt nicht 
zuletzt die ökonomischen und technologischen Voraussetzungen und Kon- 
textbedingungen des bedeutungsverlustigen politischen Systems werden 
durch die Expansion der »symbolic uses of politics« einschließlich der re- 
pressiven Komponenten (Edelman 1967) und des politischen Gebrauchs 
von Symbolen vernebelt. »Radikale Demokratie« - die Probleme gegen- 
wärtiger Demokratie werden von Habermas radikal ausgelassen. 


e. Immer erneut habe ich mich gefragt: Um welche Art von theoretischen 
Räsonnement handelt es sich bei Habermas ausschweifenden Überlegun- 
gen; was soll diese Art von Theorie zur Erkenntnis beitragen? Was macht 
ihr Fascinosum aus? Einige Merkmale von Habermas’ Schreibweise - des- 
sen, was Luhmann die »Theoriearchitektur« nennt - sind vergleichsweise 
klar zu fassen: 

- Habermas’ »Rekonstruktion« des Rechts, des Rechtsstaats, der Demokra- 
tie u.ä.m., zeichnet sich durch einen frei schaffenden Konstruktivismus aus. 
Das jeweils anderen Theorien entnommene 'Material' - zuweilen durch em- 
pirische Hinweise ergänzt - wird überaus freizügig umgeschaffen. Nir- 
gendwo rekonstruiert Habermas einen Sach- oder Theorieverhalt Schritt für 
Schritt so, daß er sich nicht dauernd in dessen Präsentation mischte. Relativ 
unverstellte Erfahrungen von anderen und über anderes darf man bei Ha- 
bermas nicht erwarten; 

- der konstruktivistische Zug von Habermas’ Diskurstheorie erklärt ver- 
mutlich den hauptsächlichen Mangel seines Flugs über Rechtsstaat und 
Demokratie. Er besteht im Analytischen, im Mangel an dem, was Weber 
»Wirklichkeitswissenschaft« genannt hat. Diese Lücke erklärt sich m. E. 
nicht daraus, daß Habermas normativ ansetzt, sondern daraus, daß er es zu 
wenig tut. Befestigte Habermas seine normativen Annahmen historisch-so- 
ziologisch und nicht metaphysisch diskursethisch, dann wäre er gezwun- 
gen, seinen normativen Ansatz dem vollen historisch-gegenwärtigen Risiko 
auszusetzen. Hierzu müßten nämlich nicht nur die Normen begründet wer- 
den. Vor allem müßten die 'realen' Bedingungen der Möglichkeit bzw. 
Unmöglichkeit herausgearbeitet werden, die den eigenen Absichten entge- 
genkömmen bzw. ihnen entgegenstehen. 

Gerade dies leistet Habermas nicht, so daß Luhmann zurecht hervorhebt, 
daß Habermas »von aller Tragik gereinigte soziolytische Therapieempfeh- 
lungen« unterbreite, daß »der Diskurstheorie der Sinn für tragic choices - 
und für Ironie« fehle (Luhmann II, 1993, 49 u. 53). Nicht die Stärke, die 
Schwäche der normativen Explikation (und 'Freiheit‘) bedingt Habermas’ 
analytisches Defizit. Wer über die handgreiflichen Probleme von Rechts- 
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staat und Demokratie etwas erfahren will, sollte sich nicht durch die guten 
600 Seiten hindurchwühlen; 

- mit dem Gesagten hängt Habermas’ Argumentation mit Hilfe von Ideali- 
sierungen zusammen. Luhmann hat darauf m. E. weitgehend zutreffend 
aufmerksam gemacht - auch wenn man Luhmanns systemtheoretischem 
Gegen-Satz nicht folgen mag. Diese Idealisierungen diskurstheoretischer 
Art haben Habermas’ schon beobachteten harmonisierend-versöhnenden 
Umgang mit Problemen oder anderen Ansätzen zur Folge. In Habermas’ 
Entproblematierungs- und Versöhnungsfähigkeit, die gleichzeitig am Idea- 
len bis in die begrifflichen Pappkameraden a la »radikale Demokratie« 
festhält, mag übrigens sein Rezeptionserfolg vor allem begründet sein. Ha- 
bermas’ 'positiver Idealismus’, der alle Materialismen unter sich läßt (vgl. 
zur Kritik an solchem »Idealismus« Theodor W. Adorno, 1966, 191 ff.) er- 
klärt mutmaßlich auch, warum der Status seiner Argumente so oft ver- 
schwimmt, warum Indikativ und Konjunktiv, Realis und Irrealis, warum 
theoretische Aussage und Postulat sich dauernd vermischen. »Ist«, »soll«, 
»muß« - allein eine grammatische Analyse macht deutlich, wie schr im 
verblendenden Spiel Wirklichkeitsebenen vertauscht werden. 


3. Niklas Luhmanns Kunst des geschlossenen Beobachters dritter Stufe 


1. Das Fascinosum der geschlossenen und gleichzeitig universellen 
Systemtheorie 


a. Luhmann präsentiert das Recht - wie er dies bereits für andere Wirklich- 
keitsbereiche wie Wissenschaft, Ökonomie oder Politik vorgeführt hat - als 
ein in sich geschlossenes System, um sich der Frage zu widmen, »wie man 
Recht als Einheit begreifen kann«(20).* Die Mittel der Systemtheorie 
scheinen ihm geeignet, »um zu untersuchen, auf was man sich einläßt, 
wenn man die Einheit des Rechts als System definiert« (20). Methodisch 
müsse eine soziologische Rechtstheorie ihr Objekt 


»so beschreiben, wie die Juristen es verstehen. Ihr Objekt ist ein sich selbst beobachtendes und 
beschreibendes Objekt. Das Sicheinlassen auf die Tatsache der Selbstbeobachtung und Selbst- 
beschreibung des Objekts ist Voraussetzung einer wissenschaftlich angemessenen, realisti- 
schen, und ich möchte sogar sagen: empirisch adäquanten Beschreibung« (18). 

Aus diesem Grund verzichtet Luhmann »auf die Vorstellung einer praxis- 
leitenden Theorie«(24). Diese Aufgabe, die einem externen Beobachter 
gleichwohl einen immanenten Nachvollzug der Selbstbeschreibung und 
Selbstkonstruktion eines Systems - hier des Rechts - erlauben soll, kann 


4 Wenn nicht anders vermerkt, beziehen sich die Seitenangaben in diesem Abschnitt auf 
Luhmann 1993. 
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nur unter der Voraussetzung eben des Systemcharakters des Rechts erfüllt 
werden. 

»Die gestellte Aufgabe kann gelöst werden, wenn es gelingt, das Recht als ein autopoietisches, 
sich selbst unterscheidendes System zu beschreiben. Das Theorieprogramm impliziert, daß das 
Recht alle Unterscheidungen und Bezeichnungen, die es verwendet, selbst produziert und daß 
die Einheit des Rechts nichts anderes ist als das Faktum der Selbstproduktion, der 'Autopoie- 
sis'« (30). 

Insofern will Luhmann »normative Implikate strikt vermeiden«. Der Beob- 
achter zweiter Ordnung - also Luhmann - beschränkt sich darauf, das 
Rechtssystem bei seiner Arbeit zu beschreiben, die zuerst und zuletzt in 
dessen selbstschaffender Selbsterhaltung und in diesem Sinne in seiner 
strikten Autonomie besteht. Freilich gilt: das System existiert in dieser 
Welt mit seinen Grenzen. Also ist zwar die Eigenproduktion des Systems 
noch hinsichtlich seiner eigenen Spielräume entscheidend. Jedoch: kein 
System kann alle Ursachen kontrollieren, sonst wäre es eben nicht von die- 
ser Welt. 

»Deshalb ist die autopoietische Reproduktion immer auch die Reproduktion der Grenzen des 
Systems, die interne und externe Ursachen trennen« (44, Anm. 14). 

Luhmanns systemtheoretische Perspektive zeichnet sich dadurch aus, daß 
Beobachtungsraum und Logik der Argumentation eindeutig bestimmt sind. 
Ob sich diese Perspektive als fruchtbar erweist, muß sich an der Beobach- 
tung der ihr eigenes Tun und Lassen reflektierenden 'Akteure' des Rechts, 
also der Beobachtung der Beobachtung, erweisen. 


b. Das Rechtssystem selbst zeichnet sich nun Luhmann zufolge durch eine 
allein ihm eigene Form der Kommunikation aus. 

»Ins Recht selbst gehört nur eine code-orientierte Kommunikation, nur eine Kommunikation, 
die eine Zuordnung der Werte 'Recht' und 'Unrecht' behauptet«(67). 

Dieser binäre Code konstituiere die Geschlossenheit der Rechtsveranstal- 
tung. 

»Und es ist eine Konsequenz der These, daß nur das Rechtssystem selbst seine Schließung be- 
wirken, seine Operationen reproduzieren, seine Grenzen definieren kann, und daß es keine an- 
dere Instanz in der Gesellschaft gibt, die sagen könnte: Dies ist Recht und dies ist Unrecht« 
(69). 

Der Simplizität des Codes entspricht die der Funktion: Recht als ver- 
gleichsweise statische Größe stabilisiert die normativen Erwartungen nor- 
mativer Erwartungen. Weitere Einheiten ergänzen die primären drei bzw. 
folgen daraus: die Einheit eines Programms vor allem, nämlich des Kondi- 
tionalprogramms und die Einheit eines Akteurs, der Gerichte. Diese Her- 
leitungen und Zuspitzungen aus der »operativen Geschlossenheit« des 
Rechtssystems, bzw. zugunsten von dessen operativer Geschlossenheit, ha- 
ben den großen Vorzug, die unübersichtliche Fülle von empirischen Beob- 
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achtungen des Rechtsgeschehens in einer Art systemischen Idealtyp des 
Rechts aufzuheben. Die Stimmigkeit dieses systemischen Idealtyps ergibt 
sich dann und nur dann, wenn die wirre Fülle all dessen, was Recht ist, sich 
mit dessen Hilfe entwickeln und gemäß seiner Geschlossenheit begreifen 
lassen kann, ohne methodischen Zwang ausüben zu müssen. Folgt man 
Luhmanns Argumentation, dann ist anzuerkennen, daß sich Recht als evo- 
lutionäres Produkt und Recht als funktionierendes System der Gegenwart 
geradezu wundersam verstehen lassen. Das so konstruierte Rechtssystem 
hält zentrale Einsichten in die bestehende Rechtswelt und in deren Logik 
bereit. 


c. Eine Fülle scharfsinniger Beobachtungen zur Rechtsgeschichte und der 
Gegenwart des Rechts fallen an. Im 4. Kapitel (»Codierung und Program- 
mierung«, 165 ff.) legt Luhmann beispielweise überzeugend dar, warum 
nur Konditionalprogramme der Funktionslogik des Rechts entsprechen. 
Programme - über die Codierung »Recht/Unrecht« hinaus - werden erfor- 
derlich, um Änderungen des Recht in der Zeit zuzulassen, ohne seine Ei- 
genart aufzugeben. »Die Programme müssen sich eignen - ... -, die Zuord- 
nung der Werte Recht bzw. Unrecht zu instruieren« (193), sie stellen in 
diesem Sinne Vermittlungsformen dar. Das Konditionalprogramm besteht 
nun seinem Namen entsprechend darin, daß in ihm Kriterien genannt wer- 
den, die über Recht oder Unrecht befinden lassen. 

»Das Konditionalprogramm statuiert Bedingungen, von denen abhängt, ob etwas Recht oder 
Unrecht ist. Es referiert unter diesen Bedingungen auf vergangene, gegenwärtig feststellbare 
Tatsachen.« Entsprechend gilt: »Das Rechtssystem operiert insofern immer als ein nachträgli- 
ches, als ein nachgeschaltetes System« (197). 

Nicht erst heute - schon Weber, Neumann und viele andere haben sich da- 
mit befaßt - werden Zweckprogramme des Rechts entworfen, beschlossen 
und zu praktizieren versucht, die unter gegenwärtigen Umständen be- 
stimmte Zwecke (Absichten) festlegen, welche ihrerseits im Sinn eines Pla- 
nungsvorgangs erreicht werden sollen. Die Umpolung von Konditional- zu 
Zweckprogrammen, die nicht nur in neuen Politik- und Rechtsbereichen 
wie der Umwelt, sondern auch in einem so 'klassischen' Feld wie dem der 
»inneren Sicherheit« beobachtet werden kann (vgl. Busch u.a. 1985), ist 
eng mit der Veränderung politischer Probleme gekoppelt. Dort, wo mögli- 
che Folgen politischer Programme oder anderswärts geschehender Prakti- 
ken etwa der Installierung technischer Großanlagen unerträglich erschei- 
nen, will man sie präventiv vermeiden, oder umgekehrt, gewünschte Zu- 
stände planvoll herstellen. In beiden Fällen werden entsprechende Gesetze 
vom Konditional- auf ein Zweckprogramm umgeeicht. 

Luhmann deckt die Täuschung und das »juristische Desaster« solcher 
Zweckprogramme in Rechtsform klarsichtig auf. Zum einen verschleiern 
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Zweckprogramme »das in der Zukunft liegende Problem: daß die künftigen 
Gegenwarten nicht mit der gegenwärtig projektierbaren Zukunft überein- 
stimmen werden« (198). Was immer jedoch der politische Sinn solcher 
Zweckprogramme sein mag, unvermeidlich wie sie im einzelnen sind, 
rechtssystematisch können sie nur als kontraproduktiv qualifiziert werden 
(sieht man einmal von der politisch aufgenötigten symbolischen Wir- 
kungf(sabsicht) ab). 


»Die Programme des Rechtssytems ... haben weder die Funktion des Riskierens, das heißt 
nicht die Funktion, Chancen zu realisieren, die nur unter Übernahme eines Risikos greifbar 
sind, noch haben sie die Instrumente, die für den Fall einen akzeptablen Grad an Systemratio- 
nalität gewährleisten« (199). 

Luhmann folgert am Beispiel zurecht: 


»Gerade bei einer zunehmend vom Unwissen getragenen ökologisch orientierten Gesetzge- 
bung liefe es auf ein juristisches Desaster hinaus, wenn alle Maßnahmen als rechtswidrig an- 
gesehen werden müßten, falls sich herausstellen sollte, daß ihr Zweck auf die vorgesehene 
Weise nicht erreicht werden kann oder der Mittelaufwand bei neu hinzukommender Sach- 
kenntnis als ungerechtfertigt erscheint« (200 u. f.). 

Anders gesprochen: Wenn entsprechende politische Programme ausgeführt 
bzw. abgesichert werden sollen, darf dies der Funktionslogik des Rechts 
und den Aufgaben der Gerichte entsprechend nicht in Form eines gesetz- 
lich bestickten Zweckprogramms geschehen, das die eigenartige Rationali- 
sierungsleistung des Rechts gerade auch i. S. der Stabilisierung von Erwar- 
tungen aufheben würde. 


d. Überraschend eindeutig fallen Luhmanns Präzisierungen des zugrunde- 
gelegten Evolutionsbegriffs und des Wirkens der »Göttin Evolution« aus 
(328; vgl. insgesamt das 6. rechtshistorisch angehauchte Kapitel, 239 ff.). 
Gewiß, die »Göttin der Evolution« sorgt sich um das 'Gesetz' der Ausdiffe- 
renzierung und, um im Luhmannschen Sprachgestus zu formulieren, die 
Ausdifferenzierung der Ausdifferenzierung. Die Göttin tut es indes ohne 
Allmacht und ohne jegliches Zweckprogramm. Sie weiß nicht(s) vom 


»Ursprung und Ziel der Geschichte (...) Wir bevorzugen diese Theorie (gemeint ist die Evolu- 
tionstheorie Darwins, WDN), weil sie differenzierungstheoretisch ansetzt. Ihr Thema ist nicht 
die Einheit der Geschichte als Entwicklung von einem Anfang bis heute; sondern es geht ihr 
sehr viel eingeschränkter um die Bedingungen der Möglichkeit unplanmäßiger Strukturände- 
rungen und die Erklärung von Diversifikation oder Komplexitätssteigerung« (240). 

In Sachen Rechtssystem lautet Luhmanns Annahme, wie sich aufgrund sei- 
ner Maxime der »operativen Geschlossenheit« und der darin gegebenen 
Einheit des Rechtssystems versteht, daß von einer »eigenständigen Evolu- 
tion« desselben zu sprechen sei. Jedoch - und das ist ein erhebliches Anti- 
toxin wider alle geschichtsphilosophisch geladene Evolutionsannahme und 
macht Luhmanns fast »tragischen« Schluß verständlich (zum Tragischen s. 
Nussbaum 1986): die autopoietisch gewährleistete Evolution kann schei- 
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tern. Der Abschied, so Luhmann am Beginn des letzten Kapitels (»Die Ge- 
sellschaft und ihr Recht«), das insgesamt (bewußt ?) in einer anderen Ton- 
lage geschrieben ist, von der Annahme einer geradezu universellen Anpas- 
sungsfähigkeit der Gesellschaft als System, dem die ältere Systemtheorie 
angehangen hat, 


»zwingt auch zu Korrekturen am bisherigen Zukunftsverständnis. Autopoiesis ist keine Be- 
standsgarantie, geschweige denn ein Fortschrittskonzept. Der Begriff gehört in einen weiteren 
Zusammenhang mit der Katastrophentheorie oder Chaostheorie. Die evolutionäre Einmaler- 
findung des Lebens hat sich zwar über mehrere Milliarden Jahre hinweg als erstaunlich stabil 
erwiesen, und dies unter sehr verschiedenen Umweltbedingungen. Ob dies auch für die evolu- 
tionäre Erfindung sinnhafter Kommunikation gelten wird, läßt sich nicht ausmachen. Jeden- 
falls schließt das theoretische Konzept Destruktionen gravierenden Ausmaßes oder katastro- 
phale Regressionen und Komplexitätsverluste nicht aus ... Alles in allem nimmt diese Theorie 
mehr als die ältere Systemtheorie Erfahrungen auf, die aus der erkennbaren ökologischen Ge- 
fährdung, ihrer Unprognostizierbarkeit und den spezifischen Zeitstrukturen moderner Gesell- 
schaft resultieren. Damit erscheint die Zukunft in der Gegenwart als Risiko« (553 f.). 

Im Zusammenhang qualitativer Modifikationen evolutionstheoretischer 
Annahmen wird auch Luhmanns erstaunlich eindeutiges und emphatisches 
Eintreten für die 'evolutionäre Errungenschaft‘ des in Europa geborenen 
Rechtssystems verständlich. Diese Formulierungen erklären zusätzlich, 
weit über die behauptete Neutralität eines Beobachters zweiten Grades hin- 
aus, der nur distanziert beschreibt und deswegen die herausragenden Struk- 
turlinien zu sehen vermag, warum Luhmann allen von ihm selbst immer er- 
neut vorgetragenen oder doch angedeuteten Argumenten gegen die »opera- 
tive Geschlossenheit« des Rechtssystems zum Trotz eben auf dieser auto- 


poietischen Selbstreferenz beharrt.> 


2. Systemtheoretische Problemerkenntnis, systemtheoretische Entlastung 


a. Luhmann hat nicht zu viel versprochen: Sein Insistieren auf der Einheit 
des Rechtssystems, seiner operativen Geschlossenheit, seiner Autopoiesis 
und den weiteren Konnexeinheiten erlauben eine erstaunliche Klarheit. 
Statt Unübersichtlichkeit breitet sich Übersichtlichkeit aus, ohne daß prin- 
zipielle Aporien (Luhmann nennt sie »blinde Flecken«) geleugnet würden, 
die u.a. hinsichtlich der Begründung des Rechtscodes entstehen. 

Und doch kann Luhmanns Verfahren nicht zufriedenstellen. Das Brennglas 
»Einheit des Rechts« verfeinert und präzisiert den Blick. Indem Luhmann 
jedoch exklusiv darauf ausgeht, die Einheitsbehauptung zu begründen, die 


5 Vgl. beispielsweise die geradezu pathetischen Formulierungen Luhmann 1993, 146f., 
211, 585f. und den mehrmals wiederkehrenden Anschluß an Weber, ohne Weber zu er- 
wähnen: warum hat sich zunächst nur in Europa ein solches Rechtssystem herausgebildet? 
(ebd., 162 £.) 
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von Anfang an keine Suche darstellt, sondern immer schon gefunden ist, 
kann er mit einer dauernden Ausschlußregel arbeiten, einer Art rechtssy- 
stemischen Ausschlußregel. Kontexte - im Systemjargon »Umwelten« - 
werden nur über »strukturelle Koppelungen« zugelassen, die allemal dafür 
sorgen, daß das autopoietische System ohne fremdreferentiellen Rest pro- 
zessiert. Dementsprechend bleibt die brennglasergatterte Genauigkeit 
scheinhaft. Was nützt aber eine Genauigkeit, deren hochgradige Vorausset- 
zungen nicht erörtert werden und die vielfach nicht gegeben sind. 

»Die Rechtstheorie muß sich - auf ihre Weise versteht sich, und an der Einheit ihres eigenen 
Systems orientiert (aber nicht fixiert, WDN) - mit den gesellschaftlichen Bedingungen der 
Funktionsautonomie des Rechtssystems befassen. Sie kann jedenfalls die Einheit des Systems 
im System nur von der Umwelt her sehen« (534). 

Wo aber hätte Luhmann das getan oder auch nur zureichend angedeutet? 
Er hebt mit der immer schon vorausgesetzten Ausdifferenziertheit an und 
verabsolutiert sie geradezu, allen verbalen Verbeugungen vor der unver- 
meidlich notwendigen Umwelt zum Trotz, indem er nahezu exklusiv auf 
die Luhmann-Einheiten des Systems starrt. Dem ästhetischen Purismus des 
Systems wird alles geopfert, was nur die Chance bieten könnte, dasselbe 
und seine sieghafte Autopoiesis in Frage zu stellen. Als da sind: Politik, 
Ökonomie etc. 

Stellte sich Luhmann, feuerzangenbowlenhaft (s. Spoerl: Die Feuerzan- 
genbowle), nur hypothetisch zu heuristischen Zwecken auf den Boden des 
jeweils untersuchten, hier des Rechtssystems, dann könnte man nüchtern 
Grade und Grenzen des analytischen Experiments feststellen. Luhmann 
geht indes als 'eigenschaftsloser' Beobachter der Rechtsbeobachter seiner- 
seits begriffsrealistisch vor. Das System, evolutionär entstanden, wird zum 
Subjekt, das - mit Grenzen versehen - auch noch über seine Grenzen auto- 
poietisch verfügt. Dementsprechend wird zwar prinzipiell eingeräumt, Sy- 
steme könnten Katastrophisch scheitern. Luhmann tut jedoch argumentativ 
alles, um das System als 'Sieger' feiern zu können. Diese systemische Sie- 
gerpose 1.S. autopoletischer Systemerhaltung vertritt er zugleich i. S. des 
binären Rechtscodes: Entweder Adel oder Untergang. Tertium non datur. 
Korrupte oder gemischte, »unreine« auto- und allopoietische Systeme gibt 
es offenbar nicht. Änderungen der Anforderungen ans Recht und des 
Rechts, die Luhmann im Umwelt- und Technikbereich selbst kenntnisreich 
andeutet, werden allemal so getrimmt, uminterpretiert, abstrahiert oder neu 
differenziert, daß die »operationelle Geschlossenheit« keinen Schaden er- 
leidet. In diesem Sinne werden Probleme, die »aufs Recht« prallen, abge- 
wehrt bzw. unzureichend zur Kenninis genommen - oder am besten: sie 
werden abstrakter gefaßt und damit ihrer Objeküvität enteignet. Gerade 
dort, wo Luhmann m.E. zentrale Sachverhalte auf den Begriff bringt, etwa 
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in der Erörterung des Konditionalprogramms vs. des Zweckprogramms, 
unterläßt er eine zureichende Erörterung der massiven Gründe für die Ex- 
pansion der Recht verletzenden Zweckprogramme und ihrer rechtlich er- 
heblichen Prägewirkung (und zwar nicht nur de lege lata und de lege fe- 
renda, sondern auch im Hinblich auf die Rechtssprechung). Ähnlich verhält 
es sich mit der Erörterung der Bedeutung der Experten in Gerichtsverfah- 
ren oder der rechtsschaffenden Rolle der Bürokratie u. a. Damit aber im- 
munisiert er 'sein' Rechtssystem gegen alle Einwände, wie er analytisch 
begründete Reformüberlegungen gar nicht erst aufkommen läßt. Der Ein- 
heit des autopoietisch dirigierten Systems entspricht das Interpretations- 
monopol des Beobachters zweiter Stufe, der sich nötigenfalls allemal auf 
die in der Tat systemisch gegebene, »indezente Selbstüberschätzung« des 
Stands der Juristen berufen kann. In diesem Sinne behandelt Luhmann das 
Rechtssystem ähnlich dezisionistisch, wie dies Juristen nicht selten tun 
müssen. 

Infolge seiner begriffsrealistischen Systemfixierung - die ausdifferenzier- 
ten Systeme der Ökonomie, Wissenschaft, Politik und des Recht sind im- 
mer schon existent - kümmert sich Luhmann kaum darum, warum und in 
welcher Weise das Rechtssystem »von außen« oder »von innen« bedroht 
wird, noch welche gesellschaftlich-politischen Auswirkungen der Form- 
wandel des Rechts und des Rechtssystems zeitigen. Genealogischen Frage- 
stellungen nach Interessen, Macht und Herrschaft wird ohnehin nicht nach- 
gegangen. Mutmaßlich, weil sie zu »handlungstheoretisch« anmuten; je- 
doch auch, weil sich dann die perfekte operationelle Geschlossenheit nicht 
mehr halten ließe. Allenfalls evolutionistisch wird untersucht, wie es 
Wachstumsring um Wachstumsring in unregelmäßigen Schüben zum ge- 
schiossenen Rechtssystem gekommen ist. Auf diese Weise aber bleibt 
Luhmanns Versprechen, all das, was er auf theoretisch hohem K.othurn be- 
obachte, sei letztlich (!) empirisch nachprüf- und notfalls falsifizierbar, 
eine bloße Attitüde, die der via moderna des Wissenschaftssystems ent- 
spricht. 

Auf diese Weise gefährdet Luhmann das, was er mit einer mehrmals ge- 
brauchten Metapher meint oder zu meinen scheint, wenn er vom Recht als 
einem »Immunsystem der Geselischaft« spricht. Der Beobachter zweiten 
Grades scheut eine harte Analyse, weil er, solange das Rechtssystem zu be- 
stehen scheint, nur nachvolizieht, daß es besteht und wie es seine Existenz 
auf vielfältige Weise zu erhalten vermag. Das Recht als Immunsystem 
scheint zudem so ultrastabil, über so viele Varianzen und Selektionsme- 
chanismen zu verfügen, die die abenteuerlichsten Einvernahmungen zulas- 
sen, daß seine Botschaft einer Gefährdung des rechtlichen, des gesell- 
schaftlichen oder des politischen »Körpers« allemal viel zu spät kommen 
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mag. Ein kleines Beispiel mag dieses Eingriffen und Zerstörungen gegen- 
über allzu robuste Immunsystem illustrieren. Just im Zusammenhang mög- 
licher Korruptionen und Eingriffe ins Rechtssystem, da Luhmann erwägt, 
dasselbe könne »an Attrappen der Rechtlichkeit« festhalten, berührt Luh- 
mann das nie ganz auslotbare Problem: »Nationalsozialismus und Recht«. 
Ohne auf die Problematik des »Dual State« (Fraenkel 1940) auch nur einen 
Satz einzugehen, zitiert Luhmann Ernst Rudolf Hubers »Verfassungsrecht 
des Großdeutschen Reiches« von 1939 mit folgender Passage: 


»Es gibt begrifflich und wesensmäßig keine Rechtssprechung ohne unabhängigen Richter. Je- 
des Ansehen des Gerichts, jedes Vertrauen des Volkes zum Richter und zum Recht wird zer- 
stört, wenn die Unabhängigkeit der Gerichte beseitigt oder angetastet wird.« 

Luhmann fährt daraufhin fort: 


»Es konnte ja auch nicht darum gehen, das Recht in seiner Funktionsfähigkeit auszuschalten. 
Und selbst, wenn wir meinen, damals habe keine unabhängige Rechtspflege bestanden: die 
damalige Auffassung war eine andere, sie war von einem Orientierungswechsel im Rechtssy- 
stem ausgegangen und von der Möglichkeit eines autopoietischen Vollzugs dieser Anderung.« 
Also unterstreicht Luhmann im anschließenden Satz und blockiert alle 
Analyse, alle Fragen nach der Art dessen, was das Recht als Immunsystem 
denn dann abwehren könnte: »Autopoiesis ist kein politisches und auch 
kein ethisches Kriterium der Akzeptabilität von Recht« (82f.). Die Tauto- 
logie des Rechts als Recht, das sich rechtlich im System selbst schafft und 
erhält (und das bis zur schieren Unkenntlichkeit und Perversion) - das ist 
schon keine Aporie und keine Paradoxie mehr - mit letzterer arbeitet Luh- 
mann überaus gerne -, das ist intellektuell-analytisches Abdanken. 


b. Methodisch erzählt Luhmann, das macht seine Ironie und seine oftmals 
schwere Fasslichkeit aus - er entwischt einem lächelnd allemal - immer er- 
neut den zu meiner Kinderzeit bekannten »Krabbenwitz«. Drei Freunde 
stehen zusammen und heben zu phantasieren an. Der erste, Erich, wünscht 
sich, er wolle ein Rabe sein, damit er fliegen könne. Ernst, der zweite, setzt 
nach und will zwei Raben sein. Damit er sehe, wie er fliegen könne. Emil 
schließlich findet den Punkt zum phantastischen »I«. Ich möchte drei Ra- 
ben sein, so stellt er sich vor, indem er die Reflexionsfigur anschaulich 
vorgibt. Denn ich möchte sehen Können, so der vorstellungsbegabte Emil, 
wie ich hinter mir herfliege. Die Reize, die Unmöglichkeiten und Wider- 
sprüche solchen doppelten Hinterherfliegens sind offenkundig. Auch der 
erste Rabe beobachtet im übrigen schon. 

Luhmann in der Attitüde des Beobachters zweiter Ordnung, der das 
Rechtssystem bei seiner eigenen Beobachtungsarbeit betrachtet und seine 
Beobachtungen als Wiedergaben von Wiedergaben beschreibt, hat am En- 
de des vorletzten Kapitels gar die »Position eines Beobachters dritter Ord- 
nung« eingenommen (s. 545 ff., hier S. 547). In derselben legt er dar, in- 
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wiefern »die Selbstbeobachtung selbst ein paradoxes Unterfangen« ist und 
warum die Schwierigkeit schon mit dem Code »Recht/Unrecht« des 
Rechtssystems selbst anhebt, »wenn man ihn auf sich selbst anwendet.« 
Der »blinde Fleck« aller Systembeobachtung und aller System-Umwelt- 
Aussagen bleibt. Luhmann apostrophiert dann sein eigenes Verfahren als 
Versuch, »die Formen der Paradoxieentfaltung als Formen der Invisibili- 
sierung darzustellen.« 

Mißlich an diesen gescheiten Reflexionsfiguren ist, daß Luhmann damit 
mehr vernebelt als klärt. Seine Ironie bleibt, fast wie die romantische, me- 
thodologisch und in ihren Beobachtungen folgenlos. Schon die Beobachter 
erster Stufe, also in unserem Falle die Vertreter des Rechtssystems 
(genauer seine abhängigen Funktionäre), werden in ihrem Verhalten offen- 
bar so hingenommen, als entsprächen sie schlicht und einfach den Anfor- 
derungen des Systems. Die Beobachter zweiter oder gar - nahezu göttlich - 
dritter Ordnung aber bleiben rabengleich luftig, positions- und interesselos. 
Ihre Perspektive wird nicht berichtet. Die Distanz der zweit- und drittstufi- 
gen Beobachter scheint allein den »Wesensblick« aufs System zu verbes- 
sern. 

Gerd Roellecke hat in seiner weithin zustimmenden Rezension »zwei 
Grundprobleme« aufgeworfen: 

»Das erste: Wo steht der Beobachter der Beobachter der Beobachter der ...? Nicht auf dem 
Mond, nicht am Rande, sondern mitten in der Gesellschaft. Er spielt mit, muß es und muß sich 
deshalb, wenn er beobachten will, vom eigenen Spiel distanzieren. Das ist schwierig. Luh- 
mann schafft es.« (»Was ist, muß man sagen«, in: FAZ vom 7. 12. 1993). 

Dieses Lob muß man schon deshalb in Frage stellen, weil Luhmann sein 
»eigenes Spiel« nie darlegt. Er spielt vielmehr Rumpelstilzchen (notfalls 
auch Proteus und Chamäleon) im Beobachtergestus. Wie oben dargelegt, 
widerlegt ihn vor allem seine zuweilen durchbrechende Rhetorik; seine 
impliziten Stellungnahmen zum Recht und selbst noch zum Begriff der 
Menschenrechte, die er abwehrrechtlich beschränkt lassen will, widerlegen 
oder offenbaren ihn. Und nicht zuletzt die Probleme aussparende, von Pro- 
blemen entlastende Methode des geschlossenen Systems. Wie viel mehr 
hätte ein Beobachter dieser Schschärfe problembewußt entdecken können, 
wenn er sein Beobachtersubjekt nicht wie einen Reflexionssaum des zum 
Subjekt erhobenen Systems versteckt hätte. Hierunter wird alles andere 
verstanden, als platte Positionsbezieherei oder die politische Postulatsatti- 
tüde. Gerade wenn Systemzusammenhänge dominieren, ist es mehr denn je 
um das zu tun, was Georges Devereux in Angst und Methode in den Ver- 
haltenswissenschaften über die fördernde Dialektik von Subjekt und Objekt 
gesagt hat. Objektivität ist nicht dadurch zu erschleichen, daß sich einer 
objektivistisch versteckt, als sei er, wenn auch nur beobachtend, Teil des 
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untersuchten Systems. Um Systemverblendungen und Systemversteckspie- 
le gerade in Zeiten der sachzwangsartigen »Niemandsherrschaft« (Hannah 
Arendt) zu vermeiden, kann nicht darauf verzichtet werden, unter anderem 
auch den eigenen Politikbegriff aufzudecken. 

Roellecke fährt später fort: 


»Das zweite Problem. Wenn man die Beobachter der Beobachter der ... beobachtet, verliert 
man das Großereignis des christlichen Abendlandes, nämlich das Individuum unweigerlich 
aus den Augen. Man kann es einfach nicht mehr sehen. Für den Beobachter n-ter Ordnung 
wird es zur Fiktion. Die Gesellschaft wird zum Ameisenhaufen, für dessen Verständnis es auf 
die einzelne Ameise oder gar deren Zweck und Absichten nicht mehr ankommt. ... Die mei- 
sten Beobachter verallgemeinern daher kurzerhand das einzige Individuum, das sie tatsächlich 
sehen: sich selbst. ... "Wo bleibt bei Ihnen der Mensch”? soll Helmut Schelsky Luhmann ge- 
fragt haben. Ja, wo bleibt er? In der Umwelt aller Systeme?« 

Auch hinsichtlich dieses zweiten, richtig thematisierten Problems ist Ro- 
ellecke zu ergänzen, zu modifizieren. Luhmann setzt sich gegen diesen 
Vorwurf nicht nur in einigen Anmerkungen fast bitter zur Wehr. Er ver- 
sucht darzulegen, wie sehr die durchs Rechtssystem herbeigeführte Disso- 
ziation der Demokratie ermöglichenden Individualisierung zuarbeitete. 
Schließlich präsentiert er sich im letzten Kapitel fast als eine Art Ehrenmit- 
glied von Amnesty International. Freilich: Die Menschenrechte werden zu 
aliererst strikt systemfunktional bestimmt. Daraus erklärt sich auch im 
Schlußkapitel Luhmanns Opposition gegen alle sog. »sozialen« oder gar 
»kollektiven« Menschenrechte: 


»Funktional dienen Menschenrechte dem Offenhalten von Zukunft für je systernverschiedene 
autopoietische Reproduktion. Keine Einteilung, Keine Klassifikation und erst recht: keine po- 
litische Sortierung von Menschen darf die Zukunft einschränken. Denn Menschen gehören zur 
Umwelt des Systems, und die Zukunft ergibt sich, je gegenwärtig unprognostizierbar, allein 
aus der Autopoiesis und dem structural drift der Gesellschaft« (116). 

Autopoietische Systeme, Weltgesellschaft und individuelle Menschenrech- 
te ım strikt abwehrrechtlichen, auf konventionelle Menschenrechte be- 
schränkten Sinn, stellen dementsprechend für Luhmann kein Problem dar, 
weil ıhm das von einem abstrakt Allgemeinen bedrohte Besondere kein 
Thema zu sein scheint. Soziale Kontexte, soziopolitisch verortete Men- 
schenrechte gehen in den globalen autopoietischen Abstraktionen unter. 


d. Der Status von Luhmanns Theorie ist nicht leicht zu bestimmen. Ihre 
Formästhetik, ihre doppelte Problementlastung qua autopoietischen Syste- 
men und qua abgehoben wissendem Beobachterstatus üben eine beträchtli- 
che Attraktion aus. Man weiß allemal Bescheid. Zu tun ist nichts - es sei 
denn für alberne Moralisten. Obgleich Luhmann selbst kaum postmodern 
genannt werden kann, !äßt sich eine Variante der postmodernen Attitüde 
unschwer mit seiner Theorie verbinden. Anything goes as almost every- 
thing is irrelevant - as far as individuals are concerned with. 
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Vom Luhmann-Beobachterstand werden Entwicklungen betrachtet, in sie 
werden systemisch differenzierte Schneisen geschlagen, ohne genetische 
Analyse im eigentlichen Sinne, ohne Ursachenanalyse. Die ausdifferen- 
zierten, autopoietisch beherrschten »Wirklichkeiten« werden interpretiert - 
und insofern trifft der zuweilen, so auch von Roellecke angebrachte Hin- 
weis auf Hegel -, vom fertigen, »operativ geschlossenen« System zu. In 
den Dachrinnen zwischen den Systemen mag immerhin das sozial Bedeut- 
samste weggespült werden. In der autopoietisch souveränen Geschlossen- 
heit liegt der evolutionäre Sinn und die Richtigkeit der jeweiligen Systeme. 
Gegenwärtige Probleme, die Luhmann mühelos auflistet, deren Bedeutung 
in seinem Räsonnement sogar zunehmen, erscheinen systemisch gespro- 
chen doch eher wie Irritationen, die systemisch differenziert, variiert, sele- 
giert, eingemeindet: d.h »einsystemt«, werden müssen. Ein Scheitern auch 
der besten evolutionären Errungenschaften, wie eine Katastrophe des euro- 
päisch gesalbten Rechtssystems, sind möglich. Doch hat diese Möglichkeit 
des Scheiterns bis jetzt nur behutsame Skepsis eingebracht; sie zeigt sich 
nicht in der Ekstase autopoietisch wirksamer Systeme und deren analytisch 
sparsamer Beobachtung. 

Was bringt diese Art Systemanalyse kognitiv ein? Spannende Lektüre 
zweifelsohne. Indes: Unbeschadet des aufgewandten Scharfsinns auch i. S. 
einer Realanalyse rechtlicher und gesellschaftlicher Probleme enttäuschend 
wenig. Diese Art Systemtheorie bleibt eine Version eines den dynamischen 
status quo beobachtend begleitenden Narzißmus. Sie wirkt ungleich unpo- 
litisch politischer, als dies ihrem erfahrenen Protagonisten, Luhmann, lieb 
sein mag. 


Der zweite und abschließende Teil dieses Rezensionsessays folgt im näch- 
sten Heft. In ihm werden Habermas und Luhmanns Ansätze vergleichend 
zusammengesehen. Den Abschluß bildet die Antwort auf die Frage, welche 
Probleme sozialwissenschaftliche Theorie heute aufgreifen muß, wenn sie 
sich nicht in der »Autopoiesis« ihres Jargons erschöpfen will. 
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PROKLA 95: Internationale Institutionen 50 Jahre nach Bretton 
Woods. Wenige Jahre nach dem Ende des Ost-West-Konflikts haben 
sich die Determinanten der Welt(markt)gesellschaft verschoben. Nach- 
dem die »disziplinierende Wirkung des Ost-West-Konflikts« entfallen 
ist und es den machtpolitisch relevanten Akteuren an Hegemoniefähig- 
keit fehlt, ist jedoch keine »Neue Weltordnung« angebrochen. Die ver- 
änderte Rolle der Internationalen Organisationen (UNO, GATT, IWF, 
Weltbank u.a.) in der Regulierung der globalisierten Ökonomie und in 
der Beilegung militärischer Auseinandersetzungen resultiert aus chao- 
tisch anmutendenden Koenfliktstrukturen. Viele dieser Auseinan- 
dersetzungen sind nicht neu, sondern ergeben sich aus der ungehemm- 
teren Entfaltung altbekannter Interessengegensätze. Hinzugekommen 
sind ökologisch bedingte und ethnisch artikulierte Konflikte. Wie las- 
sen sich diese Konfliktstrukturen genauer bestimmen? Welche Anfor- 
derungen ergeben sich daraus für eine linke Friedenspolitik? 


Frank Hahn 


Die Bedeutung der Allgemeinen Gleichgewichtstheorie 
für die Transformation zentral geplanter Okonomiem 


Die ökonomische Theorie ist gegenwärtig nur selten fähig, uns zu sagen, 
was am besten zu tun sei, und bei der Prognose von ökonomischen Ereig- 
nissen macht sie auch nicht viel her. Dennoch ist sie wichtig und nützlich. 
Sicher kann sie uns oft sagen, wie die beste Politik nicht aussieht oder wel- 
che künftigen Ereignisse äußerst unwahrscheinlich oder unmöglich sind. 
Vor allem bietet sie uns eine Grammatik und Sprache, in der wir denken 
und diskutieren können, und das alleine schon ist eine beachtliche Lei- 
stung. Eine Ökonomie ist ein komplizierter Gegenstand. Er scheint minde- 
stens so kompliziert zu sein wie unser Gehirn mit seinen Millionen von 
Nervenverbindungen. Die Hirnforscher haben inzwischen etwas Ordnung 
in die Sache gebracht, und wir können daher die Begriffe absehen, mit 
denen die Gehirnfunktionen wahrscheinlich verstanden werden können, so- 
wie die Forschungsrichtungen, die wahrscheinlich für unser weiteres Ver- 
ständnis fruchtbar sind. In dieser Hinsicht befindet sich die Hirnforschung 
in einem ähnlichen Zustand wie die ökonomische Theorie. 

Nun ist es um so notwendiger, sich von Einzelheiten und vom Realismus 
zu lösen, je komplexer eine Struktur ist, die man untersucht. Während wir 
z.B. wissen, daß ein Gas eine Anzahl diskreter Partikel enthält, kann das 
Verhalten des Gases am besten verstanden werden, wenn wir ein Kontinu- 
um von Partikeln unterstellen. Natürlich sind Experimente auch Versuche, 
von der Komplexität zu abstrahieren und nur eine oder zwei Komponenten 
der Welt herauszulösen. In der Ökonomie sind unsere Möglichkeiten zu 
experimentieren sehr begrenzt, und viel von dem, was Ökonomen tun, ist 
eine Art Gedankenexperiment. Das heißt unweigerlich Abstraktion, und 
daher dürfen unsere Konstrukte nicht für deskriptive gehalten werden. 


1 Vortrag am Prager Institut für Ökonomie anläßlich der Verleihung der Palacky-Medaille 
in Gold durch die tschechoslowakische Akademie der Wissenschaften, zuerst erschienen 
in Prague Economic Papers 2, 1992. 
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Ökonomen vergessen oft, daß sie so vorgehen. Die theoretischen Konstruk- 
te werden als deskriptive gebraucht - das war etwa der Fall bei einer Reihe 
von Chicagoer Ökonomen. Darin stecken offensichtlich Gefahren, intellek- 
tuelle wie praktische. 

Auf der anderen Seite gibt es diejenigen, welche die Methode nicht verste- 
hen. Sie schimpfen über den »mangelnden Realitätsgehalt« ökonomischer 
Modelle, sie verweisen auf all die Dinge, die darin nicht berücksichtigt 
wurden, und hassen vor allem die mathematische Sprache, in der sie for- 
muliert sind. Auch solche Leute sind gefährlich, weil sie im allgemeinen 
nur ihre »Urteilsfähigkeit« und »Intuition« als Alternative zur Theorie an- 
bieten können. Ich frage mich manchmal, ein wie großer Teil des Gesamt- 
produkts aufgrund des selbstsicheren Rats solch praktischer »no nonsen- 
se«-Ökonomen verloren gegangen ist. Tatsächlich sind diese Ökonomen, 
worauf Keynes hingewiesen hat, normalerweise Anhänger einer Theorie, 
die unbrauchbar ist, und vor allem im Prinzip viel vereinfachender als die 
gängige. Das ist z.B. beim Monetarismus der Fall. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß es desto wahrscheinlicher ist, daß grobe 
und schwerwiegende Fehler vermieden werden, je besser die politischen 
Berater mit ehrlicher, aber abstrakter Theorie vertraut sind. Wir alle wür- 
den jemandem mißtrauen, der verkündet, es gebe ein einfaches Heilmittel 
für Krebs. Wir würden verlangen, daß er das empirische Material und sei- 
nen Denkweg aufzeigt. Aus irgend einem Grund folgen die Leute viel be- 
reitwilliger der ökonomischen Quacksalberei. Wie schon gesagt, halte ich 
dies für potentiell gefährlich und vor allem für intellektuell enttäuschend. 
Es ist diese Haltung, die als Rechtfertigung für das Thema dienen muß, das 
ich heute gewählt habe. Ich weiß, daß das zentrale Problem, das Sie vor 
sich haben, lautet, wie der Übergang zu einer Marktwirtschaft zu bewerk- 
stelligen ist. So sollte es auch sein. Aber vielleicht ist es nützlich, innezu- 
halten und zu fragen, was genau wir als »Marktwirtschaft« bezeichnen 
wollen und was eine solche Ökonomie unserer Meinung nach leisten kann. 
Z.B. ist es überhaupt nicht selbstverständlich, daß die Wahl zwischen einer 
zentralisierten Kommandowirtschaft und vollständigem laissez-faire die 
einzig mögliche ist. Die Kommandowirtschaft hat sich, abgesehen von ih- 
ren traurigen Auswirkungen auf die Freiheit, natürlich als weitgehend inef- 
fizient erwiesen, und ich glaube, wir verstehen, warum dies der Fall war. 
Andererseits ist offensichtlich, daß die britische Ökonomie des neunzehn- 
ten Jahrhunderts oder die der Ära Thatcher im späten zwanzigsten Jahr- 
hundert nicht ohne schwerwiegende Mängel sind, und wiederum denke ich, 
daß wir verstehen warum. Ich hoffe daher, daß Sie mir folgen werden, 
wenn ich in diesem Vortrag die konkreten Probleme des »Übergangs« 
weitgehend ausklammere und stattdessen der Frage »Übergang zu was?« 
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nachgehe. Ich möchte mit einer Erläuterung der vollständigsten Theorie ei- 
ner Marktwirtschaft beginnen, die wir zur Zeit haben. Ich werde mich be- 
wmühen, darauf hinzuweisen, inwiefern diese Theorie eine Abstraktion dar- 
stellt. Dann werde ich darlegen, daß es allein aus Gründen der Vorsicht 
wünschenswert ist, eine »gemischte« Ökonomie anzustreben. 


1. Allgemeine Gleichgewichtstheorie 


Die allgemeine Gleichgewichtstheorie ist in erster Linie darauf angelegt, 
eine rein intellektuelle Frage zu beantworten, die durch Adam Smith auf- 
geworfen wird: Ist Ordnung logisch möglich in einer dezentralen Ökono- 
mie auf Eigennutz bedachter Akteure, in der Eigentumsrechte gesetzlich 
gewährleistet sind? Oder ist diese Ökonomie zwangsläufig chaotisch, wie 
der gesunde Menschenverstand eher vermuten würde? Beachten Sie, daß 
bei einer Bejahung dieser Frage keine direkten Rückschlüsse auf das Pro- 
blem zulässig sind, ob in wirklichen Ökonomien Ordnung herrscht. Au- 
genblicklich hängt das Interesse gänzlich an der »logischen Möglichkeit«. 
Mit »Ordnung« meinen wir, daß jeder Handelnde in der Lage ist, seine ei- 
gennützigen Pläne durchzuführen, die auf rationale Weise zustande ge- 
kommen sind. 

Etwas konkreter lautet die Fragestellung wie folgt: Das ökonomische Um- 
feld von Akteuren wird vollständig durch Marktpreise beschrieben, die von 
den Handlungen der Akteure unabhängig sind. Die »wirkliche« Ökonomie 
wird beschrieben durch Präferenzen, die Güterausstattung (d.h. Ausgangs- 
kombinationen von Gütern) der Akteure und die bekannten technischen 
Möglichkeiten zur Umwandlung von Inputs in Outputs. Die Akteure wäh- 
len Handlungen aus den vorhandenen Möglichkeiten, den gegebenen Prei- 
sen und dem technologischen Knowhow, und zwar so, daß keine alterna- 
tive Handlungsmöglichkeit offenbleibt, die sie bevorzugen würden. Die 
Ökonomie ist dann in einem Zustand der »Ordnung« oder im Gleichge- 
wicht, wenn es die Preise erlauben, daß die Handlungen, die die Akteure 
gewählt haben, wechselseitig vereinbar sind, wenn also für alle Güter mit 
einem positiven Preis die Nachfrage gleich dem Angebot ist. Wenn ein sol- 
ches Gleichgewicht existiert - d.h. möglich ist - wäre dies ein bemerkens- 
werter Umstand. Denn die Handlungen sehr vieler Akteure würden dann 
koordiniert auf Grund einer relativ kleinen Zahl von Signalen: den Preisen. 
Tatsächlich scheint diese Ökonomie äußerst sparsam bei ihren Informati- 
onserfordernissen zu sein. Kein Akteur muß die Produktionsmöglichkeiten 
der Ökonomie oder die Präferenzen anderer Akteure kennen. Es ist, wie 
Smith bemerkte, als würde die Ökonomie von einer unsichtbaren Hand ge- 
führt. 
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In den fünfziger Jahren bewiesen Arrow, Debreu und McKenzie, daß es 
unter bestimmten Voraussetzungen ein solches Gleichgewicht gibt. Die 
wichtigste dieser Voraussetzungen war die Abwesenheit bedeutender Ska- 
lenerträge. Etwa zur selben Zeit bewies Arrow, daß ein solches Gleichge- 
wicht, sieht man von Externalitäten ab, die ich später diskutieren werde, 
pareto-effizient sei. D.h., es gibt keine mögliche neue Konstellation der 
Ökonomie, welche bei manchen Akteuren zu einer Allokation führen wür- 
de, die, was ihre Präferenzen anbelangt, nicht schlechter ist als die Gleich- 
gewichtsallokation, während andere zu einer klar bevorzugten gelangen 
würden. Schnell schürzte sich der Knoten. Die reale Ökonomie erlaubt eine 
große Zahl von pareto-effizienten Allokationen. Wiederum vorausgesetzt, 
daß es keine wachsenden Skalenerträge gibt und gewisse Einschränkungen 
für die Präferenzen gelten, ist es möglich, jede dieser pareto-effizienten 
Allokationen in ein Marktgleichgewicht zu dezentralisieren. D.h., es gibt 
Preise und eine Güterverteilung unter den Akteuren dergestalt, daß letztere 
auf rationale Weise genau jene pareto-effiziente Allokation wählen wür- 
den, die ein Gleichgewicht konstituieren würde. Dieses Ergebnis wird als 
das zweite Fundamentaltheorem der Wohlfahrtsökonomie bezeichnet. 

Seit der großen Zeit, in der diese Erkenntnisse gefestigt wurden, sind sehr 
viele weitere bemerkenswerte Einsichten gewonnen worden. Nehmen wir 
eine Ökonomie mit vielen Akteuren gegebener Ausstattung, deren Gü- 
terallokation untereinander durch eine zentrale Autorität vorgeschlagen 
wird. Nehmen wir an, daß diese Allokation dann und nur dann akzeptiert 
wird, wenn es keine Gruppe von Akteuren - einschließlich der Gruppe aller 
Akteure - gibt, die besser gestellt wäre, wenn sie ihre aggregierten Aus- 
stattungen unter sich selbst verteilen würde. Hier bedeutet »besser ge- 
stellt«, daß jedes Mitglied der Gruppe so gut wegkommt wie beim Vor- 
schlag der zentralen Autorität, und manche noch besser. Dann kann bewie- 
sen werden, daß die einzige Allokation, die akzeptiert werden wird, derje- 
nigen nahe kommt, die bei einem konkurrenzbestimmten Marktgleichge- 
wicht herrschen würde. Die »Nähe« wächst mit der Zahl der Akteure. Die- 
ses Ergebnis - bekannt als das »Core Equivalence«-Theorem - ist ebenfalls 
bemerkenswert, da es nicht von einer Marktökonomie ausgeht. Auch an- 
dere Äquivalenztheoreme sind bewiesen worden. Das jüngste stammt von 
Douglas Gale und gilt für eine Ökonomie, in der die Akteure paarweise 
Zufallsbegegnungen haben, bei denen sie über den möglichen Austausch 
beliebiger Güter verhandeln. Er zeigt, daß das Ergebnis für große Ökono- 
mien wiederum die Allokation eines Konkurrenzgleichgewichts ist. 

Diese und andere Ergebnisse sind intellektuell äußerst befriedigend, wirk- 
lich wunderschön, was zum Teil erklärt, warum sie die Wirtschaftswissen- 
schaft während der vergangenen vierzig Jahre beherrscht haben. Ich 
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glaube, daß viele Leute, die keine Möglichkeit haben, diese Argumente zu 
verstehen - oder dies nicht wollen - stark von der allgemeinen Vorstellung 
beeinflußt werden, daß es eine »wissenschaftliche« Theorie gebe, welche 
die Effizienz von Marktwirtschaften bestätige. Was als Antwort auf die 
Frage nach einer logischen Möglichkeit begann, wird als deskriptiv aufge- 
faßt und fängt an, weitreichenden praktischen Einfluß auszuüben. Daher ist 
es jetzt an der Zeit, sorgfältiger die deskriptiven Mängel der Theorie zu 
betrachten und zu sehen, welche Schlüsse daraus gezogen werden können. 


2. Deskriptive Lücken der allgemeinen Gleichgewichtstheorie. 


In der Theorie, die ich skizziert habe, hat jedes Gut einen Preis - oder einen 
Markt. Aber ein wenig Überlegung sagt uns, daß dies eine sehr allgemeine 
Klassifikation von Gütern voraussetzen muß. So ist etwa Butter in Prag im 
September 1991, was Präferenzen und Produktion anbelangt, nicht dieselbe 
Art von Gut wie die gleiche Butter im Jahr 1992. Also muß man Güter 
nach dem Zeitpunkt ihrer Verfügbarkeit unterscheiden. Aber Butter in Prag 
1991 ist nicht das gleiche Gut wie Butter in Cambridge 1991. Also müssen 
Güter nach ihrem Ort unterschieden werden. Aber Butter in Prag im Sep- 
tember 1991 ist, wenn es sehr heiß ist, nicht dieselbe bezüglich Präferenzen 
und Produktion wie Butter am selben Ort und zur selben Zeit, wenn es kalt 
ist. Also müssen Güter nach dem Umweltzustand unterschieden werden, in 
dem sie verfügbar sind. Die Theorie, die ich skizziert habe, nimmt an, daß 
all diese derart nach physischen Eigenschaften, Datum, Lieferort und Zu- 
stand unterschiedenen Güter Märkte haben. In der Welt, in der wir leben, 
ist diese Annahme falsch. Das ist so aus einer Reihe von Gründen, unter 
die man die Kosten von Märkten zählen muß. Aber man kann sicher davon 
ausgehen, daß es weniger Märkte gibt als in der Theorie angenommen 
wird. Doch das heißt, daß es für einige Güter keine Preise gibt, welche die 
nicht zentralisierten Absichten von Akteuren aufeinander abstimmen könn- 
ten - normalerweise haben Marktwirtschaften zu wenig Märkte. 

Wenn es heute nicht möglich ist, Butter zur Lieferung bei Kälte in Prag 
1992 zu kaufen, dann muß der Akteur, wenn er heute seine Pläne macht, 
eine Erwartung zum Preis von Butter in Prag im September 1992 bilden, 
für den Fall, daß es kalt sein wird. Mit anderen Worten, was der Akteur 
heute zu tun entscheidet wird nicht nur auf dem heutigen Preisen beruhen, 
sondern auf erwarteten Preisen. Aber jetzt ist die Beschreibung, die ich von 
der Ökonomie gegeben habe, unvollständig, wenn ich nur Ausstattungen, 
Präferenzen und technische Möglichkeiten spezifiziere. Ich muß auch die 
Preiserwartungen von Akteuren bestimmen oder die Art und Weise, wie 
diese gebildet werden. Weiterhin könnte auf Grund der früheren Annahme, 
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daß alle Güter Märkte haben, jeder Akteur alle jemals gewünschten Trans- 
aktionen heute vollziehen. Z.B. würde er heute bezahlen für ein Kilo Butter 
bestimmter Qualität, das in Prag im September 1992 geliefert werden soll, 
mit dem Wissen, daß nichts geliefert wird, wenn es heiß ist. Wenn Märkte 
für diesen Typ von Transaktionen nicht verfügbar sind, wird er planen 
müssen, diese Butter zum Tagespreis in Prag im September 92 zu kaufen, 
wenn es heiß ist, und alles was er tun kann ist, diesen Preis zu schätzen. Im 
Unterschied zur erstbeschriebenen wird in einer solchen Ökonomie Tag für 
Tag gehandelt. 

Ökonomen, die sich mit diesem realistischeren Szenario konfrontiert sahen, 
haben Ausweichaktionen unternommen, um die ursprünglichen Konstruk- 
tionen zu retten. Sie nehmen jetzt an, daß alle Akteure jederzeit den Preis 
kennen, über den der Markt für jedes Gut zu allen künftigen Zeitpunkten 
und Zuständen geräumt werden wird. Akteure, heißt es, haben rationale 
Erwartungen. Die dahinterliegende Vorstellung ist die einer Ökonomie, de- 
ren realer Zustand mit der Zeit keine wesentlichen Änderungen durch- 
macht und in der die Zustände der Güter identisch und unabhängig vonein- 
ander verteilt sind. In einer solchen Ökonomie werden die Akteure nicht an 
Erwartungen festhalten, die widerlegt sind. Sie werden lernen und mit ge- 
nügend Zeit die Wahrheit erfahren. Diesen Annahmen ist jüngst ein evolu- 
tionärer Dreh verliehen worden. Akteure, die nicht lernen, werden ökono- 
misch nicht lange überleben, während die anderen reich werden, d.h. sich 
reproduzieren. Allerdings hat man erst in allerjüngster Zeit begonnen, die- 
ser zugrundeliegenden Theorie nachzugehen. Viele Ökonomen nehmen 
einfach an, daß die Erwartungen rational sind. Auf Basis dieser Annahme 
haben sie das Wort ergriffen - vor allem im Bereich der Makroökonomie 
und -Ökonometrie. 

Hier sind die Fakten. Einfache Fälle, die man untersucht hat, zeigen, daß 
Lernen zwar tatsächlich zu einem Gleichgewicht mit rationalen Erwartun- 
gen führen kann, daß es allerdings viele Fälle gibt, in denen dies nicht ge- 
schieht. Eine der Schwierigkeiten dieses Forschungsansatzes besteht darin, 
daß wir über keine einwandfreie Lerntheorie verfügen. Eine zweite 
Schwierigkeit ist, daß während des Lernvorgangs die Signale, aus denen 
der Akteur lernen soll, durch die Fehler anderer Akteure erzeugt werden. 
Drittens gibt es so etwas wie den richtigen markträumenden Preis nicht. Im 
allgemeinen hat eine Ökonomie viele mögliche Gleichgewichtspreise. 

Es gibt auf diesem Gebiet noch einiges mehr zu diskutieren, und ich werde 
dies in meinem zweiten Vortrag tun. Insbesondere werde ich mich dann 
auch für eine andere Frage interessieren, nämlich das Ausmaß, zu dem Fi- 
nanzmärkte als Substitute für fehlende Gütermärkte herhalten können. 
Aber fürs erste halte ich einfach fest, daß wir uns nicht auf Koordination 
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durch Märkte verlassen können, wenn einige davon nicht vorhanden sind. 
Tatsächlich läßt sich behaupten, daß dies eine zentrale keynesianische Bot- 
schaft ist, die nur teilweise durch das Postulat rationaler Erwartungen ab- 
getan werden kann. So müssen z.B. Firmen, wenn sie investieren, dies auf 
Grund ihrer Erwartungen über künftige Marktbedingungen tun. Im allge- 
meinen können sie sich nicht versichern, indem sie die künftigen Erträge 
ihrer Investitionen schon heute in Abhängigkeit von künftigen Zuständen 
verkaufen. 

Ich wende mich nun einem zweiten Hindernis zu, das sich auftut, wenn 
man die kanonische Theorie als deskriptive nimmt. In dieser Theorie wird 
angenommen, daß jeder Akteur eindeutig zwischen allen Gütern unter- 
scheiden kann. Wenn Sıe an Gebrauchtwagen denken, sehen Sie, daß dies 
nicht der Fall ist. Aber wichtiger noch ist die Schwierigkeit, zwischen un- 
terschiedlich effizienter Arbeitskraft (in der Theorie ein Gut unter anderen) 
zu unterscheiden oder zwischen Kreditnehmern und Versicherten mit ver- 
schiedenem Risikograd. Wir betreten damit ein weites und sehr geschäfti- 
ges Feld der Informationsökonomie, mit den damit verbundenen Proble- 
men des »moral hazard« und der negativen Selektion. Ich kann nur eine 
Reihe von Beispielen diskutieren, welche die neuen Probleme verdeutli- 
chen. 

Betrachten Sie den Kreditmarkt. Eine Reihe von Firmen will Kredite auf- 
nehmen für Projekte, deren Erfolg ungewiß ist. Der potentielle Kreditgeber 
kann die Risiken der Projekte nicht adäquat unterscheiden. Nehmen wir an, 
die Firmen verlangen mehr Kredit als der Geldgeber zur Verfügung hat. 
Die gängige Theorie sagt dann, daß der Preis von Krediten (d.h. der Zins- 
satz) steigen wird, um den Markt zu räumen, der, beachten Sie, ein Markt 
für die künftige Lieferung von Geld ist. Aber ein hoher Zinssatz wird die 
guten Risiken stärker entmutigen als die schlechten: Jene, die höchstwahr- 
scheinlich nicht zurückzahlen können, werden durch das Ausmaß ihres 
Scheiterns Kaum berührt. Daher wird es eine negative Selektion geben: Der 
Anteil schlechter Risiken wird steigen. Der Kreditgeber, der dies weiß, 
wird es vorziehen, Kredite zu rationieren statt den Preis zu erhöhen: Der 
Kreditmarkt wird dann nicht geräumt. 

Nun betrachten Sie den Fall der Krankenversicherung. Nehmen Sie an, es 
gebe zwei Arten von Kunden: die einen mit hohem und die anderen mit ge- 
ringem Krankheitsrisiko. Versicherung dieser Spielart ist ein Markt, der 
abhängig ist von künftigen Zuständen, abhängig von den Zuständen gesund 
oder krank. Die Versicherungsfirma kann nicht zwischen den beiden Arten 
von Kunden unterscheiden. Sie bietet beiden einen einheitlichen Vertrag 
(als »pooling« bezeichnet), und weil sie tatsächlich über die Gewinn- 
schwelle kommen muß, können die schlechten Risiken in gewissem Maße 
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auf Kosten der guten Trittbrett fahren. Das heißt, daß es möglich ist, zwei 
Verträge anzubieten (»separating«), so daß jeder Kundentyp einen davon 
kauft und keiner einen anderen haben will. Das ist profitabler, und die 
Verträge enthüllen die Risikotypen - diese werden sortiert. Aber wenn sie 
einmal bekannt sind, ist es wiederum profitabel, zu mischen. Stiglitz und 
Rothschild haben gezeigt, daß ein einfaches Marktgleichgewicht unmög- 
lich sein könnte. 

Die Krankenversicherung liefert auch ein Beispiel für den »moral hazard«. 
Eine versicherte Person achtet möglicherweise weniger auf ihre Gesund- 
heit. Ebenso kann die Autohaftpflichtversicherung zu einer rücksichtslose- 
ren Fahrweise führen. Oft wird deshalb von versicherten Person verlangt, 
im Versicherungsfall einen Teil der Kosten zu tragen. Wichtig zu beachten 
ist zusätzlich, daß wir nicht in der Lage sind, die Qualität der Dienstlei- 
stungen im Gesundheitswesen, die wir kaufen, richtig zu beurteilen. 
Betrachten Sie schließlich eine Firma, die Arbeitskräfte anheuert, deren 
Qualität nicht direkt beobachtet werden kann. Alle möglichen faszinieren- 
den Probleme tun sich hier auf, von denen ich nur eines herausgreife. 
Nehmen wir an, daß Arbeitskräfte hoher Qualität - d.h. produktivere Ar- 
beitskräfte - einen höheren Reservationslohn haben als Arbeitskräfte gerin- 
ger Qualität, d.h. einen Lohn, unterhalb dessen sie keinen Job annehmen. 
Die Firma weiß dann, daß sie mehr hochproduktive Arbeitskräfte in die 
Belegschaft bekommt, wenn sie den angebotenen Lohn erhöht. Die Firma, 
von der wir ausgehen, will einen Output zu minimalen Kosten produzieren. 
D.h., sie wird die Produktivität ihrer durchschnittlichen Arbeitskraft pro 
Lohneinheit erhöhen wollen. Dies veranlaßt die Firma dazu, einen be- 
stimmten Lohn - den Effizienzlohn - anzubieten, den sie sich nicht veran- 
laßt sieht zu senken, selbst wenn Arbeitslose an die Tür klopfen. Wiederum 
kann der Arbeitsmarkt nicht geräumt werden. 

Dies sind nur sehr wenige Beispiele, die uns von der kanonischen Theorie 
wegführen, wenn wir uns den Informationsproblemen zuwenden - es gibt 
viele weitere, und ich verweise Sie auf eine hervorragende Untersuchung 
von Stiglitz. Aber schon anhand dieser wenigen Beispiele können Sie se- 
hen, daß selbst wenn wir die Annahme rationaler Akteure und rationaler 
Erwartungen beibehalten, Märkte ihre Leistung möglicherweise nicht er- 
bringen. 

Ich werde nur noch eine Schwierigkeit betrachten, obwohl es noch viel 
mehr gibt. Es handelt sich um die peinliche Tatsache, daß wir über keine 
sauber fundierte Theorie eines Prozesses verfügen, vermittels dessen ein 
Gleichgewicht erreicht werden könnte, besonders was die Veränderung von 
Preisen anbelangt. Die Vorstellung, die wir haben, ist die einer unsichtba- 
ren Hand, die sich nicht bewegt, sondern in Ruhe ist. Die meisten formalen 
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Theorien, die wir haben, bringen einen fiktiven Auktionator ins Spiel, und 
selbst dann kann eine im Gleichgewicht mündende Tendenz nicht allge- 
mein bewiesen werden. Die befriedigendsten Resultate gelten für eine reine 
Tauschökonomie, d.h. eine Ökonomie ohne Produktion, was natürlich 
schlecht ist. 

Der Grund für unsere Schwierigkeit ist zum Teil die Annahme, daß Ak- 
teure die Preise als gegeben behandeln und sie nicht beeinflussen. Das ist 
die Annahme vollständiger Konkurrenz. Solange wir mit dieser Annahme 
weitermachen, ist kein Fortschritt bei unserem Verständnis der genannten 
Prozesse zu erwarten. Wenn wir sie, andererseits, fallen lassen, wird die 
kanonische Theorie stark ausgehöhlt und eine Menge neuer Arbeit ist nö- 
tig, die tatsächlich inzwischen in Angriff genommen worden ist. Wenn 
Akteure und nicht ein fiktiver Auktionator Preise festlegen sollen, können 
sie die Preise auch nicht als gegeben hinnehmen. Und wenn sie dies nicht 
tun, wird z.B. eine Firma die Auswirkungen einer Preisveränderung ab- 
schätzen müssen. Dies erfordert nun beträchtlich mehr Wissen, als wir von 
einem perfekten Wettbewerber verlangen. Nicht nur Wissen über eine ge- 
gebene Nachfragefunktion, sondern auch über strategische Interaktionen, 
d.h. das Verhalten der Mitkonkurrenten. Die Spieltheorie, die in den letzten 
zehn Jahren eine bemerkenswerte Blüte erlebt hat, war bisher nur in der 
Lage, mit kleinformatigen »Teilproblemen« zurechtzukommen, und ein 
Gesamtbild der Ökonomie ist nicht verfügbar. 

Um die praktische Bedeutung der Frage zu verdeutlichen, die ich jetzt auf- 
werfe, lassen Sie mich noch einmal den Arbeitsmarkt betrachten. Nehmen 
wir an, daß zu einem gegebenen Reallohn mehr Arbeitsstunden angeboten 
als nachgefragt werden. Keynes nannte dies eine Situation unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit. Es handle sich nicht um ein Gleichgewicht, heißt es. Aber 
wir haben beim Effizienzlohn schon gesehen, daß es möglicherweise kei- 
nen Anreiz für die Firmen gibt, die Löhne zu senken. (Beachten Sie hier, 
daß Firmen bestenfalls in der Lage sind, den Geldlohn und/oder den Preis 
ihres Outputs zu verändern.) Auch kann es der Fall sein, daß es angebots- 
seitig keinen Anreiz gibt, die Löhne (wiederum Geldlöhne) zu senken. Nun 
haben wir eine sehr umfangreiche, zum Teil empirische Literatur, die dies 
bestätigt: etwa weil es starke Gewerkschaften gibt oder eine Stimmung, 
wonach es sozial nicht akzeptabel ist, die Beschäftigten zu unterbieten. 
Aber wenn es keinen Prozeß gibt, über den Löhne verändert werden, dann 
ist der Zustand unfreiwilliger Arbeitslosigkeit ein Ruhepunkt dieses Pro- 
zesses, und solche Ruhepunkte werden in allen Wissenschaften als Gleich- 
gewichte bezeichnet. 

Anders gesagt, der Gleichgewichtsbegriff, den ich zunächst eingeführt 
habe, ist nicht wirklich der richtige. Wenn die Gleichheit von Angebot und 
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Nachfrage ein Gleichgewicht darstellt, dann nehmen wir implizit an, daß 
sich bei Abwesenheit dieser Gleichheit die Preise ändern werden. Aber das 
könnte eine schlechte Annahme sein. Soweit ich sehe, kann kein Begriff 
eines Gleichgewichts akzeptiert werden, das nicht gleichzeitig den Ruhe- 
punkt einer wohlverstandenen Dynamik darstellt. Aber leider fehlt uns eine 
gut artikulierte Dynamik. Wir können daher nicht oder auch nur teilweise 
sicher sein, daß die dezentrale Ökonomie zu irgend einem Gleichgewicht 
führen wird. Schließlich sind Konjunkturzyklen nichts Unbekanntes, ob- 
wohl sie nicht alleine schon einen schlüssigen Beweis für ein Ungleichge- 
wicht nach meiner Definition liefern. 

Klar ist, daß eine Untersuchung von Prozessen ohne ein richtiges Ver- 
ständnis von Erwartungen, Entscheidungsfindungen und -prozessen nicht 
vorankommen kann. Ein solches haben wir gegenwärtig nicht. Aber in Be- 
zug auf sehr einfache Beispiele sind einige sehr interessante Einsichten ge- 
wonnen worden. Z.B. sind wir selbst dann nicht aus den Schwierigkeiten 
heraus, wenn wir bei der Annahme vollständiger Konkurrenz bleiben und 
in der zeitlichen Verfolgung einer Ökonomie einfach voraussetzen, daß die 
Preise jederzeit die Märkte räumen und so sind, wie sie in der vorausge- 
gangenen Periode erwartet wurden. Denn es kann gezeigt werden, daß ein 
solcher Gleichgewichtspreispfad vereinbar ist mit völlig irrtümlichen Über- 
zeugungen der Akteure. Wenn diese etwa glauben, daß die Preise hoch sein 
werden wenn die Sonnenfleckenaktivität hoch sein wird und umgekehrt, 
könnte es einen Pfad von Gleichgewichtspreisen geben, der diese Erwar- 
tungen bestätigt. Wiederum war Keynes auf der richtigen Spur, als er von 
»Gleichgewichtsfallen« sprach. D.h. Glaubensüberzeugungen sind minde- 
stens so wichtig für ökonomische Ereignisse wie die Wirklichkeit von 
Technologie, Präferenzen und Ausstattungen. 

Ich führe nun diese etwas atemlose und ausschnittweise Darstellung des 
gegenwärtigen Zustands der Theorie über diese Dinge zum Schluß um zu 
sehen, ob sie für Ihre Probleme relevant ist. 


3. Ist die Theorie relevant? 


Sie werden bemerkt haben, daß ich bisher die Frage nach Anreizen gegen 
die Zurückhaltung der Arbeitskraft oder für Risiken oder Innovationen 
nicht diskutiert habe. Obwohl es ganz gute Literatur zu diesem Thema gibt, 
habe ich sie nicht erwähnt, weil es zunächst einmal ziemlich klar scheint, 
daß diese Anreize unter einem Marktregime mit Privateigentum viel stär- 
ker sein werden als in einer Kommandoökonomie. Das ist noch nicht das 
letzte Wort zu diesem Thema. Japanische Institutionen etwa sind ganz an- 
ders und liefern auf andere Weise Anreize als die in westlichen Ökono- 


Allgemeine Gleichgewichtstheorie und die Transformation zentral geplanter Ökonomien 123 


mien. Wenn man die Kommandoökonomie wegen des Problems der Anrei- 
ze verworfen hat, sind immer noch viele Alternativen übrig. Weitzman und 
Meade plädieren etwa für eine »share economy«, d.h. für Unternehmen die 
in gemeinsamem Besitz von Arbeitern und Kapitalisten sind, und sie tun 
dies zum Teil wegen der Anreize. Hier ist nicht die Zeit für eine ausge- 
dehnte Diskussion aller relevanten Aspekte, und ich beschränke mich auf 
das, was mehr oder weniger direkt der Theorie entspringt, die ich erörtert 
habe. 

Der beste Ausgangspunkt ist das zweite Theorem der Wohlfahrtsökono- 
mie. Sie erinnern sich, daß jede pareto-effiziente Allokation unter geeigne- 
ten Annahmen in ein Konkurrenzgleichgewicht dezentralisiert werden 
kann, vorausgesetzt, daß wir Reichtum zwischen den Akteuren umverteilen 
können. Aber wir können dies nicht mittels einer Pauschalbesteuerung tun 
und wenn wir andere Steuern verwenden, wird die Allokation nicht mehr 
mit den erforderlichen Anreizen vereinbar sein. Das will heißen, daß Steu- 
ern und Subventionen, weil sie von den Handlungen der Akteure abhängig 
sein müssen, diese Handlungen verändern werden. Es könnte daher in der 
Praxis unmöglich sein, eine willkürlich gewählte pareto-effiziente Alloka- 
tion zu ändern. 

Dies ist nur ein Beispiel für eine generelle Einsicht: Eine effiziente Allo- 
kation, die richtig interpretiert natürlich eine effiziente Akkumulation usw. 
einschließt, und eine wünschenswerte Verteilung des Reichtums könnten 
miteinander unvereinbar sein. Im allgemeinen wird man ein wenig vom 
einen opfern müssen, um mehr vom andern zu bekommen. Das hat natür- 
lich Folgen für die Progressionsrate von Einkommenssteuern und für die 
Frage, wie Güter zu besteuern sind, die vorwiegend durch die eine oder an- 
dere Gruppe konsumiert werden. Wenn die Ökonomie so wäre, wie ich sie 
beschrieben habe, bevor ich die Unangemessenheit der Beschreibung be- 
tont habe, bekommen wir ziemlich genaue Resultate, die uns sagen, wel- 
ches Steuersystem eine gewünschte Verteilung zu den geringsten Kosten 
an Effizienz liefert. Aber wie die Dinge liegen, müssen wir Vermutungen 
anstellen. Nun haben die Reichen immer einen Anreiz, die negativen Aus- 
wirkungen von Steuern auf ihre Anreize zu übertreiben. Es wird sich loh- 
nen, möglichst genaue empirische Informationen auf diesem Gebiet zu ha- 
ben. Eines ist sicher: Die Behauptung, selbst wenn sie stimmte, daß eine 
Marktwirtschaft pareto-effizient sei, reicht lange nicht hin, um davon zu 
überzeugen, daß sie gut ist - man muß beurteilen, welche Verteilung des 
Reichtums durch Besteuerung erlangt wird oder erreichbar ist. Selbst wenn 
es allen besser geht als unter der Kommandowirtschaft, scheint es proble- 
matisch, die Ansprüche auf Gerechtigkeit vollkommen zu ignorieren. 
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Aber wie ich ausgeführt habe, entsprechen wirkliche Ökonomien nur ent- 
fernt dem kanonischen Modell, und im allgemeinen sollten wir nicht ein- 
mal erwarten, daß sie pareto-effizient sind. Das ist unter anderem deshalb 
so, weil es sehr viele Externalitäten gibt, die von Märkten ignoriert werden. 
Die einfachste ist der rauchende Fabrikschlot neben der Wäscherei. Wenn 
es Eigentumsrechte an sauberer Luft gäbe, müßte die Fabrik Luft kaufen, 
die sie verschmutzen kann. Wie oft der Fall, sind solche Rechte nicht mög- 
lich, und wir haben ein weiteres Beispiel für unvollständige Märkte. Es 
gibt preislose »Güter« und »Übel«. Wir sind uns, glaube ich, alle darüber 
im klaren, welche Konsequenzen für die Umwelt eine solche Unvollstän- 
digkeit von Märkten hat. Normalerweise sind Steuern, Subventionen und 
Regulationen notwendig. Aber die Theorie, die wir untersucht haben, lie- 
fert tatsächlich einige Anleitungen dafür, wie über den Einsatz dieser un- 
terschiedlichen Instrumente zu entscheiden ist. Insbesondere unterstützt sie 
den Versuch, die Preise der Externalitäten kalkulieren, wenn es entspre- 
chende Märkte gäbe, und diese zur Berechnung von Steuern und Subven- 
tionen einzusetzen. Wenn wir zu wenig empirisches Wissen haben, um dies 
zu tun, und die externen Kosten als hoch einschätzen, könnte es sein, daß 
Regulation das Mittel der Wahl ist, um das Risiko zu mindern. 

Aber es gibt noch andere wichtige Externalitäten in der Form öffentlicher 
Güter - das sind Güter, deren Konsum durch einen Akteur nicht die für an- 
dere verfügbare Menge verringert. Auf dem Markt herrscht ein Unterange- 
bot dieser Güter. Zu den wichtigsten gehört Information. Der Anreiz, neue 
Informationen zu liefern oder einzuholen ist schwach, wenn diese nicht 
monopolisiert werden können - zumindest eine Zeit lang. Patentrechte sind 
ein Beispiel. Aber dennoch gehen diese auf Kosten der Effizienz, weil 
Marktteilnehmer daran gehindert werden, Informationen zu benutzen, de- 
ren Angebotskosten gleich Null sind. Ein anderes Beispiel sind Straßen. 
Sie sind öffentliche Güter, solange es keine Verkehrsstaukosten gibt. Pri- 
vate Eigner würden Straßennutzungskosten verlangen, auf Basis der Pro- 
fitmaximierung, nicht auf Basis von »Staukosten«. Fernseh- und Radio- 
übertragung ist ein anderes Beispiel. Leidenschaftliche Marktwirtschaftle- 
rinnen wie Mrs. Thatcher scheinen den Nutzen öffentlicher Güter nicht be- 
griffen zu haben, mit dem Ergebnis, daß sie zumindest in Großbritannien 
zu wenig angeboten werden und daher die Effizienz der übrigen Wirtschaft 
untergraben wird. 

Außer öffentlichen Gütern gibt es noch weitere mit bedeutenden Externa- 
litäten. Etwa die Bereitstellung von gut ausgebildeten und geübten Arbeits- 
kräften. Arbeitgeber können zögern, in Ausbildung und Training einer po- 
tentiellen Arbeitskraft zu investieren, weil sie die Früchte nicht alleine nut- 
zen können. Meiner Ansicht nach veranschlagen aktuelle Schätzungen der 
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Rentabilität von Investitionen in, sagen wir, ein weiteres Ausbildungsjahr 
den gesellschaftlichen Nutzen bei weitem zu niedrig. 

Schließlich haben wir das Beispiel der medizinischen Versorgung. Was ich 
über Information und »moral hazard« gesagt habe, gilt auch hier. Daß es 
Externalitäten eines guten Gesundheitszustands gibt, scheint ziemlich klar 
zu sein. Denken Sie an Impfungen. Aber es gibt auch Argumente bezüglich 
fehlerhafter Voraussicht: Es scheint eine harte Strafe zu sein, jemanden 
sterben zu lassen, weil er die Wahrscheinlichkeit einer Krankheit unter- 
schätzt und sich deshalb unterversichert hat. Allerdings beruht das stärkste 
Argument, die Gesundheitsvorsorge nicht völlig dem Markt zu überlassen, 
auf einfachen Gerechtigkeitsüberlegungen in einer Ökonomie, in der die 
Einkommensverteilung derart ungleich ist, daß sie die erforderlichen An- 
reize nicht bietet. 

Es scheint mir also vollkommen klar zu sein, daß es eine ganze Reihe von 
Bereichen gibt, in denen die Versorgung mit Gütern nicht einfach dem 
Markt überlassen werden sollte. Den schon aufgezählten Fällen müssen die 
natürlichen Monopole hinzugefügt werden, die sicher Regulation erforder- 
lich machen. 

Allerdings bleibt immer noch die Frage, ob der Markt, sich selbst überlas- 
sen, für angemessene Handlungskoordination sorgen wird. Ich habe Grün- 
de dafür geliefert, warum dies zweifelhaft scheint. Allerdings sollte der 
Mangel an privater Information und korrekter Voraussicht nicht zu dem 
falschen Schluß führen, daß die Sache für eine zentrale Behörde besser 
stünde. Im allgemeinen steht sie schlechter. Eine Methode, um private In- 
formationen zu aggregieren, hat bisher allen Planern gefehlt, und, wie Sie 
wissen, hat Hayek ausgeführt, daß dies notwendig so war. Nichtsdesto- 
weniger scheint es mir wichtig zu sein, daß der Übergang zu einer Markt- 
wirtschaft nicht mit übertriebenen und unrealistischen Erwartungen einher- 
geht. Es wird Hochs und Tiefs und, aus den von mir angeführten Gründen, 
Zeiten der Arbeitslosigkeit geben. 

Die Klugheit verlangt, daß man auf diese Fälle vorbereitet sein sollte. Z.B. 
sollte klar sein, daß es Versicherungen für Arbeitslosigkeit gibt, die darauf 
ausgelegt sind, Härten zu vermeiden, wobei die Arbeitsanreize beachtet 
werden sollten. (Z.B. werden in manchen skandinavischen Ländern die 
Zahlungen an Arbeitslose eingestellt, wenn sie Arbeitsangebote unbegrün- 
det ablehnen.) Aber für die Übergangsperiode muß man Arbeitslosigkeit 
akzeptieren, da die Leute unprofitable Arbeitsplätze innehatten. Dies war 
kaum ihre eigene Entscheidung. Die Regierungen sollten hier das Ver- 
sicherungsangebot bereitstellen, das die Marktwirtschaft nicht bietet - zum 
Teil wegen des moral hazard. 
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Auf der anderen Seite gibt es auch die Probleme der Inflation. Ich habe 
nicht die Zeit, mich sorgfältig auf dieses Thema einzulassen. Tatsächlich 
gibt es nur einen Punkt, den ich betonen will: Eine stetige Inflation bringt 
einige Kosten mit sich, aber die ökonomische Theorie der Art, wie ich sie 
erörtert habe, hält sie für gering. Eine sich beschleunigende Inflation hat 
hohe Kosten. Es ist viel billiger zu versuchen, eine vorhandene mäßige In- 
flation zu stabilisieren, statt sie zu senken. Sowohl die theoretischen Argu- 
mente als auch das empirische Material sind hier eindeutig. In Großbritan- 
nien ist Jahr für Jahr ein beträchtlicher Teil des Sozialprodukts dem Ziel 
geopfert worden, die Inflation zu »besiegen«. Bankleute und Politiker hal- 
ten die Inflation für ein Übel an sich. Aber wir sind an der Wohlfahrt von 
Bürgern interessiert, und, wie gesagt, die Auswirkung einer mäßig stetigen 
Inflation ist gering. 

Ich glaube, daß eine Marktwirtschaft adäquate Finanzmärkte und eine ad- 
äquate Vielfalt finanzieller Instrumente erfordert. Diese liefern nämlich die 
unabdingbaren Voraussetzungen für Versicherungen, d.h. für die Vermei- 
dung von Unsicherheit, was in der kanonischen Theorie als selbstverständ- 
lich betrachtet wird. Versicherungen sind auch nötig, um größere Liquidität 
zu gewährleisten - die Möglichkeit, nicht unlösbar gebunden zu sein. Die 
Privatisierung wird eindeutig stark gestützt durch die Bereitstellung der 
Möglichkeiten, die ein Finanzmarkt bietet. Es Könnte gut sein, daß der 
Aufbau der Institutionen eines solchen Marktes hohe Priorität haben sollte. 
Es wäre leicht, einiges mehr an Zeit auf all diese Fragen zu verwenden und 
insbesondere, am besten an der Tafel, zu illustrieren, wie hilfreich der theo- 
retische Bezugsrahmen, den ich skizziert habe, beim Nachdenken darüber 
ist. Er wird keine allein richtigen Antworten liefern, aber ich glaube, daß er 
in der Lage ist, mit dem Nonsens fertig zu werden. Allerdings wäre es ein 
ineffizienter Einsatz Ihrer Zeit, Sie länger aufzuhalten, und deshalb lasse 
ich es sein. 


Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Fritz 


David Stark 


Nicht nach Design: Rekombiniertes Eigentum im ost- 
europäischen Kapitalismus 


1. Eine Wissenschaft von der Transition nach einem Jahrhundert des 
Übergangs 


Wie kann die Mainstream-Ökonomie die bedeutsame Transformation in 
Osteuropa erklären, wenn sie keine Theorie des Wandels besitzt? Die Ant- 
wort bestand und besteht darin, daß sie sich die Übergangs-Problematik 
unverhohlen von der Soziologie ausborgt, von jener Disziplin, die um die 
Jahrhundertwende herum durch die Erforschung von Übergängen begrün- 
det wurde - des Übergangs von der Tradition zur Moderne, von der Ge- 
meinschaft zur Gesellschaft, von der ländlichen zu städtischen Gesell- 
schaft, vom Feudalismus zum Kapitalismus, oder von der mechanischen 
zur organischen Solidarität. Die Begründer der Soziologie diagnostizieren 
die Krise der europäischen Gesellschaften in den letzten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts als normatives und institutionelles Vakuum. Der Zerfall 
der traditionellen Strukturen hatte, wie Durkheim schrieb, »alle älteren Or- 
ganisationsformen hinweggefegt. Sie verschwanden eine nach der anderen 
entweder durch langsamen Verschleiß in der Zeit oder durch große Störun- 
gen, fanden aber keinen Ersatz.«! 

An unserem eigenen fin de siecle läßt nicht der Zerfall traditioneller Struk- 
turen, sondern der Zusammenbruch des Kommunismus die Übergangs-Pro- 
blematik wiederaufleben. Während Durkheim in der Soziologie die Wis- 
senschaft von der Moral erblickte, die die Gesellschaft aus dem »Stadium 
der Geistesverwirrung« zu einer stabilen sittlichen Ordnung geleiten kön- 
ne, ist sie heute die Wissenschaft der Wahlhandlung, die die Ökonomien 
Osteuropas durch den Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus gelei- 
ten wird. Der Unterschied zwischen der Transition, die das Jahrhundert er- 


1  Durkheim 1897: 446. Loic Wacquants (1993, 4) Resumee der Durkheimschen Diagnose 
ist besonders treffend: »Wegen der extremen Geschwindigkeit, mit der sich die zur Her- 
aufkunft der modernen Gesellschaft gehörenden Transformationen ereigneten, war eine 
gefährliche 'sittliche Lücke’ aufgetaucht: Während das alte Normensystem der Vergan- 
genheit hinfällig geworden war, hatte sich dasjenige, das zu der neuen Verfassung des 
kollektiven Lebens paßte, roch nicht ausreichend entwickelt«. 
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öffnete, und der Transition, die es beschließt, besteht natürlich darin, daß 
daß wir diesesmal, nach beinahe einem Jahrhundert an Erfahrung, nicht 
mehr von der Unkenntnis des Ausgangs belastet sind. Gewappnet mit dem 
Wissen um den Bestimmungsort, ermöglicht die Ehe zwischen Ökonomie 
und Übergangs-Problematik eine echte Wissenschaft von der Transition. 
Dieser Aufsatz geht von der Voraussetzung aus, daß das Übergangs-Kon- 
zept das größte Hindernis für das Verständnis des Wandels im gegenwär- 
tigen Osteuropa ist. Als Wissenschaft vom »Noch nicht« ist die »Transito- 
logie« weithin durch ihre technischen Anwendungen bekannt: durch Pro- 
jekte, Wegskizzen, Rezepte, Therapien, Formeln und Marschbefehle dafür, 
wie man in sechs oder sechzig Schritten vom Sozialismus zum Kapitalis- 
mus kommt (Sachs 1989; Peck/Richardson 1992). Aber abseits vom Glanz 
der Publicity sind die Theoretiker dieser Wissenschaft am Werk. Unbesorgt 
um die praktischen Probleme des »Wie von hier nach dort?«, entwickeln 
sie eine Art von sozialer Embryologie für die systematische Analyse des- 
sen, was eintreten sollte (Nee 1989, 1993). Die theoretische und die ange- 
wandte Seite teilen eine untergründige Teleologie, in der Konzepte ihre 
Schubkraft aus hypothetischen Endstadien beziehen. Wie in allen Versio- 
nen der Modernisierungstheorie beginnt die »Transitologie« mit einer Zu- 
kunft, die nicht nur erwünscht, sondern auch schon bekannt ist. Das Ziel ist 
bereits ausersehen: Westeuropa und Nordamerika halten das Bild der ost- 
europäischen Zukunft in den Händen. 

Auch wenn sie mit der Zukunft beginnt, schweigt die Transitologie nicht 
zur Vergangenheit und Gegenwart, denn diese Wissenschaft verfügt über 
eine eigene Geschichtsphilosophie: Der Übergang einer Gesellschaft voll- 
zieht sich als Durchschreiten des Grenzstadiums zwischen einer Sozialord- 
nung zu einer anderen, wobei beide als je stabiles, nach einer kohärenten 
und mehr oder minder einheitlichen Logik organisiertes Gleichgewicht auf- 
gefasst werden. Eine solche Sicht überzeichnet die Kohärenz der sozialen 
Formen sowohl vor als auch nach dem hypothetischen Übergang; und um- 
gekehrt übertreibt sie den Grad der sozialen Desorganisation in der ange- 
nommenen Grenzperiode eines »institutionellen Vakuums«. 

Mit einer solchen Sicht auf die Übergangs-Problematik stimmen zahlreiche 
osteuropäische Forschungen nicht überein. Sie dokumentieren vielmehr 
parallele und einander widersprechende Logiken, mit denen gewöhnliche 
Bürger schon in dem Jahrzehnt vor 1989 ihre Erfahrungen sammelten, in 
einer sozialen Welt, deren verschiedene Bereiche durchaus nicht kohärent 
integriert waren (Gäbor 1979, 1986; Stark 1989; Mirody 1992). Mithilfe 
statistischer Erhebungen und ethnographischer Studien haben Forscher 
eine Vielzahl von sozialen Beziehungen identifiziert, die nicht den offiziell 
vorgeschriebenen hierarchischen Mustern entsprachen. Diese auf Gegen- 
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seitigkeit und marktähnlichen Transaktionen beruhenden Beziehungen wa- 
ren sowohl im sozialistischen Sektor als auch in der »zweiten Wirtschaft« 
verbreitet; sie ergaben sich aus den Widersprüchen des Versuchs, eine ge- 
samte Volkswirtschaft »wissenschaftlich zu leiten«. Auf der untersten Be- 
triebsebene führten Knappheiten und Material-Engpässe zum Feilschen 
zwischen Vorgesetzten und informellen Gruppen. Auf Direktionsebene 
verlangte die Planerfüllung ein dichtes Netz informeller Querverbindungen 
zu Betrieben und lokalen Organisationen. Die allokativen Verzerrungen 
der zentralen Planung schufen stets erneut die Bedingungen für eine vor- 
wiegend nebenberufliche Unternehmertätigkeit in der »zweiten Wirt- 
schaft«, die es überall in der Region in unterschiedlichem Ausmaß, Ver- 
bindungsgrad und Legalitätsstatus gab. 

Die Existenz von - wie immer widerspruchsvollen und fragmentarischen - 
Parallelstrukturen in den informellen und zwischenbetrieblichen Netzen 
bedeutet, daß wir statt eines institutionellen Vakuums Routinen und Prakti- 
ken, Organisationsformen und soziale Bindungen vorfinden, die zu Aktiv- 
posten, zu Ressourcen und zur Basis glaubwürdiger Verpflichtungen und 
koordinierter Handlungsweisen werden können.? Kurz gesagt stoßen wir 
anstelle der in der Übergangs-Problematik erwarteten Desorientierung auf 
eine Metamorphose halblegaler Organisationsformen und auf die Aktivie- 
rung bereits bestehender Netzwerke. 

Während der 80er Jahre waren die Gesellschaften Osteuropas sicherlich 
keine nach einer einzigen Logik organisierten Systeme; ebensowenig ist zu 
erwarten, daß sie, mehr oder weniger wie unsere, zu Gesellschaften mit ei- 
ner einzigen Systemidentität werden. Eine moderne Gesellschaft ist keine 
einheitliche Sozialordnung, sondern besteht aus einer Vielzahl von Ord- 
nungen, einer Pluralität von Ordnungsprinzipien, nach denen Übereinstim- 
mung erreicht wird, einer Polyphonie von Arbeits-, Wert- und Gerech- 
tigkeitsauffassungen. Wandel, selbst ein fundamentaler Wandel der sozia- 
len Welt, bedeutet nicht den Übergang von einer Ordnung zu einer ande- 
ren, sondern läuft auf Umstellungen in den Mustern hinaus, nach denen 
diese Ordnungen verwoben sind.3 


2 Zur Bedeutung von Routine und Habitus s. Bourdieu (1990) und Nelson/Winter (1982). 

3 Während die Mainstream-Ökonomen den Zusammenbruch als Anordnung für die kühnen 
Initiativen eines Designer-Kapitalismus sehen, führt das institutionelle Vakuum nach An- 
sicht vieler Politologen zur Lähmung oder gar zum Chaos. Für letztere läßt der Zusam- 
menbruch des Parteistaates diese Gesellschaften »ohne Institutionen und ohne ein System 
(zurück) ... Was wir heute in Osteuropa finden, ist ein institutionelles Vakuum. Die Logik 
des Staatssozialismus bestand darin, der Partei das Zentralnervensystem zu überlassen. 
Sie war die Institution und gab allen anderen Nebeninstitutionen Leben, Logik und Funk- 
tionen. Als die Hegemonie der Kommunistischen Partei starb, starben auch die Institutio- 
nen und damit Rollen und Regeln« (Bunce und Csanadi 1992: 14). Zwar überleben Frag- 
mente der alten sozialistischen Ordnung - neben neuen Elementen, die einer anderen Lo- 
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Daher untersuchen wir nicht eine Transition, sondern eine Transformation, 
in der die Einführung neuer Elemente in aller Regel mit Adaptionen, Um- 
stellungen, Permutationen und Rekonfigurationen von bestehenden Organi- 
sationsformen einhergeht. Statt eines institutionellen Vakuums untersuchen 
wir institutionelle Hinterlassenschaften und hinterfragen dabei die Meta- 
pher des Zusammenbruchs danach, ob Unterschiede des Auseinanderfal- 
lens nicht auch Folgen für den Wiederaufbau neuer Institutionen haben. 
Anstatt Länder fallweise daraufhin zu untersuchen, wie weit sie einem vor- 
gegebenen Modell entsprechen oder von ihm abweichen, sehen wir qua- 
litative Unterschiede und fragen danach, wie unterschiedliche Wege der 
Befreiung vom Staatssozialismus unterschiedliche Möglichkeiten der 
Transformation eröffnen. Statt auf den Trümmern des Kommunismus ta- 
bula rasa zu machen, untersuchen wir, wie Akteure an bestimmten Orten 
und in bestimmten Umgebungen mit den Trümmern des Kommunismus 
Organisationen und Institutionen neuaufbauen. Statt Lähmung und Des- 
orientierung sollten wir uns auf Akteure einstellen, die schon gewohnt sind, 
die Zweideutigkeit widerspruchsvoller sozialer Formen auszutarieren, sich 
mit neuen Ungewißheiten auseinandersetzen und vor dem Hintergrund ein- 
gelebter Routinen zu improvisieren. Statt großartiger architektonischer und 
sozialtechnologischer Entwürfe für einen Designer-Kapitalismus untersu- 
chen wir ein transformierendes Basteln. Vor allem aber begreifen wir die 
institutionelle oder organisatorische Innovation nicht als Ersatz, sondern 
als Rekonfigurationen und Rearrangements von bestehenden institutionel- 
len Elementen. Kurz, wir fassen die organisatorische Innovation als Re- 
kombination. 

Um in einer sich rasch wandelnden Umwelt zu überleben, definieren die 
Akteure die Ressourcen neu, um sie dann zu rekombinieren. Zu diesen 
Ressourcen gehören Organisationsformen (die in andere Bereiche hin- 
überwandern können), habitualisierte Praktiken und offizielle oder infor- 
melle soziale Bindungen. So wird die Transformation eher nach innovati- 
ven Anpassungen, die anscheinend unstimmige Elemente kombinieren - 
nach Bastelei -, als nach architektonischem Design aussehen. In dieser Per- 
spektive sind die Akteure weniger durch den Standpunkt »des Systems«, 
als durch die Not ihrer praktischen Lage motiviert. Statt eine Zukunft aus- 
zuersehen, die die Gegenwart prägt, sollten wir untersuchen, wie die Zu- 
kunft vom nüchternen Sinn für die Gegenwart geprägt wird. Dieser nüch- 


gik folgen. Aber weil die aus zwei stabilen Systeme entnommenen Elemente einander wi- 
dersprechen, ist der Postkommunismus ein »Nicht-System«. In einer irrationalen Umge- 
bung »ohne Muster« wird die Kategorie Interessen bedeutungslos. »[DJie Unmöglichkeit, 
irgendwelche rationalen Voraussagen über die Folgen von Verhalten und Entscheidungen 
zu machen, bedeutet, daß echt strategisches Verhalten unmöglich ist« (ebd., 16). 
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terne Sinn für überlebenswichtige Ressourcen mag zu Privateigentum und 
Wettbewerbsmärkten führen. Wahrscheinlicher aber wird er die Eigen- 
tumsgrenzen zweideutiger machen und neue, weder marktartige noch hie- 
rarchische Formen der Koordination erzeugen. 


2. Die Transformation des Eigentums in Ungarn: der politische Streit 


Aus dieser Perspektive der Transformation als einer Rekombination läßt 
sich nun die Frage angehen, die im Mittelpunkt der gegenwärtig in den ost- 
europäischen Gesellschaften und in der früheren Sowjetunion geführten 
Debatten steht: Mit welchen Mitteln kann das Privateigentum zur typischen 
Eigentumsform in Ökonomien werden, in denen ein staatliches Eigentum 
an produktiven Vermögenswerten vorherrscht? 

Die Debatte darum läßt sich im Großen und Ganzen zwei fundamentalen 
politischen Strategien zuordnen. Der ersten Strategie zufolge läßt sich die 
Institutionalisierung des Privateigentums am besten erreichen, indem die 
Aktiva aus öffentlichem in privaten Besitz überführt werden. Trotz Unter- 
schieden in den spezifischen Methoden solcher Privatisierungen (z.B. Ver- 
kauf vs. freie Verteilung usw.) teilen die verschiedenen Vorschläge zu die- 
ser radikalen oder konstruktivistischen Perspektive die Annahme, daß die 
Schaffung eines privaten Sektors mit den bestehenden staatseigenen Unter- 
nehmen beginnt. Das heißt, daß die organisatorischen Grundeinheiten der 
entstehenden Marktwirtschaft die bereits bestehenden, aber neuerdings pri- 
vatisierten Unternehmen sein werden. 

Die andere politische Strategie argumentiert aus der Sicht der institutionel- 
len (insbesondere der evolutionären) Ökonomie dahingehend, daß der zwar 
langsamere aber verläßlichere Weg, Privateigentum zu institutionalisieren, 
in der Entwicklung einer Klasse von Privateigentümern besteht. Statt die 
Aktiva einer gegebenen Organisationseinheit aus einer Eigentumsform in 
eine andere überzuführen, sollte die Politik die Hürden für die Eröffnung 
genuin privater Klein- und Mittelbetriebe abbauen. Statt sich auf die beste- 
benden staatseigenen Unternehmen zu konzentrieren, erblickt diese Per- 
spektive in der Regel in den bereits vorhandenen Unternehmern der zwei- 
ten Wirtschaft den organisatorischen Grundbaustein einer entstehenden 
Marktwirtschaft. 

Jüngeren Hinweisen zufolge übernimmt Ungarn weder den big-bang-An- 
satz noch die politischen Empfehlungen der evolutionären Ökonomie.* 
Entgegen den optimistischen Szenarien einheimischer Politiker und westli- 
cher Ökonomen, die eine rasche Überführung staatseigener Unter- 


4 Diese Terminologie ist von Murrell 1990 übernommen. 
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nehmsanteile in Privatbesitz vorsahen, ist der bei weitem überwiegende 
Teil der ungarischen Wirtschaft noch in staatlicher Hand. Zwei Jahre, 
nachdem Ministerpräsident Jozsef Antall zuversichtlich angekündigt hatte, 
seine neue Regierung werde mehr als 50% des Staatseigentums bis 1995 
privatisieren, schätzt der Direktor des Forschungsinstituts für Privati- 
sierung beim Amt für Staatseigentum, daß dies nur mit etwa 3% des staats- 
eigenen produktiven Kapitals geschehen ist (Mellär 1992). 

Entgegen den Erwartungen vieler Beobachter, die neue Regierung werde 
Neugründungen in einem dynamischen, auf den quasi-unternehmerischen 
Erfahrungen von Produzenten der »zweiten Wirtschaft« fußenden Privat- 
sektor fördern, sind die Daten über Ungarns Privatwirtschaft ähnlich ent- 
mutigend. Obwohl die Anzahl eingetragener Privatbetriebe steil angestie- 
gen ist, mahnen ungarische Forscher zu Vorsicht bei der Interpretation der 
Zahlen. Manche Firmen existieren nur in den gerichtlichen Registern und 
haben nie ein Einkommen produziert, und eine signifikante Anzahl besteht 
aus Schein-Firmen, die von Intellektuellen und Fachleuten gegründet wur- 
den, damit sie Ausgaben wie Wohnungsmiete, Telefon- und Heizungsko- 
sten abschreiben konnten (Laky 1992). Zahlreiche Belege sprechen dafür, 
daß die zweite Wirtschaft nicht zu einem dynamischen, legitimen Privat- 
sektor geworden ist: Viele Unternehmer (in manchen Gruppen die Mehr- 
zahl) betreiben Privatgeschäfte weiterhin nur als Zweitjob (Laky 1992; 
Gäbor 1992); Steuerhinterziehung ist sehr weit verbreitet, und obwohl die 
Beschäftigung in diesem Sektor langsam wächst, stimmen die meisten For- 
scher darin überein, daß der Anteil der Schwarzarbeit (für die der Staat 
keine Sozialversicherungsbeiträge und der Angestellte keine Leistungen er- 
hält) schneller ansteigt (siehe Kornai 1992: 13).3 


5 Diese Beobachtungen ungarischer Forscher mahnen zur Skepsis gegenüber den (zuneh- 
mend aufgeregt und kurzatmig vorgetragenen) selbstgewissen Behauptungen vom Typ: 
»x Prozent des BIP Polens (oder Ungarns, Rußlands oder der Tschechischen Republik) 
werden jetzt im Privatsektor erzeugt.« Siehe z.B. den Sonderteil in The Economist, March 
13, 1993. Solche Statements wirken kühn, wenn man die dürftige Aussagekraft derartiger 
Statistiken im gegenwärtigen Osteuropa bedenkt, wo die Ämter für Statistik vor enormen 
technischen Problemen stehen. Zum Beispiel ist selbst die Konstruktion eines so elemen- 
taren Instruments wie einer repräsentativen Stichprobe (den Teil zu finden, der für das 
Ganze steht) dort erschwert, wo die Umrisse der Wirtschaft noch unbekannt sind. Zu den 
Meßproblemen kommen noch politische Pressionen hinzu, die darauf drängen, eine mehr 
und mehr zunehmende Aktivität des »Privatsektors« zu dokumentieren, damit die Regie- 
rung vor internationalen Kreditinstitutionen, potentiellen ausländischen Investoren und 
den Wählern im Inland besser dasteht. Der Wettlauf zwischen Ungarn, Polen und der 
Tschechischen Republik darum, dem IWF die erfolgreichste Statistik zum Privatsektor zu 
präsentieren, erinnert natürlich an ein früheres Rennen in der Periode des »Aufbaus des 
Sozialismus« (speziell unmittelbar nach dem Ausschluß von Titos Jugoslawien aus dem 
Kominform), bei dem die Parteien und Regierungen dieser Länder darum wetteiferten, 
den höchsten Anteil an koliektiviertem oder staatlichem Eigentum in ihren nationalen Sta- 
tistiken auszuweisen. Tatsächlich ist es in Budapest ein offenes Geheimnis, daß hohe Re- 
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Angesichts dieser Tendenzen und angesichts neuer Formen von Korrup- 
tion, Erpressung und Ausbeutung sah sich ein Forscher veranlaßt, vom 
Übergang »von der zweiten Wirtschaft zur informellen Wirtschaft« zu 
sprechen, und argumentierte dahingehend, daß die ungarische Situation 
unter diesen Bedingungen eher mit lateinamerikanischen Verhältnissen zu 
vergleichen sei (Sik 1992).6 Wenn Privatunternehmer die Regierungspoli- 
tik betrachten, sehen sie nur drückende Steuern, Geldmangel, faktisch 
keine Förderungsprogramme für die regionale oder lokale Entwicklung und 
hemmungslos verschleppte Zahlungen für die Lieferungen an Firmen des 
öffentlichen Sektors (s. Webster 1992; Kornai 1992). Durch Verstöße ge- 
gen Steuervorschriften, Lohnzahlungen ohne Buchführung und die Unfä- 
higkeit oder Unwilligkeit zu Kapitalinvestitionen (Gäbor 1992) erwidern 
weite Bereiche des Privatsektor Gleiches mit Gleichem. Sowohl die Regie- 
rungspolitik als auch die Reaktion des Privatsektors sind sicherlich kein 
Rezept zur Entwicklung eines legitimen Privatsektors, der als Wachs- 
tumsmotor fungieren könnte. 


3. Rekombiniertes Eigentum 


Zweifellos aber vollziehen sich in Ungarn signifikante Transformationen 
des Eigentums - wenn auch nicht gemäß den politischen Empfehlungen der 
big-bang oder der evolutionären Ökonomie. Die Akteure im ehemals for- 
mell staatlichen Sektor - d.h. im Bereich der großen öffentlichen Unterneh- 
men - warten nicht ab, bis die Ökonomen oder die Politiker den Streit dar- 
über entschieden haben, ob das Anlagevermögen zu transferieren oder aber 
ob Privateigentümer zu fördern seien. Statt abzuwarten, modifizieren und 
transformieren sie die Eigentumsbeziehungen auf der Unternehmensebene. 
Im Resultat entstehen allerdings weder wohldefinierte Privateigentumstitel, 
noch werden alte Formen des Staatseigentums einfach kontinuiert oder re- 
produziert. Die Eigentumsformen, die sich daraus ergeben, sind nicht bloße 
Mischungen von »öffentlichem« und »privatem«, sondern Formen, in de- 
nen diese Kategorien aufgelöst und miteinander verwoben sind. Aus diesen 


gierungsbeamte auf diverse statistische Bereinigungen gedrängt haben, nachdem sie von 
internationalen Konferenzen zurückgekehrt waren, auf denen polnische Amtsträger voller 
Stolz Ziffern vorgelegt hatten, denen zufolge die Ungarn nicht mehr das Gelbe Trikot für 
den Spitzenplatz im statistischen Rennen zum Kapitalismus verdienten. 

6 Ein Großteil der gängigen Literatur zum »Privatsektor« in Ostmitteleuropa geht davon 
aus, daß alle Formen von Wirtschaftstätigkeit außerhalb »des öffentlichen Sektors« zum 
Privatsektor gerechnet werden sollten. Sollten jedoch unsere Kriterien für den privaten 
Sektor wirklich so weitgefaßt sein, daß sie den primitiven Handel mit Haushaltsartikeln 
auf den »Polenmärkten« einschließen, die man in der gesamten Region an Straßenecken, 
in Baulücken und unter Brücken antreffen kann? 
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Gründen rede ich nicht von einem gemischten, hybriden oder Zwischen- 
Eigentum, sondern von einem rekombinierten Eigentum. 


I. Satellitengesellschaften. 


Seit 1989 gab es eine Explosion neuer ökonomischer Einheiten in Ungarn. 
In Tabelle 1 sehen wir, daß: 

- die Anzahl der Staatsunternehmen von 1988 bis Mitte 1993 um etwa 40% 
gesunken ist; 

- die Anzahl der Holding-Gesellschaften (RT) dramatisch auf das Zwanzig- 
fache (von 116 auf mehr als 2.021) gestiegen ist; 

- die Anzahl der Gesellschaften mit beschränkter Haftung (KFT) um mehr 
als das Hundertfache von nur 450 Einheiten 1988 auf mehr als 67.000 
Mitte 1993 zugenommen hat.”? 


Tabelle 1: Hauptsächliche Unternehmensformen in Ungarn 1988-1992 


1988 1989 1990 1991 1992 1993 
Organisationsform (Juni) 


Staatsunternehmen 2.378 2.400 2.363 2.233 1.733 1.439 
Aktiengesellschaften (RT) 116 307 646 1072 1712 2.021 
GmbBs (KFT) 450 4.484 18.317 41.206 57.262 65.001 


Quelle: Hungarian Central Statistical Office, Statistical Yearbook and Monthly Bulletin at 
Statistics, 1993/7. 


Tabelle 1 zeigt deutlich, wie plötzlich neue Einheiten in der ungarischen 
Wirtschaft hervorsprießen. Bietet die Tabelle nun aber ein verläßliches Ab- 
bild der Eigentumsbeziehungen im gegenwärtigen Ungarn? Nein, zumin- 
dest solange nicht, wie die Daten in das dichotome Schema von öffentlich/ 
privat gezwängt werden, das dıe Diskussion über die Transformation des 
Eigentums in den postsozialistischen Ländern strukturiert. 

Nehmen wir zunächst die Form mit dem dramatischsten Wachstum, die 
neugegründeten Gesellschaften mit beschränkter Haftung (KFT). Einige 
dieser KFT sind genuin private Unternehmerbetriebe. Aber viele dieser 


7 Tabelle 1 enthält nur geschäftliche Organisationen mit dem Status juristischer Personen. 
Nicht einbezogen sind Einheiten, die keine Körperschaften sind, gleich ob bei den Behör- 
den eingetragen oder nicht. 
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Einheiten unterscheiden sich nicht vollständig von den öffentlichen Unter- 
nehmen auf Zeile 1 der Tabelle. Tatsächlich waren die vormals sozialisti- 
schen Betriebe aktive Gründer und fungieren auch weiterhin als Eigner der 
neu eingetragenen Einheiten. 

Grundlegend für diese Transformation des Eigentums ist eine dezentrali- 
sierte Reorganisation: Unter dem Druck enormer Schulden, schwindender 
Absätze, am Rande des Bankrotts oder (bei besser gestellten Unternehmen) 
um Übernahmen zu vermeiden und mehr Unabhängigkeit von den Ministe- 
rien zu erreichen, nutzen die Direktoren vieler großer öffentlicher Unter- 
nehmen einige wichtige Rechtsbestimmungen, die den Staatsunternehmen 
erlauben, Aktiengesellschaften (RTs) und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (KFTs) zu gründen. In den typischen Fällen zerlegen die Manager 
dieser Unternehmen die Organisation (entlang von Teilunternehmen, Fabri- 
ken, Werksabteilungen oder gar Werkstätten) in zahlreiche Gesellschaften. 
Es ist nicht ungewöhnlich, so gut wie alle Aktiva eines öffentlichen Groß- 
unternehmens auf 15-20 derartige Satelliten verteilt zu finden, die um die 
Konzernzentrale kreisen.3 

Als neue Körperschaften mit juristischer Identität sind diese neuen Einhei- 
ten nominell unabhängig - separat eingetragen, mit eigenem Verwaltungs- 
rat und separater Bilanz. Aber bei näherer Prüfung erweist sich ihr tatsäch- 
licher Status als halbautonom. Eine Untersuchung der rechnergestützten 
Datei des Budapester Handelsgerichts zeigt z.B., daß die mit Stimmrecht 
ausgestatteten Aktien dieser Satellitengesellschaften gewöhnlich bei den 
öffentlichen Unternehmen selbst liegen (Stark 1992). 

Eigentumsanteile an diesen Satellitenorganisationen hält jedoch nicht nur 
das Gründerunternehmen. In den Teilhaberverzeichnissen sind Spitzenma- 
nager und Leitungskräfte, Fachleute und anderes Personal zu finden. Beim 
typischen Muster des gemischten Eigentums entfällt der Aktienbesitz ne- 
ben diesen Privatpersonen auf andere Aktiengesellschaften und Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung - manchmal auf andere KFTs, die auf 


8 In der hier skizzierten laufenden Untersuchung analysiere ich diese neue Organisations- 
form durch Feldforschungen in fünf ungarischen Unternehmen, in denen die Form des re- 
kombinierten Eigentums vorherrscht. Diese Firmen - zwei davon fielen zu Beginn der 
Transformation unter die zehn größten Unternehmen in Ungarn - gehören zum Kern der 
ungarischen Wirtschaft (Metallurgie, Gummi, Kunststoff, verarbeitende Industrie, Ma- 
schinenbau und Projektierung). Meine Bekanntschaft mit diesen Firmen ist älteren Da- 
tums als die laufende Studie, da ich breits früher Feldforschungen zur organisatorischen 
Innovationen in diesen Betrieben (in vier von den fünf ab 1984) durchgeführt habe (Stark 
1986, 1989, 1990). Das Projekt hat somit eine charakteristische Längsschnitt-Komponen- 
te, so daß die jeweilige Organisationsgeschichte nicht post factum rekonstruiert zu werden 
braucht. Drei der fünf Firmen wurden im Juni 1992 in Zusammenarbeit mit Läsziö Neu- 
mann vom Institut zum Studium der Arbeit, Budapest, untersucht. Weitere Forschungen 
werden 1993/94 folgen. 
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ähnlicher Bahn um dasselbe Unternehmen kreisen, öfter jedoch auf Aktien- 
gesellschaften oder KFTs, die sich um ein anderes Unternehmen drehen, 
aber als Lieferanten oder Abnehmer in Beziehung zu der Gesellschaftsein- 
heit stehen (Voszka 1990, 1991a; Stark 1992). Die wichtigsten auswärtigen 
Eigner sind Banken. Oft wird die Gründung von KFTs und anderen Kör- 
perschaftsformen durch Verschuldung des Unternehmens ausgelöst, und 
bei der Reorganisation tauschen die Gläubiger - Kommerzbanken (die als 
Aktiengesellschaften noch überwiegend dem Hauptaktionär Staat gehören) 
oder andere (auch staatseigen) Kreditanstalten - die Schulden gegen Besitz- 
anteile. In den neuen Eigentumsformen sind somit horizontal verschränkte 
Besitzverhältnisse mit vertikal verschachtelten Besitzverhältnissen ver- 
flochten. 

Welche neue Eigentumsform wächst nun in Ungarn am schnellsten? Die 
im institutionellen Kreuzeigentum befindliche Satellitengesellschaft, mit 
gemischter Partnerschaft von öffentlichem und privatem Eigentum, ist ge- 
wiß ein aussichtsreicher Kandidat. Eine genaue Terminologie wird schwer- 
fällig, aber sie reflektiert den komplexen, verflochtenen Charakter der Ei- 
gentumsbeziehungen in Ungarn: Die am schnellsten wachsende neue Ei- 
gentumsform ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Besitz an- 
derer Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die sich im Besitz von Ak- 
tiengesellschaften, Banken und öffentlichen Großunternehmen befinden, 
welche der Staat besitzt (Voszka 1991b; Stark 1992). 


Privatisierung als Etatisierung 


Eigentumselemente werden nicht nur von Akteuren auf der Unternehmens- 
ebene rekombiniert, sondern auch von den zentralen Behörden, die nomi- 
nell für die Privatisierung verantwortlich sind. Das heißt, daß parallel zum 
Prozeß der Fragmentierung der per Mandat betriebene Prozeß der Bildung 
von Gesellschaften verläuft, durch den das ehemals staatseigene Unter- 
nehmen in eine Aktiengesellschaft oder eine andere Gesellschaftsform 
transformiert wird. Das sind die Holdings (RT), die auf der zweiten Zeile 
von Tabelle 1 erscheinen. Die Frage ist natürlich: Wer hält die Aktien? In 
fast allen Fällen liegt die weit überwiegende Mehrheit der Aktien dieser zu 
Körperschaften umgebildeten Firmen beim Amt für Staatseigentum (AfSE) 
oder der neugebildeten Treuhandanstalt für Staatsvermögen (THA). Wäh- 
rend »staatseigenes Unternehmen« im Sozialismus den juristischen Besitz 
durch ein Staatsministerium (z.B. das Ministerium für Industrie) bedeutete, 
bringt die Gesellschaftsbildung im Postkommunismus den Aktienbesitz 
durch die eine oder die andere Behörde für staatliches Eigentum mit sich. 
In der ungarischen Transformation ist das rekombinierte Eigentum daher 
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nicht bloß eine Mischform, bei der (institutionelle oder individuelle) Pri- 
vatbesitzer Mitgesellschafter neben dem Staat sind, sondern eine Form, in 
der auch die Natur und die Instrumente des staatlichen Besitzes einen Wan- 
del durchlaufen. 

Diese Körperschaftsbildung im Auftrag einer Privatisierungsbehörde hat 
im gegenwärtigen Kontext etliche Züge einer Re-Nationalisierung. Na- 
mentlich in Ungarn, wo die Manager in den 80er Jahren de facto Eigentü- 
merrechte ausübten (in erster Linie residuale Kontrollrechte, in zweiter Li- 
nie Rechte über residuale Einkommensströme, aber im wesentlichen keine 
Verfügungsrechte), und in Polen, wo die Arbeiter in derselben Periode ähn- 
liche Rechte genossen, enthält die Körperschaftsbildung Bestrebungen zur 
Rezentralisierung. Das heißt, daß das Eigentum zum Teil deswegen quasi- 
privat ist, weil sich die Staats-Eliten nicht die Wirtschaft entgleiten lassen 
wollen. Die Ironie dabei ist natürlich, daß gerade die für die Privatisierung 
zuständigen Behörden als Agenten der Etatisierung fungieren, indem sie 
die Instrumente zur Ausübung der Kontrolle durch Aktienanteile bereit- 
stellen (Voszka 1992). Die Effizienz einer solchen zentralisierten Kontrolle 
variiert jedoch umgekehrt proportional zum Ausmaß und Grad der Direkt- 
intervention (die Zentralisierungsfalle ist in der Region bereits wohl- 
bekannt). Neben dieser Zentralisierungtendenz stößt man daher zugleich 
auf Vorschläge zur Privatisierung der Funktion der Vermögensverwaltung. 
Solchen Programmen zufolge behielte der Staat (durch seine Eigentums- 
behörden, das AfSE und die THA) das Recht, über das Eigentum zu verfü- 
gen, würde aber private Akteure (durch Auftragnehmer/Kommissionärs- 
Schemata verschiedener Art) dazu heranziehen, die Rechte der Behörde als 
Aktienbesitzer auszuüben. 

Einige dieser Holdings sind also unzweideutig »öffentlich«, besonders 
wenn vorgesehen ist, daß sie als Unternehmen auf lange Sicht Staatseigen- 
tum bleiben sollen. Andere aber haben eine weit heterogenere Eigentums- 
struktur, die sich in der stärker diversifizierten Zusammensetzung ihrer 
Verwaltungsräte spiegelt - mit Vertretern des AfSE, der THA, der staatsei- 
genen Banken, der partiell staatseigenen Banken, der ausländischen Part- 
ner, der einheimischen Investoren, der Aktienbesitzer aus den Chefetagen 
und so weiter. 


Zur tschechischen Variante des rekombinierten Eigentums 


Das vielgepriesene Voucher-Schema der Tschechischen Republik paßt 
scheinbar eher zu dem dualen Sektoren-Modell, das ich kritisiert habe. 
Durch den Transfer der staatlichen Unternehmensanteile mittels einer Vou- 
cher-Auktion förderten die tschechischen Politiker anscheinend eine Art 
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Volkskapitalismus mit Millionen von Bürgern als Investoren und einer kla- 
ren Scheidung von öffentlichem und privatem Eigentum. Einige Monate 
vor der ersten Welle rechnergestützter Auktionen waren jedoch erst einige 
hunderttausend Bürger in die Privatisierungs-Lotterie eingestiegen, indem 
sie 1.000 Kronen einzahlten, um die Investment-Punkte ihrer Voucherhefte 
registrieren zu lassen. Das Problem der geringen Beteiligung wurde ge- 
löst, als »Investmentfonds« (ein Hintergedanke im ursprünglichen Pro- 
gramm) anfıngen, den Bürgern, die ihre Investment-Punkte überzeichneten, 
einen 1.000%igen Rückfluß zu versprechen, der ein Jahr und einen Tag 
nach der Überführung ihrer Punkte in Aktien zahlbar sein sollte. Die 
Tschechen und Slowaken reagierten gemäß den Jahren sozialistischer Be- 
dingungen: Risiken scheuend, waren sie nicht darauf erpicht, am Investo- 
ren-Spiel teilzunehmen, aber sie Konnten ein garantiertes Einkommen er- 
kennen, wenn sie die Gelegenheit sahen: Millionen zeichneten. 

Als Folge der Voucher-Privatisierung wurde zwar nicht der Kapitalismus, 
wohl aber Vaclav Klaus populär. Nur wenige Wochen, nachdem Millionen 
ihre Investment-Punkte validiert hatten, indem sie ihre Namen neben sei- 
nen Schriftzug (als Finanzminister) in ihren Voucher-Heften setzten, wurde 
Klaus zum Premierminister gewählt.!0 Das Ergebnis war allerdings kein 
Volkskapitalismus, sondern ein Finanzkapitalismus seltsamer Art. Nach 
der ersten Welle der Voucher-Privatisierung prunkten die neun größten In- 
vestmentfonds mit 48,5% aller investitionsfähigen Punkte, etwa 400 klei- 
nere Investmentfonds kontrollierten etwa 23,4% der Punkte, die übrigen 
28,1% wurden von individuellen Investoren gehalten.!! Diese Investment- 
fonds sind obendrein nicht unzweideutig privat: Die Gründer von sieben 
der neun größten Fonds sind staatseigene Banken. 


Implikationen des rekombinierten Eigentums 


Somit fand in der Tschechischen Republik wie auch in Ungarn (und in der 
gesamten Region) eine erhebliche Transformation des Eigentums statt - 
aber nur wenig davon brachte klare Abgrenzungen zwischen einem öffent- 
lichen und einem privaten Bereich mit sich.!? Die fundamentale analyti- 
sche Frage, ist dabei nicht, wo die Grenzen des Privatsektors zu ziehen wä- 
ren, sondern ob die postsozialistischen Gesellschaften in einem Zwei-Sek- 
toren-Modell angemessen dargestellt werden können. Fast jeder analy- 


9 Zu den Hauptzügen des Voucher-Auktionsprogramms s. Stark 1992a. 

10 Zur Analyse der politischen Gewandtheit des Premierministers s. Rutland 1992. 

11 Siehe PlanEcon Report, Vol. VII, 31 December 1992, 8-9. 

12 Zu einer vergleichbaren Sicht auf verwischte Abgrenzungen und verwobene Eigentums- 
beziehungen in China s. Walder 1992. 


Rekombiniertes Eigentum im osteuropäischen Kapitalismus 139 


tische Standpunkt und jede politische Position im Privatisierungsstreit teilt 
eine dualistische Darstellung von öffentlichem Sektor und Privatsektor. Ein 
solches Schema ist jedoch nicht nur unangemessen, sondern auch irrefüh- 
rend, und eine Politik, die sich darauf verläßt, wird zu verzerrten Ergebnis- 
sen führen. Dieser analytische Mangel kann nicht durch eine präzisere Ab- 
grenzung zwischen Öffentlich und Privat behoben werden: Die alte Trenn- 
linie zwischen den Eigentumsformen ist soweit erodiert, daß das, was viel- 
leicht einmal eine Grenze war, zu einer Zone geworden ist. Wir brauchen 
neue Kategorien, um Wirtschaften zu verstehen, in denen der öffentliche 
und der private Sektor nicht klar getrennt, sondern verwoben sind. 

Das schwerwiegendste Erbe des Staatssozialismus besteht vielleicht darin, 
daß unsere Vorstellungen von Eigentum just zu der Zeit, da politische und 
ökonomische Akteure versuchen, die Wirtschaft aus dem Griff des staatli- 
chen Besitzes zu befreien, im wesentlichen marxistisch geblieben sind: wir 
suchen überall nach dem Eigentümer. Aber das Eigentum betrifft nicht nur 
Dinge, sondern auch die Rechte, Dinge zu tun. Darüber hinaus zeigen Ent- 
wicklungen in allen Industrieländern, wie Eigentum auf produktive Weise 
entflochten werden kann, so daß verschiedene Akteure legitime Rechte auf 
verschiedene Eigenschaften ein und desselben Dings beanspruchen kön- 
nen. So gesehen läuft die Transformation von Eigentumsrechten darauf 
hinaus, die Beziehungen in einem breiten Spektrum von Akteuren neu aus- 
zuhandeln, um so um ihre Ansprüche auf verschiedenartige Eigentums- 
rechte zu regeln. 

Wie schätzen wir diese Formen ein - werden sie zur Entwicklung beitragen 
oder werden sie sie blockieren? Nach der Standardliteratur zum Eigen- 
tumsrecht wären diese verschwommenen und schlecht definierten Eigen- 
tumsverhältnisse in ökonomischer Hinsicht eine offenkundige Belastung. 
Für die neue Schule der flexiblen Spezialisierung und der Beziehungsnetze 
(s. insbes. Sabel 1993) sind dagegen diese diffusen Abgrenzungen zumin- 
dest potentiell von Vorteil. Antworten wären jetzt verfrüht, aber die an die 
Forschung zu stellenden Fragen sind klar. Die hier beschriebenen Prozesse 
legen die Entstehung eines eigenartigen osteuropäischen Kapitalismus 
nahe, der von den westeuropäischen Kapitalismen ebenso verschieden sein 
wird wie die gegenwärtigen ostasiatischen Varianten. 


4. Eine Marktwirtschaft oder moderner Kapitalismus? 


Werden diese Bastelei, diese Metamorphose von Örganisationsformen und 
diese Anpassung von sozialen Bindungen zu demokratischen Marktwirt- 
schaften führen? Das läßt sich noch nicht sagen. Aber funktionierende 
Märkte kommen eher durch trial and error zustande, und neue Chancen 
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lassen sich eher wahrnehmen und nutzen, wenn die Transformationspro- 
zesse dezentralisiert verlaufen, als wenn sie der Gesellschaft als Großexpe- 
riment aufgezwungen zu werden. Die wichtigere Frage ist, ob die weitest- 
gehende Vermarktwirtschaftlichung aller Aspekte der Ökonomie das politi- 
sche Ziel im gegenwärtigen Osteuropa sein sollte. Die Verfechter dieses 
Ziels leiden unter zwei analytischen Defiziten: zum ersten verwechseln sie 
ein mögliches Mittel mit dem Zweck; zum zweiten operieren sie in einem 
theoretischen Universum, in dem sich die Skala der Mechanismen zur Ko- 
ordinierung moderner Wirtschaften auf die Dichotomie von »Staat vs. 
Markt« beschränkt. Sicher war es (zum ersten Punkt) ein Ziel der Ver- 
marktwirtschaftlichung, die Produktionsprozesse zu modernisieren und die 
internationale Konkurrenzfähigkeit dieser lädierten Wirtschaften zu ver- 
bessern. Indessen (zum zweiten Punkt) gibt es - wofür mehrere Richtungen 
in der neueren politischen Ökonomie einstehen - Sektoren, in denen die 
konkurrenzfähigsten Formen ökonomischer Koordinierung weder auf den 
Markt noch auf den Staat zurückgehen. Es handelt sich dabei um neue For- 
men, deren alternative Funktionsweise wir erst zu verstehen und zu identi- 
fizieren beginnen (unter vorläufigen Titeln wie »Netzwerke«, »Allianzen«, 
»Abmachungen zwischen Firmen« und dergleichen mehr; siehe bes. Boyer 
1991; Hollingsworth u.a. 1992; Powell 1990; Sabel 1993). Eine ausschließ- 
liche Politik durchgängiger Vermarktung in allen Sektoren würde daher die 
internationale Konkurrenzfähigkeit behindern. 

Eine solche Tragödie ist solange wahrscheinlich, wie die theoretische De- 
batte in einer Optik befangen bleibt, die den Triumph des Kapitalismus mit 
dem Triumph des Marktes verwechselt und allein die »Marktrevolutionen« 
Reagans und Thatchers wahrnimmt, während die realen Siege den indu- 
striellen Reorganisationen in Deutschland und Japan zufielen, die weder 
marktförmig noch hierarchisch angelegt waren (siehe z.B. Nee 1993). Mo- 
derne kapitalistische Wirtschaften sollten nicht auf einen einzigen konstitu- 
tiven Faktor reduziert werden: Märkte sind nur ein Element aus einer Viel- 
zahl koexistierender Koordinierungsmechanismen (Boyer 1991). Transfor- 
mationsschemata, die ausschließlich auf einen einzigen Koordinierungs- 
mechanismus zurückgreifen, wetteifern weniger mit dem existierenden Ka- 
pitalismus, als daß sie ein Echo der Implementierung des Staatssozialismus 
sind, und bergen wie dieser die Gefahr in sich, jene dynamische Effizienz 
"und Flexibilität zu opfern, die von der Vielfalt der Organisationsformen ab- 
hängt. 

Einer Sozialtheorie, die Komplexität nur als funktionale Differenzierung 
oder vorübergehendes Nebeneinander der widersprüchlichen Prinzipien 
sich überlappender Systeme verarbeiten kann, wird diese Diversität organi- 
satorischer Arrangements unstimmig erscheinen. Der Marxismus und die 
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Modernisierungstheorie sind gleichermaßen ungeeignet. Die osteuropäi- 
schen Transformationen unserer Zeit sind nicht nur ein Laboratorium, um 
vorhandene Theorien zu überprüfen, sondern bieten auch eine Gelegenheit, 
neue Theorien der Komplexität zu entwickeln, um gesellschaftlichen Wan- 
del zu verstehen und zu erklären. 
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Aus dem Amerikanischen übersetzt von Joachim Wilke 


Klaus Schabacker 


Zur Aktualität Sraffas 


Grundlagenkritik der neoklassischen Orthodoxie und die Perspektiven 
einer nonetären Produktionstheorie 


1. Einleitung 


Paul Samuelson stellte einmal die Frage, ob es noch einen anderen Wirt- 
schaftstheoretiker in diesem Jahrhundert gäbe, der mit einer so geringen 
Zahl von Publikationen einen so großen Einfluß auf die wirtschaftswissen- 
schaftliche Diskussion ausgeübt habe wie Piero Sraffa. In den 20er Jahren 
veröffentlichte Sraffa (1925; 1926) zwei Artikel, die eine grundlegende 
Kritik an der neoklassischen Produktions- und Preistheorie enthielten, wie 
sie von Alfred Marshall formuliert worden war; zu Anfang der 30er Jahre 
folgte eine Auseinandersetzung mit Friedrich A. Hayek, in deren Verlauf er 
die logischen Widersprüche der Hayek’schen Akkumulationstheorie offen- 
legte, und ebenfalls in den dreißiger Jahren begann er seine Arbeit als Her- 
ausgeber der gesammelten Werke David Ricardos, deren erster Band 1951 
und deren letzter, der Indexband, im Jahre 1973 erschienen ist. Als sein 
Hauptwerk gilt die 1960 veröffentlichte Schrift Warenproduktion mittels 
Waren, worin Sraffa Fragestellungen der klassischen ökonomischen Theo- 
rie aufnimmt und eine eigene Theorie der Preisbestimmung entwickelt. 
Unmittelbar nach dem Ende des Ersten Weltkriegs beschäftigte Sraffa 
(1920 und 1922) sich mit der Währungsstabilisierung in Italien; er unter- 
suchte die Ursachen der Inflation und erkannte in der Reduktion des Bud- 
getdefizits die Vorbedingung für eine Rückführung der Inflationsrate. ! 

Als Sraffas Buch Warenproduktion mittels Waren 1960 erschien, wurde es 
zunächst mit einer gewissen Ratlosigkeit und Verwunderung aufgenom- 
men und seine Einordnung in die herrschende Lehre bereitete ersichtliche 


l Mit Gramsci verband Sraffa eine enge Freundschaft; während der Zeit, in der Gramsci 
gefangen gehalten wurde, bemühte Sraffa sich um dessen Freilassung. Er stellte die 
Verbindung zwischen Gramsci und der Führung der italienischen KP her, die in das 
französischen Exil gegangen war. 
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Schwierigkeiten.? Es trägt den Untertitel: »Einleitung zu einer Kritik der 
ökonomischen Theorie« und wie dem Vorwort zu entnehmen ist, verstand 
Sraffa es als einen Gegenentwurf und als eine Kritik an der vorherrschen- 
den neoklassischen Theorie (siehe Sraffa 1960, 16). Joan Robinson bezog 
sich in ihrer Rezension ausdrücklich auf diesen Untertitel und arbeitete den 
Gegensatz heraus, der ihrer Auffassung nach zwischen der Theorie Sraffas 
und der neoklassischen Theorie bestünde. Sraffa untersuche die Funkti- 
onsweise einer kapitalistischen Ökonomie, in der eine allgemeine Profitrate 
auf vorgeschossenes Kapital entstehe, während eine der Tradition von Wal- 
ras verpflichtete Theorie eine Ökonomie nachbilde, in der selbständige 
Handwerker ihre Überschüsse am Markt tauschten, ohne daß es eine öko- 
nomische Einrichtung gebe, welche eine einheitliche Profitrate hervorbrin- 
gen könnte. Sraffas Arbeit bilde demnach nicht nur eine Alternative zur 
allgemeinen Gleichgewichtstheorie, sondern sie formuliere eine dem ei- 
gentlichen Gegenstand angemessene Theorie.3 Zusammen mit der Kritik, 
die Joan Robinson (1953/54 und 1958) im Rahmen ihrer Akkumulations- 
theorie an der traditionellen neoklassischen Kapitaltheorie übte, hat Sraffas 
Buch in den 60er und 70er Jahren zu einer grundsätzlichen Debatte über 
die Kapitaltheorie geführt, und deren Verlauf ergab, daß die neoklassische 
Kapitaltheorie in ihrer überlieferten Form nicht zu halten war und auf eine 
neue Grundlage gestellt werden mußte. Diese Kontroversen haben erneut 
gezeigt, daß von einer einheitlichen ökonomischen Theorie nun wirklich 
nicht die Rede sein kann. Auch in der Auseinandersetzung um Marx’ 
»Transformationsproblem« - die Verwandlung von Arbeitswerten in Preise 
- wurde auf Sraffas Buch zurückgegriffen; Steedman (1977) benutzte Sraf- 
fas Theorie der Preisbestimmung, um zu zeigen, daß man die Produktions- 
preise auch ohne die Kenntnis der Warenwerte berechnen kann, und zog 
daraus den Schluß, daß die Marx'sche Werttheorie überflüssig sei.* 


2 Siehe die Besprechungen von Quandt 1961 (500), Harrod 1961. Demgegenüber betont 
Newman (1962), daß man sich von den neoklassischen Denkgewohnheiten lösen und 
einen ricardianischen Standpunkt einnehmen müsse. Meek (1961) und Bharadwaj (1963) 
stellen die Beziehungen zur klassischen Theorie heraus. 

3 Siehe J. Robinson 1961, 57. In ihren späteren Aufsätzen nimmt sie jedoch eine etwas an- 
dere Haltung ein und betrachtet Sraffas Produktionstheorie als ein Instrument, dessen Be- 
deutung sich auf die Kritik an der aggregierten Produktionsfunktion der älteren neoklassi- 
schen Theorie beschränke, für die Untersuchung der wirtschaftlichen Entwicklung aber 
unbrauchbar sei. Für eine Theorie der Akkumulation sei die Vorstellung wenig hilfreich, 
daß die Unternehmungen aus einer gegebenen Menge von Produktionstechniken wählten. 
Siehe dazu Robinson 1977. 

4 Zur Darstellung der Kontroverse um das Transformationsproblem siehe Howard/King 
1992, Part IV, Heinrich 1991, 214-222; zur Auseinandersetzung um den gesellschafts- 
theoretischen Gehalt des Arbeitsbegriffes bei Marx siehe Ganßmann 1983 und 1993. 
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Die Bedeutung von Sraffas Warenproduktion mittels Waren bleibt auch 
nach diesen Diskussionen umstritten - was im Grunde nicht erstaunlich ist. 
Während Dobb (1973, 269) das Erscheinen dieses Buches als eine Zäsur in 
der Geschichte der ökonomischen Theorien betrachtet, sieht Hahn (1982, 
384) - ein der neoklassischen Theorie verbundener Autor - in dem Modell 
Sraffas nur einen Spezialfall der allgemeinen Gleichgewichtstheorie, der 
dann auftrete, wenn bestimmte, restriktive Voraussetzungen angenommen 
würden - jedenfalls, so seine These, trage Sraffa nichts vor, was der mo- 
dernen neoklassischen Theorie in irgendeiner Weise gefährlich werden 
könne. 

Sraffa greift in seinem Buch ein Problem auf, welches in der Geschichte 
des ökonomischen Denkens einen wichtigen Platz einnimmt. Die Bedeu- 
tung des Kapitals und der Profitrate im Zusammenhang mit der Preisbe- 
stimmung der Waren, der Produktion und der Einkommensverteilung war 
zwischen den nationalökonomischen Theorien immer umstritten. Sraffas 
Argumentation macht aber auch die Verwandtschaft zwischen ihnen deut- 
lich. Die klassische Theorie Ricardos, die Marx'sche Preistheorie und die 
ältere neoklassische Theorie? haben gemeinsam, daß sie das Kapital als 
eine der Einkommensverteilung vorausgesetzte Größe behandeln und dar- 
aus die allgemeine Profitrate ableiten. Das Kapital wird damit zu einer 
Kategorie der Produktionstheorie. Von einem Sonderfall abgesehen, haben 
sich diese Begründungen der Profitrate als inkonsistent erwiesen. Die mo- 
derne Neoklassik - die Theorie des allgemeinen Gleichgewichts - zeigt eine 
Parallele zu Sraffa darin, daß sie die Profitrate nicht mehr aus den produk- 
tiven Beziehungen entwickelt; ihre Begründung verbleibt indes im Rahmen 
einer Theorie des Austausches, in welcher die Profitrate ihre hervorgeho- 
bene Stellung verliert, während Sraffas Werttheorie auf eine Untersuchung 
der Geldwirtschaft führt, worin die Profitrate durch den Geldzinssatz be- 
stimmt wird und ihre dominierende Rolle im Warenmarkt beibehält. An 
diesem Punkt wird deutlich, daß die Theorie Sraffas eben kein Spezialfall 
der allgemeinen Gleichgewichtstheorie ist, sondern daß sie eine eigenstän- 
dige Theorie der Preisbestimmung darstellt - ein neues Paradigma begrün- 
det -, die eine andere Betrachtung gesamtwirtschaftlicher Zusammenhänge 
ermöglicht und in der die Produktion und die Beschäftigung eine andere 
Stellung einnehmen als in einer reinen Tauschtheorie. Letzten Endes ver- 
birgt sich hinter diesem Streit die Frage, was man für das Wesentliche der 


5 Unter dieser Bezeichnung fassen wir hier jene Vertreter der neoklassischen Theorie zu- 
sammen, die die Einkommensverteilung aus der Grenzproduktivität von Faktormengen 
entwickelten und gelegentlich auch als Marginalisten bezeichnet werden; dazu gehören 
Autoren wie Böhm-Bawerk, Wicksell, Jevons, Marshall, Clark und - in Teilen seines 
Werkes - auch Irving Fisher. 
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Gesamtwirtschaft hält. In einer Theorie der Geldwirtschaft benötigt man 
einen Wertbegriff, bevor Mengen untersucht werden, während die Tausch- 
theorie umgekehrt vorgeht und aus gegebenen Mengen einen Wertbegriff 
entwickelt. 

Im folgenden wird zunächst der Zusammenhang zwischen der Einkom- 
mensverteilung und der Preisbestimmung in der Theorie Sraffas untersucht 
(I). Der dritte Abschnitt behandelt die Lösungen, welche die nationalöko- 
nomischen Theorien für diese Frage gefunden haben. Dabei werden die 
Implikationen gestreift, welche mit den Antworten von Ricardo, Marx, 
Keynes und der Neoklassik verbunden sind (III). Zum Schluß werden die 
Konsequenzen für eine Werttheorie betrachtet, deren Gegenstand die 
Geldwirtschaft ist (IV). 


I. Die Theorie der Preisbestimmung bei Sraffa 


David Ricardo als Vertreter der klassischen Werttheorie hat die Frage un- 
tersucht, ob eine Beziehung zwischen der Einkommensverteilung und den 
relativen Werten der Waren, i.e. ihren Tauschwerten, besteht. In einem - 
theoretisch konstruierten - einfachen Gemeinwesen ohne Kapitaleigentum, 
in dem das Nettoprodukt unter der Kategorie des Lohns vollständig an die 
Produzenten verteilt wird, entspricht das Austauschverhältnis der Waren 
dem Verhältnis der in ihnen aufgespeicherten Arbeitsmengen. Sobald das 
Privateigentum an Kapital und damit die Kategorie des Profits hinzutritt, 
stellt sich für die klassische Theorie die Frage, ob die Arbeitswerttheorie 
der Preise weiterhin gilt oder ob die Einkommensverteilung einen Einfluß 
auf die Preisbestimmung der Waren hat. Ricardo begründet die Wertgröße 
des Kapitals mit der Wertgröße der eingesetzten Produktionsmittel, die 
wiederum auf die in ihnen enthaltenen Arbeitsmengen zurückgeführt wird. 
Ist der Lohnsatz gegeben, dann ergibt sich der Profit als Differenz zwi- 
schen dem Nettoprodukt und der Lohnsumme; von der Grundrente sehen 
wir hier ab. Die Profitrate erscheint somit als ein Verhältnis zweier Aggre- 
gate, nämlich als Quotient aus dem Profit und der vorausgesetzten Wert- 
größe des Kapitals. Interpretiert man die Verteilungstheorie Ricardos aus 
der Sicht Sraffas, dann zeigt sich eine inverse Beziehung zwischen dem 
Lohnsatz und der Profitrate, so daß diese sinkt, wenn jener ansteigt. Dies 
ist unmittelbar einsichtig, wenn ein höherer Lohnsatz den Profit vermindert 
und die Wertgröße des Kapitals unverändert läßt. Eine solche Konstella- 
tion, in der der Kapitalwert gleichbleibt, wird jedoch nur in einer Ökono- 
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mie erreicht, in der eine einzige Ware produziert wird, zum Beipiel Korn® - 
womit der Wertbegriff tatsächlich bedeutungslos wird. Werden hingegen 
viele Waren erzeugt und als Produktionselemente genutzt, dann müßte 
zunächst die Wertgröße des Nettoprodukts bestimmt werden, um sodann 
die Verteilung des Einkommens auf die Klassen zu ermitteln, welche ihrer- 
seits zusammen mit den ebenfalls zu bestimmenden Preisen der Produkti- 
onselemente auf die Profitrate führte. Einem solchen Verfahren steht je- 
doch die Schwierigkeit entgegen, daß die Warenpreise ihrerseits von der 
Einkommensverteilung abhängen können - und das wird im allgemeinen 
der Fall sein, nämlich immer dann, wenn die Produktionszweige miteinan- 
der verflochten sind und eine ungleiche Zusammensetzung aus Kapital und 
Arbeit aufweisen. 

Sraffa konnte nachweisen, daß eine wesentliche Eigenschaft der von Ri- 
cardo betrachteten Ökonomie, nämlich die inverse Beziehung zwischen 
dem Lohnsatz und der Profitrate erhalten bleibt, wenn man zu einer Wirt- 
schaft übergeht, in der viele Waren erzeugt und gleichzeitig als Produkti- 
onselemente verwendet werden. Wie er in seiner Warenproduktion mittels 
Waren zeigt, könnte die allgemeine Profitrate nur simultan mit den Waren- 
preisen bestimmt werden, wenn der Lohnsatz vorgegeben wäre. Sie kann 
jedoch nicht mehr als Verhältnis von Aggregaten ermittelt werden, von 
denen das eine den gesamten Profit und das andere den gesamten Kapital- 
vorschuß des Gemeinwesens darstellt. Daraus folgt weiter, daß eine Theo- 
rie aufgegeben werden muß, welche die Austauschbeziehungen der Waren 
aus den in ihnen aufgespeicherten Arbeitsmengen ableitet. 

Sraffa entwickelt eine allgemeine Theorie der Preisbestimmung, die 
sowohl von der neoklassischen Preistheorie als auch von der klassischen 
Werttheorie unterschieden werden muß. Die Reproduktion der Gesamt- 
wirtschaft und die industrielle Verflechungsstruktur bilden an der Stelle der 
physischen Erstausstattung und der gegebenen Präferenzen der Haushalte 
die Grundkategorien seiner Untersuchung. Nichts liegt seinem Denken fer- 
ner als die Vorstellung, die Bedürfnisse der Haushalte hätten einen be- 
stimmenden Einfluß auf die Ökonomie. Im geraden Gegensatz zur neoklas- 
sischen Theorie finden sich die entscheidenden Strukturen in den Verhält- 
nissen der gesamtwirtschaftlichen Produktion, und in dieser Hinsicht steht 
Sraffa in der Tradition der klassischen Theorie. Er unterscheidet sich von 
ihr dadurch, daß er die Arbeitswerttheorie aufgibt und die industriellen 
Verflechtungen benutzt, um die Warenpreise zu bestimmen. Zwar ist der 


6  Sraffa nimmt an, daß Ricardo über ein solches einfaches Modell verfügt habe, um die 
Einkommensverteilung zu untersuchen, bevor er die Principles schrieb. Siehe Sraffa 1951, 
XXXI. In diesem Fall kann die Profitrate unmittelbar aus dem Verhältnis von Kornmen- 
gen bestimmt werden. 
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Gedanke des Kreislaufzusammenhangs in der klassischen Theorie und bei 
ihren Vorläufern formuliert worden, aber er wurde nicht mit der Werttheo- 
rie verbunden (siehe Meek 1961, 216). Ein Gemeinwesen, daß sich repro- 
duzieren kann, muß technisch in der Lage sein, alle Waren, die es im Ver- 
laufe eines Jahres für Zwecke der Produktion und des Konsums verbraucht, 
zu ersetzen. Aus naheliegenden Gründen betrachtet Sraffa nur solche Ge- 
meinwesen, die sich selbst reproduzieren Können.’ Wenn für die gesamt- 
wirtschaftliche Produktion ein bestimmtes Produktionsverfahren gegeben 
ist, dann entsteht aus dem Ersatzbedarf der Industriezweige ein Warenaus- 
tausch, dessen Mengenverhältnisse auf ein System relativer Preise führt. 
Die Tauschwerte der Waren müssen sich so stellen, daß jeder Industrie- 
zweig aus den Erlösen seiner Produktion die Produktionsmittel kaufen 
kann, die er von den anderen Sektoren beziehen muß.® Dies ist ein erster 
Bestimmungsgrund der Preise. 

Im zweiten Kapitel seiner Warenproduktion mittels Waren untersucht 
Sraffa eine Ökonomie, die aufgrund der Produktivität ihrer Produktions- 
technik einen Überschuß über den Ersatzbedarf der Industriezweige erzeu- 
gen kann; dieser Überschuß bildet das Nettoprodukt oder das Einkommen. 
Für eine solche Ökonomie stellt sich die Frage nach der Verteilung des 
Einkommens, wenn der Arbeitslohn nicht mehr als ein Bestandteil der 
Vorleistungen betrachtet wird (siehe Sraffa 1960, 28f). Die Preisbestim- 
mung der Waren weist jetzt die weitere Schwierigkeit auf, daß die Vertei- 
lung des Nettoprodukts auf den Arbeitslohn und den Profit unter der Be- 
dingung erfolgen muß, daß es einen einheitlichen Lohnsatz und eine ein- 
heitliche Profitrate gibt. Setzt man wie üblich, aber keineswegs selbstver- 
ständlich, voraus, daß die Arbeit homogen ist und zu einem einheitlichen 
Lohnsatz entgolten wird, und nimmt man für einen Augenblick an, daß der 
Lohnsatz bekannt ist, dann besteht das Problem darin, daß die Profitrate 
nicht bestimmt werden kann, bevor die Wertgrößen des Kapitals und des 
Profits bekannt sind, daß andererseits aber die Profitrate vorausgesetzt 
werden muß, um die Warenpreise zu bestimmen, weil in jeden einzelnen 
Preis der durchschnittliche Profit als Komponente eingeht. Es ist im allge- 


7 Vgl. Sraffa 1960, 23, Fn.1. Wenn ein ökonomisches System diese Anforderung nicht er- 
füllt, wenn es also, gemessen am eigenen Verbrauch, von bestimmten Waren zu wenig 
produziert, ist es für sich genommen unselbständig, kann sich nicht reproduzieren und lebt 
über seine Verhältnisse - was, historisch betrachtet, sein baldiges Ende bedeutet. In die- 
sem Fall wird eine physische Restrukturierung des Produktionsapparates notwendig. 
»Systeme, die hierzu unfähig sind, (...) repräsentieren keine lebensfähigen ökonomischen 
Systeme. Sie werden nicht behandelt« (ebd.). 

8 Vogl. Sraffa 1960, 21. Wir betrachten im folgenden eine stationäre Ökonomie, in der nur 
zirkulierendes Kapital eingesetzt wird. Alle Produktionsmittel werden im Laufe eines Jah- 
res verbraucht. 
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meinen nicht mehr möglich, wie noch im einfachen Kornmodell, die Pro- 
fitrate als Verhältnis von Aggregatgrößen zu berechnen; die relevanten 
Größen lassen sich nur simultan ermitteln. Man sieht daher, daß das Sy- 
stem der relativen Preise sowohl von den technischen Bedingungen der 
Produktion als auch von der Einkommensverteilung abhängt. Nur wenn 
bekannt ist, wie groß der Lohnsatz oder wie groß die Profitrate ist, können 
die Warenpreise - zusammen mit der verbleibenden Verteilungsgröße - 
determiniert werden. 

Greifen wir auf das Zahlenbeispiel zurück, das Sraffa (1960, 25) verwen- 
det. In einer Ökonomie werden die beiden Waren Weizen und Eisen durch 
den Einsatz von Weizen, Eisen und Arbeit erzeugt, und die Produktivität in 
der Weizenproduktion reiche aus, um einen physischen Überschuß von 175 
Tonnen Weizen zu erzeugen. Mit Ly und L; werden die Arbeitsstunden 
bezeichnet, die in den beiden Sektoren benutzt werden. Die eingesetzten 
Mengen sind bekannte Größen, und die Produktionsmethode ist festgelegt. 


280 t Weizen + 12 t Eisen + Ly -> 575 t Weizen 
120 t Weizen +8tEisen+Lg ->20tEisen 


Der Weizenpreis pw, der Eisenpreis pp, der Lohnsatz w und die Profitrate r 
sind die gesuchten Variablen. Die beiden Warenpreise müssen den Bedin- 
gungen genügen, daß sie erstens die technischen Reproduktionserforder- 
nisse des Systems ausdrücken und daß sie zweitens jedem Sektor den 
Durchschnittsprofit verschaffen. Das Gleichungssystem [1] gibt die Aus- 
tauschbedingungen der Ökonomie wieder. 


(280 pw +12 pe) (I +r)+Lww=575 pw 
A120 pw+8p) Ü+n+Igew=20p FM] 


Zunächst stellt sich das formale Problem, daß dieses System zweier von- 
einander unabhängiger Gleichungen vier Variable aufweist und unendlich 
viele Lösungen enthält. Eine Ware, zum Beispiel Weizen, dient als Wert- 
standard und ihr Preis Kann gleich eins gesetzt werden: py = 1, so daß drei 
unbekannte Variable verbleiben; wird eine von ihnen exogen vorgegeben, 
dann ist das ökonomische System determiniert. Das Gleichungssystem 
weist einen »Freiheitsgrad« auf, und es stellt sich die Frage, welcher Ver- 
teilungsparameter vorgegeben werden sollte, um ihn zu schließen. Wird die 
Profitrate als bekannte Größe vorausgesetzt, dann legt das Gleichungssy- 
stem [1] den Lohnsatz gleichzeitig mit dem Preis des Eisens fest; umge- 
kehrt, wenn der Lohnsatz vorgegeben wird. Der entscheidende Unterschied 
zur traditionellen neoklassischen Theorie liegt darin, daß allein die Größe 
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des physischen Nettoprodukts durch die Produktivität des benutzten Pro- 
duktionsverfahrens bestimmt wird, seine Verteilung und seine Wertgröße 
hingegen aus der exogenen Setzung eines Verteilungsparameters folgen.? 
Betrachtet man die Konsequenzen für die Einkommensverteilung, die sich 
aus diesem Modell ergeben, dann findet man das Ergebnis der ricardiani- 
schen Theorie bestätigt: Es besteht ein inverser Zusammenhang zwischen 
dem Lohnsatz und der Profitrate, obgleich die eingesetzten Faktormengen 
konstant bleiben. !® 

Das ökonomische System weist neben den beiden bisher behandelten Ei- 
genschaften noch zwei weitere Besonderheiten auf. Zum einen begreift 
Sraffa das Kapital als eine Wertgröße, deren Betrag von dem exogen ge- 
setzten Verteilungsparameter abhängt. Ist das Preissystem bestimmt, dann 
ergibt sich der Wert des Kapitals aus der Summe der Preise der benutzten 
Produktionsmittel. Mengen und Werte sind bei Sraffa ganz klar geschie- 
dene Kategorien.!! Eine Produktionstechnik wird mithin durch eine Liste 
beschrieben, in der die Mengen der eingesetzten Produktionsmittel und der 
Arbeit aufgeführt sind. Wenn die Profitrate fällt, wird der Wert der Pro- 
duktionsmittel variieren, ohne daß man eindeutig die Richtung dieses 
Wechsels angeben kann. Einer einzigen Produktionstechnik können daher 
mehrere Kapitalwerte entsprechen und das heißt, man erhält für eine Pro- 
duktionsmethode verschiedenen Zahlenwerte für die Kapitalintensität, je 
nachdem welches Niveau die Profitrate annimmt. Es ist jedenfalls nicht so, 
daß einer Technik eindeutig ein bestimmter Zahlenwert zugeordnet ist, der 
die Größe des Kapitals angibt. 

Die vierte Besonderheit liegt darin, daß mit dem Produktionsverfahren die 
Mengenstruktur sowohl der gesamten Produktion als auch des Nettopro- 


9 Die ältere neoklassische Verteilungstheorie suchte, gerade umgekehrt, die Entlohnungs- 
sätze der Arbeit und des Kapitals durch die Produktivitäten der eingesetzten Faktormen- 
gen zu bestimmen. - Auf die Frage, ob es im ökonomischen Sinne begründet ist, einen 
Lohnsatz vorzugeben, werden wir später eingehen. 

10 Nehmen wir an, die Profitrate sei vorgegeben; dann kann die Beziehung zwischen den 
beiden Verteilungsgrößen aus dem Gleichungssystem [1] hergeleitet werden und man er- 
hält eine Funktion der Form: w = f(r), welche die Verteilungsgrenze für die angegebene 
Produktionsmethode beschreibt. Siehe Sraffa 1960, 42f für das Standardsystem und Pasi- 
netti 1975, 104-109. 

Il Im Gegensatz zur traditionellen neoklassischen Theorie zeigt Sraffa, daß man den Kapi- 
talwert nicht aus den Mengen des technischen Produktionssystems erhalten kann. Bei 
Sraffa heißt es im zweiten Kapitel: »Es wäre noch hinzuzufügen, daß der Gebrauch des 
Begriffs 'Produktionskosten' nicht nur im vorliegenden Fall, sondern generell in dieser 
Arbeit vermieden wird. Dasselbe gilt für den Ausdruck 'Kapital' in seiner quantitativen 
Bedeutung. (...) Diese Begriffe werden nämlich immer enger mit der Annahme verbun- 
den, sie könnten für Quantitäten gesetzt werden, die sich vor und unabhängig von der Be- 
stimmung der Produktpreise bestimmen ließen« (Sraffa 1960, 27). Vgl. dazu auch ebd. 35 
und Sraffa 1962, 478f. 
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dukts festgelegt ist. Die Zusammensetzung des Nettoprodukts wird daher 
von den Präferenzen der Haushalte unabhängig; wenn das Preissystem sich 
aufgrund einer größeren oder kleineren Profitrate verändert, dann sind Sub- 
stitutionsprozesse ausgeschlossen, die zu einer anderen Mengenstruktur des 
Nettoprodukts führen könnten. Die Haushalte erhalten als Entlohnung 
einen seiner Zusammensetzung nach festgelegten Warenkorb und Sraffa 
zeigt, daß der Umfang dieses Warenkorbes in der umgekehrten Richtung 
zur Profitrate wechselt. Dies ist nur der Ausdruck dafür, daß eben die 
Klasse und nicht der Haushalt die Grundkategorie der klassischen Vertei- 
lungstheorie ist. 

Unter rein formalen Gesichtspunkten betrachtet, bietet Sraffas Modell zwei 
Möglichkeiten, den Freiheitsgrad des Gleichungssystems zu schließen, der 
nach der Wahl eines Wertstandards verbleibt; wir sehen von der Alterna- 
tive ab, einen beliebigen Preis vorzugeben. Somit bleiben nur noch der 
Lohnsatz und die Profitrate übrig. Dieses scheinbar rein mathematische 
Problem hat eine außerordentliche gesellschaftstheoretische Tragweite. Die 
Redeweise von einem vorausgesetzten Lohnsatz erhält nur einen ökono- 
misch begründeten Sinn, wenn es sich dabei um einen gegebenen Waren- 
korb handelt, dessen Mengenstruktur und dessen Umfang so festgelegt 
sind, daß die Subsistenz der Arbeiterbevölkerung gesichert ist. Das bedeu- 
tet, daß die Kapitaleigentümer für die Arbeitsleistung einen Warenkorb 
zahlen, dessen Umfang unabhängig von der Rentabilität des vorgeschosse- 
nen Kapitals ist. Die Produktion fände ihren letzten Zweck in der Produk- 
tion für die Subsistenz der Arbeiterbevölkerung. Wählte man einen nomi- 
nalen Lohnsatz, so wäre völlig unbestimmt, was damit gemeint ist, solange 
das Preissystem und daher seine Kaufkraft unbekannt blieben. Wollte man 
einen Nominallohnsatz voraussetzen, so käme das darauf hinaus, etwas 
vorzugeben, von dem man gar nicht weiß, was es ist.!? Die Reproduktion 
erscheint dagegen in einem ganz anderen Licht, wenn die Profitrate vorge- 
geben wird. Jetzt Kommt es darauf an, einem gleichermaßen von den tech- 
nischen Produktionsbedingungen wie von der Reproduktion der Arbeiter- 
bevölkerung unabhängigen Standard der Rentabilität zu genügen; die Re- 
produktion der Ökonomie hat nun die Rentabilität des Kapitals zum Zen- 
trum. Der Lohnsatz tritt nun als die Residualgröße des ökonomischen Sy- 
stems auf, in welchem die Produktion für den Profit zum bestimmenden 
Faktor wird. 

Die rein formale Frage nach der Lösung eines Gleichungssystems ist mit 
weitreichenden theoretischen Konsequenzen verbunden. Es geht darum, ob 
die Reproduktion der Arbeiterbevölkerung oder die Reproduktion des Ka- 


12 Siehe Sraffa (1960, 56) sowie die Kritik von Ricardo (1817, 19f) an Smith. 
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pitals im Zentrum der ökonomischen Prozesse steht, und diese Frage ist 
alles andere als formal. Sraffas Modell des Warenmarktes bietet für sich 
genommen keine Antwort darauf. Man muß bereits über eine Theorie der 
Gesamtwirtschaft verfügen und wissen, worauf es ankommt, wenn man die 
Frage beantworten will, auf welche Weise der Freiheitsgrad geschlossen 
werden soll. 


IH. Lohnsatz und Profitrate 


Die nationalökonomischen Theorien haben diese Frage ganz unterschied- 
lich beantwortet. Für die klassische Theorie formulierte Ricardo eine strin- 
gente Lösung. Er setzte einen Warenkorb als Subsistenzfonds voraus; unter 
dem jeweils herrschenden Preissystem ergab sich dann jene Wertgröße, die 
die Klassiker den natürlichen Arbeitslohn nannten.!3 Wählt man diesen 
Weg, dann stellt sich sofort die Frage, warum ein Subsistenzlohn im Markt 
bestehen kann, solange die Unternehmen noch Profite realisieren, denn so- 
lange die einzelne Unternehmung ihren Profit durch eine ausgedehntere 
Produktion noch vergrößern kann, wird die Konkurrenz um die Arbeits- 
kräfte den Lohnsatz auf ein Niveau ansteigen lassen, bei dem der Profit für 
die Gesamtwirtschaft Null werden wird. Aus welchen Gründen wird der 
Lohnsatz daran gehindert, auf ein solches Niveau zu steigen? Es ist nicht 
möglich, gleichzeitig einen Subsistenzlohn vorauszusetzen und einen Profit 
als Überschuß des Nettoprodukts über den Subsistenzlohn zu erhalten, oh- 
ne eine spezifische Konstellation am Arbeitsmarkt zu unterstellen. Ricardo 
nahm schlicht an, daß die reichen und entwickelten Gemeinwesen eine be- 
ständige Überschußbevölkerung aufweisen (Ricardo 1817, 98f). Arbeits- 
losigkeit und damit die Durchsetzung des Subsistenzlohns wurde aus der 
natürlichen Bevölkerungsentwicklung begründen.!* Ohne diese zusätzli- 
chen Annahmen ergäbe es keinen Sinn, einen Subsistenzlohn vorauszuset- 
zen; ein solcher Lohnsatz würde durch die Marktprozesse sofort auf sein 
maximales Niveau getrieben, für das der Profit verschwände. Es gibt mit- 
hin nur einen Subsistenzlohn, der tatsächlich vorgegeben werden kann, 
nämlich das Nettoprodukt pro Kopf und dessen Höhe wird durch die Pro- 


13 Siehe dazu Ricardo 1817, 15 und 93. Ähnlich argumentiert Garegnani (1984, 58), der den 
Lohnsatz zum einen Teil als exogen gegebenen Subsistenziohn betrachtet, während ein 
anderer Teil dem Nettoprodukt entstammt. Dahinter steht die Vorstellung, daß nicht nur 
der Nominallohnsatz, sondern auch der Reallohnsatz auf dem Arbeitsmarkt bestimmt 
wird. 

14 Ricardo unterstellt einen Akkumulationsprozeß, für den die Rate des Bevölkerungs- 
wachstums größer ist als die Rate, mit der die Produktion der Lebensmittel steigt (Ricardo 
1847, 16, 94 und 101). Legt man Sraffas Gleichgewichtsbegriff zugrunde, dann wird 
diese Begründung der Arbeitslosigkeit aus einer Ungleichgewichtslage gewonnen. 
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duktivität der gewählten Technik bestimmt. !5 Jedes andere Niveau des Re- 
allohnsatzes ist das Resultat anderer Marktkonstellationen. Um in der klas- 
sischen Theorie eine beständige Teilung des Nettoprodukts in Lohn und 
Profit zu behaupten, muß eine dauerhafte Arbeitslosigkeit marktimmanent 
begründet werden, und wenn man zeigen kann, warum sie entsteht, dann 
wird man sich möglicherweise schon in einer anderen Theorie befinden, in 
der es überflüssig geworden sein wird, einen Lohnsatz als Subsistenzlohn 
zu qualifizieren.!6 

Diese Schwierigkeit hat Marx in seiner Untersuchung des Akkumulations- 
prozesses erkannt (Marx 1867, 23. Kap., bes. 647-49), in der er gegen 
Malthus' Theorie einer natürlichen oder absoluten Überbevölkerung pole- 
misierte: von einer Überbevölkerung könnte man allenfalls im Verhältnis 
zu den 'Verwertungsbedürfnissen des Kapitals’ sprechen. Marx argumen- 
tierte, daß eine im Verlauf des Akkumulationsprozesses zunehmende 
Nachfrage nach Arbeit den Lohnsatz ansteigen und die Mehrwertrate sin- 
ken läßt. Die geringere Verwertungsrate auf vorgeschossenes Kapital - hier 
des variablen Kapitals - leitet dann die Gegenbewegung am Arbeitsmarkt 
ein: »(...) die Akkumulation erschlafft infolge des steigenden Arbeitsprei- 
ses, weil der Stachel des Gewinns abstumpft« (Marx 1867, 648). Entschei- 
dend ist der theoretische Zusammenhang, in den der Verwertungsgrad des 
Kapitals und die Überschußbevölkerung gestellt werden; wenn die Verwer- 
tungsrate des Kapitals sinkt, dann wird "Arbeitskraft überschüssig', und 
unter dem Druck der Arbeitslosigkeit sinkt der Lohnsatz.17 Der Lohnsatz 
wird zur 'abhängigen Variable’ der Akkumulation und durch die Rentabili- 
tät der Kapitalvorschüsse bestimmt. In der Marx'schen Theorie prägen die 
Reproduktionsbedingungen des Kapitals die Produktionsweise, nicht die 
Subsistenzlöhne der Arbeiterbevölkerung, und diese Auffassung drückte 
Marx in dem Begriff der Gleichgültigkeit des Kapitals gegen die Arbeit 
aus. Andererseits entwickelte Marx den Begriff des Mehrwerts im vierten 


15 Daraus folgt, daß ein Subsistenziohn eine ausschließlich sozialpolitische Kategorie ist 
und der Adressat solcher Forderungen der Sozialstaat ist. 

16 Es stellt sich die umgekehrte Frage, warum der Lohnsatz nicht auf Null sinkt, wenn es 
Arbeitslosigkeit gibt. Eine Antwort liefert Ricardo. Da der Subsistenzlohn zu den Vorpro- 
dukten zählt, ist er eine notwendige Bedingung dafür, daß überhaupt produziert werden 
kann. - Ist der Lohn hingegen ein Teil des Nettoprodukts, dann wird er auf dem Niveau 
fixiert, welches die Konkurrenz der Unternehmer um die Arbeitskräfte zuläßt, unter der 
Bedingung, daß jene den Durchschnittsprofit realisieren müssen. 

17 Allerdings entwickelt Marx den Begriff der »industriellen Reservearmee« erst etwas spä- 
ter, nämlich bei der Untersuchung der Frage, wie die Akkumulation bei ansteigender Pro- 
duktivität auf die Arbeiterbevölkerung wirkt (siehe Marx 1867, 657-670). Marx zeigt je- 
doch, daß die Arbeitslosigkeit nichts mit der natürlichen Bevölkerungsentwicklung zu tun 
hat. Die »industrielle Reservearmee« ist ein Geschöpf des Kapitals und fungiert als Kor- 
rektiv im Arbeitsmarkt. 
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Kapitel des ersten Bandes vom Kapital als einen Überschuß des Nettopro- 
dukts über den vorgegebenen Wert der Arbeitskraft; an dieser Stelle ist der 
Subsistenzgedanke und die Beziehung zur ricardianischen Theorie deutlich 
vorhanden. 

Im Gegensatz zur klassischen ökonomischen Theorie vertrat Keynes in der 
Allgemeinen Theorie die Position, daß die Arbeiter in den Lohnverhand- 
lungen mit den Unternehmen nicht den Reallohnsatz, sondern nur den 
Geldlohnsatz festlegen können. Auf dem Arbeitsmarkt wird also nicht über 
einen Warenkorb verhandelt. Keynes zeigte, daß der Reallohnsatz, weit da- 
von entfernt, eine Voraussetzung der Ökonomie zu bilden, tatsächlich das 
Resultat gesamtwirtschaftlicher Prozesse ist. Somit muß die Profitrate als 
Verteilungsgröße vorgegeben werden. Der Reallohnsatz ergibt sich dann 
aus dem im Arbeitsmarkt bestimmten Geldlohnsatz und dem makroökono- 
misch determinierten Preisniveau. Keynes begründete den Profit damit, daß 
Kapitalvorschüsse »wegen des Wettbewerbs um den [mit dem /K.S.] Zins- 
fuß auf Geld« (Keynes 1936, 179) knapp gehalten werden müssen, woraus 
eine Knappheit an Kapitalgütern und daher an Beschäftigungsmitteln der 
Arbeiter entsteht, die das Produktionsvolumen beschränkt und Arbeits- 
losigkeit entstehen läßt. Keynes führte den Zinssatz auf Geld als jene 
Größe ein, die eine Mindestrentabilität definiert, die Kapitalvorschüsse in 
Geld steuert und zugleich am Arbeitsmarkt jene Bedingungen herstellt, die 
notwendig sind, um einen dauerhaften Profit zu begründen. Der Profit ist 
nicht mehr der Überschuß des Nettoprodukts über den Subsistenzlohn, 
sondern - umgekehrt - der Reallohnsatz erscheint jetzt als Überschuß des 
Nettoprodukts über den Profit - er wird zum Surpluslohn. 

Die ältere Neoklassik suchte dagegen eine völlig andere Lösung für dieses 
Problem. Sie wollte die relativen Preise der Waren, den Lohnsatz und die 
Profitrate sowie das Produktionsvolumen simultan bestimmen. Sie unter- 
nahm den Versuch, die Entlohnungssätze aus den Grenzproduktivitäten der 
eingesetzten Faktormengen kausal zu erklären. Zu diesem Zweck wurde 
eine Größe, die man Kapital nannte, der Ableitung der allgemeinen Pro- 
fitrate vorausgesetzt. Die Diskussion über die Paradoxien der Kapitaltheo- 
rie in den 60er und 70er Jahren hat gezeigt, daß die traditionelle neoklassi- 
sche Kapitaltheorie nur unter der Voraussetzung gelten kann, daß alle Pro- 
duktionszweige die gleiche Zusammensetzung aus Kapital und Arbeit auf- 
weisen.!8 Sie erweist sich damit als Theorie eines Sonderfalles und kann 


18 Siehe dazu: Sraffa 1960, über den »Wechsel in den Produktionsmethoden«, insbesondere 
114f; sowie Joan Robinson 1958, 105f, Bhaduri 1966, Samuelson 1966, das Symposion 
»Paradoxes of capital theory« im Quarterly Journal of Economics 1966, Harcourt 1969, 
Garegnani 1970, Bliss 1975, Kapitel 4, 84f und Kapitel 8, Pasinetti 1975, Kapitel 6, Sche- 
fold 1976, 163-183. - Dagegen die Kritik von Stamatis (1993) an den Neoricardianern. - 
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im allgemeinen keine einheitliche Profitrate begründen. Sraffas Kritik hat 
sich als ausgesprochen erfolgreich erwiesen. Zudem erhält man ein auf den 
ersten Blick verblüffendes Resultat: Die traditionelle neoklassische Theo- 
rie, die zum Ende des 19. Jahrhunderts angetreten war, um die klassische 
ökonomische Theorie abzulösen, gilt nur unter denselben restriktiven Be- 
dingungen wie die von ihr kritisierte Arbeitswerttheorie. Die Gemeinsam- 
keit der klassischen Werttheorie und der traditionellen neoklassischen 
Preis- und Kapitaltheorie liegt darin, daß beide das Kapital als eine von der 
Einkommensverteilung unabhängige Größe betrachten. 

Neoklassische Autoren wie Hahn und Bliss, die die allgemeine Gleichge- 
wichtstheorie vertreten, verwahren sich zu Recht dagegen, daß die mo- 
derne neoklassische Theorie mit solchen Argumentationen gleichgesetzt 
wird, die man bisweilen mit dem Ausdruck Marginalismus bezeichnet (s. 
Hahn 1982, 354). Ihre Kapitaltheorie beginnt damit, daß es Güter gibt - 
zum Beipiel Produktionsmittel -, die langlebig sind und während mehrerer 
Perioden ihre Dienste abgeben. Zusammen mit dem Kapital wird das Zeit- 
element in die Analyse eingeführt (s. Bliss 1975, 4f und 15f). Das Alloka- 
tionsproblem stellt sich nun in der erweiterten Fassung des intertemporalen 
Austauschs, und alle Fragen der Kapitaltheorie werden in diesem Rahmen 
behandelt, was zunächst nichts weiter bedeutet, als daß mehrere Perioden 
anstelle einer einzigen betrachtet werden. 

Bliss (1975, 3. Kapitel) stellt ein solches Modell vor; er setzt voraus, daß es 
eine vollständige Menge von Zukunftsmärkten gibt und daß am Anfang des 
gesamten Planungszeitraums über alle wirtschaftlichen Handlungen ent- 
schieden wird. Eine solche Annahme ist gleichbedeutend damit, daß die 
Zukunft in die Gegenwart hineinverlegt wird. In diesem Modell wird die 
zeitliche Verfügbarkeit von Gütern als eine ihrer Eigenschaften aufgefaßt, 
so daß qualitativ gleiche Güter, die zu verschiedenen Zeitpunkten verfüg- 
bar sind, als zwei verschiedenartige Güter behandelt werden und verschie- 
dene Preise haben. Aus dem Austausch zwischen gegenwärtig und zukünf- 
tig verfügbaren Gütern entsteht ein intertemporales Preissystem, welches 
die Besonderheit aufweist, daß die Preise zukünftig verfügbarer Güter vom 
gegenwärtigen Zeitpunkt aus betrachtet und daher als Gegenwartswerte 
angegeben werden. Der Gegenwartswert des Preises für eine Tonne Wei- 
zen, die in einem Jahr geliefert wird, ist der Betrag, den heute jemand dafür 
zahlt, daß er im nächsten Jahr diese Weizenmenge erhalten wird. In einer 


Die Wiederkehr der Produktionsmethoden hat eine bedeutsame wirtschaftspolitische 
Konsequenz; wenn die aggregierte Produktionsfunktion theoretisch unbegründet ist, dann 
ist auch jede darauf beruhende wirtschaftspolitische Empfehlung im allgemeinen falsch. 
Niedrigere Reallohnsätze führen nicht notwendig auf dem Wege der Subsititution des teu- 
reren durch den billigeren Produktionsfaktor zu einer höheren Beschäftigung. 
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Ökonomie mit mehreren Waren, in der sich die Planungen der einzelnen 
über mehrere Perioden erstrecken, gibt es daher eine Vielzahl von inter- 
temporalen Preisen, an denen die einzelnen sich in ihren wirtschaftlichen 
Handlungen orientieren. Das Wesentliche an diesem Austausch zwischen 
heute und zukünftig verfügbaren Gütern ist Bliss zufolge das intertempo- 
rale Preissystem, der Zins spielt dabei keine Rolle (siehe Bliss 1975, 4 und 
10). Das bedeutet nicht, daß der Zinssatz ganz verschwindet; man kann für 
jede Ware, zum Beipiel für den Weizen, aus dem Verhältnis des heutigen 
Preises für eine Tonne zum Gegenwartswert des Preises für eine Tonne im 
nächsten Jahr einen Eigenzinsfuß des Weizens berechnen. Für eine Viel- 
zahl von Waren kann aus diesem Preissystem ein Komplex verschiedener 
Eigenzinssätze abgeleitet werden. In der modernen neoklassischen Kapital- 
theorie wurde im Gegensatz zu allen anderen Theorien die Vorstellung 
gänzlich aufgegeben, daß ein ökonomisches System immer und mit Not- 
wendigkeit eine allgemeine Profitrate respektive eine allgemeine Zinsrate 
hervorbringt. Wie Bliss und Hahn zeigen, entsteht eine solche allgemeine 
Profitrate nur unter der sehr besondersartigen und einschränkenden Vor- 
aussetzung, daß die Preisverhältnisse aller Waren in sämtlichen Jahren 
gleich sind; unter dieser Bedingung sind die Eigenzinssätze der Waren für 
aufeinanderfolgende Jahre gleich, und diese Rate kann als allgemeine Pro- 
fitrate ausgelegt werden.!9 Der Zins ist aber nicht mehr der Preis des Ka- 
pitals. 

Auf der Grundlage dieser Überlegungen zeigt Hahn, daß es auch für die 
neoklassische Theorie keine Möglichkeit gibt, die allgemeine Profitrate aus 
den produktiven Beziehungen zwischen den eingesetzen Faktormengen 
herzuleiten und daß somit auch für sie die Preisbestimmung der Waren von 
der exogenen Setzung der allgemeinen Profitrate abhängt. Mit anderen 
Worten, auch das neoklassische System der Preisbestimmung weist für den 
Fall, den Sraffa untersucht, einen Freiheitsgrad auf. Die Neoklassiker und 
die Neoricardianer sitzen, wie Hahn sagt, im selben Boot (siehe Hahn 
1982, 365). Hahn erhält die gesuchte Gleichung dadurch, daß er auf das 
intertemporale Preissystem zurückgreift und die Bedingungen, die für die 
Existenz einer allgemeinen Profitrate erfüllt sein müssen, in Form einer zu- 
sätzlichen Gleichung einführt. Wenn die Preisverhältnisse in jedem Jahr 
gleich sind, dann ist die Voraussetzung für die Existenz einer allgemeinen 
Profitrate erfüllt und Sraffas Problem gelöst. Da jedoch eine sehr spezielle 
Annahme über dieses intertemporale Preissystem getroffenen werden muß, 
um die gesuchte zusätzliche Gleichung zu erhalten, kann Hahn die neori- 


19 Siehe dazu Bliss 1975, 51-55 und Hahn 1982, 363-369. Das Konzept der Eigenzinssätze 
wurde bereits von Sraffa (1932) in seiner Polemik gegen Hayek benutzt. 
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cardianische Preistheorie als einen Spezialfall des intertemporalen Austau- 
sches darstellen (Hahn 1982, 368f). In seinen Augen kann Sraffas Theorie 
daher nicht den Status einer allgemeinen Theorie beanspruchen. 

Hinter der - durchaus wesentlichen - Gemeinsamkeit beider Theorien sollte 
ihr ebenso wesentlicher Unterschied aber nicht verschwinden. Gemeinsam 
ist ihnen, daß die Einkommensverteilung nicht aus den technischen Bezie- 
hungen in der Produktion abgeleitet wird und die Profitrate 'von außerhalb 
des Produktionsprozesses' vorgegeben werden muß; es gibt aber mehr als 
eine Art, in der dies geschehen kann. Sraffa schlägt vor, die Profitrate 
durch das »Niveau der Geldzinssätze« (Sraffa 1960, 56, Textziffer 44) zu 
bestimmen - eine Position, die in der Warenproduktion mittels Waren nicht 
mehr begründet wird. 

Nach unseren bisherigen Überlegungen scheidet die Möglichkeit aus, einen 
Subsistenzlohn vorzugeben, um den Freiheitsgrad des Modells zu schlie- 
ßen. Ebensowenig kommt die Möglichkeit in Betracht, die allgemeine Pro- 
fitrate, gewissermaßen im Rahmen des Warenmarktes verbleibend, aus 
dem Verhältnis von Aggregaten zu entwickeln und sie der Preisbestim- 
mung voranzustellen. Somit verbleiben nur die beiden zuletzt angespro- 
chen Alternativen: entweder man führt die Profitrate auf den Geldzinssatz 
zurück, oder man verzichtet vollständig darauf, ihr eine hervorgehobene 
ökonomische Bedeutung beizumessen. Betrachten wir die Konsequenzen 
dieser beiden Möglichkeiten. 


IV. Profitrate und Geldzinssatz 


Wir hatten zuvor gesagt, daß die Frage, wie der Freiheitsgrad geschlossen 
werden sollte, nur beantwortet werden kann, wenn man weiß, was das We- 
sentliche der Ökonomie ist; oder anders, mit der Antwort auf diese Frage 
wird zugleich festgelegt, was als das Wesentliche gelten soll. Die neoklas- 
sische Theorie löst dieses Problem im Rahmen der Tauschtheorie - nämlich 
unter den Bedingungen des intertemporalen Austausches. Ihre Begründung 
steht in der Tradition jenes ökonomischen Denkens, derzufolge ein wirt- 
schaftliches Problem immer dann entsteht, wenn knappe Mittel auf ver- 
schiedene Zwecke verteilt werden müssen. Sraffa schlägt hingegen vor, die 
Profitrate durch den Zinssatz auf Geld zu bestimmen. Auf diese Weise 
kommt das Geld in die Theorie der Preisbestimmung hinein und man be- 
wegt sich in einer vollständig anderen Welt, die nicht mehr als kurioser 
Sonderfall des allgemeinen Gleichgewichts erscheint, worin es für das 
Geld keinen Platz gibt (s. Hahn 1984, 162). 

Zunächst zeigen sich die Differenzen zwischen beiden Theorien im Kapi- 
talbegriff. Ganz konsequent, betrachten die neoklassischen Autoren Kapital 
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in erster Linie unter dem Gesichtspunkt physischer Eigenschaften. Ein Ka- 
pitalgut zeichnet sich durch seine Langlebigkeit aus. Im strengen Sinne 
gibt es keine Verbindung zwischen dem Kapital und dem Zins, wie sie in 
anderen Theorien immer wieder im Zentrum des Interesses steht; die Be- 
ziehung ist höchst indirekt. Mit dem Kapital wird das Zeitelement in die 
Ökonomie eingeführt, und in diesem Zeithorizont wird ein intertemporales 
Preissystem errichtet, das gewissermaßen als Beigabe die Eigenzinsfüße 
enthält - die aber im Grunde keine Rolle spielen. Die Zinsrate ist keine 
Verteilungsgröße mehr, sie ist nichts weiter als der Bestandteil eines Fak- 
tors, der die laufenden Preise der Güter mit den Gegenwartswerten der 
Güter für spätere Lieferung verbindet. Die Kapitaltheorie geht vollständig 
in einer Allokationstheorie des Gütermarktes auf. Demgegenüber enthält 
Sraffas Theorie einen Begriff des Kapitals als Wertgröße. Es geht nicht um 
physische Eigenschaften eines Gutes. Mit dem Zinssatz auf Geld wird der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion eine Verteilungsgröße vorgegeben, in 
der sich ein im voraus existierender Einkommensanspruch geltend macht. 
Zweitens, die neoklassische Theorie setzt dem wirtschaftlichen Handeln 
eine aus Gütermengen bestehende Erstausstattung voraus; die Geschichte 
der Ökonomie erscheint dann als eine Geschichte von Wahlhandlungen 
unter wiederkehrenden Bedingungen physischer Knappheit. Man geht von 
Mengen aus, um Wertgrößen, nämlich die Preise, zu begründen. Die Theo- 
rie Sraffas bietet die umgekehrte Möglichkeit: Es werden Wertkategorien: 
hier das Geld und der Geldzinssatz vorausgesetzt, aus denen die Waren- 
preise und die Mengen entwickelt werden. Daraus ergibt sich ein ganz an- 
derer Kausalzusammenhang. Wenn der Geldzinssatz vorangestellt wird, 
dann ist die gewinnmaximierende Technik und weiter die Mengenstruktur 
des Nettoprodukts bestimmt.20 Die Mengenstruktur der Ökonomie, die die 
einen als Erstausstattung bezeichnen, erscheint hier nicht als Vorausset- 
zung, sondern als Resultat des wirtschaftlichen Handelns. 

Drittens, schließlich, treten die Unterschiede zwischen den beiden Theorien 
in der Behandlung des Beschäftigungsproblems zu Tage. Das Produktions- 
volumen und der Umfang der Beschäftigung sind im neoklassischen Den- 
ken dem Allokationsproblem untergeordnet. Folgerichtig weist das Preis- 
system des Gleichgewichts Vollbeschäftigung auf - die Arbeit ist knapp, 
nicht überschüssig. Die Werttheorie Sraffas ist keine Allokationstheorie; 
man erhält ein Preissystem des Gleichgewichts, das die Frage nach dem 
Beschäftigungsniveau und dem Umfang der Produktion offenläßt. Sie ge- 


20 Hier werden konstante Skalenerträge vorausgesetzt. Wenn die Produktionskoeffizienten 
auch vom Produktionsvolumen abhängen, dann reicht es nicht mehr hin, nur die Zinsrate 
zu kennen, um die gewinnmaximierende Technik festzulegen. Man benötigt zusätzlich 
den Produktionsumfang. 
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währt Raum für eine eigenständige Theorie der Beschäftigung. Sofern die 
Ökonomie einen Profit abwirft, muß allerdings gezeigt werden, aus wel- 
chen Gründen Arbeitslosigkeit entsteht. Diese Frage führt über den unmit- 
telbaren Umkreis der Sraffa’schen Theorie hinaus. 

Folgt man Sraffas Hinweis auf den Geldzinssatz, dann erfordert dies eine 
andersgeartete Theorie, nämlich eine Theorie der Geldwirtschaft. Es stellt 
sich nun die Frage, warum das Geld wesentlich ist und aus welchen theo- 
retischen Ansätzen der Wertbegriff entwickelt werden kann. 

In den Arbeiten von Marx und Keynes finden sich, freilich sehr verschie- 
denartige, Überlegungen zu einer solchen Theorie der Geldwirtschaft. Las- 
sen wir einmal den Wert der Arbeitskraft beiseite, den Marx ım vierten 
Kapitel des Kapitals als gegebene Größe aufnimmt, und betrachten den 
Zusammenhang zwischen der allgemeinen Profitrate und dem Zinssatz, der 
für einen Vergleich mit Sraffas Werttheorie von Interesse ist. Die allge- 
meine Profitrate ist bei Marx eine produktionstheoretische Kategorie. Er 
leitet sie aus den "inneren Gesetzen der kapitalistischen Produktion’ ab und 
meint damit, daß sie durch das Verhältnis von Warenaggregaten bestimmt 
wird, deren Wertgrößen ihrerseits durch die in ihnen enthaltenen Arbeits- 
mengen determiniert werden. Marx weiß, daß diese Begründung nur unter 
der speziellen Voraussetzung einer gleichen Zusammensetzung aller Indu- 
striezweige richtig ist, daß es aber Abweichungen bei jeder einzelnen Ware 
gibt, wenn jene ungleiche Zusammensetzungen aufweisen (siehe Marx 
1867, 640f und Marx 1894, 174). Er setzt sich im dritten Band des Kapitals 
mit der Frage auseinander, nach welchen Gesetzmäßigkeiten die Teilung 
des Profits in Zins und Unternehmergewinn erfolgt und worin die regulie- 
renden Grenzen der Zinsrate liegen. Wird der gesamte Profit zur Grundlage 
der Untersuchung genommen, dann stellt sich die Schwierigkeit, daß der 
Zins zum einen durch die Kräfte beeinflußt wird, die den Profit insgesamt 
bestimmen; letzterer bildet die Obergrenze für den Zins; zum anderen ist 
der Zins aber völlig unbestimmt, denn es gibt unendlich viele Möglichkei- 
ten, um eine gegebene Summe in zwei Summanden zu zerlegen. Marx be- 
hauptet einerseits eine regulierende Funktion der Profitrate für die Zinsrate. 
»Soweit der Zinsfuß durch die Profitrate bestimmt ist, ist es stets durch die 
allgemeine Profitrate (...)« (Marx 1894, 377). In diesem Sinne ist die Pro- 
fitrate die Obergrenze der Zinsrate. Andererseits vertritt er die Auffassung, 
daß es keine 'natürliche' Zinsrate gebe, die auf die wertbildende Arbeit zu- 
rückgeführt werden könnte. »Es gibt keine 'natürlichen' Grenzen (...) des 
Zinsfußes« (Marx 1894, 369). Diese These kommt darauf hinaus, daß der 
Zins und die Zinsrate keine Kategorien der Produktion sind, sondern auf 
andere Weise begründet werden müssen. Marx gelangt zu dem Ergebnis, 


160 Klaus Schabacker 


daß die Teilung des Profits allein von der Konkurrenz im Geldmarkt ab- 
hänge und durch kein allgemeines Gesetz bestimmbar sei (ebd., 375). 
Obgleich Marx nun wirklich nicht in Gleichgewichtskategorien dachte, 
sondern den Widersprüchen und den Krisen der kapitalistischen Ökonomie 
seine Aufmerksamkeit widmete, kann man einen solchen Gleichgewichts- 
begriff benutzen, wenn man den Unternehmergewinn als eine Kkonjunktu- 
rell bedingte Größe und daher als Kategorie des Ungleichgewichts behan- 
delt. Der gesamte Profit wird im Gleichgewicht auf den Zins reduziert, und 
die Profitrate muß gleich der Zinsrate sein. In diesem Fall erhält man zwei 
Kausale Beziehungen zwischen der Profitrate und dem Zinssatz, die einan- 
der ausschließen. Entweder hat die Profitrate eine gesamtwirtschaftlich re- 
gulierende Funktion und bestimmt die Zinsrate, dann kann sich die Kritik 
am Begriff der natürlichen Zinsrate nicht auf die Marx'sche Theorie stüt- 
zen, denn eine solche von der allgemeinen Profitrate determinierte Zinsrate 
wäre eine 'natürliche' Zinsrate; oder es gibt keinen natürlichen Zinssatz; 
dann wird der Zinssatz 'von außerhalb‘ der Produktion bestimmt und legt 
seinerseits die allgemeine Profitrate fest, die nun nicht mehr als Kategorie 
der Produktion begriffen werden kann. Man kann aber nicht gleichzeitig 
eine regulierende Funktion der Profitrate im Hinblick auf die Zinsrate be- 
haupten und die Vorstellung von einer natürlichen Zinsrate zurückweisen. 
Bei der ersten Alternative ist zudem zu bedenken, daß die allgemeine Pro- 
fitrate im allgemeinen nicht als Verhältnis von Aggregaten entwickelt wer- 
den kann. 

Indem Marx die Vorstellung von einem natürlichen Zinsfuß zurückweist, 
eröffnet sich die Möglichkeit, den Zinssatz als einen Zinssatz auf Geld zu 
fassen, genauer: als einen Zinssatz auf leihbares Geldkapital. Geld wird, 
wie Marx sagt, als Kapital verliehen, das seinem Eigentümer ein Zinsein- 
kommen verschafft. Damit entsteht ein Verhältnis zwischen Gläubigern 
und Schuldnern. Dieses ökonomische Verhältnis ist jedoch sehr vorausset- 
zungsreich; damit das Eigentum an Geldkapital einen Anspruch auf einen 
bestimmten Teil des gesellschaftlichen Nettoprodukts begründen Kann, 
muß eine primäre Distribution des Eigentums Klassenverhältnisse erzeugt 
haben, die es ermöglichen, die Einkommensansprüche der Eigentümer 
durchzusetzen.?1 

Die Eigenständigkeit der Marx'schen Theorie gegenüber den klassischen 
Autoren wie Smith und Ricardo wird immer wieder - und immer wieder zu 


21 Eine solche primäre Distribution des Eigentums ist etwas anders als eine neoklassische 
Erstausstattung. Während diese ein individuelles Arbeitsangebotskalkül entstehen läßt, 
das eine Entscheidung zwischen Arbeitszeit und Freizeit beinhaltet, leitet jene aus dem 
Klassenverhältnis einen Arbeitsangebotszwang ab. 
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Recht - mit der Marx’schen Analyse der Wertformen begründet.?? Er ent- 
wickelt den Wertbegriff im Zusammenhang mit einer Gesellschaftstheorie, 
in der es um die soziale Form der Arbeit geht. Marx verwendet viel Ener- 
gie darauf, das Geld als eine Form des Werts und damit als einen Ausdruck 
für die gesellschaftlichen Verhältnisse der Produzenten zu begründen. Das 
Geld ist für ihn eine Kategorie des Austausches und damit bleibt ein Wa- 
rengeld die Basis des Geldsystems, aber der allgemeine Austausch der Wa- 
ren - die Warenzirkulation - ist nur möglich auf der Grundlage einer kapi- 
talistischen Produktion, in der die Verhältnisse der Produzenten die Form 
von Klassenverhältnissen angenommen haben. Marx kritisiert die klassi- 
schen Ökonomen und hier insbesondere Ricardo dafür, daß sie das Geld 
nur als 'zeremonielle Form’ und mithin als bloßes Tauschmittel behandelt 
haben. Das Bemerkenswerte an der Marx'schen Theorie liegt darin, daß die 
Untersuchung des Kapitals, der Produktion und der Produktionstechnik 
nicht mit Mengenkategorien beginnt, sondern daß dieser Analyse ein diffe- 
renzierter Wertbegriff vorangestellt wird, von dem ausgehend Marx be- 
gründen Kann, worauf es im produzierenden Sektor ankommt. Im Gegen- 
satz zur klassischen Ökonomie verfügt er über eine ausgeführte Argumen- 
tation, aus der das Kapital als Wertgröße entwickelt wird. Es erscheint als 
Geldbetrag, der vorgeschossen wird, um einen Gewinn, in Geldeinheiten 
gemessen, zu erzielen. »(...) Geld (...) ist die erste Erscheinungsform des 
Kapitals« (Marx 1867, 161). Ausgehend vom Geld erhält Marx die Kreis- 
laufform des Kapitals G - W - G', worin er den Kern der kapitalistischen 
Produktionsweise erkennt und welcher er den Namen allgemeine Formel 
des Kapitals gibt. Die Kapitaleigentümer schießen Geld vor, um einen Ge- 
winn zu erhalten, der nicht als physischer Überschuß, sondern als Geldge- 
winn angestrebt wird. Es geht nicht einfach um produzierte Mengen, son- 
dern um solche Mengen, die, in Geldeinheiten gemessen, gewinnbringend 
produziert werden können. 

In seinen Vorarbeiten zur Allgemeinen Theorie kommt Keynes an einer 
Stelle auf die allgemeine Formel des Kapitals zu sprechen und bemerkt, 
daß Marx es versäumt habe, aus dieser Erkenntnis etwas zu machen. Er 
stimmt ihm zu, daß die Haltung der Geschäftswelt durch die Formel G - W 
- G' beschrieben werde; die Beschäftigung von Arbeitskräften hänge von 


22 Siehe dazu Ganßmann 1983, 408, Schefold 1976, 188, Heinrich 1991, 200f und 203-206. 
Heinrich verweist in seiner Untersuchung darauf, daß der Marx’sche Transformation von 
Werten in Produktionspreise, wie sie im dritten Band des Kapitals vorgetragen wird, jeder 
Bezug auf das Geld fehlt und Marx dort eine reine Arbeitsmengentheorie der Preise ver- 
tritt, während die Werttheorie des ersten Bandes als monetäre Werttheorie interpretiert 
werden kann (Heinrich 1991, 224). 
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einem Geldvorschuß, aber nicht von einem Vorschuß von Produkten ab (s. 
Keynes 1933a, 81f.). 

Die Differenz zwischen der neoklassischen Theorie und einer Theorie der 
Geldwirtschaft, wie Keynes sie erarbeiten will, liege darin, so seine These, 
daß sie unterschiedliche Typen der Ökonomie behandelten. Die neoklassi- 
sche Theorie hat eine real-wage economy zum Gegenstand, in der die Pro- 
duzenten ihr gemeinsam erzeugtes Produkt gemäß ihren Beiträgen zur Pro- 
duktion untereinander aufteilen. Entscheidend ist, daß das Geld in einer 
solchen Ökonomie keine Rolle spielt (siehe Keynes 1933a, 76-78). Ganz 
anders verhält es sich in einer entrepreneur economy oder, was das Glei- 
che, in einer monetary economy. In einer solchen Wirtschaftsweise erhält 
das Geld seine zentrale Bedeutung dadurch, daß es in die Entscheidungen 
der Unternehmer über die Durchführung von Produktionsprozessen eingeht 
und einen Einfluß auf das Produktionsvolumnen und die Beschäftigung er- 
hält. Diese Überlegungen trägt Keynes in einem 1933 geschriebenen Arti- 
kel vor; in diesen im wesentlichen programmatisch gehaltenen Ausführun- 
gen erkennt er das Defizit der neoklassischen Wirtschaftstheorie darin, daß 
für sie das Geld neutral ist, und stellt fest: »(...) we lack a monetary theory 
of production« (Keynes 1933, 408). In einer solchen geldlichen Theorie der 
Produktion wird das Geld für die Untersuchung des Zinssatzes und für die 
Beziehung zwischen dem Produktionsvolumen und den gesamten Ausga- 
ben, i.e. der effektiven Nachfrage, bedeutsam (Keynes 1933, 408). 

Sraffa hat den Begriff der Geldwirtschaft in einer lesenswerten Kritik an 
Hayeks Akkumulationstheorie aufgenommen. Er hielt ihm entgegen, daß 
man das Wesentliche einer Geldwirtschaft verfehle, wenn man das Geld 
nur als Tauschmittel betrachte. Eine Analyse der Geldwirtschaft, die ihren 
Namen verdiene, müsse die Wertaufbewahrungsfunktion des Geldes, die 
auf Geld lautenden Verträge, die Lohnkontrakte und das Preisniveau als 
Kategorien aufnehmen, andernfalls komme man über das Konzept einer 
geldlosen Wirtschaft nicht hinaus (Sraffa 1932, 43f.). Eine Begründung für 
die makroökonomische Bedeutung des Geldes und für die herausgehobene 
Funktion des Zinssatzes auf Geld erhält man in diesem Aufsatz von Sraffa 
aber ebensowenig wie in dem erwähnten Aufsatz von Keynes. Erst in der 
Allgemeinen Theorie formulierte Keynes eine Zinstheorie, die auf den be- 
sonderen Eigenschaften des Geldes beruhte und in deren Zentrum der Be- 
griff der Liquiditätsprämie stand. Eine Geldwirtschaft, so seine These, ist 
durch die Unsicherheit der Zukunft gekennzeichnet, wobei es wichtig ist, 
daß das Geld diese Unsicherheit erzeugt (Keynes 1936, 248). Auf der ande- 
ren Seite ist das Geld gegenüber allen anderen Vermögensbeständen zum 
»Inbegriff der Liquidität« (Keynes 1936, 196) geworden. Keynes zufolge 
wird es immer einen Vermögensbestand geben, der gegenüber allen ande- 
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ren dadurch ausgezeichnet ist, daß er die vergleichsweise höchste Liquidi- 
tätsprämie gewährt; darunter versteht er einen nicht-pekuniären Ertrag, in 
dem die Sicherheit zum Ausdruck kommt, welche der Besitz dieses Ver- 
mögensobjekts gewährt. Ein solcher Vermögensbestand besitzt geldliche 
Eigenschaften und eine seiner Besonderheiten liegt darin, daß er nicht be- 
liebig produziert werden kann. Diese Bedingung erfüllt das Geld. Ange- 
sichts der Unsicherheit zukünftiger Marktkonstellationen befriedigt die 
Geldhaltung eine Vorliebe für Liquidität und gewährt eine Liquiditätsprä- 
mie, die den Zinssatz auf Geld bestimmt (s. Keynes 1936, Kap. 17). Es 
sind somit die besonderen Eigenschaften des Geldes, die vermittelt über 
die Liquiditätsprämie, den Geldzinssatz und das Investitionskalkül der 
Unternehmen dazu führen, daß die Kapitalgüter knapp gehalten werden 
und Arbeitslosigkeit entsteht. 


»(...) Arbeitslosigkeit entwickelt sich, weil die Menschen dem Mond nachjagen; - es ist nicht 
möglich, Menschen zu beschäftigen, wenn der Gegenstand des Verlangens (das heißt Geld) 
etwas ist, was nicht erzeugt werden kann, und dessen Nachfrage nicht ohne weiteres unter- 
drückt werden kann« (Keynes 1936, 197). 

Keynes unterschied sehr genau zwischen der Produktionstechnik und ihrer 
Produktivität auf der einen Seite und dem Geldzinssatz auf der anderen. 
Sind verschiedene Produktionsverfahren verfügbar, dann gibt nicht die 
physische Produktivität den Ausschlag bei der Wahl des Produktionsver- 
fahrens, sondern der vorausgesetzte Zinssatz. Das Produktionsverfahren 
muß so gewählt werden, daß seine Anwendung einen Überschuß entstehen 
läßt, aus dem der Zins gezahlt werden kann (siehe Keynes 1936, 178-181). 
In der Keynes'schen Theorie der Geldwirtschaft wird die Produktionstech- 
nik durch einen vorgegebenen Zinssatz auf Geld und das Produktionsvo- 
lumen durch die Erwartungen der Unternehmer und den Geldzinssatz be- 
stimmt. 

Fassen wir zusammen: In der klassischen und der neoklassischen Wert- 
theorie ganz ebenso wie in der Marx’'schen Preistheorie wird die Profitrate 
als eine Kategorie der Produktionstheorie entwickelt. Diese Überlegungen 
bieten nur für einen Sonderfall eine theoretisch konsistente Lösung. Die 
modernen neoklassischen Theoretiker teilen mit Sraffa dıe Einsicht, daß 
die Profitrate auf andere Weise begründet werden muß; im weiteren unter- 
scheiden sich diese beiden verbleibenden Möglichkeiten, den Freiheitsgrad 
zu schließen, aber grundlegend voneinander. Sraffas Warenproduktion 
mittels Waren ist kein Spezialfall der allgemeinen Gleichgewichtstheorie, 
sondern verweist auf eine Theorie der Geldwirtschaft; das wirft allerdings 


23 Neuere Ansätze zu einer solchen Theorie der Geldwirtschaft stellen eine Verbindung zwi- 
schen der Keynes'schen Schrift Vom Gelde und der Allgemeinen Theorie her; siehe dazu 
Davidson 1972, Riese 1986 und Herr 1992. 
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die Frage auf, worin die Besonderheiten des Geldes begründet sind. Seine 
Schrift eröffnet einen anderen Blick auf die gesamtwirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge, denn während die neoklassische Theorie von einer gegebe- 
nen physischen Erstausstattung ausgehend das Preissystem ableitet, zeigt 
Sraffa, daß man einen Wertbegriff haben muß, bevor man Mengen unter- 
sucht. Folgt man dieser Überlegung, dann bilden die Beschäftigung und 
das Produktionsvolumen einen eigenständigen Gegenstand und können ei- 
ner Theorie der Allokation knapper Ressourcen nicht untergeordnet wer- 
den. 
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